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Die Merz-Akte

Den Anfang seiner amts- und postengestützten Parteikarriere in der CDU
nimmt der heute 63-jährige Friedrich Merz 1997 Seite an Seite
gemeinsam mit einigen anderen Jungfunktionären, insbesondere jedoch
mit der von Bundeskanzler Helmut Kohl intensiv geförderten und
späteren Parteivorsitzenden Angela Merkel, gewissermaßen nebeneinander
in der gleichen Reihe wahr.

Mit dem schrittweisen Rückzug Helmut Kohls von seinen einflußreichen
Parteifunktionen hat Merkel gelegenheitsgerecht und geradezu fugenlos
es schneller und verzögerungsfreier als alle anderen verstanden, die
Lücken auf dem Wege zum Parteivorsitz und zur späteren Kanzlerschaft
scheinbar leichtfüßig zu füllen.

Mit dem wachsenden Dissens und der mißlingenden Kooperation zwischen
Friedrich Merz und Angela Merkel bis hin zur offenen parteiinternen
Gegnerschaft hat sich der demgegenüber erfolglose und
zurückgeschlagene F. Merz dann allerdings auch mit Blick auf die von
ihm mitzuverantwortende Wahlniederlage der CDU/CSU im Jahre 2002 von
allen höheren Funktionen und politischen Laufbahnen innerhalb der
Partei konsequent zurückgezogen, auch, um sich vollends auf seinen
aussichtsreichen Berufsweg in die Wirtschaft zu konzentrieren.

Mit dem sukzessiven Rückzug Angela Merkels nun, den sie mit der
Erklärung vom 29.10.2018, nicht weiter für eine Wahl zur
Parteivorsitzenden zur Verfügung zu stehen, einleitete, um bestenfalls
noch bis zum Ende der Legislaturperiode als Kanzlerin fortzuwirken,
tauchte wie vom Katapult geschossen Friedrich Merz, ganz sicher für
viele unerwartet, mit dem Anspruch auf, mit dem Parteivorsitz nach dem
Ausscheiden von Merkel wieder in das Rampenlicht einer zudem medial
gestützten Aussicht auf höchstmöglichen politischen Einfluß zu treten.

Wenn mit einer volkstümlichen Kurzbeschreibung von dem Widerspruch und
der Kontraproduktivität bei der Bewertung jenes Merz-Phänomens aufs
einfachste die Rede sein kann, dann doch nur, weil der
Noch-Parteivorsitzenden und Bundeskanzlerin Angela Merkel ein Hochmaß
an mit eigenen Händen errichteten Positivergebnissen und statthaften
Problemlösungen zugesprochen werden muß, demgegenüber einem
Nachfolger, und das im Angesicht wachsender Schwierigkeiten,
hochwahrscheinlich doch nur die Rolle desjenigen bleibt, der alles mit
seinem in diesem Fall standesgemäßen Hintern wieder umstößt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. November 2018
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ATOM/182: Halbwertzeit - Altprotest trifft Aktivisten ... (BBU)


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Mitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e. V.

Pressemitteilung vom 5. November 2018

Unermüdlich: 32 Jahre Sonntagsspaziergänge an der Gronauer
Urananreicherungsanlage (UAA)



Mitglieder mehrerer Anti-Atomkraft-Initiativen aus Gronau und den Kreisen
Borken und Steinfurt, aus der Grafschaft Bentheim sowie aus Enschede (NL)
trafen sich am Sonntag (4. November 2018) wie an jedem ersten Sonntag im
Monat um 14 Uhr zum Sonntagsspaziergang an der Gronauer
Urananreicherungsanlage (UAA). Und das jetzt schon seit 32 Jahren.

Die monatlich stattfindenden Sonntagsspaziergänge an der Gronauer UAA
zählen zu den bundesweit ältesten und kontinuierlichsten Protestaktionen
der Anti-Atomkraft-Bewegung. Sie richten sich besonders gegen den
Weiterbetrieb der Gronauer Urananreicherungsanlage sowie gegen die damit
verbundenen Urantransporte.

Im Rahmen einer Umweltwoche der Stadt Gronau fand Ende September 1986, nur
wenige Monate nach der Atomkatastrophe in Tschernobyl, erstmalig ein
Protest-Sonntagsspaziergang an der UAA Gronau statt. Der nächste wurde am
ersten Sonntag im November 1986 durchgeführt und seitdem wurden
ununterbrochen immer am ersten Sonntag im Monat Sonntagsspaziergänge an der
bundesweit einzigartigen Uranfabrik durchgeführt. Für das leibliche Wohl
bei den Sonntagsspaziergängen sorgt seit einigen Jahren die VolksKüche
Schüttorf - mit Kaffee und leckerem Kuchen.

Unter den rund 20 Aktiven, die an diesem Sonntag zur
Urananreicherungsanlage kamen, waren auch einige Unentwegte, die schon vor
32 Jahren an den ersten Spaziergängen teilgenommen haben. Andere
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nehmen erst seit einigen Monaten an den
Spaziergängen teil. Sie alle verbindet der Wunsch nach einer möglichst
umweltfreundlichen Energieversorgung, also ohne Atomenergie und ohne
Kohlekraftwerke.

Schulterschluss von Anti-Atomkraft-Initiativen und der
Friedensbewegung

Aktuell fand der Sonntagsspaziergang im Rahmen bundesweiter Aktionstage der
Friedensbewegung statt, die vom 1. - 4.11. durchgeführt wurden. Bei den
Aktionen zur Stilllegung der Urananreicherungsanlage kommt es immer wieder
zum Schulterschluss von Anti-Atomkraft-Initiativen und der
Friedensbewegung. Wiederholt fanden zum Beispiel in den letzten Jahren
immer am Karfreitag gemeinsame Ostermärsche zur Gronauer
Urananreicherungsanlage statt.

Die vielfältigen Proteste gegen die Gronauer Uranfabrik und gegen den
Betreiberkonzern Urenco, an dem auch RWE und E.ON beteiligt sind, haben
dazu geführt, dass sich auch die Bundespolitik mit der Zukunft der
Urananreicherungsanlage befasst. Bei einer Anhörung des Umweltausschusses
der Bundesregierung in Berlin standen dabei im Oktober Gesetzesentwürfe zur
Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen auf der Tagesordnung.

Mit dem Betrieb der Gronauer Uranfabrik sind zahlreiche Gefahren
verbunden

Mit dem Betrieb der Gronauer Uranfabrik sind zahlreiche Gefahren verbunden.
Mehrere Störfälle haben sich bereits in der Anlage ereignet und weitere
können sich ereignen. In der Anlage fällt bei der Produktion Atommüll an,
die Anlage könnte zur Produktion von atomwaffentauglichem Uran umgerüstet
werden, der Anlagenbetrieb setzt den menschen- und umweltfeindlichen
Uranabbau voraus und der ganze Anlagenbereich (inclusive Uranfreilager, in
dem zigtausende Tonnen hochgefährliches Uranhexafluorid lagern) ist nicht
gegen Flugzeugabstürze gesichert.

Der nächste Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage
findet am ersten Sonntag im Dezember statt (2. Dezember), dann wieder
traditionell als Nikolaus-Spaziergang. Erfahrungsgemäß wird dann der
Anti-Atomkraft-Nikolaus wieder die SpaziergängerInnen mit kleinen Präsenten
für ihr Durchhaltevermögen "belohnen".


Weitere Informationen:

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://abruesten.jetzt

http://www.nrw.dfg-vk.de

https://bbu-online.de/Presse.htm

https://www.ippnw.de/atomenergie.html

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

https://hambacherforst.org

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/374: Hambacher Forst - keine Räumung bis zum Schlichtungsergebnis ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. November 2018

Hambacher Wald: BUND unterstützt Forderung nach Schlichter



Düsseldorf, 07.11.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) unterstützt die heute von
Bündnis 90/Die Grünen erhobene Forderung nach Einsetzung eines unabhängigen
Schlichters im Hambacher Wald.

"Die ständige Eskalationsspirale muss ein Ende haben", forderte der
BUND-Landesvorsitzende Holger Sticht. "Ansonsten gibt es nur Verlierer. Vor
allem der kostbare Hambacher Wald wird der Leidtragende sein." Wie die
unter "fadenscheinigen Begründungen veranlasste, vollkommen
unverhältnismäßige Baumhausräumung" im September gezeigt habe, könne mit
solchen Maßnahmen kein sozialer Frieden geschaffen werden. Auch hätten die
Räumungen zu schwerwiegenden Eingriffen in den ökologischen Kernbereich des
Hambacher Waldes geführt. Dem gegenüber hätten die langjährigen
Waldbesetzungen noch keine irreversiblen Auswirkungen auf die Natur gehabt.
So sei zum Beispiel die Population der Bechstein-Fledermaus stabil.

Mit großer Sorge verfolgt der BUND die aktuellen Vorbereitungen für
Räumungen der nach dem gerichtlichen Rodungsstopp neu entstandenen wenigen
Baumhäuser. "Zumindest bis zur endgültigen Entscheidung über die
BUND-Klagen sollte eine tragfähige Lösung gefunden werden, die eine
öffentliche Kontrolle im Wald sicher stellt, gleichzeitig aber diesen auch
schont", so Sticht. "Die in den sozialen Medien von RWE-Sympathisanten
gegen den Wald ausgesprochenen Drohungen zeigen, dass eine angemessene
Bewachung vor Ort leider weiter erforderlich ist."

Bislang, so die BUND-Kritik, habe die Landesregierung keinen Beitrag zur
Befriedung der Situation geleistet. Ministerpräsident Armin Laschet müsse
deshalb endlich seine einseitige Unterstützung der RWE-Interessen beenden
und die Verantwortung für eine Befriedung der Region wahrnehmen. Sein
bisheriges Agieren steht nach BUND-Auffassung in krassem Widerspruch zu den
Ankündigungen nach dem am 5. Oktober verhängten Rodungsstopp. Damals hatte
Laschet gesagt, jetzt sei der Raum für Gespräche, und den sollten alle
Beteiligten nutzen. Es müsse ein Weg gefunden werden, die unterschiedlichen
Interessen miteinander zu versöhnen. Auf ein entsprechendes
Gesprächsangebot wartete der BUND bislang vergebens.


Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. November 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/373: Treburer Oberwald - Vertreibung der Besetzer ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD-Pressemitteilung vom 6.11.2018

Polizei räumt Waldcamp gegen Frankfurter Flughafenausbau

ROBIN WOOD protestiert und fordert Erhalt des Treburer Oberwaldes



Heute früh hat die Polizei mit der Räumung des Waldcamps im Treburer
Oberwald am Frankfurter Flughafen begonnen. ROBIN WOOD protestiert gegen
die Räumung und solidarisiert sich mit den aus unabhängigen
Zusammenhängen kommenden Waldbesetzer*innen, die sich seit Januar diesen
Jahres für den Erhalt des Waldes und gegen den weiteren Flughafenausbau
einsetzen. Die Polizei ist mit Dutzenden von Einsatzfahrzeugen, einem
Räumpanzer und einer Hebebühne vor Ort.

Die Betreibergesellschaft des Frankfurter Flughafens, Fraport, will den
Wald roden, um einen neuen Autobahnanschluss für das Terminal 3 zu
bauen. Von den sechs Hektar sind 4,5 zur Rodung und 1,5 Hektar als
Verfügungsfläche für die Bauarbeiten vorgesehen. ROBIN WOOD hält zum
Schutz von Menschen, Wald und Klima den Rückbau statt eines weiteren
Ausbaus des Frankfurter Flughafens für notwendig.

"Die das Klima am besten schützende Vegetation dieses Planeten soll
gefällt werden, um die klimaschädlichste Fortbewegungsart, das Fliegen,
zu fördern. Das ist absurd und läuft allen Klimazielen zuwider. Deshalb
fordern wir: Hände weg vom Treburer Wald!", sagt Jana Ballenthien,
Waldreferentin von ROBIN WOOD.

Anfang der 90er Jahre bekam der Treburer Oberwald den Schutzstatus
"Bannwald". Damit wurde ihm nach dem hessischen Landeswaldgesetz eine
außergewöhnliche Bedeutung für den Wasserhaushalt, das Klima und die
Luftreinigung zugesprochen - Funktionen, die Wälder insbesondere in
Verdichtungsräumen und waldarmen Gebieten übernehmen. Doch kaum
erhalten, wurde der Status immer wieder aufgehoben, um weitere Bäume für
verschiedene Stadien des Flughafenausbaus abzuholzen.

Aus Sicht von ROBIN WOOD ist es wichtig, dass Menschen hier und jetzt
entschlossen für den Erhalt von Wäldern und gegen klimaschädliche
Industrien wie Flugverkehr oder Kohleverstromung eintreten, damit der
Druck von unten wächst und Klimaschutz vor Profit geht.

 * 

Quelle:

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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GEFAHR/039: Brandsatz Fukushima - Soziale Manipulation und Gefährdungsverblendung ... (SB)




[image: Grafische Darstellung der Strahlenausbreitung von Fukushima im gesamten Pazifischen Ozean, hinterlegt mit dem Symbol für Radioaktivität und der Überschrift: 'Noch 10 Jahre?' - Grafik: © 2013 by Schattenblick]

Brandsatz Fukushima

Grafik: © 2013 by Schattenblick



Der japanischen Regierung ist es gelungen, die kritische
Berichterstattung über die Havarie des Atomkraftwerks Fukushima
Daiichi weitgehend aus den Medien herauszuhalten. In der im Nordosten
des Landes gelegenen Anlage waren am 11. März 2011 nach einem
Erdbeben und anschließendem Tsunami vier von sechs Kernreaktoren
zerstört worden, Kernschmelzen setzten ein. In den nächsten Stunden
ereigneten sich in drei dieser Anlagen Wasserstoffexplosionen, im
vierten Meiler fingen die Brennstäbe in einem leck geschlagenen
Abklingbecken Feuer. Seitdem strömten den offiziellen Angaben zufolge
täglich 400 Tonnen teils hochradioaktives Wasser ungefiltert ins
Meer. Trotz diverser Schutzmaßnahmen (Eiswall rund um das havarierte
Akw, Grundwasser-Bypass von oberhalb der Anlage zum Meer,
Stahlspundwand am Hafenbecken) sind es noch immer 150 Tonnen täglich.
Das ist keine Kleinigkeit.

Zum einen handelt es sich um Grundwasser, das von den Bergen kommend
in die zerrütteten Fundamente der Meiler eindringt, Radionuklide
aufnimmt und weiter unterirdisch ins nahegelegene Meer fließt. Zum
anderen müssen die havarierten Meiler ständig mit Wasser gekühlt
werden. Nur ein Teil des Lösch- und Grundwassers wird abgefangen,
durch die Dekontaminationsanlage ALPS geschickt und in Tanks auf dem
Gelände gelagert.

Darüber hinaus wurden weite Landstriche auf dem Luftweg verstrahlt.
Japan hatte gewaltiges Glück gehabt, daß der Wind die radioaktiven
Wolken, die sich vor allem in den ersten Tagen nach Beginn der
Katastrophe bildeten, nur kurze Zeit in Richtung Tokio geweht, dann
aber gedreht und die Strahlenpartikel in Richtung Meer befördert hat.
Dessen ungeachtet mußte die Regierung eine Sperrzone rund um das Akw
Fukushima Daiichi von zunächst 20 Kilometer einrichten. Sie wurde
dann auf 30 Kilometer erweitert. Wobei sich die Strahlung nicht an
die mit dem Zirkel gezogene Evakuierungszone gehalten hat.

Weite Gebiete außerhalb der Sperrzone wurden ebenfalls verstrahlt.
Wer dort gewohnt hat, hat möglicherweise Pech gehabt, denn im
Gegensatz zu den aufgrund behördlicher Anordnung evakuierten
Menschen, kamen die "freiwillig" Evakuierten nicht in den gleichen
Genuß entsprechender staatlicher Kompensationszahlungen. Sie
erhielten, wenn überhaupt, eine geringere Entschädigung. Diese
Zahlungen wurden im März 2017 eingestellt.

Inzwischen übt die Regierung massiven Druck auf die Evakuierten aus,
wieder in ihre mutmaßlich dekontaminierte Heimat zurückzukehren. Die
Evakuierungsanordnung wurde für einige Gebiete innerhalb der
Sperrzone aufgehoben. Angeblich ist dort die Strahlung so weit
abgeklungen, daß sie unterhalb der Grenzwerte liegt. Das erweist sich
jedoch weitgehend als Wunschdenken.

Erst vor kurzem hat der UN-Sonderberichterstatter für gefährliche
Stoffe und Abfälle, Baskut Tuncak, in einem Bericht an die
UN-Generalversammlung in New York die japanische Regierung
aufgefordert, die Rückkehr von Kindern und Frauen im gebärfähigen
Alter in jene Gebiete zu stoppen, die höher verstrahlt sind als die
Grenzwerte es zuließen, die vor der Fukushima-Havarie in Japan
gegolten haben. Es sei äußerst besorgniserregend, daß die Regierung
die Grenzwerte der radioaktiven Belastung um das 20fache von zuvor 1
Millisievert pro Jahr (1 mSv/a) auf 20 mSv/a angehoben hat, schreibt
Baskut Tuncak und sagt: "Es ist enttäuschend zu erleben, daß Japan
die Empfehlung des UN-Menschenrechtsüberwachungsmechanismus (UPR) aus
dem Jahr 2017, zu dem zurückzukehren, was es vor der Atomkatastrophe
für eine akzeptable Strahlendosis angesehen hat, zu ignorieren
scheint." [1]

Die Empfehlung war von Deutschland vorgebracht worden und Japan hatte
zugestimmt, sie anzunehmen. Doch daraus ist anscheinend nichts
geworden. In der Bundesrepublik und anderen EU-Mitgliedsländern gilt
ein Grenzwert von 1 mSv/a, wohingegen 20 mSv/a nur für Personen
zulässig ist, die von Berufs wegen strahlenexponiert sind.

Der UN-Menschenrechtler sagt, Japan habe die Pflicht, die Kinder zu
schützen, denn es habe die UN-Kinderrechtskonvention unterzeichnet
und die schreibe vor, daß Kindern der höchstmögliche Schutzstandard
zu gewährleisten ist. Die vermeidbare Strahlenexposition müsse auf
ein Minimum reduziert werden.

Indem die Regierung Japans die Evakuierungsanordnung Schritt für
Schritt, Gebiet für Gebiet aufhebt, erweckt sie den Eindruck, als
machten die Dekontaminationsarbeiten Fortschritte oder als klinge die
Strahlung mit der Zeit ab. Beides trifft jedoch nur sehr bedingt zu.
Erstens werden zuvor dekontaminierte Flächen durch Wind und Wetter
erneut verstrahlt, und man kann nicht nach jedem Regenguß abermals
die obersten 20 Zentimeter der Erde abtragen. Zweitens werden die
ausgedehnten Waldgebiete der Präfektur Fukushima gar nicht erst von
Radionukliden befreit. Die Dekontaminationsarbeiten beschränken sich
auf die Siedlungsgebiete und die Flächen im Abstand von rund 20 Meter
um sie herum sowie einige Verkehrswege. Drittens sind viele der
Radionuklide langlebig. Cäsium-137 zum Beispiel hat eine
Halbwertszeit von 30 Jahren, Strontium-90 von 28,5 Jahren - auf den
physikalischen Effekt des natürlichen Atomzerfalls können die
Menschen in Fukushima lange warten.

Selbst die am stärksten verstrahlten Flächen sollen innerhalb der
nächsten fünf Jahre freigegeben werden. Doch bereits im Jahr 2020
finden in Japan die Olympischen Sommerspiele statt. Bis dahin dürfte
die japanische Regierung noch einige Anstrengungen unternehmen, um
mehr Menschen in die vormalige Evakuierungszone zu nötigen. Denn
bisher verläuft die Rückkehr eher harzig, das durch zahlreiche
Beispiele genährte Mißtrauen der Menschen gegenüber den
Machenschaften von Staat und Nuklearwirtschaft, deren mafiös
anmutende Kooperation in Japan als "das Dorf" umschrieben wird, läßt
sich mit noch so wohlfeilen Worten nicht aus der Welt schaffen.


Fußnote:

[1] https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=23772&LangID=E

5. November 2018
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KOHLEALARM/515: Klimakampf und Kohlefront - Treffen bei Jänschwalde ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 2. Oktober 2018

Zwischenbilanz der Klimapilger: Schon 1.344 Menschen "erlaufen" fürs
Klima über 30.000 km



Aus Anlass des großen Aktionstags in Dresden zieht der 3. Ökumenische
Pilgerweg für Klimagerechtigkeit eine Zwischenbilanz. Seit dem Start am
9.9. in Bonn haben sich bereits 1.344 Menschen an dem Marsch fürs Klima
beteiligt. Neben wechselnden Tagespilgern gibt es dabei auch eine feste
Gruppe von Dauerpilgern, welche die gesamte Strecke von 1.700 km bis
Katowice gehen. Bis einschließlich Dresden hatten sie davon 1.105
geschafft.

Addiert man die gelaufenen Kilometer aller Pilger/innen, haben die Pilger
bereits 31.912 Kilometer geschafft!

Vom 5. bis zum 11. November laufen die Pilger quer durch die Lausitz, von
Hoyerswerda bis Jänschwalde, vorbei an Tagebauseen und Kippenflächen
des DDR-Braunkohlenbergbaus, entlang der "braunen Spree, vorbei an
Grubenkanten, Kraftwerken. Dabei besuchen sie "Kraftorte" wie das
Hofprojekt "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben" und
"Schmerzpunkte". (Link zum Programm s.u.).

So treffen die Pilger am 6.11. im Bergschlösschen Spremberg auf
Tagebaubetroffene, die über ihre Erfahrungen mit erlebten und drohenden
Umsiedlungen berichten. Nach einem Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht
es mit einer großen Pilgerprozession am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde,
wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk zu einer Kundgebung aufrufen und
die Umweltgruppe Cottbus eine Theaterperformance geplant hat.

So treffen die Pilger am 6.11. im Bergschlösschen Spremberg auf
Tagebaubetroffene, die über ihre Erfahrungen mit erlebten und drohenden
Umsiedlungen berichten. Nach einem Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht
es mit einer großen Pilgerprozession am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde,
wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk zu einer Kundgebung aufrufen und
die Umweltgruppe Cottbus eine Theaterperformance geplant hat.


Hintergrund

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember
im polnischen Katowice, wo die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.
Knapp einen Monat nach ihrem Start in Bonn haben die Klimapilger schon
über 15.000 Kilometer "unter den Füßen". Auf ihrem rund drei Monate
andauernden und 78 Tagesetappen umfassenden Weg sind täglich kleine
und große Veranstaltungen, Andachten, Aktionstage und Demonstrationen
geplant. Den deutschen Höhepunkt bildet die Übergabe der Forderungen
und Fürsprachen an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (angefragt)
und die Mitglieder der Kohlekommission am 26.11. in Berlin. Am 7.
Dezember werden die Pilgerinnen und Pilger dann in Katowice erwartet.

Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.
Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von
einem breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und
Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die
Deutsche Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KURSUS/5005: Mönchengladbach - "Edith Piaf und ihre Milords" am 15.11.2018


Edith Piaf und ihre Milords



Edith Piaf - eine einmalige Stimme, ein einmaliges Schicksal, eine
einmalige Frau! Aus "kleinen Verhältnissen" stammend, triumphierte sie
als Künstlerin und eroberte die Herzen der Welt. An diesem Abend
widmen sich die Teilnehmer der "grande dame" des französischen
Chansons und ihren unvergleichlichen Mitstreitern, ihren "Milords" wie
Georges Moustaki, Yves Montand, Gilbert Bécaud und Charles Aznavour.

15.11.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G2001S

Kosten: 7 Euro

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/4177: Kassel - Herwig Lucas liest seine Lieblingsgeschichten am 12.11.2018


Herwig Lucas liest seine Lieblingsgeschichten 



Herwig Lucas liest am Montag, 12. November, ab 18.30 Uhr seine
allerliebsten Erzählungen im Rahmen der Lesereihe
"Lieblingsgeschichten" in der Stadtbibliothek. Es gibt so viele tolle
Geschichten! Herwig Lucas liest Texte von Oscar Wilde, Johann Peter
Hebel, Roald Dahl und anderer Autorinnen und Autoren. Ein
Überraschungsabend.

Die Lesereihe wird unterstützt durch den Freundeskreis der
Stadtbibliothek Kassel e.V.

Der Eintritt beträgt vier Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. November 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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SEMINAR/3168: Mönchengladbach - 2 x "Rhetorik" ab 14. bzw. 15.11.2018




Rhetorik-Seminare

Rhetorik: Frei und spontan vor Gruppen sprechen!

Ziel des Seminares ist es, dass die Teilnehmer lernen ruhig und
gelassen vor Publikum zu sprechen.

14.11. bis 5.12.2018, 18:30 - 21:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B2054F

Kosten: 75 Euro

Rhetorik: Gespräche effektiv steuern

Ob Bewerbungs- oder Karrieregespräche, Gespräche mit Kunden, Kollegen
oder Vorgesetzten, immer wichtiger wird eine zielorientierte
Eingreif- und Steuerungskompetenz. Damit ist die Fähigkeit gemeint,
ein Gespräch geschickt zu lenken, sowie Störungen, Irritationen und
persönliche Angriffe zu erkennen und abzuwehren, ohne dass ein übler
Nachgeschmack bleibt.

15.11. bis 6.12.2018, 18:30 - 21:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B2056F

Kosten: 75 Euro

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/8417: Norden - "Die Restaurierung des Dampfschiffs 'Prinz Heinrich' von 1909" am 14.11.


Die Restaurierung des Dampfschiffs 'Prinz Heinrich' von 1909

Vortrag am 14. November im Teemuseum



"Die Restaurierung des Dampfschiffs 'Prinz Heinrich' von 1909" ist der
Titel des Vortrags, zu dem der Heimatverein Norderland e.V. und das
Ostfriesische Teemuseum am Mittwoch, den 14. November 2018, um 19.30
Uhr, in den Rummel des Alten Rathauses einladen.

Dr. Wolfgang Hofer, Leer, berichtet in seinem Vortrag über die
Restaurierung des Dampfschiffes, welches ein letzter Zeitzeuge der
ehemaligen ostfriesisch-emsländischen Dampfschiff-Flotte ist. Der
Verein "Traditionsschiff Prinz Heinrich" gründete sich 2003 mit dem
Ziel, den Dampfer zu restaurieren, wieder unter Dampf in Fahrt zu
bringen und für die Nachwelt zu erhalten. Die "Prinz Heinrich" wurde
im Jahr 1909 auf der Papenburger Meyer-Werft als
Doppelschrauben-Post- und Passagierdampfer für die Borkumer Kleinbahn
& Dampfschiffahrts AG gebaut. Sie verkehrte in erster Linie zwischen
Emden und Borkum und fuhr in beiden Weltkriegen als Versorger. Später
wurde der Dampfer zu einem Motorschiff ausgebaut. Nach der
Außerdienststellung 1970 diente es als Museumsschiff "Mississippi" für
eine Ausstellung an der Trave in Lübeck. 2002 wurde die Ausstellung
nach Warnemünde verkauft, das Schiff jedoch blieb im Rostocker Hafen
zurück. 2003 schließlich kaufte der Verein "Traditionsschiff Prinz
Heinrich" den Dampfer und ließ ihn nach Leer schleppen, wo er von 2005
bis 2018 restauriert wurde.

Eintritt 5,00 Euro, Mitglieder der Museumsvereine zahlen 4,00 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. November 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0

Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8416: Bielefeld - Die "Aloha"-Inseln am 12. November 2018


Vortrag: Die "Aloha"-Inseln



Bielefeld (bi). Dr. Carsten Seick nimmt Interessierte am Montag, 12.
November, mit auf eine Reise zu den "Aloha"-Inseln. In einem
Bildervortrag informiert er über die Geschichte der hawaiianischen
Inseln und gibt dazu literarische Hinweise. Themen sind das
geschichtsträchtige Pearl Harbour, der Sandstrand von Waikiki oder
auch die einzigartige Flora im Haleakala Nationaplark auf Maui. Der
Vortrag startet um 19.30 Uhr im Vortragssaal des Sennestadthauses und
kostet fünf Euro. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. November 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/8415: Mönchengladbach - "Höhenwege und Klettersteige in der Schweiz", 13.11.


Höhenwege und Klettersteige in der Schweiz



An diesem Abend sehen die Teilnehmer fantastische Bilder unter anderem
von den Topklettersteigen in der Schweiz. Baltschieder, Leukerbader,
oder den Jägihorn Klettersteig im Wallis. Alle diese Wege enden in
Gipfelregionen, die eine prachtvolle Sicht auf das Gipfelmeer bieten.
Außerdem werden Wanderwege bis in die 3.000er Regionen vorgestellt. So
erhalten die Teilnehmer einen umfassenden Bericht um ihr Fernweh zu
mildern.

13.11.2018, 19:30 - 21:30 Uhr

TIG Theater im Gründungshaus, Eickener Str. 88

Kurs-Nr.: 182C1500F

Kosten: 8 Euro

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





AKTION/1899: Briefe gegen das Vergessen, November 2018


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats November 2018

- Saudi-Arabien - WALEED ABU AL-KHAIR

- Honduras - Berta Cáceres/COPINH

- Tadschikistan - Buzurgmekhr Yorov



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


SAUDI-ARABIEN


Waleed Abu al-Khair

Im September 2018 wurde Waleed Abu al-Khair gemeinsam mit Abdullah
al-Hamid und Mohammad Fahad al-Qahtani mit dem Alternativen Nobelpreis
der Stockholmer Right-Livelihood-Stiftung ausgezeichnet. Geehrt wurden
die drei Menschenrechtler "für ihren visionären und mutigen Einsatz,
geleitet von universellen Menschenrechtsprinzipien, das totalitäre
politische System in Saudi-Arabien zu reformieren". Doch weder Waleed
Abu al-Khair noch die beiden anderen Preisträger konnten den Preis
entgegennehmen, da alle drei in Haft sind.

Waleed Abu al-Khair war der Verteidiger des bekannten Bloggers Raif
Badawi, der ebenfalls inhaftiert ist. Der Rechtsanwalt wurde im Juli
2014 von einem Sonderstrafgericht in Dschidda unter anderem wegen
"Ungehorsams gegenüber dem König" und "Beleidigung der Justiz" zu 15
Jahren Gefängnis, einem anschließenden Reiseverbot und einer hohen
Geldstrafe verurteilt. Waleed Abu al-Khair hat viele Opfer von
Menschenrechtsverletzungen vor Gericht vertreten, obwohl die
saudi-arabischen Behörden jahrelang versuchten, ihn einzuschüchtern
und zum Schweigen zu bringen. Schließlich wurde er auf Grundlage des
"Antiterrorgesetzes" verurteilt. Im Gefängnis wurde er geschlagen, man
entzog ihm den Schlaf und sperrte ihn in eine Einzelzelle. Amnesty
fordert die sofortige Freilassung des gewaltlosen politischen
Gefangenen.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
saudi-arabischen König, in denen Sie ihn bitten, Waleed Abu al-Khair
umgehend und bedingungslos freizulassen, alle Anklagen gegen ihn
fallenzulassen und das Urteil gegen ihn aufzuheben. Bitten Sie den
König außerdem, dafür zu sorgen, dass der Rechtsanwalt in der Haft
nicht gefoltert oder in anderer Weise misshandelt wird. Friedliche
Aktivist_innen und Menschenrechtsverteidiger_innen dürfen nicht länger
drangsaliert, eingeschüchtert, vor dem Sonderstrafgericht angeklagt
und inhaftiert werden.

Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

King Salman bin Abdul Aziz Al Saud

The Custodian of the two Holy Mosques

Office of His Majesty the King

Royal Court, Riyadh

SAUDI-ARABIEN

(Anrede: Your Majesty / Majestät)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft des Königreichs Saudi-Arabien

S. E. Prinz Khalid bin Bandar bin Sultan bin Abdulaziz Al Saud

Tiergartenstr. 33-34, 10785 Berlin

Fax: 030 - 88 92 51 76

E-Mail: deemb@mofa.gov.sa

(Standardbrief: 0,70 EUR)


HONDURAS


Berta Cáceres/COPINH

Die honduranische Menschenrechtsverteidigerin Berta Cáceres wurde am
2. März 2016 in ihrem Haus umgebracht. Als Sprecherin und
Gründungsmitglied der Indigenenorganisation Consejo Cívico de
Organizaciones Populares e Indígenas de Honduras (COPINH) hatte sie
sich gegen den Bau des Wasserkraftwerkes Agua-Zarca am Fluss
Gualcarque und auf dem Land der indigenen Gemeinschaft der Lenca
eingesetzt.

Aufgrund ihres Einsatzes für die Rechte indigener Gemeinden und gegen
die rücksichtslose Ausbeutung von Bodenschätzen waren Berta Cáceres
und COPINH immer wieder Drohungen, körperlichen Angriffen und
Belästigungen ausgesetzt, und man versuchte, ihre Arbeit zu
kriminalisieren. Neun Personen, die für die Ermordung von Berta
Cáceres verantwortlich sein sollen, wurden festgenommen, darunter auch
Personen, die mit dem Betreiberunternehmen des Agua-Zarca-Staudamms
(DESA) oder der Armee in Verbindung stehen sollen. Doch sowohl COPINH
als auch eine internationale Expertengruppe gehen davon aus, dass noch
weitere Personen an dem Mord beteiligt waren.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an die
Ministerin für Menschenrechte und bitten Sie sie darum, in Absprache
mit den COPINH-Mitgliedern alle angemessenen Maßnahmen zu ergreifen,
um ihre Sicherheit zu gewährleisten, besonders im Hinblick auf das
anstehende Verfahren. Fordern Sie sie dazu auf, die von COPINH
geleistete Arbeit öffentlich als rechtmäßig und wichtig anzuerkennen.
Bitten Sie sie außerdem darum, dafür zu sorgen, dass gegen diejenigen
Ermittlungen eingeleitet werden, die mutmaßlich ebenfalls an der
Anordnung zur Ermordung von Berta Cáceres beteiligt waren.

Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Ministerin für Menschenrechte

Karla Cueva

E-Mail: karlacueva144@gmail.com

Twitter: @sedhHonduras

(Anrede: Dear Minister / Estimada Señora Ministra / Sehr geehrter Frau
Ministerin)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Honduras

I. E. Frau Christa Castro Varela

Cuxhavener Straße 14, 10555 Berlin

Fax: 030 - 39 74 97 12

E-Mail: embajadahonduras.de@gmail.com

(Standardbrief: 0,70 EUR)


TADSCHIKISTAN 


Buzurgmekhr Yorov

Seit September 2015 befindet sich der Menschenrechtsanwalt und
gewaltlose politische Gefangene Buzurgmekhr Yorov im Gefängnis. Er
durfte seine Familienangehörigen und Rechtsbeistände seither nur
selten sehen. In vier verschiedenen Strafverfahren wurden konstruierte
Anklagen im Zusammenhang mit der nationalen Sicherheit, Missachtung
des Gerichts, Beleidigung von Regierungsangehörigen und Beschimpfung
des "Führers der Nation" gegen ihn erhoben. Nachdem er bereits über
zwei Jahre in der Untersuchungshaftanstalt 1 in Duschanbe, der
Hauptstadt Tadschikistans, verbracht hatte, verbüßt Buzurgmekhr Yorov
nun seine 28-jährige Haftstrafe in der Strafkolonie 1, die sich
ebenfalls in Duschanbe befindet. Der Prozess gegen ihn erfüllte nicht
die internationalen Standards für faire Gerichtsverfahren. Buzurgmekhr
Yorov wurde zudem nach eigenen Angaben während seiner Inhaftierung
gefoltert und anderweitig misshandelt.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
Generalstaatsanwalt und bitten Sie ihn, sicherzustellen, dass der
gewaltlose politische Gefangene Buzurgmekhr Yorov umgehend und
bedingungslos freigelassen wird. Fordern Sie ihn auch dazu auf, zu
gewährleisten, dass er bis zu seiner Freilassung weder gefoltert noch
anderweitig misshandelt wird.

Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf Deutsch an:

Generalstaatsanwalt Yusuf Rakhmon

Prosecutor General's Office

126 A. Sino Avenue

Dushanbe 734043

TADSCHIKISTAN

Fax: 00 992 - 372 21 02 59

E-Mail: secretariat@prokuratura.tj

(Anrede: Dear Prosecutor General / Sehr geehrter Herr
Generalstaatsanwalt)

(Standardbrief Luftpost: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Tadschikistan

S. E. Herrn Maliksho Nematov

Perleberger Straße 43, 10559 Berlin

Fax: 030 - 34 79 30 29

E-Mail: info@botschaft-tadschikistan.de

(Standardbrief: 0,70 EUR)

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/722: Kamerun - Entführung von Schülern als Verbrechen gegen Menschlichkeit verurteilt


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. November 2018

Entführung von Schülern ist Verbrechen gegen die Menschlichkeit -
Eskalierender Bürgerkrieg in Kamerun kann nur durch politischen
Dialog gelöst werden



Göttingen, den 6. November 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat den Konfliktparteien im Bürgerkrieg in Kamerun
schwere Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen und die Entführung von
79 Schülern, einem Schuldirektor und zwei Fahrern aus einem Internat
im anglophonen Nordwesten des Landes durch bewaffnete Kämpfer als
Verbrechen gegen die Menschlichkeit verurteilt. Doch auch reguläre
Soldaten würden schwere Menschenrechtsverletzungen begehen, wenn sie
ganze Dörfer in den englischsprachigen Gebieten vorsätzlich
niederbrennen würden, kritisierte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Dienstag in Göttingen.

"Mit der Massenentführung hat die politisch motivierte Gewalt in den
anglophonen Regionen einen traurigen Höhepunkt erreicht. Es ist ein
Weckruf für die internationale Staatengemeinschaft, den eskalierenden
Bürgerkrieg nicht länger zu ignorieren, sondern einen politischen
Dialog zwischen den Konfliktparteien einzufordern", erklärte Delius.

Die Gymnasiasten waren in der Nacht von Sonntag auf Montag aus einem
Internat der Presbyterianischen Kirche in Bamenda verschleppt worden.
Anders als in Nigeria, wo sunnitische Extremisten Schülerinnen
entführen, weil sie eine Ausbildung von Mädchen ablehnen, wurden in
Kamerun vor allem Jungen verschleppt.

Seit Monaten rufen kämpfende Bewegungen, die für einen unabhängigen
anglophonen Staat Ambazonien eintreten, zu einem Boykott der Schulen
in Kamerun auf. Sie werfen der Regierung vor, die englischsprachige
Bevölkerung bei der Ausbildung im Schulsystem zu benachteiligen. Für
die Unabhängigkeit kämpfende Gruppen haben immer wieder Schulen
angegriffen. Im September wurde ein Schuldirektor erschossen. Mitte
Oktober 2018 wurden sechs Gymnasiasten aus einer Schule in Bamenda
verschleppt.

"Wir erwarten, dass der wiedergewählte Staatspräsident Paul Biya in
seiner heutigen Ansprache zur Nation den eskalierenden Bürgerkrieg
nicht länger schönredet", sagte Delius. Wenn Biya nicht bereit sei,
die dramatische Verschärfung der Lage wahrzunehmen, müsse Kameruns
Schutzmacht Frankreich handeln und die Regierung zum Dialog drängen.
Sie müsse endlich mehr Profil zeigen, um eine weitere Eskalation der
Gewalt abzuwenden. Sonst drohe Westafrika eine weitere
Destabilisierung.

Seit dem Ausbruch der Kämpfe im Jahr 2016 sind mindestens 400
Zivilisten und 175 Sicherheitskräfte gewaltsam zu Tode gekommen. Rund
300.000 Menschen sind vor der Gewalt geflohen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/284: Buir - Unser Dorf redet, 11.11. bis 17.11.2018


LISTENING PROJECT

Unser Dorf redet .

Das Listening Project kommt nach Buir

Ein partizipatorisches Kunst-Projekt

Wo? Bahnstraße 50, Buir

Wann? 11.11.-17.11.2018

Täglich 15 / 17 / 19 Uhr



"Miteinander offen zu sprechen erzeugt Verständnis füreinander.
Verschiedene Blickwinkel zu hören und ehrlich nachzuvollziehen erweitert
den Horizont und fördert gegenseitige Achtung." Das hat Rudolf
Giesselmann, Künstler, Pädagoge, Trainer und Physiker, mit seinem Listening
Project bereits an verschiedenen Orten konkret erfahren: "Gerade wenn man
ganz anderer Ansicht ist, ist es gut miteinander zu reden, so unmöglich es
auch manchmal erscheint." Sein partizipatorisches Kunstprojekt bietet unter
dem Titel "Unser Dorf redet" in Buir einen neutralen Gesprächsraum, der das
auf ganz eigene Weise möglich machen will.

Sonntag, den 11.11.2018 ab 15:00 Uhr, wird ein auf einer Seite verglaster
und beheizter Wohnwagen in der Nähe des Bahnhofs Buir für Gespräche zur
Verfügung stehen.

Jeder Teilnehmer kann ein eigenes Thema mitbringen. 'Spielregeln' und ein
'Spielplan' helfen dabei, dass jede/r ausreichend zu Wort kommt und
niemand unterbrochen wird.

Rudolf Giesselmann hat vor einiger Zeit Buir besucht, so dass Ideen und
Anliegen einiger Buirer in die aktuelle Umsetzung des Projekts eingeflossen
sind.

Jede/r ist eingeladen, mit Fremden, Freunden, Nachbarn zu sprechen. Gerade
wegen manchmal vorhandener Differenzen kann es wirklich interessant sein,
noch einmal 'spielerisch' hinzuhören.

Diejenigen, die sich für das Gespräch in den verglasten Wohnwagen setzen,
sind von außen sichtbar, aber nicht zu hören. Nur die Themen und Fotos der
Gespräche werden soweit möglich gesammelt, um weitere Menschen zum
Mitmachen zu ermutigen und das Miteinander in Buir zu fördern.




Unser Dorf redet .

Wo? Bahnstraße 50, Buir

Wann? 11.11.-17.11.2018

Täglich 15 / 17 / 19 Uhr

Mehr Informationen und Anmeldung unter:

http://www.artinprogress.info/de/

 * 

Quelle:

LISTENING PROJECT

E-Mail: unser-dorf-redet@artinprogress.info

Internet: www.artinprogress.info
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TREFF/283: Hamburg - Umeswaran Arunagirinathan liest aus "Der fremde Deutsche", 11.11.2018


Ros e.V./ Stiftung Ros - Veranstaltungen in der Reh. November 2018

Umeswaran Arunagirinathan liest aus "Der fremde Deutsche"

Sonntag, 11.11.2018 um 18 Uhr in der Reh.

Rehhoffstraße 1-3 EG | 20459 Hamburg



"23 Jahre nach der Flucht aus dem Bürgerkrieg in Sri Lanka war ich zum
ersten Mal wieder in meiner früheren Heimat. Auf dem Rückflug nach
Europa waren meine Kriegsängste endlich verschwunden. Ich wusste
jetzt, dass ich jederzeit nach Sri Lanka zurückkommen konnte. Beim
Landeanflug auf Hamburg atmete ich tief durch und sagte mir: "Hier
bist du zu Hause, Umes."

Der fremde Deutsche" ist die Geschichte der gelungenen Integration
eines tamilischen Kriegsflüchtlings, der als unbegleiteter
zwölfjähriger Junge nach Deutschland kam. Die Odyssee seiner
achtmonatigen Flucht beschrieb Umeswaran Arunagirinathan in seinem
2006 erschienenen Buch "Allein auf der Flucht". Jetzt berichtet er
über sein Leben in der neuen Heimat. Anschaulich schildert er seinen
Weg vom geduldeten Kinderflüchtling zum Arzt und deutschen
Staatsbürger. Dabei lotet er auch die Möglichkeiten, Erwartungen und
Probleme einer Integration aus und setzt sich kritisch mit den
Lebensformen und der Kultur seines Herkunftslandes auseinander. Der
Autor will mit seinem Buch bei Deutschen um mehr Verständnis für
Flüchtlinge werben und zugleich Flüchtlinge ermutigen, sich in die
deutsche Gesellschaft einzufügen.

Der Autor verzichtet auf sein Honorar zugunsten des Ledigenheims.

 * 

Quelle:

Ros e.V./ Stiftung Ros

Rehhoffstraße 1-3, 20459 Hamburg

Tel: +49 40 29813888

post@dasros.de

www.dasros.de

www.rehhoffstrasse.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/282: Hamburg - Gedenken an die Toten auf der Flucht, Hauptkirche St. Jacobi 18.11.2018


HAMBURG

Gedenken an die Toten auf der Flucht

Sonntag, 18.11.2018, um 18.00 Uhr Hauptkirche St. Jacobi



2018 ist ein weiteres tödliches Jahr für Menschen, die auf ihrer
Flucht versuchen, Europa zu erreichen. Retter*innen werden
kriminalisiert, die humanitäre Pflicht zur Rettung in Frage gestellt.
Das Requiem für die Toten im Mittelmeer, in der libyschen Wüste und an
den Grenzzäunen findet jedes Jahr am Volkstrauertag statt und ist
aktueller denn je. "Der Toten gedenken bedeutet, sich für die Lebenden
einzusetzen. Das Gedenken ist auch eine Anklage gegen die immer
perfider werdende Abschottungspolitik der EU", so die
Flüchtlingsbeauftragte der Nordkirche, Pastorin Dietlind Jochims.

Für Sonntag, den 18.11.2018, um 18.00 Uhr lädt das ökumenische
Vorbereitungsteam herzlich zu diesem besonderen Gottesdienst in die
Hauptkirche St. Jacobi ein.

Musik:

Javad Sarempour (Geige) und Mohammad Rafi Bareghzhi (Rubab)

Chor der katholischen Eritreischen Gemeinde Hamburg

Gerhard Löffler (Orgel)

 * 

Quelle:

Ida Ehre Kulturverein e.V.

Postfach 201555

D-20205 Hamburg
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INFOPOOL / DIE BRILLE / FAKTEN





PREIS/221: Judith Schalansky mit dem Wilhelm Raabe-Literaturpreis 2018 ausgezeichnet (Stadt Braunschweig)


Stadt Braunschweig - Pressemitteilung von Sonntag, 4. November 2018

Judith Schalansky mit dem Wilhelm Raabe-Literaturpreis 2018
ausgezeichnet



Braunschweig. Die Schriftstellerin Judith Schalansky hat für ihr Buch
"Verzeichnis einiger Verluste" den von der Stadt Braunschweig und dem
Deutschlandfunk gestifteten und mit 30.000 Euro dotierten Wilhelm
Raabe-Literaturpreis 2018 erhalten. Der Braunschweiger
Oberbürgermeister Ulrich Markurth und Deutschlandradio-Intendant
Stefan Raue überreichten die Auszeichnung am heutigen Sonntag, 4.
November. Die Laudatio hielt die Literaturwissenschaftlerin und
Kuratorin Prof. Dr. Heike Gfrereis.

Die diesjährige Preisträgerin Judith Schalansky erzählt in ihrem Buch
"Verzeichnis einiger Verluste" von poetischer Archivierung der
verschwundenen Dinge, die auf diese Weise eine Wiederauferstehung in
der Verwandlung erfahren - als literarische Erzählung, heißt es in der
Begründung der Jury.

Weiter heißt es in der Begründung: "Ob eine verschwundene Insel im
Pazifik, das Skelett eines Einhorns, der kaspische Tiger, die
erleuchteten Texte des Religionsstifters Mani oder der Palast der
Republik in Berlin: alle Verluste werden in einem Register umfassender
Kenntnisse und ungebändigter Fabulierfreude gutgeschrieben." Die
gesamte Begründung finden Sie untenstehend.

Mit der Verleihung des Wilhelm Raabe-Literaturpreises zeichnen die
Stadt Braunschweig und der Deutschlandfunk jährlich ein in deutscher
Sprache verfasstes erzählerisches Werk aus, das einen besonderen
Stellenwert in der Entwicklung des Preisträgers markiert. Es muss im
Vergabejahr erschienen sein. Ausgeschlossen ist die Würdigung eines
Erstlingswerkes oder des Gesamtwerkes.

Die Jury:

Prof Dr. Moritz Baßler (Germanistisches Institut der Universität
Münster)

Prof. Dr. h.c. Gerd Biegel (Präsident der Internationalen
Raabe-Gesellschaft e.V.)

Alexander Cammann (DIE ZEIT)

Thomas Geiger (Literarisches Colloquium Berlin)

Dr. Anja Hesse (Dezernentin für Kultur und Wissenschaft der Stadt
Braunschweig)

Dr. Michael Schmitt (3sat)

Prof. Dr. Renate Stauf (Germanistisches Institut, TU
Braunschweig)

Katharina Teutsch (u.a. FAZ, Tagesspiegel)

Dr. Hubert Winkels (Deutschlandfunk)

Die Begründung der Jury:

Judith Schalansky ist eine Grenzgängerin zwischen Natur und Poesie,
zwischen Wissenswelten und Phantasiereichen, zwischen Zählen und
Erzählen. Und sie hält das Trägermedium Buch mit den transportierten
Inhalten in engstem Kontakt. Ästhetischer Wille und ein untrügliches
Formbewusstsein erzeugen Kongruenzen, wo es nur geht. Das ist auch in
ihrem neuen, mit dem Wilhelm Raabe-Literaturpreis ausgezeichneten Buch
"Verzeichnis einiger Verluste" so. Es hat nicht nur keine
Gattungsbezeichnung, es bietet eher eine ganz neue Gattung an: die
poetische Archivierung der verschwundenen Dinge, die auf diese Weise
eine Wiederauferstehung in der Verwandlung erfahren - als literarische
Erzählung. Ob eine verschwundene Insel im Pazifik, das Skelett eines
Einhorns, der kaspische Tiger, die erleuchteten Texte des
Religionsstifters Mani oder der Palast der Republik in Berlin: alle
Verluste werden in einem Register umfassender Kenntnisse und
ungebändigter Fabulierfreude gutgeschrieben. Ein Kompendium der neuen
Art, das daran arbeitet, unsere Wissensordnung umzukrempeln, indem es
tief ins historische Material einsteigt und sich unbändig daraus
erhebt. Judith Schalansky ist damit etwas ganz Ungewöhnliches
gelungen. Sie findet eine Verkehrssprache für den Umgang mit dem Toten
und dem Verlorenen. Eine poetische Prosa der Metamorphosen.
Ausgestreckt zwischen Ovid und Otto Guericke, mit der Stimme der
Sappho und der Garbo, ein wundersames, ein Wunder-Buch.

Sendungshinweis:

Samstag, 24. November, 20.05 Uhr im Deutschlandfunk: Festakt mit
Lesung der Preisträgerin Judith Schalansky und anschließendem Gespräch

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 4. November 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8450: Und morgen, den 7. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.11.2018 bis zum 08.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8450 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Mit schönem Himmel geht es weiter,

zumindestens an diesem Tag,

nach frühem Nebel Himmel heiter,

daß jeder es, nur Jean nicht, mag.
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PARTEIEN/368: Brexit - EU-Vertrag und Machterhalt ... (SB)


Brexit - EU-Vertrag und Machterhalt ...



143 Tage vor dem geplanten Austritt des Vereinigte Königreichs
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union am 29. März
2019 herrscht immer noch völlige Unklarheit darüber, wie und unter
welchen Bedingungen die komplizierte Prozedur erfolgen soll oder wird.
Die eine Möglichkeit lautet völliges Scheitern der Verhandlungen
zwischen London und Brüssel, wodurch es zum sogenannten
"No Deal"-Brexit mit katastrophalen Folgen für den europäischen
Handel, vor allem aber für das Vereinigte Königreich - Chaos an den
Häfen am Ärmelkanal, allgemeine Panik wegen drohender
Lebensmittelknappheit - und Noch-EU-Mitglied Republik Irland käme. Die
andere Möglichkeit besteht in einer Kompromißlösung, welche die
umfangreichen Beziehungen des UK zu den EU-27 rettet und sie auf eine
neue, wie auch immer geartete Stufe hebt. Doch davon ist man heute
offenbar weit entfernt.

Das größte Problem bei den Verhandlungen ist weiterhin die ungelöste
Frage der künftigen Handhabung der inneririschen Grenze. Als 2016 eine
knappe Mehrheit der Briten bei einer Volksbefragung für den
EU-Austritt votierte, legte sich die konservative Premierministerin
Theresa May auf Drängen der Europhoben in der eigenen Partei darauf
fest, daß der Brexit der Ausstieg des Vereinigten Königreichs aus
Binnenmarkt und Zollunion bedeute. Daraufhin schlugen Brüssel und die
Regierung in Dublin Alarm, weil ein solches Vorhaben zur
Reinstallation von Grenzanlagen auf der grünen Insel führen müßte, was
erstens mit dem Karfreitagsabkommen von 1998 unvereinbar wäre und
zweitens die Gefahr eines erneuten Ausbruchs des nordirischen
Bürgerkriegs mit sich brächte.

Also gab London eine Garantie ab, daß es keine "feste Grenze" zwischen
der Republik Irland und Nordirland geben würde. Als Dublin die
Zusicherung schriftlich haben wollte, erklärte sich die May-Regierung
im Dezember 2017 mit einem "Backstop" für Nordirland einverstanden.
Der "Backstop" bedeutet, daß auch nach dem Brexit in Nordirland
weiterhin die EU-Regeln herrschen werden und die einstige
Unruheprovinz in Binnenmarkt und Zollunion bleibt. Diese Vereinbarung
sorgt seit Monaten für einen nicht endenden Streit unter den
britischen Tories sowie zwischen ihnen und der
probritisch-protestantischen Democratic Unionist Party (DUP)
Nordirlands, deren zehn Unterhausabgeordnete Mays Minderheitsregierung
an der Themse seit vergangenem Sommer am Leben erhalten.

Um die Gemüter bei den Democratic Unionists zu besänftigen, hat May
ihnen hoch und heilig versprochen, daß es künftig keine
Grenzkontrollen an den See- und Flughäfen beiderseits der Irischen See
geben würde. Doch seit sie dieses Versprechen gegeben hat, steckt die
Tory-Vorsitzende in der Klemme. Weil es künftig keine Zollgrenze
zwischen Nordirland und der Republik Irland einerseits sowie dem
britischen Festland andererseits geben darf, kann Großbritannien die
EU nicht gänzlich verlassen und damit nicht mehr "die Kontrolle über
sein eigenes Schicksal wiedererlangen", wie es 2016 in der
Wahlpropaganda der Brexiteers vollmundig hieß. Wegen dieses Umstands
sind im Juli, als May ihren Kompromißvorschlag einer engen
ordnungspolitischen Partnerschaft zwischen London und Brüssel
vorlegte, Außenminister Boris Johnson und der damalige Brexit-Minister
David Davis zurückgetreten.

Seitdem versucht Davis' Nachfolger Dominic Raab, mit dem französischen
EU-Chefunterhändler Michel Barnier eine Einigung zu erzielen, die May
ihrem Kabinett verkaufen und als EU Withdrawal Bill durchs Parlament
im Palast von Westminster bringen kann. Vor wenigen Tagen hat Raab für
eine heftige Kontroverse gesorgt, als er bei einem Treffen mit dem
irischen Außenminister Simon Coveney insistierte, der "Backstop" für
Nordirland würde lediglich auf drei Monate befristet sein. Als May am
5. November mit Leo Varadkar telefonierte, um die Wogen zu glätten,
lehnte der irische Premierminister eine Befristung des "Backstop" bzw.
eine einseitige Aufkündigung dieses Instruments durch London
kategorisch ab. Seitdem reden die Vertreter der DUP den
"No Deal"-Brexit herbei und behaupten, an der kommenden Katastrophe
werde Dublin die alleinige Schuld tragen.

Auch wenn sie es stets bestreiten, streben die Democratic Unionists
den "No Deal"-Brexit an, um der Wiedervereinigung Irlands, die sich
angesichts des demographischen Wandels im Norden und der steigenden
Anzahl der katholischen Nationalisten immer deutlicher abzeichnet,
einen Riegel vorzuschieben. Aus diesem Grund haben 1000 prominente
Vertreter der nationalistischen Gemeinde Nordirlands, darunter
Schauspieler, Anwälte, Schuldirektoren und Sportler, einen am 5.
November Varadkar zugestellten Brief unterzeichnet und diesen darum
gebeten, ihre Rechte als Bürger der irischen Republik und der EU vor
dem übergriffigen Brexit-Kurs der DUP und des rechten Flügels der
konservativen Partei Großbritanniens zu schützen. Man darf nicht
vergessen, daß 2016 lediglich in England und Wales eine Mehrheit für
den EU-Austritt stimmte. In Schottland votierten zwei Drittel der
Wähler dagegen. In Nordirland waren 56 Prozent für den Verbleib in der
EU und eine Beibehaltung der bisherigen Verhältnisse.

In Großbritannien wächst der Zweifel am Sinn eines EU-Austritts,
während die von den radikalen Tory-Rechten verfolgte Schnapsidee eines
"No Deal"-Brexits auf breite Ablehnung stößt. Die britischen
Wirtschaftskapitäne sind wegen Planungsunsicherheit, Firmenabwanderung
und Investitionsrückgang in tiefer Sorge um die wirtschaftliche
Zukunft ihres Landes. In Umfragen sprechen sich immer mehr Briten für
eine zweite Volksabstimmung bzw. dafür aus, daß der Wähler und nicht
das Parlament das letzte Wort über das Ergebnis der Verhandlungen
zwischen London und Brüssel haben soll. Dessen ungeachtet befindet
sich Theresa May unter Dauerfeuer der Brexiteers, die ihre
ursprüngliche Vision eines "Global Britain", das der EU den Rücken
kehren würde, um großartige Freihandelsverträge mit Ländern wie den
USA, Kanada, China, Indien, Australien und Neuseeland abzuschließen,
schwinden sehen.

Um Mays politisches Überleben zu sichern und eine gütliche Einigung
doch noch hinzubekommen, hat Barnier Raab vor kurzem den Vorschlag
einer gemeinsamen Zollunion aus EU und Vereinigtem Königreich gemacht.
Wegen der Kompliziertheit, ein solches Verhältnis in allen beteiligten
Staaten vertraglich zu regeln und politisch abzusegnen, hat Barnier
zudem eine Erweiterung der bisher vorgesehenen Übergangsfrist über den
31. Dezember 2020 hinaus angeregt. Als weiteres Entgegenkommen hat
Varadkar am 6. November vorgeschlagen, sich auf ein Prüfverfahren in
Bezug auf den "Back Stop" zu verständigen, um später gemeinsam
entscheiden zu können, inwieweit die Einrichtung noch erforderlich sei
oder nicht.

Ebenfalls am 6. November hat sich der linksliberale Kommentator Fintan
O'Toole in der Irish Times dafür ausgesprochen, den Briten am besten
einen Ausweg aus ihrem selbstverschuldeten Brexit-Dilemma zu
ermöglichen, indem man ihnen ein "zweites Dünkirchen", also eine
schmerzfreie Niederlage bereitet, die sie anschließend als moralischen
Triumph ähnlich der Evakuierung ihrer Armee von der französischen
Küste 1940 feiern können. Ob sich May von Brüssel und Dublin helfen
läßt? Derzeit sieht es nicht danach aus. Aus der aktuellen
Krisensitzung des britischen Kabinetts heißt es, May ziehe immer noch
den "No Deal" einem "schlechten Deal" vor. Doch vermutlich bereitet
die kämpferische Haltung lediglich die baldige Durchsetzung der
scheinbar unvermeidlichen Kompromißlösung vor.

6. November 2018
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TREFF/708: Kiel - 80 Jahre Pogromnacht, Lesung im Flandernbunker am 09.11.2018


Kiel - Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Mela Hartwig: "Der Tempel brennt"

Gedenklesung zur Pogromnacht mit Dr. Jürgen Strasser

Freitag, 9. November, 19.45 Uhr, Flandernbunker



In der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 steckte der Grazer
Bürgermeister die Synagoge seiner Stadt eigenhändig in Brand. Die
jüdische Schriftstellerin, Frauenrechtlerin und Künstlerin Mela
Hartwig (1893-1967) war Augenzeugin und beschreibt das Inferno in
ihrer Schrift "Der Tempel brennt", die erst spät wiederentdeckt wurde.
Sie emigrierte nach London. Aus ihrem Manuskript liest der Wiener
Romanist, Diplomat und Mitglied im Deutschen PEN-Zentrum Dr. Jürgen
Strasser.

Mit dem Einmarsch der Nationalsozialisten in Österreich am 12. März
1938 wurde dem blühenden jüdischen Leben in Graz ein jähes Ende
bereitet. Es folgten Ausgrenzung, Beschlagnahmungen, Diskriminierung
und Flucht Hunderter jüdischer Bürger aus Graz. Im Zuge des
Novemberpogroms von 9. auf 10. November 1938 kam es zu einer Welle von
Verhaftungen jüdischer Männer, von denen über 300 ins
Konzentrationslager Dachau deportiert wurden. Die große Synagoge am
Grieskai sowie die Zeremonienhalle wurden in Brand gesteckt und später
dem Erdboden gleichgemacht. Im Frühjahr 1940 erklärte sich Graz für
"judenrein". Erst 62 Jahre später, im Jahr 2000, wurde te sich Graz
für "judenrein". Erst 62 Jahre später, im Jahr 2000, wurde an ihrer
Stelle eine neues Gebetshaus für die jüdische Gemeinde von Graz
eingeweiht. Als Baumaterial verwendete man die erhalten gebliebenen
Ziegel der alten Synagoge, die von SchülerInnen zweier Grazer Schulen
mühevoll gesäubert worden waren.

Mela Hartwig, 1893 in Wien geboren, schlug zunächst eine
vielversprechende Laufbahn als Schauspielerin ein. Nach der Heirat mit
Robert Spira gab sie ihren Beruf auf und zog mit ihrem Mann nach Graz,
wo dieser eine Rechtsanwaltskanzlei betrieb. In dieser Zeit wandte
sich Hartwig dem Schreiben zu. Heute gilt sie als Pionierin der
feministischen Literatur. Hartwigs Karriere fand durch die
Machtergreifung der Nationalsozialisten und die damit verbundenen
Repressalien ein jähes Ende, da ihre Werke in krassem Widerspruch zur
nationalsozialistischen Gesellschaftsideologie standen. In dieser Zeit
wandte sie sich der Malerei zu. Aufgrund ihrer jüdischen Herkunft war
das Leben der Spiras nach dem "Anschluss" massiv bedroht und sie
emigrierten nach London. 1948 kehrten sie nach Graz zurück, um ihre
1938 "beschlagnahmten" Besitztümer zurückzufordern. Das Paar wollte
sich jedoch nicht mehr in der steirischen Hauptstadt niederlassen.
Nach Abschluss der Rückstellungsverfahren verkauften sie das Haus in
Gösting und das Ferienhaus in Tauplitz und kehrten endgültig nach
London zurück, wo sie beide 1967 verstarben. Nach dem Zweiten
Weltkrieg konnte Hartwig auf dem Gebiet der Malerei, die sie unter dem
Namen Mela Spira betrieb, einige Erfolge verbuchen. Obwohl sie nie mit
dem Schreiben aufhörte und zahlreiche Manuskripte verfasste, gelang
Mela Hartwig zu Lebzeiten keine Veröffentlichung mehr. Erst nach ihrem
Tod findet ihr literarisches Werk wieder Anerkennung.

Kooperationsveranstaltung des Verein Mahnmal Kilian e.V. mit der
Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit Schleswig-Holstein
e.V. und der Landeshauptstadt Kiel

Eintritt frei - Spenden erbeten.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel

Mahnmal Kilian e.V., Tel.: 0431 - 260 630 9

E-mail: info@kriegszeugen.de

www.mahnmalkilian.de

Flandernbunker

Öffnungszeiten Mo.-Fr. 11-15 Uhr, So. 11-17 Uhr

Jeden ersten Sonntag im Monat, 11.30 Uhr Führung durch den Bunker

Eintritt 4,- / erm. 3,- , Führung 2,- , erm. 1,- Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung:

Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Kiellinie 249, 24106 Kiel-Wik

Tel.: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@Mahnmal-Kilian.de

Internet: www.mahnmalkilian.de
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THEATER/1379: Hamburg - Tanzcompagnie Süderelbe mit 'Monster' zu Gast im Sprechwerk am 25. November


HAMBURGER SPRECHWERK - Tanztheater mit Kindern

Tanzcompagnie Süderelbe mit 'Monster' 

Sonntag, 25. November, 15.00 Uhr



Die jungen Tänzerinnen und Tänzer der Tanzcompagnie Süderelbe setzten
sich in 'Monster' mit ihren Ängsten auseinander und erfinden magische
Superkräfte, um diese zu besiegen.

Das Projekt wurde gefördert durch den Verband 'Tanz in Schulen' und
der Eintritt ist kostenlos.

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23, 20535 Hamburg

FON Tickets NEU: 040 - 69 65 05 05

E-mail: info@hamburgersprechwerk.de

Internet: www.hamburgersprechwerk.de

 * 

Quelle:

Die Tanzcompagnie Süderelbe

Projekt Échange-culturel

www.echange-culturel.com

Tel 0176 625 099 67

Internet www.juneejah.de
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AUSSTELLUNG/9584: Leer - Winterbilder aus Ostfriesland vom 11.11. bis 10.1.2019


Winterbilder aus Ostfriesland

11. November 2018 bis 10. Januar 2019 im Schloss Evenburg



Vom 11. November 2018 bis zum 10. Januar 2019 wird im Schloss Evenburg
die neue Sonderausstellung "Winterbilder aus Ostfriesland" gezeigt.
Die Eröffnung findet am kommenden Sonntag, 11. November, um 11.30 Uhr
im Festsaal des Schlosses statt. Für die Teilnahme wird um Anmeldung
unter 0491 99756000 gebeten.

Die neue Sonderausstellung im Schloss Evenburg widmet sich ganz der
Jahreszeit gemäß der Darstellung des Winters in der Kunst. Vor allem
die sich durch Schneefall verändernde ostfriesische Landschaft übt
eine starke Faszination auf Künstlerinnen und Künstler aus, die sie in
ihren Bildern stimmungsvoll gestalten. Einige der Künstler und
Künstlerinnen bevorzugen eine nahezu unberührt erscheinende Natur und
finden zu Werken von großer kontemplativer Ruhe. Weite
Marschlandschaften, in Nebel gehüllte Gehöfte oder gefrorene Gewässer
zählen zu ihren Themen. Andere konzentrieren sich eher auf Strukturen,
schildern den Eisgang, bilden Schneeflocken und herannahende Stürme
ab oder konzentrieren sich auf die farbige Gestaltung des winterlichen
Lichts.

Die vom Kunsthaus Leer zusammengestellte Schau zeigt mit Gemälden,
Druckgraphiken und Fotografien aus eigenem Bestand, ergänzt um
Leihgaben aus öffentlichem wie privatem Besitz, verschiedenste
Facetten des Winters und spannt einen Bogen von Künstlern wie Hans
Trimborn, Hermann Schauten, Carla Zierenberg und Ruth Schmidt
Stockhausen bis zu jenen der Gegenwart.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. November 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TREFF/718: Kunsthalle Emden - Kultur und Kunst im November 2018


Kunsthalle Emden, Stiftung Henri und Eske Nannen und Schenkung Otto
van de Loo

Kunst und Kultur im November 2018



Moin, liebe Kunstfreunde,

na, das nennen wir wirklich mal ein Fortschritt: Ärzte in Quebec
können im Rahmen eines Pilotprojekts ab 1. November Museumsbesuche als
Medizin verschreiben. Ärzte der Médecins francophone du Canada dürfen
in den folgenden 12 Monaten bis zu 50 Museumstickets für das Montréal
Museum of Fine Arts (MMFA) verschreiben, die Kosten von je 23 Dollar
übernimmt die kostenlose kanadische Gesundheitsversorgung. "Es gibt
mehr und mehr wissenschaftliche Beweise, dass Kunsttherapie gut für
die Gesundheit ist", sagt Vizepräsidentin Dr. Hélène Boyer. "Serotonin
und Cortisol steigen beim Museumsbesuch an. Die dämpfende Wirkung auf
das Immunsystem ist bekannt. Das ist gut unter anderem auch für
chronisch Kranke, Menschen mit Diabetes oder in Palliativ Care." -
Interessieren auch Sie sich für das Thema Fortschritt? Dann geht es
Ihnen wie vielen Künstlerinnen und Künstlern in unserer aktuellen
Ausstellung "Radziwill und die Gegenwart"... sehen Sie selbst!

Ihre

Kunsthalle Emden

 ...macht neugierig auf Kunst

Film "Konsequent Inkonsequent - der Maler Franz Radziwill" am
13.11.

Konstanze Radziwill, die Tochter des Künstlers, hat mit Gerburg
Rohde-Dahl diesen 60minütigen Dokumentarfilm über Franz Radziwill
gemacht. Die Regisseurin und Autorin, die auch im Film über Leben und
Werk ihres Vaters spricht, ist bei der Vorführung anwesend und steht
gern für Fragen und Gespräche zur Verfügung. Den Film zeigen wir in
Kooperation mit der Emder Volkshochschule im VHS Forum, an der
Berufsschule 3, wenige Schritte von der Kunsthalle entfernt: am
Dienstag, 13.11.2018, 19 Uhr. Abendkasse 5 Euro, Freunde der
Kunsthalle e.V. gegen Mitgliedsausweis frei.

 * 

Weihnachts-Tipp 1: kunst aktiv-Geschenke

"One stop-shopping" heißt es, wenn man an einem Ort aller bekommt, was
man benötigt: gibt's auch in der Kunsthalle. Denn wir haben so viele
Ideen für Weihnachtsgeschenke, dass Sie hier für alle Ihre Lieben
fündig werden. Als erstes kommen hier die Tipps unseres
kunst-aktiv-Teams!

Natürlich wäre jeder Workshop im neuen Programm 2019 ein schönes
Weihnachtsgeschenk, aber die folgenden lösen vielleicht ganz besonders
große Begeisterung aus: Für Kinder: Trickfilm mit Stephan Hollich

Für Kinder und Jugendliche (12-16 Jahre). Vom Drehbuch über das
Zeichnen bis hin zum Schnitt erlernen die Kinder alle Schritte bis zum
fertigen Trickfilm. Sie arbeiten mit einfachen Verbrauchsmaterialien
sowie mit neuen Medien. Am Ende des Workshops präsentieren sie ihre
Ergebnisse. 26./27.01.2019 (11-15 Uhr). Kosten: Euro 40

Für Jugendliche und Erwachsene: Handlettering mit Tanja Meyer
Intensivkurs für Anfänger und Fortgeschrittene, sie erlernen, Wörter,
Buchstaben und Texte besonders schön zu schreiben. 09./10.02.2019
(Sa/So 10-14 Uhr). Kosten: Euro 80

Für Erwachsene: Workshop Pastellmalerei mit Bernarda Domke-Goschütz
Bei der Pastellmalerei mischen sich die Möglichkeiten des Zeichnens
mit denen der Malerei. Anfänger*innen und Fortgeschrittene erlernen
nicht nur notwendige Grundtechniken und Übungen für unterschiedliche
technische Möglichkeiten, sondern erhalten auch Anregungen für
Komposition, Mischtechniken und Experimente. 23.-24.02.2019
(Sa/So 10-16 Uhr). Kosten: Euro 120

Information und Buchung/Geschenkgutscheine: Tanja de Haan, Kunst
aktiv/Malschule, Telefon (0 49 21) 97 50 40 oder per Email.

Tipp 2: ein Jahr Kunstgenuss zu Weihnachten verschenken

Sie können auch "Gast-Freundschaft" verschenken - über unseren Verein
"Freunde der Kunsthalle". Ein Jahr lang hat der Beschenkte freien
Eintritt in die Kunsthalle und bekommt per Post alle Informationen
zugesandt, die auch die Mitglieder der Kunsthalle e.V. erhalten,
beispielsweise Einladungen zu Eröffnungen und anderen Veranstaltungen.
Wir fragen rechtzeitig vor Jahresablauf, ob der Gast Mitglied der
Freunde werden möchte. Ist das nicht gewünscht, endet die
Gastfreundschaft ganz ohne weiteres Zutun. Na, für wen wäre das ein
schönes Geschenk? Eignet sich auch prima für Menschen, die aus dem
Beruf ausscheiden und in ein neues Interessengebiet hineinschnuppern
möchten. Nähere Information und Bestellung über Elvira Markus, Tel.
+49 (0) 4921 97 50 25 (vormittags).

Tipp 3: Klassiker aus dem Shop oder Selbstgemachtes

Klassiker sind natürlich Eintrittsgutscheine für unsere Ausstellungen,
die an der Museumskasse jederzeit erhältlich sind (auch online), oder
auch einer der schönen Ausstellungskataloge. Auf das aktuelle
Radziwill-Katalogbuch erhalten Mitglieder der Freunde der Kunsthalle
übrigens einen Rabatt von 30 %.

Eine Gelegenheit für Klassiker der anderen Art gibt es im Dezember:
unser kunst-aktiv-Team plant für jeden Advents-Sonntag im Atrium eine
Geschenkwerkstatt sowie einen kleinen Adventsmarkt für schöne
T-Shirts, Taschen und andere Textilien, die in der Malschule per
Siebdruck von Hand gestaltet werden. Zum Adventsmarkt wird auch die
kunst-aktiv-Aktie angeboten: eine handgedruckte Arbeit auf Papier mit
Signaturen der Leitung der Kunsthalle. Damit schenken Sie ein schönes
Kunstwerk und tun zugleich etwas Gutes, denn aus dem Erlös werden
kunst-aktiv-Projekte gefördert. Mehr zu diesen Angeboten lesen Sie im
Dezember-Newsletter.

praesent! Junge Freunde präsentieren ab 1.11. Erwerbungen

Hier war schon viel von den Freunden der Kunsthalle die Rede, die
Ausstellungen, Kataloge und Kunstvermittlungsangebote der Kunsthalle
fördern. Und sie tun noch viel mehr: sie erweitern die Sammlung der
Kunsthalle durch Spenden und Kunstankäufe. Auch die Jungen Freunde
haben eine eigene Anzahl von Werken gestiftet, zumeist junge,
zeitgenössische Kunst. Eine kleine Auswahl ist ab dem 1. November auf
der Galerie in den hinteren Ausstellungssälen zu sehen, u.a. von
Joakim Eskildsen, Pia Linz, Bernd Koberling, David Schnell und
Cornelius Völker. Beim Ausstellungsbesuch nicht verpassen!

Die Lust der leisen Töne: Kurzfilme im Atrium am 10.11.

Eine schöne Tradition - immer wieder frisch: am Samstag, 10. November
um 15 Uhr hat der neueste Jahrgang von Kurzfilmen aus der HS
Emden/Leer in unserem Atrium Premiere. Seit vielen Jahren schaffen
Studierende der Hochschule in Seminaren mit der Filmemacherin Susan
Chales de Beaulieu Kurzfilme. Beim jüngsten Durchgang liegt die
besondere Aufmerksamkeit auf dem Akustischen. 22 Studierende im
Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit schufen elf Kurzfilme, die
auf unterschiedliche Weise Töne, Klänge und Geräusche in den Fokus
ihrer Filmgeschichten rückten. Nach der Vorführung folgt ein Gespräch
mit den Autorinnen und Autoren. Der Eintritt ist frei (nur Atrium).

Glückwunsch an das Café & Restaurant Henri's

Das Museums-Café & Restaurant Henri's gegenüber der Kunsthalle wurde
inzwischen preisgekrönt: das Inklusionsprojekt in Regie der obw wurde
Produkt des Jahres im Innovationswettbewerb der Ems-Achse. Herzlichen
Glückwunsch! Aber das lag nicht nur an dem charmanten Film, sondern
auch daran, dass das Konzept einfach stimmt: das Essen ist köstlich,
der Service liebevoll und persönlich, täglich lockt ein wechselndes
Mittags-Gericht und am Wochenende kann man dort nun auch abends
wunderbar essen. Unbedingt ausprobieren!

 * 

Quelle:

Newsletter vom 30. Oktober 2018

Herausgeber: Kunsthalle in Emden

Stiftung Henri und Eske Nannen

und Schenkung Otto van de Loo

Hinter dem Rahmen 13, D-26721 Emden

Tel. +49 (0) 4921 97 50 13, Fax: +49 (0) 4921 97 50 55
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VORTRAG/296: Mönchengladbach - "Schottischer Jugendstil" am 14. November 2018


Schottischer Jugendstil 



In diesem Vortrag werden die Blüte Glasgows zur Jahrhundertwende, über
die Glasgow School und ihre Wurzeln im Arts-and-Crafts-Movement der
britischen Insel, im Symbolismus sowie der japanischen Kultur nach
Charles Rennie Mackintosh betrachtet. Aber auch ein Vergleich großer
Jugendstilwerke anderer Architekten, Gestalter und Künstler. Mit
ausgewählten Beispielen faszinierender Bauwerke, Möbel, Stoffentwürfe,
Blumen- und Landschaftsaquarelle aus Mackintoshs reichhaltigem
Schaffen.

14.11.2018, 19:00 - 20:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182D2003F

Kosten: 7 Euro

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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DAS BLÄTTCHEN/1844: Ein Paukenschlag aus Neu Delhi


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 22 | 22. Oktober 2018

Ein Paukenschlag aus Neu Delhi

von Edgar Benkwitz



Seit geraumer Zeit werden ausländische Staatsgäste in Neu Delhi mit einer
intensiven Umarmung durch den indischen Premierminister begrüßt. Diese
"Bären-Umklammerung" - wie die Presse witzelt - durch Narendra Modi musste
auch der russische Präsident Putin ertragen, als er am 5. Oktober in Neu
Delhi eintraf. Stärker als dieses Ritual wirkten auf die Öffentlichkeit
allerdings die Ergebnisse der mittlerweile 19. Regierungskonsultationen
zwischen beiden Staaten. Sie entsprachen in hohem Maße den Wünschen der
indischen Gastgeber. Dazu gehören der Bau weiterer Kernkraftwerke, die
Aufrüstung des indischen Schienennetzes sowie die Unterstützung der
angekündigten bemannten indischen Weltraummission Gaganyaan. Indien sieht
vor, bis 2022 drei Astronauten ("Indonauten?") in den Weltall zu schicken,
die sieben Tage lang die Erde in 300 bis 400 Kilometer Höhe umkreisen
sollen. Die Rakete vom Typ GSLV MK-III wird mit einem experimentellen Modul
seit 2014 getestet. Die indische Weltraumbehörde ISRO und die russische
ROSKOSMOS unterzeichneten jetzt einen Vertrag, der neben gemeinsamen
Aktivitäten im Weltraum eine Unterstützung des Gaganyaan-Projekts durch
Russland vorsieht.

Spektakulär ist auch die vorgesehene Lieferung von fünf Batterien des
Raketenabwehrsystems S-400 Triumf. Dieses mobile Boden-Luft-Raketensystem
gilt weltweit als das technologisch fortgeschrittenste. Es ist ein "wahres
Höllensystem", meinte der deutsche Militärexperte Ulrich Kühn gegenüber
n-tv. Und weiter: "Es hat eine Reichweite von 400 Kilometern, kann
in bis zu 27 Kilometer Höhe alles treffen und 300 Ziele gleichzeitig
anpeilen. Egal ob Kampfflugzeuge, Jagdbomber, Tarnkappenbomber, unbemannte
Flugobjekte, hochfliegende Maschinen wie AWACS-Aufklärungsflugzeuge - es
holt alles runter." Es ist vor allem auch gegen angreifende ballistische
Kurz- und Mittelstreckenraketen gerichtet.

Russland verwendet dieses System zum Schutz seines Landes. Exportiert wurde
es bisher nur nach China und Weißrussland. Pressemeldungen sprechen von
Verhandlungen mit arabischen Ländern, mit der Türkei wurde trotz 
NATO-Protest ein Liefervertrag abgeschlossen. Indien ist seit längerem an einem
Erwerb interessiert, doch die Verhandlungen zogen sich hin. Eventuell war
das dem Einspruch Chinas gegenüber Russland geschuldet, das auf seinen
Vorteil gegenüber Indien nicht verzichten wollte. Jetzt steht die
angedrohte Sanktionspolitik der Trump-Administration im Raum. Danach
verpflichtet ein Gesetz den US-Präsidenten, Sanktionen gegenüber Staaten zu
verhängen, die hochsensible Rüstungsgüter von Russland erwerben. China
bekam das schon zu spüren, unter anderem für den Erwerb eben dieses
Abwehrsystems.

Die Lieferung der Batterien wird in den nächsten 54 Monaten stattfinden,
ist also in viereinhalb Jahren abgeschlossen. Das Geschäft erregte
international Aufsehen, wirft es doch ein ganzes Bündel von Fragen auf.
Nicht nur, weil es die strategische Interessenlage mehrerer Staaten
berührt, sondern auch, weil es die Rüstungsspirale zwischen den beiden
verfeindeten Atommächten Indien und Pakistan weiter anheizt.

Für Russland ist es ein gutes Geschäft, denn der Wert der Lieferung beläuft
sich auf 5,43 Milliarden US-Dollar. Zudem wurde die Kontinuität der
Waffenlieferungen an Indien bestätigt, die zuletzt in Zweifel geraten war.
Mit Indien hat sich aber vor allem ein großer Staat der US-Sanktionspolitik
widersetzt, was Russland natürlich als politischen Erfolg auch für sich
verbucht. Die Beziehungen Russlands zu China dürften auch berührt worden
sein, denn China sieht ungern, dass Indien, egal von wem, militärisch
gestärkt wird.

Doch bei einer Nichtlieferung russischer Waffen an Indien stehen die USA
oder andere westliche Staaten zur Verfügung, das weiß China. Also beißt es
lieber in den kleineren sauren Apfel. Möglicherweise hat es im Vorfeld des
Vertragsabschlusses Absprachen zwischen Russland und China gegeben, die die
Lieferung des Systems nach Indien mit Bedingungen zu dessen Standort
verbunden haben. Die Behauptung deutscher Medien, dass die S-400 an der
Grenze zu China stationiert wird, dürfte voreilig sein. Beim gegenwärtigen
guten Stand der Beziehungen zu China würde Russland wohl kaum seine
Zustimmung gegeben haben.

Die USA scheinen in dem "deal" vorerst der Verlierer zu sein. Trotz
intensiver Bemühungen auf politischer Ebene konnten sie nicht verhindern,
dass Indien hochmoderne Waffen von Russland bezieht. Ihre Sanktionspolitik
wird damit durchlöchert. Bereits in den letzten Monaten zeichnete sich ab,
dass die USA diese Tatsache akzeptieren müssen. Es ist jetzt die Rede von
einem "waiver", einer Ausnahmeregelung für verbündete Mächte, die auch
gegenüber Indien angewandt werden könnte. Doch das letzte Wort hat der
US-Präsident. Mehrfach nach seiner Meinung über Sanktionen befragt, äußerte
er am 11. Oktober gegenüber Journalisten, dass Indien das "sehr bald"
herausfinden werde. Das habe einen "bedrohlichen Klang" kommentiert die
Times of India. Auf alle Fälle ist zu erwarten, dass die USA
Zugeständnisse von Indien in für sie wichtigen Fragen verlangen werden.

Für die indische Regierung - so ihr Sprecher - ist der Erwerb des
Waffensystems ein "dringendes nationales Sicherheitserfordernis", auf das
das Land nicht verzichten kann. Das kann als Hinweis verstanden werden,
dass das Abwehrsystem gegenüber Pakistan in Stellung gebracht werden wird,
dessen Kurz- und Mittelstreckenraketen von Indien als ernste Bedrohung
angesehen werden.

Erstaunlich ist das Selbstbewusstsein, mit dem das aufstrebende
Schwellenland Indien gegenüber den USA auftritt. Die Amerikaner müssen das
akzeptieren, denn für ihre politischen Absichten im Raum Pazifik/Indischer
Ozean ist Indien strategisch nicht ersetzbar. Es ist ein Eckpfeiler, den
man stärker an sich binden möchte, auch unter dem Preis von
Zugeständnissen. Zugleich lockt es mit seinen hoch entwickelten
Waffensystemen, deren Lieferung allerdings mit einer Vereinbarung über die
Akzeptanz des Communications Compatibility and Security Agreement (COMCASA)
verbunden ist. Das ist ein Verschlüsselungs- und Kommunikationssystem des
US-Militärs und seiner Verbündeten, das automatisch alle ermittelten
Informationen austauscht. Trotz großer Vorbehalte - da ein Abfluss
sensibler Daten befürchtet wird - hat die indische Regierung dieses
Abkommen Anfang September mit den USA unterzeichnet. Sie kann zwar jetzt
die gewünschten See-Überwachungsdrohnen vom Typ Predator kaufen, ist aber
logistisch in das Netzwerk des US-Militärs eingebunden.

Die forcierte militärische Stärkung Indiens sowie das Bemühen, die Politik
der rivalisierenden Mächte um Einfluss in Südasien dafür verstärkt
auszunutzen, wirft die Frage auf, ob Indien diesen Kurs auch weiterhin
verfolgen kann oder doch früher oder später gezwungen sein wird, Partei zu
ergreifen. Natürlich hängt das von den internationalen Umständen ab, aber
auch von der Stärke des Landes selbst. Die gegenwärtigen inneren als auch
äußeren Verhältnisse scheinen dieser Politik recht zu geben. Doch
angesichts der Armut und der auf Lösung drängenden riesigen sozialen
Probleme stellt sich die Frage, ob Indien in diesem Machtgerangel um
Einfluss und Vorherrschaft mithalten muss. Braucht es überhaupt solche
modernen Waffensysteme wie das S-400, oder gar Kernwaffen, ballistische
Raketen, Flugzeugträger und U-Boote? Nur China ist in Asien umfassender
aufgerüstet. Genau das ist aber für die herrschende Elite des Landes der
entscheidende Punkt. Indien komme mit seiner großen Landmasse, seiner
geostrategischen Bedeutung, seinen Ressourcen und seiner
Milliardenbevölkerung ein Großmachtstatus zu, ist zu hören. Unabdingbar
dafür sei seine militärische Stärke.

Man könnte dieser Argumentation zustimmen, wenn dieses Großmachtstreben
auch die Lösung der im Land bestehenden Armut und der tiefen sozialen
Probleme beinhaltet. Doch davon ist das heutige Indien weit entfernt.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 22/2018 vom 22. Oktober 2018, Online-Ausgabe
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GLEICHHEIT/6759: Berlin - Rot-rot-grüne Landesregierung plant verschärftes Polizeigesetz
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Berlin: Rot-rot-grüne Landesregierung plant verschärftes
Polizeigesetz

Von Tino Jacobson

6. November 2018



Für Anfang kommenden Jahres plant die rot-rot-grüne Berliner
Landesregierung ein neues, verschärftes Polizeigesetz. Wie bereits in
anderen Bundesländern sollen der Sicherheitsapparat mit deutlich mehr
Befugnissen ausgestattet und die demokratischen Rechte der Bevölkerung
massiv beschnitten werden.

Dabei sticht vor allem ins Auge, dass das angeblich linke Regierungsbündnis
von SPD, Grünen und Linken mit derselben Härte vorgeht, wie die
Unionsparteien CDU und CSU. Nachdem schon die rot-rote Landesregierung in
Brandenburg [1] ein neues Polizeigesetz beschlossen hat, will jetzt auch
die Berliner Landesregierung bis zur Sommerpause 2019 ein "modernes"
Polizeigesetz verabschieden.

Zurzeit wird innerhalb der Regierungskoalition noch über den Inhalt des
Gesetzes diskutiert. Dabei geht es allerdings nur noch um Details. Mit
großer Sicherheit werden das Abhören von Telefongesprächen zur Abwehr einer
"drohenden Gefahr", der Einsatz von Schusswaffen für gezielte Tötungen bzw.
den sogenannten "finalen Rettungsschuss" und ein stärkerer Ausbau der
Videoüberwachung enthalten sein.

Insbesondere soll, wie schon in anderen Polizeigesetzen, die neue Kategorie
der "drohenden Gefahr" eingeführt werden, welche im Polizeirecht bisher
nicht definiert ist. Dies eröffnet den Sicherheitsbehörden die Möglichkeit,
härteste Mittel einzusetzen, ohne dass tatsächlich eine konkrete Gefährdung
oder eine Straftat vorliegt.

Das geplante Berliner Polizeigesetz könnte als Vorbild für ein bundesweites
"Musterpolizeigesetz" dienen, für das die Innenministerkonferenz im Jahr
2017 eine Kommission eingesetzt hat. Mit dem "Musterpolizeigesetz" sollen
die unterschiedlichen Befugnisse der Polizei in den einzelnen Bundesländern
"harmonisiert", vor allem aber massiv erweitert werden.

Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) möchte gerne das bayerische
Polizeigesetz [2] als Vorbild für das "Musterpolizeigesetz" nutzen. Die
Kernpunkte des Bayerischen Polizeigesetzes (PAG) sind die automatische
Gesichtserkennung sowie der Ausbau von Videoüberwachung an öffentlichen
Orten, womit Bewegungsprofile erstellt werden können. Dazu kommen der
Einsatz von Handgranaten, um angebliche Gefährder zu stoppen, die
verpflichtende Abgabe von DNA-Proben ohne Richtervorbehalt, das Abhören von
Telefongesprächen sowie das Öffnen von Briefen ohne vorherige Straftat und
der Einsatz von V-Leuten, Staatstrojanern, Drohnen sowie Bodycams zur
totalen Überwachung von Gefährdern bzw. "linksextremistischen" Personen.
Als "linksextremistisch" zählt inzwischen der Verfassungsschutz jede
Person, die den Kapitalismus kritisiert.

Die Berliner CDU forderte die Übernahme des bayerischen PAG in Berlin. Doch
auch der angeblich "liberale Gegenentwurf" der Koalitionsparteien SPD,
Linke und Grüne enthält viele Bestimmungen der bayerischen Variante, so den
Einsatz von Bodycams und der elektronischen Fußfessel, die Überwachung von
Telekommunikation sowie die Erneuerung der personenbezogenen
Polizeidatenbanken. Mit den kleinen Kameras (Bodycams) am Körper der
Polizisten bzw. der Feuerwehrleute können diese ihre Einsätze filmen. Die
Möglichkeit, die Bodycams nach Belieben ein- bzw. auszuschalten, lässt auch
Raum für die willkürliche Überwachung von Einzelpersonen. Man wolle die
Bodycams erst zwei Jahre lang testen, heißt es zwar in Berlin. An der Sache
ändert dies jedoch nichts.

Geplant ist gleichzeitig eine massive Aufrüstung der Polizei mit neuen
Waffen, besserer Schutzausrüstung, moderner Funkausrüstung und neuen
Fahrzeugen. Schon ab April wurden zehntausend neue Pistolen von Heckler &
Koch ausgeliefert (Modell AFP 9). Für fünf Millionen Euro werden die
Maschinenpistolen M5 mit Leuchtpunktvisier, Zielbeleuchtung, Handgriff,
Handschutz und Tragegurt aufgerüstet. Für knapp eine Million Euro gibt es
ungefähr vierhundert neue Sturmgewehre der Firma SIG Sauer. Die
Kriminalpolizei erhält fünfundvierzig Maschinengewehre (Modell MP7) von
Heckler & Koch für rund 1,1 Million Euro. Eine halbe Million Euro wird
investiert für fünf mobile Polizeiwachen. Im November 2018 soll die
Bereitschaftspolizei das gepanzerte Sonderfahrzeug "Survivor" für 1,2
Millionen Euro erhalten.

Bereits im Frühjahr dieses Jahres hatte der rot-rot-grüne Senat den Aufbau
eines erweiterten Anti-Terror-Zentrums [3] beschlossen, in dem ab 2020
mehrere Eliteeinheiten zusammenarbeiten, darunter das
Spezialeinsatzkommando (SEK) und das Mobile Einsatzkommando (MEK) der
Landespolizei Berlin, sowie das Landeskriminalamt (LKA).

Politiker der Linkspartei, SPD oder Grünen bezeichnen das geplante Berliner
Polizeigesetz als "rechtsstaatliche Alternative" zum bayerischen oder auch
nordrhein-westfälischen Gesetz. Doch das ist Augenwischerei. Nach den
massiven Gegenprotesten in Bayern und Nordrhein-Westfalen versucht die 
rot-rot-grüne Landesregierung lediglich, ein paar besonders drastischen,
verfassungsrechtlich angreifbaren Regelungen die Spitze zu nehmen, um die
generelle Stoßrichtung in Richtung Polizeistaat letztlich durchzusetzen.

Wie brutal bereits jetzt die Berliner Polizei vorgeht, zeigt ein kürzlich
in den sozialen Medien verbreitetes Video, das die Festnahme eines
Fahrraddiebs am 28. September in Kreuzberg demonstriert (von Redfishstream
ins Netz gestellt [4]).

In dem Video ist zu sehen, wie zwei Polizeibeamte den bereits gefesselten
und wehrlosen jungen Mann auf den Boden drücken und mit Faustschlägen
traktieren. Als sich protestierende Passanten an der Straße versammeln,
kommen weitere Beamte zur Verstärkung, einer tritt den bereits auf dem
Boden liegenden Mann mit dem Fuß in die Seite. Ein Polizist, der das Opfer
festhält, ruft einem Kollegen zu: "Mach die weg!". Womit die Menschen
gemeint sind, die über das Verhalten der Polizei empört sind. Einer der
Beamten hat auch schon seine Dienstwaffe gezückt, was gut in dem Video zu
sehen ist, andere versuchen, mit Pfefferspray gegen die Menschenmenge
vorzugehen.

Darauf empörten sich Vertreter des Berliner Senats ebenso wie der
Oppositionsparteien nicht etwa über das Vorgehen der Polizei, sondern über
diejenigen, die das Video ins Netz gestellt haben. Der SPD-Innenpolitiker
Tom Schreiber forderte auf Twitter Solidarität "mit den Amtsträgern" und
beklagte die "Paralleljustiz" in den Social Media, die der Staat mit Härte
beantworten müsse. Grünen-Politiker Benedict Lux erklärte, man müsse die
Ermittlungen abwarten, und nutzte den Vorfall zugleich, um den Einsatz von
Bodycams zu rechtfertigen. Der CDU-Fraktionsvorsitzende Burkard Dregger
forderte, die Posts und Webseiten mit den Fotos von den "tapferen
Polizeibeamten" zu löschen und zu sperren.

Wie in diesem Vorfall bereits sichtbar wird, dienen Polizeiaufrüstung und
die geplanten neuen Befugnisse nicht vorrangig der Kriminalitätsbekämpfung,
sondern der Überwachung und Unterdrückung der Bevölkerung.

Seit ihrem Amtsantritt Ende 2016 hat sich die rot-rot-grüne Berliner
Landesregierung längst als ebenso rechts erwiesen wie die vorangehende
Koalition von SPD und CDU. Arme, Alte, junge Menschen und Arbeiterfamilien
sind mit immer schwierigeren Lebensbedingungen in der Hauptstadt
konfrontiert, während geflüchtete Menschen nicht mehr Schutz vor
Abschiebung [5] haben als anderswo.

Die wachsende Wut in der Bevölkerung, die sich in massiven Demonstrationen
entlädt - wie zuletzt von einer Viertelmillion Menschen gegen Rassismus und
Flüchtlingshetze -, beantwortet die rot-rot-grüne Koalition genauso wie
andere Regierungskoalitionen mit Staatsaufrüstung.

Die Große Koalition findet für ihre rechte Politik von Militarismus,
Rassismus und Diktaturvorbereitung in der "linken" Berliner Regierung einen
willigen Statthalter.


Anmerkungen:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2018/08/27/brand-a27.html?view=print

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2017/07/22/schu-j22.html

[3] http://www.wsws.org/de/articles/2018/04/03/terr-a03.html

[4] https://m.youtube.com/watch?v=ss2C5o9jSsc

[5] http://www.wsws.org/de/articles/2018/10/26/depo-o26.html
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Europa gegen USA: Heftige Konflikte um Washingtons Wirtschaftskrieg
gegen den Iran

Von Keith Jones

6. November 2018



Die neuen umfassenden Sanktionen, mit denen Washington die iranische
Wirtschaft abwürgen und einen Regimewechsel in Teheran herbeiführen will,
erschüttern die internationale Geopolitik.

Seit gestern haben die USA ein Embargo auf alle iranischen Energieexporte
verhängt und das Land aus dem US-dominierten internationalen Finanzsystem
ausgesperrt. Ihr Ziel ist es, den restlichen Handel des Iran abzuwürgen und
ihm den Erwerb von Maschinen, Ersatzteilen und selbst Grundnahrungsmitteln
und Medizin unmöglich zu machen.

Mit diesem Schritt nimmt der US-Imperialismus wieder einmal das Recht in
die eigene Hand. Die Sanktionen sind offenkundig illegal und kommen
völkerrechtlich einer Kriegserklärung gleich. Sie verstoßen gegen den
Gemeinsamen Umfassenden Aktionsplan (JCOPA), das Atomabkommen mit dem Iran
von 2015, das von einer Resolution des UN-Sicherheitsrates unterstützt
wurde. Dieses Abkommen war seinerzeit auf Geheiß von Washington
ausgehandelt und u.a. mit Kriegsdrohungen durchgesetzt worden.

Alle anderen am JCOPA beteiligten Parteien (Russland, China,
Großbritannien, Frankreich, Deutschland und die EU) sowie die
Internationale Atomenergiebehörde, die die Einhaltung des Abkommens durch
den Iran kontrollieren soll, haben bestätigt, dass der Iran seine
Verpflichtungen aus dem Abkommen buchstabengetreu erfüllt hat. Er hat u.a.
einen Großteil seines zivilen Atomprogramms demontiert und den Rest davon
stark reduziert.

Dennoch hat Washington seine Unterstützung für das Atomabkommen
zurückgezogen und droht jetzt mit sekundären Sanktionen, um den Rest der
Welt zur Unterstützung seines illegalen Embargos und seiner erneuten
Bestrebungen zu einem Regimewechsel zu zwingen. Konzerne und Länder, die
Geschäfte mit dem Iran machen oder auch nur Handel mit denjenigen treiben,
die es tun, sollen vom amerikanischen Markt ausgeschlossen und zu massiven
Bußgeldern und weiteren Strafen verurteilt werden.

Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu, der genau wie
US-Präsident Donald Trump mehrfach mit Angriffen auf den Iran gedroht und
Militärschläge auf Truppen der iranischen Islamischen Revolutionsgarde in
Syrien angeordnet hat, bezeichnete die US-Sanktionen als "historisch".
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate, zwei weitere
Klientelstaaten der USA, haben eine Steigerung ihrer Ölproduktion
angekündigt, um die Ausfälle durch Washingtons Embargo von iranischen
Ölexporten auszugleichen.

Doch Amerikas Wirtschaftskrieg gegen den Iran verschärft nicht nur die
Spannungen im Nahen Osten. Er erschüttert auch die Beziehungen zwischen den
USA und den anderen Großmächten, vor allem den europäischen.

Am Freitag veröffentlichten die Außenminister von Großbritannien,
Frankreich und Deutschland sowie die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini
eine Erklärung, in der sie ihre Unterstützung für den JCOPA bekräftigten
und ankündigten, sich den US-Sanktionen zu widersetzen und sie zu umgehen.
Sie erklärten: "Es ist unser Ziel, im Einklang mit EU-Recht und der
Resolution 2231 des VN-Sicherheitsrats europäische Wirtschaftsakteure zu
schützen, die in legitimen Geschäftsbeziehungen mit Iran stehen."

Sie erklärten ihre Verpflichtung, die "Finanzkanäle" mit dem Iran zu
erhalten, damit er weiterhin Öl und Gas exportieren kann. Sie
verpflichteten sich außerdem zur Zusammenarbeit mit Russland, China und
anderen Staaten, die "an der Unterstützung des Abkommens interessiert
sind."

Die Erklärung bekannte sich zum "unveränderten" und "gemeinsamen
Entschluss", das Recht auf "legitimen Handel" zu verteidigen und dazu eine
Zweckgesellschaft (Special Purpose Vehicle, SPV) zu gründen. Diese soll den
Unternehmen in Europa und anderen Ländern, d.h. möglicherweise auch
Russland und China, den Handel mit dem Iran in Euro oder einem anderen
Zahlungsmittel außerhalb des von den USA dominierten internationalen
Finanzsystems ermöglichen.

Die Erklärung vom Freitag war eine Reaktion auf eine Reihe von bedrohlichen
Äußerungen von Trump, US-Außenminister Mike Pompeo und anderen hohen
Vertretern der US-Regierung am gleichen Tag. Diese haben die neuen
US-Sanktionen ausgearbeitet und Washingtons Entschlossenheit bekräftigt,
die iranische Wirtschaft zu zerstören und unerbittlich alle Unternehmen und
Länder zu sanktionieren, die sich nicht an die Sanktionen halten.

US-Finanzminister Steven Mnuchin erklärte auf eine Frage nach der
europäischen SPV, er erwarte nicht, dass sie in "nennenswertem Ausmaß" als
Kanal für Handel dienen werde. "Wenn es allerdings Transaktionen gibt, die
unsere Sanktionen umgehen sollen, werden wir unsere Mittel aggressiv
einsetzen."

Vertreter der Trump-Regierung haben außerdem mitgeteilt, dass sie das
Brüsseler Finanznetzwerk SWIFT sanktionieren werden, das eine sichere
Kommunikation zwischen den Banken erleichtert. Auch die europäischen
Bankenvertreter, die die Mehrheit seiner Direktoren ausmachen, sollen
sanktioniert werden, wenn sie nicht zügig alle iranischen Finanzinstitute
aus dem Netzwerk ausschließen.

Um Washingtons Verachtung gegenüber den Europäern zu demonstrieren,
befindet sich unter den acht Staaten, die vorübergehend von der
vollständigen Anwendung des amerikanischen Embargos gegen iranische
Ölimporte ausgeschlossen sind, kein einziger EU-Staat.

Deutschland, Großbritannien, Frankreich und die EU sind nicht weniger
räuberisch als Washington. Die europäischen Großmächte betreiben eine
hektische Wiederaufrüstung, sie haben das Nato-Aufgebot gegen Russland
unterstützt und in den letzten drei Jahrzehnten zahlreiche Kriege und
neokoloniale Interventionen im Nahen Osten und Nordafrika geführt, u.a. in
Afghanistan, Libyen und Mali.

Allerdings verübeln sie der Trump-Regierung ihre rücksichtslose und
provokante Offensive gegen den Iran und fürchten deren Folgen. Sie verübeln
es Washington, dass sein Rücktritt vom Atomabkommen die Pläne des
europäischen Kapitals torpediert hat, eine führende Rolle auf dem
iranischen Binnenmarkt einzunehmen und von den massiven Öl- und
Gaskonzessionen im Iran zu profitieren. Sie fürchten die Folgen, weil die
Konfrontation der USA mit dem Iran einen Krieg auslösen könnte, der
unweigerlich den ganzen Nahen Osten in Brand setzen würde. Die Folgen wären
eine neue Flüchtlingskrise, ein massiver Anstieg der Ölpreise und, nicht
zuletzt, eine Neuaufteilung der Region unter Bedingungen, in denen die
europäischen Mächte noch nicht die militärischen Mittel haben, um das
Ergebnis eigenständig mitzubestimmen.

Bisher hat die Trump-Regierung zu den europäischen Ankündigungen,
Widerstand gegen die US-Sanktionen zu leisten, eine hochmütige und sogar
arrogante Haltung eingenommen. Trump und die anderen anti-iranischen
Kriegstreiber an der Spitze der Regierung, wie Pompeo und der Nationale
Sicherheitsberater John Bolton, sehen sich durch die Tatsache bestätigt,
dass zahlreiche europäische Geschäftspartner mit den Füßen abgestimmt und
aus Angst vor den US-Sanktionen ihre Bande zum Iran gekappt haben.

Die Financial Times berichtete letzte Woche, dass sich aus Angst vor
Repressalien der USA bisher noch kein europäische Staat bereit erklärt hat,
die SPV bei sich aufzunehmen. Laut den jüngsten Erklärungen der EU wird sie
erst im nächsten Jahr einsatzbereit sein.

Die Schwierigkeiten und Hemmungen der europäischen Staaten sind berechtigt.
Allerdings verdeutlichen sie auch das enorme Ausmaß und den brisanten
Charakter der derzeitigen geopolitischen Veränderungen.

Die europäischen Konzernchefs, denen es um die Maximierung ihrer
Marktanteile und der Profite für ihre Investoren in den kommenden
Unternehmensquartalen geht, sind vor den Sanktionen der USA in die Knie
gegangen. Doch die politischen Führer, die eine imperialistische Strategie
entwickeln und umsetzen müssen, sind zu dem Schluss gekommen, dass sie sich
Washington entgegenstellen müssen.

Es geht ihnen nicht nur um den Iran, sondern auch darum, die Mittel zu
entwickeln, um die USA daran zu hindern, Europa mit unilateralem Vorgehen
seine Außenpolitik zu diktieren. Dazu gehört auch der Versuch, die
Entwicklung des Pipelineprojekts Nord Stream 2 zu sabotieren, durch das
russisches Erdgas unter der Ostsee nach Deutschland transportiert werden
soll. Trump hat sich mehrfach gegen dieses Projekt ausgesprochen.

Washington kann einseitig Sanktionen verhängen, weil der Dollar als
Reservewährung für den Rest der Welt dient und die USA das globale
Bankensystem dominieren. Deshalb geht mit der europäischen Ablehnung der
US-Sanktionen auch eine Kampfansage an diese entscheidenden Elemente der
amerikanischen Geopolitik einher.

Die europäischen imperialistischen Mächte entscheiden sich für diesen Weg,
weil sie sich genau wie alle anderen Großmächte in einem erbitterten Kampf
um Märkte, Profite und strategische Vorteile befinden, während das System
des Weltkapitalismus gleichzeitig zusammenbricht. Sie sehen sich
eingezwängt zwischen dem Aufstieg neuer Mächte und der alten Großmacht USA,
die immer mehr auf Krieg setzt, um den Niedergang ihrer wirtschaftlichen
Stärke auszugleichen und ihre Interessen rücksichtslos auf Kosten ihrer
Gegner wie auch ihrer angeblichen Freunde durchsetzt. In dieser Lage
versuchen die Europäer, allen voran der deutsche Imperialismus, die
wirtschaftlichen und militärischen Mittel zu entwickeln, um ihre eigenen
räuberischen Interessen unabhängig von, und notfalls auch gegen die USA
durchzusetzen.

Die Entwickler der SPV sind sich dessen vollkommen bewusst und haben
öffentlich erklärt, dass es dabei nicht allein um den Iran geht.

Erst vor wenigen Wochen hatte der Präsident der Europäischen Kommission
Jean-Claude Juncker seine Rede zur Lage der EU benutzt, um Maßnahmen zu
fordern, die dem Euro eine größere globale Rolle sichern. Letzten Monat
erklärte der französische Finanzminister Bruno Le Maire, die Iran-Krise sei
"eine Chance für Europa, seine eigenen unabhängigen Finanzinstitute
aufzubauen, damit wir Handel treiben können, mit wem wir wollen." Die
Sprecherin des französischen Außenministeriums Agnès von der Mühll fügte
hinzu, die SPV solle "der Europäischen Union ein Werkzeug zur
wirtschaftlichen Souveränität schaffen [...], das europäische Unternehmen
in Zukunft vor den Auswirkungen illegaler extraterritorialer Sanktionen
schützen wird."

Die Strategen des US-Imperialismus sind sich ebenfalls bewusst, dass die
SPV nicht nur für die Iran-Politik der Trump-Regierung eine Gefahr
darstellt. Die ehemalige Funktionärin der Obama-Regierung Elizabeth
Rosenberg äußerte letzten Monat in Foreign Affairs die Sorge, dass
die unilateralen Sanktionen der Trump-Regierung die EU zur Zusammenarbeit
mit Russland und China gegen Washington treiben und in Europa eine Gefahr
für die finanzielle Vorherrschaft der USA schaffen. Angesichts der Lage, in
der Russland und China bereits Zahlungssysteme entwickeln, die die
westlichen Banken umgehen, und die Zukunft weitere Gefahren für die
Vorherrschaft des Dollars und des US-dominierten globalen Finanzsystems
birgt, sei es laut Rosenberg "beunruhigend, dass die USA diesen Trend
beschleunigen."

Mit ihren Bestrebungen, die iranische Wirtschaft zu zerstören und die
Bevölkerung noch weiter in die Armut zu treiben, hat die Trump-Regierung
die sprichwörtlichen Hunde des Krieges von der Leine gelassen. Unabhängig
von den Auswirkungen der Sanktionen hat Washington sein Prestige und seine
Macht eingesetzt, um Teheran in die Knie zu zwingen und den Rest der Welt
zum Komplizen bei seinen Verbrechen zu machen. Die Gefahr eines weiteren
katastrophalen Krieges im Nahen Osten ist größer als je zuvor. Gleichzeitig
schaffen die zunehmenden Gegensätze zwischen Europa und Amerika und der
Niedergang der internationalen Beziehungen hin zu einem wahnsinnigen "Jeder
gegen Jeden" die Voraussetzungen für einen globalen Flächenbrand, der
selbst die beiden Weltkriege des letzten Jahrhunderts in den Schatten
stellen könnte. Nur die revolutionäre Intervention der internationalen
Arbeiterklasse kann diese Entwicklung verhindern.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2309: Die Arbeiterbewegung in China 2015-2017


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 11 · November 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Arbeiterbewegung in China 2015-2017

Ein neuer Bericht des China Labour Bulletin (CLB)

von Violetta Bock



Im Dezember 2015 starteten die chinesischen Autoritäten einen
nachhaltigen und koordinierten Angriff auf die zivilgesellschaftlichen
Arbeiterorganisationen in der südlichen Provinz von Guangdong. Mehrere
Aktivisten wurden festgenommen und ihre Organisationen wurden
aufgelöst.


Dies führte zum Ende einer bedeutenden Phase der chinesischen
Arbeiterbewegung, in der zivilgesellschaftliche Arbeiterorganisationen
einen wesentlichen Teil originärer Gewerkschaftsaufgaben übernahmen -
den Aufbau von Klassensolidarität und Hilfe bei der Lösung von
Konflikten durch kollektive Verhandlungen mit dem Management.

Während sich die eine Tür jedoch schloss, öffnete sich eine andere. Im
Juli 2015 ordnete die regierende Kommunistische Partei Chinas (KPCh)
der offiziellen Gewerkschaft des Landes, der All-China Federation of
Trade Unions (ACFTU) an, eine Reihe von Reformen durchzuführen. Sie
sollten ihr ermöglichen, einen besseren Job bei der Vertretung
gewöhnlicher Arbeiterinnen und Arbeiter zu machen und dabei auf die
langanhaltende soziale und wirtschaftliche Ungleichheit in China
einzugehen.

Das China Labour Bulletin, eine Nichtregierungsorganisation mit
Basis in Hongkong, hat in chinesischer Sprache einen Forschungsbericht
über die chinesische Arbeiterbewegung verfasst, der wesentliche
Entwicklungen des Arbeiteraktivismus, der Zivilgesellschaft, der
Gewerkschaften und von Regierungsstrategien zwischen 2015 und 2017
untersucht. Dies war eine Phase, in der in einer wachsenden Anzahl von
Branchen immer wieder Arbeitskonflikte ausbrachen, insbesondere in der
Bau- und Dienstleistungsbranche: einfache Arbeiterinnen und Arbeiter
kämpften für ein anständiges Leben und die KPCh realisierte, dass sie
gezielte Maßnahmen gegen die enorme Ungleichheit zwischen arm und
reich ergreifen musste, weil sie drohte, das Land zu destabilisieren.

Der Bericht gliedert sich in drei Abschnitte. Der erste analysiert auf
der Basis der 6694 Fälle, die in den drei Jahren auf der
Online-Streikkarte des CLB dokumentiert wurden, die kollektiven
Aktionen und zeigt Entwicklungsstränge auf. Das Fehlen eines
etablierten Verhandlungsmechanismus und die Abwesenheit wirksamer
Gewerkschaften auf betrieblicher Ebene hat dazu geführt, dass Arbeiter
nur noch streiken und protestieren konnten, wenn fundamentale
Arbeitsrechte verletzt wurden (etwa volle und pünktlich Bezahlung,
Erhalt von Sozialversicherungsleistungen oder von Abfindungen bei
Kündigungen).

Der zweite Abschnitt geht auf die Arbeit der zivilgesellschaftlichen
Organisationen ein, die helfen, effektive Gewerkschaftsvertretungen zu
gründen, indem sie Arbeitende organisieren und trainieren, die Wahl
von Verhandlungsführern ermöglichen und bei dem Schritt von wilden
Protesten zu produktiven Verhandlungen mit dem Management
Unterstützung leisten.

Der dritte Teil zeigt, wie die Versuche der CPP, die Wohlstandslücke
zu schließen, davon abhängen, dass die ACFTU eine aufrichtige
Organisation wird, die die Interessen der einfachen Bevölkerung
tatsächlich vertritt. Bis heute hat die ACFTU die Erwartungen der
Partei jedoch bei weitem nicht erfüllt. Im letzten Teil werden deshalb
Schritte für weitere Reformen der ACFTU vorgeschlagen.


Die Veränderungen im einzelnen

Der Bericht kommt zu folgenden spezifischen Beobachtungen:

- Durch die kontinuierliche Strukturanpassungen der chinesischen
Ökonomie sind traditionelle Sektoren wie Bergbau, Stahl, Eisen und
Fertigung zurückgegangen, während neue Dienstleistungszweige rasch
expandierten. Gleichzeitig hat der Anteil an kollektiven Aktionen bei
den Fabrikarbeiterinnen und -arbeitern ab-, Proteste und Streiks in
neueren Industriezweigen zugenommen, etwa bei Kurierdiensten,
Essenlieferanten und anderen Internet-Dienstleistungserbringern.

- Die Arbeiterproteste, die sich früher in den Fabriken im Pearl- und
Yangtze-Flussdelta konzentiereten, fächern sich jetzt auf und springen
aufs ganze Land über. Die Provinz Henan im Landesinneren etwa erlebte
in den genannten drei Jahren die meisten Proteste einer Region in den
Bereichen Bau, Transport und Handel. Kollektive Aktionen von
Beschäftigten sind inzwischen nicht nur weit verbreitet, sondern
zunehmend normal.

- Die Arbeiterbewegung ist in eine neue Phase getreten, in der die
Aktionen organisierter und zielgerichteter werden und die Arbeiter die
neuesten Internet- und Telekommunikationstechnologien nutzen, um ihre
Ziele zu erreichen. Während Streiks und Proteste in der Vergangenheit
sich wieder zerstreuten, haben die Arbeitenden nun den Willen und die
Fähigkeit, dauerhafte kollektive Aktionen durchzuführen und in
Verhandlungen erfolgreiche Ergebnisse zu erzielen.

- Zivilgesellschaftliche Arbeiterorganisationen haben bei zahlreichen
Gelegenheiten gezeigt, dass sie fähig sind, Arbeitende darin zu
schulen, dass sie Verhandlungsvertreter wählen und zu schützen und
kollektive Verhandlungen auf betrieblicher Ebene initiieren. Obwohl
sie nicht die organisatorischen Möglichkeiten einer Gewerkschaft
haben, haben sie dennoch erfolgreich Konflikte führen können und auf
einer Basisebene gezeigt, wie eine Gewerkschaft funktionieren sollte.
Tatsächlich haben sie damit der ACFTU ein Modell vorgeführt, wie ein
systematischer Verhandlungsmechanismus geschaffen und die Rolle der
Gewerkschaft im Betrieb verbessert werden kann.

- Unter dem doppelten Druck von oben (der Partei) und von unten (durch
die Arbeiterbewegung) hat die KPCh eine neue Phase der
Gewerkschaftsreform in China eingeläutet. Die KPCh hat verstanden,
dass sie nicht länger die obszöne soziale Kluft ignorieren kann, die
in drei Jahrzehnten ökonomischer Reformen entstanden ist, wenn sie
ihre politische Legitimität behalten will.

- Die ACFTU hat begonnen, ihre Organisationsstruktur, ihr
Managementmodell und ihre Betriebsabläufe zu reformieren. Auf der
Basisebene versuchte sie, neue Gewerkschaften zu schaffen, neue
Mitglieder zu gewinnen und die Rechte und Interessen ihrer Mitglieder
zu verteidigen. Dennoch hat die Gewerkschaft nicht wirklich ihre
Identität geändert. Die bisherigen Reformen können nicht über ihre
paternalistische Haltung hinwegtäuschen, die Arbeitenden als
hilfsbedürftige Opfer betrachtet, statt als Menschen mit eigenem Wert,
die eine Vertretung brauchen. Daher identifizieren sich viele
Arbeitende noch nicht mit ihrer Gewerkschaft und fühlen sich ihr nicht
zugehörig.

Das CLB kommt zum Ergebnis, dass die ACFTU nicht länger oberflächliche
Strukturreformen verfolgen darf, die in Wahrheit mehr der Sicherung
eigener Interessen dienen als den Arbeitenden. Die bisherigen
Reformschritte zeigen vor allem die Notwendigkeit weitergehender,
grundsätzlicher Reformen der Gewerkschaft. Sie müssen dazu führen,
dass Arbeiterinnen und Arbeiter wieder über ihre Gewerkschaft verfügen
können und dass die Gewerkschaft in den Verhandlungen auf
betrieblicher Ebene die Interessen der Beschäftigten, und nicht die
eigenen vertritt. Die Gewerkschaft muss von jenen geführt werden, die
an die sozialistischen Grundwerte glauben - Gleichheit, Gerechtigkeit
und Demokratie.


China Labour Bulletin ist eine
Nichtregierungsorganisation, die ein Online-Portal betreibt, das
über Arbeitskämpfe in China berichtet und selber auch Knowhow dazu
zur Verfügung stellt
 
www.clb.org.hk.
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MELDUNG/952: Starke Bilder und nützliche Recherche-Tools - die neue idw-Magazinansicht (idw)


Informationsdienst Wissenschaft e.V., idw-Team, 05.11.2018

Starke Bilder und nützliche Recherche-Tools: die neue
idw-Magazinansicht



Der idw verbreitet Wissenschafts-Pressemitteilungen künftig über einen
neuen Kanal: Die idw-Magazinansicht nachrichten.idw-online.de liefert alle
idw-Nachrichten in modernem Layout auf Smartphone, Tablet oder PC. Die
neue Webseite lässt Bilder besser zur Geltung kommen. Eine umfassende und
komfortable Such- und Sortierfunktion ermöglicht den Nutzern, aus der
Fülle der Inhalte passgenau die für sie interessanten herauszufiltern.

Der idw ist die ergiebigste Quelle für Wissenschaftsnachrichten im
deutschsprachigen Raum: Mehr als 1.000 Pressestellen veröffentlichen hier
bis zu 100 Pressemitteilungen und Termine täglich. Bislang bot der idw die
Infos über seine Webseite an, per E-Mail-Abo und als RSS-Feed,
Forschungsnachrichten zudem auch über Twitter und eine Auswahl daraus über
Facebook. Nun hilft die zusätzliche Magazinansicht den Empfängerinnen und
Empfängern mit einem Farbleitsystem, die Info-Menge noch besser als bisher
im Blick zu behalten. Die neue Magazinansicht ist für mobile Geräte
optimiert.

https://nachrichten.idw-online.de ist die neue Magazinansicht für
Pressemitteilungen. Sie wertet Bilder deutlich auf. Umfassende und
komfortable Such- und Sortierfunktionen ermöglichen eine passgenaue
Auslieferung und Darstellung der Nachrichten - ganz an die individuellen
Vorlieben des einzelnen Empfängers anpassbar. Eine mobile Ansicht stellt
die Inhalte attraktiv dar. Die Seite basiert auf WordPress, weitere
Ergänzungen lassen sich daher schneller umsetzen als auf der bisherigen
idw-Webseite. Die nächste geplante Erweiterung: Anfang des Jahres soll die
englischsprachige Version online gehen.

idw-online.de bleibt die zentrale Webseite des idw. Hier können
Nutzerinnen und Nutzer auf alle für sie freigeschalteten
idw-Dienstleistungen zugreifen: Nachrichten, Termine, Experten, Bilder.
Außerdem können sie sich hier registrieren und ihr Abo verwalten. Die
Pressestellen der idw-Mitgliedseinrichtungen veröffentlichen hierüber
weiterhin die Pressemitteilungen und Terminhinweise ihrer Einrichtung.


Über den idw

Der idw, 1995 gegründet, ist das Nachrichtenportal für Aktuelles aus
Wissenschaft und Forschung und ein Netzwerk der
Wissenschaftskommunikation. Er bringt Wissenschaft und Öffentlichkeit
zusammen, indem er die Nachrichten und Termine seiner
Mitgliedseinrichtungen veröffentlicht und an mehr als 38.000 Abonnenten
versendet, darunter ca. 8.000 Journalisten. Für sie sind die Inhalte
kostenlos, sie können sie nach individuellen thematischen und
geografischen Interessen filtern. Neben Pressemitteilungen veröffentlicht
der idw Terminhinweise auf Wissenschaftsveranstaltungen und betreibt eine
Expertenvermittlung, mit der Journalistinnen und Journalisten Fachleute
finden.

Weitere Informationen unter:

https://idw-online.de/de/aboutus

- Über den idw

https://nachrichten.idw-online.de

- Die neue idw-Magazinansicht

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Informationsdienst Wissenschaft e.V., idw-Team, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MAGAZIN/878: Ranga Yogeshwar gibt Moderation von "Quarks" an Mai Thi Nguyen-Kim und Ralph Caspers weiter (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. November
2018

Nach 25 Jahren "Quarks"

Ranga Yogeshwar gibt Moderation an Mai Thi Nguyen-Kim und Ralph
Caspers weiter



Der Journalist und Moderator Ranga Yogeshwar gibt Ende 2018 nach mehr
als 25 Jahren die Moderation des WDR-Wissensmagazins "Quarks" ab. Dem
WDR bleibt er aber auch künftig erhalten. "Quarks" wird weiterhin von
Mai Thi Nguyen-Kim und Ralph Caspers moderiert.

Ranga Yogeshwar: "Abschiednehmen heißt auch immer Loslassen. Diesen
Schritt habe ich in der Vergangenheit auch schon bei anderen
erfolgreichen Formaten wie 'Kopfball' oder 'Wissen vor 8' bewusst
getan. Das Timing für die Staffelübergabe ist jetzt genau richtig: Mit
Mai Thi Nguyen-Kim und Ralph Caspers gibt es zwei exzellente Köpfe,
die auf ihre ganz eigene Art Quarks prägen und erweitern werden. Ich
übergebe daher die Staffel an meine Kolleginnen und Kollegen vor und
hinter der Kamera mit einem guten Gefühl. Mein Abschied von 'Quarks'
ist dabei kein Abschied vom WDR. Ich bleibe dem Westdeutschen Rundfunk
weiterhin verbunden."

WDR-Fernsehdirektor Jörg Schönenborn: "Ranga Yogeshwar hat mit
'Quarks' ein modernes Wissenschaftsformat etabliert und die Sendung
über viele Jahre geprägt: Er ist als exzellenter Journalist und
Moderator Lotse in einer komplexen Welt. Gerade in einer Zeit der
Digitalisierung, die neue Fragen und Herausforderungen mit sich
bringt, bietet er dem Publikum damit wertvolle Orientierung. Dafür bin
ich dankbar und freue mich, dass er diese Rolle für den WDR weiter mit
Reportagen und Sonderformaten wahrnehmen wird." Für das Frühjahr 2019
ist eine zweiteilige Reportage von Ranga Yogeshwar zum Thema
"Künstliche Intelligenz" unter WDR-Federführung im Ersten geplant.

Mai Thi Nguyen-Kim gehört seit 2018 zum "Quarks"-Moderatoren-Team,
Ralph Caspers ist seit 2010 dabei. Seit Juli 2018 sind unter der
Crossmedialen Gesamtmarke "Quarks" Fernsehen, Hörfunk mit Podcast und
demnächst auch einem Spotify-Angebot sowie Facebook, Instagram und
YouTube vereint. Mitte November geht die neu gestaltete Website
quarks.de online.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. November 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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FEATURE/1132: Deutschlandfunk Kultur - 100 Jahre deutsch-polnische Geschichte, 7.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Überfall, Kniefall und die andauernde Unsicherheit

100 Jahre deutsch-polnische Geschichte

Von Beata Bielecka und Margarete Wohlan

Zeitfragen. Feature

Mittwoch, 7. November 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



1939 teilten sich beim deutschen Überfall auf Polen Hitler und Stalin
die polnische Beute. Erst die deutsche Kapitulation 1945 schaffte
wieder die Voraussetzung für einen polnischen Staat - aber nicht für
polnische Souveränität. Das vereitelte Stalin. Polens Unfreiheit bis
1989 war auch ein Preis, den das Land für den deutschen Überfall von
1939 zu zahlen hatte. 1970 kniet der deutsche Bundeskanzler vor dem
Mahnmal im Warschauer Ghetto nieder, 1990 erkennt das wiedervereinigte
Deutschland die deutsch-polnische Grenze an. Ist damit der Weg geebnet
für gute Nachbarschaft? Wie lang sind die Schatten der Vergangenheit,
wie groß ist noch heute die Unsicherheit im Umgang miteinander?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/1131: Deutschlandfunk Kultur - Zehn Jahre Bitcoin, 8.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein erfolgreich scheiterndes Experiment

Zehn Jahre Bitcoin

Von Friedemann Brenneis

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 8. November 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Am 1. November 2008 stellte Satoshi Nakamoto auf einer
Kryptographie-Mailingliste Bitcoin vor, das erste rein digitale Geld.
Ein Geld, das statt von Banken, von Mathematik und Algorithmen
gesteuert und kontrolliert wird und das nicht Staaten gehört, sondern
den Menschen, die es nutzen. Bitcoin, ein Experiment, das unterm
Strich letztlich beides ist: gescheitert und erfolgreich. Denn zwar
hat das digitale Geld als globale Weltwährung nicht binnen kürzester
Zeit Euro und Dollar abgelöst, wie es die frühen Enthusiasten
propagiert haben. Doch zeigt sich auch, dass Bitcoin trotzdem immer
noch da ist, dass die Idee und Ideale hinter Bitcoin global immer mehr
Anhänger finden und dass sich die Digitalisierung des Geldes nicht
aufhalten lässt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2751: WDR 4 - Filmmusikalische Reise zum Mond, 8.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Reise zum Mond

Moderation: Manfred Behrens

WDR 4 Soundtrack

Donnerstag, 08.11.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Am 8. November läuft der Film "First Man/Aufbruch zum Mond" in den
deutschen Kinos an. Es geht darin um das Leben von Neil Armstrong, dem
ersten Menschen auf dem Mond. Die Reise zum Mond, in das All, hat
immer schon Filmemacher fasziniert.

George Méliès wagte es 1902 als erster, mit sprühender Fantasie und
Humor. Bei ihm hatte der Mond Augen und Mund, und Bewohner hatte sein
Mond auch. "The right stuff" (Der Stoff, aus dem die Helden sind)
zeigte 1983 die Anfänge der amerikanischen Raumfahrt, der Film "Apollo
13" erzählt die Geschichte eines Mondflugs, der scheiterte und in
"Space Cowboys" ist der Mond ein Ort zum Sterben für einen einzelnen
Astronauten.

Anlässlich des Filmstarts von "First Man" begibt sich Soundtrack auf
eine filmmusikalische Reise zum Mond.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 2. November 2018

Herausgeber:
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MUSIK/2750: 43. Tage Alter Musik in Herne, 8. - 11. November 2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. November
2018

WDR 3 und Stadt Herne: 43. Tage Alter Musik in Herne (8. - 11.
November) 

Das diesjährige Motto: "Todsünden"



Mit den 43. TAGEN ALTER MUSIK IN HERNE laden das Kulturradio WDR 3 und
die Stadt Herne vom 8. bis 11. November zu neun Konzerten mit zwei
Opern und Künstlern aus ganz Europa ein. WDR 3 ist
programmverantwortlich und sendet alle Konzerte via UKW, DAB+,
Internet und Satellit.

Das renommierteste Alte Musik-Festival Deutschlands spürt in seiner
aktuellen Saison den Hauptsünden in Musiken vom Mittelalter bis zum
19. Jahrhundert auf. Mit der modernen Erstaufführung der vergessen
geglaubten Stradella-Oper "Amare e fingere" mit dem Ensemble Mare
Nostrum unter der Leitung Andrea de Carlo präsentiert es eine
Opernsensation der Extraklasse. Im Herner Exklusivprogramm zu erleben
sind außerdem das Ensemble Polyharmonique, das Vocalconsort Berlin,
die jungen Ausnahmegeiger Leila Schayegh und Evgeny Sviridov, das
Ensemble La Caravansérail, das italienische Ensemble Laboratorio '600,
der Pianist Stefan Irmer, der Mittelalter-Spezialist Norbert
Rodenkirchen und ein Open Air-Special mit dem Herner Hornisten
Christof Schläger. Alle Künstler geben ihr Festivaldebüt.

"Wir wollen herausfinden, wie Musik vergangener Zeiten zu Zorn, Zank,
Hass, Neid, Geiz, Sorge, Traurigkeit und Gewalt Stellung bezieht - und
wollen außerdem in diesen Zeiten mit unserem internationalen Anspruch
unter Beweis stellen, welchen Wert ein lebendiges Europa haben kann",
so Richard Lorber, programmverantwortlicher WDR 3-Redakteur.

Das Kulturradio WDR 3 sendet die Konzerte am Freitag, Samstag und
Sonntag (9., 10. und 11. November) um 20 Uhr sowie am Sonntag, 11.
November um 16 Uhr live in seinem Programm.

Parallel zum Festival Herne veranstaltet die Stadt vom 8. bis 11.
November eine internationale Musikinstrumenten-Messe mit
Tasteninstrumenten der Alten Musik sowie ein Werkstattkonzert am 10.
November.

Die Sendetermine und weitere Informationen gibt es im Internet unter
www.wdr3.de, www.tage-alter-musik.de und am WDR Hörertelefon unter
0221-56789 333.


Der Programmflyer als PDF-Download 

https://presse.wdr.de/plounge/radio/wdr3/2018/09/_pdf/TageAlterMusik_Flyer.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. November 2018
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DER FILM/413: Hamburg - "Die Alsterdorfer Passion", 25.11.2018


Ros e.V./ Stiftung Ros - Veranstaltungen in der Reh. November 2018

"Die Alsterdorfer Passion"

Dokumentarfilm über die Alsterdorfer Anstalten 1945 - 1979

von Bertram Rotermund und Rudolf Simon

Sonntag, 25.11.2018 um 18 Uhr in der Reh.

Rehhoffstraße 1-3 EG | 20459 Hamburg



Ausgehend von den Euthanasieverbrechen im Nationalsozialismus - mehr
als 600 behinderte Bewohner wurden willfährig von den Verantwortlichen
in die Tötungsanstalten der Nazis deportiert - zeichnet der Film die
Geschichte der Alsterdorfer Anstalten bis in die 80iger Jahre nach.

Sie wird erzählt über die Berichte aus dieser Zeit von noch lebenden
ehemaligen Bewohnern und Mitarbeitern. Fotos, Dokumente und
historische Filmaufnahmen lassen die Atmosphäre und den Geist der
damaligen Zeit im Film wieder sichtbar werden.

Auch nach Kriegsende änderte sich für die Bewohner der Alsterdorfer
Anstalten lange Zeit wenig. Zwar mussten die leitenden Personen gehen -
 zur Rechenschaft gezogen und bestraft wurde keiner von ihnen - , aber
das gesamte Personal (95% der Mitarbeiter waren ehemalige
Parteigenossen, Mitglieder der SA oder anderer Gliederungen der
Partei) blieb und mit ihnen die Massenquartiere, kollektive
Hygieneverrichtungen, Aufhebung jeglicher Intimsphäre dazu auch Formen
direkter Gewalt wie Essenentzug, Schläge, Strafe stehen, Strafliegen,
Fixierungen, Zwangskleidung und Einsperren.

Erst als Ende der 70iger Jahre jüngere Mitarbeiter und
Zivildienstleistende die menschenunwürdigen Zustände anprangerten und
damit in die Öffentlichkeit gingen, setzte allmählich ein
Paradigmenwechsel ein. Es entstanden neue Konzepte in der
Behindertenhilfe. Im Zentrum steht nun der Mensch mit Behinderung, der
mit weitest gehender Selbstständigkeit sein Leben mit professioneller
Unterstützung planen und entwickeln soll.

Heute ist Alsterdorf ein diakonisches Dienstleistungsunternehmen mit
zahlreichen Angeboten für Behinderte und Nichtbehinderte. Auf dem
Gelände der ehemaligen Alsterdorfer Anstalten befindet sich heute ein
offenes Stadtteilzentrum.

Die beiden Filmemacher verzichten auf ein Honorar. Die Spenden der
Besucherkommen dem Ledigenheim zugute.

 * 

Quelle:

Ros e.V./ Stiftung Ros

Rehhoffstraße 1-3, 20459 Hamburg

Tel: +49 40 29813888

post@dasros.de

www.dasros.de

www.rehhoffstrasse.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1850: Mönchengladbach - "Newsletter Marketing - Kundenbindung per E-Mail" am 16.11.


Newsletter Marketing - Kundenbindung per E-Mail



Newsletter sind ein wichtiges Instrument der Kundenbindung. Doch der
Grat zwischen zielgerichteter Kundeninformation und nervtötender
Belästigung ist schmal. Die Teilnehmer lernen, worauf es beim
Newsletter Marketing ankommt und welche Technik die Arbeit
erleichtert.

16.11.2018, 9:00 - 12:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B2094T

Kosten: 95 Euro

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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NEUROLOGIE/988: Update Multiple Sklerose - wie Umweltfaktoren und Darmbakterien die Entzündung befeuern (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 02.11.2018

Update Multiple Sklerose: wie Umweltfaktoren und Darmbakterien die Entzündung befeuern



Die Ursachenforschung zur Multiplen Sklerose (MS) ist noch jung. Sie
bringt Erkenntnisse hervor, die für die Vorbeugung und Behandlung der
entzündlichen Nervenerkrankung relevant sind. "Umweltfaktoren machen zwei
Drittel des MS-Risikos aus. Einige Einflussfaktoren wurden erst in
jüngerer Zeit identifiziert. So hat sich zum Beispiel gezeigt, dass
Zigarettenrauch, Übergewicht und übermäßiger Kochsalzkonsum Einfluss auf
den Krankheitsverlauf nehmen", berichtet Professor Ralf Gold,
Past-Präsident der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) und Sprecher des
Vorstands des Krankheitsbezogenen Kompetenznetzes Multiple Sklerose
(KKNMS).

Über welche Mechanismen diese Faktoren in das Krankheitsgeschehen
eingreifen und welche Rolle Darmbakterien bei Multipler Sklerose spielen,
ist derzeit Gegenstand intensiver Forschung, so Ralf Gold heute auf der
Neurowoche.

Anders als bei den Immunprozessen während der Erkrankung ist das
Verständnis über die Ätiologie der Multiplen Sklerose (MS) noch limitiert.
Weitgehend unbekannt ist, wie Umweltfaktoren die Krankheit auslösen und
welche Rolle sie im Verlauf der Krankheit spielen. "Was wir bisher über
ätiologische Einflussfaktoren auf die MS wussten, etwa über
Virusinfektionen in der Kindheit, Vitamin-D-Mangel oder die Entfernung des
Geburtsortes vom Äquator, stammt zumeist aus frühen epidemiologischen
Untersuchungen, die teilweise viele Jahrzehnte zurückliegen", ordnet Ralf
Gold, Direktor der Neurologischen Universitätsklinik am St.
Josef-Hospital, Klinikum der Ruhr Universität Bochum, ein.

Groß angelegte internationale Kohortenstudien konnten inzwischen neue
Risikofaktoren identifizieren. "Zigarettenrauchen, Übergewicht und
übermäßiger Kochsalzkonsum aktivieren die Entstehung und das Wachstum von
autoimmunen Entzündungszellen im Immunsystem", so Gold. Die Kenntnis von
Risikofaktoren aus der Umwelt habe unmittelbare Konsequenzen. "Über eine
Einflussnahme auf die Exposition eröffnen sich neue Wege für die
Prävention und gegebenenfalls sogar die Therapie."

Darmbakterien im Visier der Ursachenforscher

Die Arbeitsgruppe um den Neuroimmunologen Professor Hartmut Wekerle hat
vor wenigen Jahren erstmals beschrieben, wie Darmbakterien im Tiermodell
MS auslösen. Diese Arbeit legte den Grundstein für den noch jungen, aber
sich rasch entwickelnden Forschungszweig zur Rolle des Darms in der
Ätiologie der MS. "Der Darm ist in vielerlei Hinsicht ein sehr wichtiges
Organ", konstatiert Gold, "bei Immungesunden ebenso wie bei Menschen mit
Autoimmunkrankheiten wie der MS." Vor Kurzem konnte gezeigt werden, dass
durch die Entfernung natürlicher Bakterien aus dem Darm eines
experimentellen Modells der MS die Erkrankung völlig unterdrückt werden
konnte. "Diese wichtige Erkenntnis kann natürlich nicht direkt für
Therapiezwecke genutzt werden, da ein Mensch ohne bakterielle Darmflora
nicht überlebensfähig wäre. Hieraus haben sich allerdings zunehmend
unterschiedliche Forschungsansätze entwickelt, die aktuell untersuchen,
welche Bakterien sich neutral verhalten und welche möglicherweise mit
Erkrankungen wie der MS assoziiert sind", so Gold.
Mehrere Studien konnten zeigen, dass sich das Mikrobiom bei schubförmiger
MS deutlich anders zusammensetzt als bei gesunden Vergleichskontrollen. Ob
diese Veränderung unter dem Einfluss chronischer Entzündungen im Körper
entsteht oder sogar ein primärer Mitauslöser der MS ist, ist momentan
nicht geklärt.
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NEUROLOGIE/987: Neurologische Bewegungsstörungen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 02.11.2018

Neurologische Bewegungsstörungen

Perspektiven individualisierter Therapie und individueller Beitrag zur
Prävention



In jüngster Zeit wurden einige wichtige Krankheitsmechanismen aufgeklärt
- insbesondere im Bereich der genetischen Ursachen -, was zu neuen
Therapieansätzen bei Bewegungsstörungen geführt hat. "Die neuen Therapien
greifen gezielt in frühe Folgen der Genmutation ein und setzen damit
direkt an der Krankheitsursache an", berichtet die Neurologin Professor
Daniela Berg.

Die Direktorin des Kieler Universitätsklinikums präsentierte heute in
Berlin beim Jahreskongress der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN)
vielversprechende Therapiestudien zur Parkinsonerkrankung und stellte eine
erste ursächliche Therapie bei einer Form der seltenen hereditären
(erblichen) spastischen Spinalparalyse (HSP) vor.

Hereditäre spastische Spinalparalyse (HSP): Cholesterinsenker kann die Krankheit stoppen

Die hereditäre (erbliche) spastische Spinalparalyse (HSP) ist eine seltene
Bewegungsstörung. "Die genauen Ursachen der Erkrankung waren bisher nicht
bekannt. Die Therapie der HSP konnte sich deshalb nur auf eine Linderung
der spastischen Gangstörung richten", sagt Daniela Berg. "Bei einer Form
der HSP ist es nun gelungen, die Genetik und den zugrunde liegenden
Pathomechanismus aufzuklären", so die Expertin für Bewegungsstörungen
weiter. "Damit ist erstmals eine ursächliche Therapie dieser schwer
beeinträchtigenden Erkrankung möglich."

Die Arbeitsgruppe von Professor Ludger Schöls aus Tübingen konnte zeigen,
dass beim Typ 5 der HSP eine genetische Veränderung zur Anhäufung von
nervenzellschädlichem 27-Hydroxy-Cholesterol führt. Eine klinische Studie
belegte, dass die Gabe eines Cholesterinsenkers die Menge dieses für die
Nervenzellen schädlichen Stoffes reduziert. "Das Medikament greift direkt
in den Krankheitsmechanismus ein und wirkt bei jedem Patienten, der die
entsprechende Genmutation trägt", erläutert Berg.

Parkinson: erste verlaufsmodifizierende Therapien

Für die viel häufigere Parkinsonerkrankung zeichnen sich ebenfalls erste
Therapien ab, die an der Krankheitsursache ansetzen. "Hier gilt es
zunächst zu verstehen, dass sich hinter dem Begriff der
Parkinsonerkrankung viele unterschiedliche Formen verbergen, die zunächst
klinisch genau charakterisiert und als Unterformen identifiziert werden
müssen", erklärt Berg. Für einige Unterformen, bei denen genetische
Mutationen zur Erkrankung beitragen, stehen nun erstmals Therapien zur
Verfügung, die an durch die Mutation bedingten Stoffwechselprozessen
ansetzen. "Von diesen neuen Behandlungsoptionen profitieren beispielsweise
Parkinsonpatienten, bei denen Mutationen im GBA-Gen oder in
mitochondrialen Genen, die in den Energiestoffwechsel der Zelle involviert
sind, eine Rolle spielen", so die Neurologin.
Darüber hinaus haben Therapiestudien begonnen, die allgemeine
Krankheitsmechanismen adressieren. "Dies sind z.B. Therapien, die den zu
hohen Gehalt an freie Radikale begünstigendem Eisen vermindern oder die
Ausbreitung des für die Parkinsonerkrankung typischen fehlgefalteten
Eiweißes verhindern sollen", erklärt Berg. Für den Einsatz dieser
Therapien sei eine möglichst sichere Diagnose in einem möglichst frühen
Stadium der Parkinsonerkrankung essenziell, betont Berg. Die Parkinson and
Movement Disorders Society hat unter Leitung von Daniela Berg und Prof.
Ronald Postuma aus Kanada Kriterien zur Frühdiagnose erarbeitet.

Prävention wirkt: höheres Parkinsonrisiko bei Metabolischem Syndrom

Neben den ursächlichen Therapien mehren sich die Hinweise, dass ein
Lebensstil, der zu Übergewicht, hohem Blutdruck und Diabetes führt
(Metabolisches Syndrom), häufiger mit Parkinson assoziiert ist, während
eine gesunde Ernährung und ausreichend körperliche Aktivität als präventiv
einzustufen sind. Ergebnisse der TREND-Studie zeigen, dass körperliche
Aktivität und geistige Flexibilität depressive Stimmungsauslenkungen
mildern und Schlafstörungen verbessern, die Zeichen eines beginnenden
Prozesses des Nervenzelluntergangs sein können. "Die gute Nachricht ist:
In einem gewissen Rahmen kann jeder Einzelne zur Parkinsonprävention
beitragen", sagt Daniela Berg.
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NEUROLOGIE/986: Forschung - die große Rolle der kleinen Zellen bei neurologischen Erkrankungen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 31.10.2018

Gehirnforschung: die große Rolle der kleinen Zellen bei neurologischen Erkrankungen



Die Funktion von Mikrogliazellen wurde lange unterschätzt. Die kleinen
Nachbarn der Nervenzellen galten bisher als Immunzellen des zentralen
Nervensystems, die in erster Linie Krankheitserreger, insbesondere
Bakterien, aufspüren. Doch jüngste Forschungsergebnisse zeigen: Sie sind
noch weit wichtiger für die Gesundheit des Gehirns. "Mikrogliazellen
übernehmen eine zentrale Rolle bei der Gehirnentwicklung und der
Vernetzung von Nervenzellen während der Gehirnreifung bei jungen
Erwachsenen.

Sie sind außerdem von großer Bedeutung für die Entfernung von
Abbauprodukten des Gehirnstoffwechsels. Die Hinweise verdichten sich, dass
Fehl- oder Überaktivierungen der Mikroglia zur Entstehung einer Reihe
neuropsychiatrischer Erkrankungen beitragen", sagte Professor Jochen Herms
heute bei der Neurowoche in Berlin. Der Direktor des Zentrums für
Neuropathologie und Prionforschung der LMU erklärte, welche Erkenntnisse
die Neuropathologie in jüngster Zeit bei der Erforschung von Schizophrenie
und Alzheimer-Demenz gewinnen konnte.

Programmierung im Mutterleib mit lebenslangen Folgen

Mikrogliazellen bevölkern sehr früh das sich entwickelnde Gehirn im
Mutterleib. Sie nehmen aktiv an der Einwanderung, Selektion und
Ausdifferenzierung von Nervenzellen und anderen Zellen des Gehirns teil.
Doch damit sind ihre Aufgaben nicht abgeschlossen. "Mikrogliazellen lernen
während der Gehirnentwicklung körperfremde Produkte aus dem mütterlichen
Blutkreislauf kennen, etwa Virusbestandteile oder Bestandteile von
Bakterien aus dem mütterlichen Darm. Diese Programmierung, man spricht
auch von einer epigenetischen Prägung, kann fehlerhaft ablaufen, wenn die
Mutter während der Schwangerschaft zum Beispiel an einer
Infektionserkrankung leidet", sagt Jochen Herms, Tagungspräsident der
Deutschen Gesellschaft für Neuropathologie und Neuroanatomie (DGNN).
Diese fehlerhafte Prägung kann möglicherweise lebenslange Konsequenzen
haben, denn Mikrogliazellen, das zeigen neueste Untersuchungen im
Tiermodell, leben sehr lange. "Neue Erkenntnisse aus der
Grundlagenforschung legen nahe, dass bei einigen Erkrankungen des Gehirns
die normalen Funktionen der Mikroglia fehl- bzw. überaktiviert sind", sagt
Herms. "Am konkretesten sind die Hinweise, dass falsch geprägte
Mikrogliazellen eine Ursache für die Entwicklung der Schizophrenie sind."
Diese Erkrankung manifestiert sich typischerweise bei jungen Erwachsenen
zu einem Zeitpunkt, an dem die Mikroglia sehr aktiv ist und überschüssige
synaptische Verbindungen zwischen Nervenzellen abbaut.

Risiko für Demenz und neurologische Erkrankungen

Aktuelle neuropathologische Studien deuten darauf hin, dass die Funktion
der Mikroglia bei zahlreichen neurologischen Erkrankungen eine Rolle
spielt, darunter Multiple Sklerose, Amyotrophe Lateralsklerose sowie die
Parkinsonerkrankung. Besonders gut untersucht ist der Zusammenhang bei
Erkrankungen des alternden Gehirns, insbesondere bei der Demenz vom
Alzheimer-Typ. "Fehlfunktionen der Mikroglia erhöhen die
Wahrscheinlichkeit, eine Alzheimer-Demenz zu entwickeln", sagt Herms.
Abbauprodukte des Stoffwechsels werden schlechter abgeräumt, was zu
Ablagerungen von körpereigenen Eiweißen im Gehirn führt, zum Beispiel in
Form von Amyloidplaques, und damit die Entwicklung und den Verlauf von
neurodegenerativen Erkrankungen vorantreibt. "Die Mikrogliaaktivität kann
entweder durch genetische Faktoren, aber wahrscheinlich auch durch
chronisch entzündliche Prozesse gestört werden", berichtet Herms. "Ein
Drittel der Genveränderungen, die das Risiko für neuropsychiatrische
Erkrankungen erhöhen, beeinflusst auch die Funktion von Mikrogliazellen."

Neuropathologie: Diagnose und Erforschung neurologischer Erkrankungen

Die Deutsche Gesellschaft für Neuropathologie und Neuroanatomie (DGNN)
tagt derzeit gemeinsam mit der Gesellschaft für Neuropädiatrie (GNP) unter
Gesamtkoordination der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) in der
Messe Berlin. Eine wichtige Aufgabe der Neuropathologie ist die
histologische und molekulare Diagnostik anhand von Gewebeproben,
insbesondere aus Gehirntumoren. Neuropathologinnen und Neuropathologen
entschlüsseln des Weiteren Mechanismen der Entstehung neurologischer
Erkrankungen, vor allem auf Basis der Untersuchung des menschlichen
Gehirns, aber auch in Tiermodellen, und ebnen so den Weg zu besseren
Therapien. Die deutschsprachige Neuropathologie erbringt Spitzenforschung
im internationalen Maßstab, insbesondere auf dem Gebiet der Hirntumoren,
der neurodegenerativen Erkrankungen wie der Alzheimer-Krankheit und
anderer Demenzen, der Multiplen Sklerose, der Epilepsie, der
Hirngefäßkrankheiten wie Schlaganfall oder der Muskelkrankheiten.
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ONKOLOGIE/1936: Schonendere Therapie für Kinder bei bösartigem Hirntumor (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 02.11.2018

Hoffnung auf schonendere Therapie bei Hirntumoren



Das Medulloblastom ist der häufigste bösartige Hirntumor bei Kindern.
Forscher der Universität Bonn haben nun zusammen mit Kollegen aus England,
Frankreich und Schweden eine Form der Erkrankung identifiziert, die
besonders gute Heilungschancen aufweist. Rund 20 Prozent der Betroffenen
könnten nach Schätzungen unter dieser Variante leiden. Unter Umständen
kann man ihnen zukünftig mit einer deutlich schonenderen Behandlung helfen
als bisher. Das Medulloblastom ist heute in vielen Fällen heilbar. Die
dazu nötige Therapie ist aber so aggressiv, dass viele Patienten
lebenslang unter den Spätfolgen leiden. Die Studie erscheint im
renommierten medizinischen Fachjournal "Lancet Oncology".

Medulloblastome sind Tumorerkrankungen des Kleinhirns, die vor allem
Kinder und Jugendliche betreffen. Zwei Drittel aller Patienten lassen sich
heute durch eine Kombination aus Operation, Strahlen- und Chemotherapie
heilen. Allerdings verursacht die Behandlung häufig erhebliche Spätfolgen.
"Durch die intensive Therapie wird das sich noch in der Entwicklung
befindliche Gehirn oft irreparabel geschädigt", erklärt Prof. Dr. Torsten
Pietsch vom Institut für Neuropathologie der Universität Bonn. "Als
Spätfolge leiden die überlebenden Patienten oft lebenslang unter der
Beeinträchtigung ihrer kognitiven Leistungsfähigkeit."

Heute weiß man, dass es sich bei dem Medulloblastom um eine Gruppe
unterschiedlicher Krebsarten handelt. Schon vor fast 20 Jahren wurde eine
seltene knotenförmige Variante entdeckt, die insbesondere Kleinkinder
betrifft. Diese Tumoren sprechen meist so gut auf eine medikamentöse
Behandlung an, dass keine zusätzliche Strahlentherapie nötig ist.
Inzwischen hat man noch eine Gruppe älterer Kinder identifiziert, die auch
eine sehr gute Prognose hat. Auch bei ihr kann die Intensität der Therapie
möglicherweise verringert werden. Sie macht etwa 10 Prozent aller
Erkrankten aus. "Beim großen Rest - immerhin mehr als 80 Prozent - war es
bisher dagegen nicht möglich, das Ansprechen auf die Therapie
vorherzusagen", sagt Pietsch. "Daher sind in diesen Fällen eine intensive
Bestrahlung und Chemotherapie nach dem aktuellen Forschungsstand
unverzichtbar."

Möglicherweise ändert sich das aber in Zukunft: Die an der Studie
beteiligten Forscher haben eine neue Erkrankungs-Variante identifiziert,
die besonders gute Heilungschancen aufweist. Dazu hatten sie die Tumoren
von Teilnehmern einer europaweiten Medulloblastom-Behandlungsstudie
untersucht.

"Wir haben in einem Teil der Tumoren charakteristische Veränderungen in
der Anzahl der Chromosomen gefunden", erklärt Dr. Tobias Goschzik vom
Institut für Neuropathologie. Menschliche Zellen enthalten normalerweise
23 Chromosomen, und zwar jedes von ihnen doppelt. Zusammen enthalten sie
die komplette Erbinformation. In den Tumorzellen lag eines von ihnen - das
Chromosom 7 - häufig gleich dreifach vor. Von zwei anderen - den
Chromosomen 8 und 11 - gab es dagegen oft nur eine Version.

Fast 100 Prozent Heilungschance

Das Interessante daran: Erkrankte mit diesen chromosomalen Auffälligkeiten
ließen sich mit Hilfe der Standardtherapie zu fast 100 Prozent heilen. Bei
den restlichen Betroffenen lag die Heilungschance dagegen nur bei 64
Prozent. "Möglicherweise bedeutet das, dass man Patienten mit diesem Typus
eines Medulloblastoms weniger aggressiv therapieren kann", hofft Pietsch.
"Ob das stimmt, muss sich allerdings zunächst noch in Behandlungs-Studien
zeigen."

In der Studie konnten die Tumoren von insgesamt 136 Kindern und
Jugendlichen untersucht werden. Ausgeschlossen waren Betroffene, die an
einer besonders aggressiven Form der Erkrankung litten. "Wenn wir unsere
Zahlen auf alle Patienten hochrechnen, gehen wir davon aus, dass rund 20
Prozent unter der von uns identifizierten Variante leiden", sagt Pietsch.
Die Ergebnisse wurden inzwischen mit einer zweiten Patientengruppe aus dem
englischen Newcastle verifiziert.

In einem nächsten Schritt wollen die Wissenschaftler nun untersuchen,
warum Tumoren mit einer veränderten Chromosomenzahl so viel besser auf die
Therapie ansprechen. Langfristig könnten daraus auch neue zielgerichtete
Behandlungsmöglichkeiten erwachsen. Ein Punkt ist in diesem Zusammenhang
besonders interessant: Es gibt auch andere Krebserkrankungen bei Kindern,
die mit Änderungen der Chromosomenzahl einhergehen. Dazu zählt
beispielsweise eine bestimmte Form der Leukämie. Und auch diese lässt sich
besonders erfolgversprechend therapieren.

Am Institut für Neuropathologie der Universität Bonn ist seit 1994 das
Hirntumor-Referenzzentrum (HTRZ) der Deutschen Gesellschaft für
Neuropathologie angesiedelt. Mitarbeiter des HTRZ arbeiten seit Jahren an
der Klassifikation von Medulloblastomen und anderer Gehirntumoren durch
die Weltgesundheitsorganisation WHO mit.
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BILDUNG/1132: Junge Neurologen fordern die Modernisierung der Weiterbildung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 31.10.2018

Junge Neurologen fordern die Modernisierung der Weiterbildung



Die Neurologie hat sich durch den medizinischen Fortschritt zu einer
therapeutisch orientierten akut- und intensivmedizinischen Disziplin
entwickelt. Doch die Weiterbildung zum Facharzt Neurologie entspricht
nicht mehr den Anforderungen dieses gewandelten Berufsbildes und muss
dringend angepasst werden, fordert die Nachwuchsorganisation Junge
Neurologen (JuNo) auf der diesjährigen Neurowoche in Berlin.

Aktuell sieht die Weiterbildungsordnung der Bundesärztekammer ein
verpflichtendes Jahr in der Psychiatrie vor. "Zweifellos gibt es
Schnittstellen mit diesem Fachbereich, doch andere Gebiete haben zunehmend
eine höhere Relevanz für die Patientenversorgung", sagt Dr. Sophie
Aschenberg, Sprecherin der Jungen Neurologen. "Das Pflichtjahr nur in der
Psychiatrie muss abgeschafft werden und wahlweise durch weitere Fächer wie
Innere Medizin, Anästhesiologie, Notfallmedizin, Neuroradiologie,
Neurochirurgie, Allgemeinmedizin oder Neuropathologie ersetzt werden." Die
Nachwuchsorganisation hat im Sommer eine Petition mit über 1500
Unterschriften an die zuständigen Gremien der Bundesärztekammer übergeben.

"Passen Sie die Weiterbildungsinhalte der rasanten Entwicklung in der
Neurologie an!" Mit diesem Appell überreichte JuNo-Sprecherin Sophie
Aschenberg dem Präsidenten der Bundesärztekammer und Verantwortlichen für
die Musterweiterbildungsordnung (MWBO), Prof. Frank U. Montgomery, eine
Petition, die innerhalb kurzer Zeit mehr als 1500 Unterstützer gefunden
hatte. Die Neurologie hat seit Jahren den höchsten prozentualen Zuwachs
aller medizinischen Disziplinen. Die Anzahl der Neurologinnen und
Neurologen hat sich in den vergangenen 20 Jahren ungefähr verfünffacht.
Entsprechend haben sich die Versorgungsleistungen deutlich verbreitert.

Ausbildung an den medizinischen Fortschritt in der Neurologie anpassen

Durch den immensen medizinisch-wissenschaftlichen Fortschritt hat sich die
Neurologie zu einer therapeutisch orientierten akut- und
intensivmedizinischen Disziplin entwickelt, die hohe Anforderungen an die
akutmedizinischen, differenzialtherapeutischen und neuroradiologischen
Fähigkeiten von Neurologen stellt. Zugleich verändert sich die
Bevölkerungsstruktur. Die Zahl geriatrischer Patienten mit
neurodegenerativen oder neurovaskulären Erkrankungen wie Alzheimer-Demenz
oder Schlaganfall und zugleich komplexen internistischen Grunderkrankungen
hat erheblich zugenommen. Der multimorbide Patient mit akutem
Nierenversagen und entgleistem Diabetes mellitus gehöre genauso zum
neurologischen Berufsalltag wie die Bewertung der zerebralen Bildgebung
bei einem akuten Schlaganfall, führt Aschenberg konkrete Beispiele an.

Moderne Weiterbildung zum Wohle der Patienten

"Eine Neustrukturierung der Ausbildung hat entscheidende Vorteile auch für
das Wohl der Patienten", ist Professor Peter Berlit überzeugt,
Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN). Die
medizinische Fachgesellschaft unterstützt die JuNo-Forderungen. Eine
Pflichtrotation in die Psychiatrie wie in Deutschland gebe es in anderen
europäischen Ländern in dieser Form nicht, so Berlit. Auch in Deutschland
wurde der Facharzt für Nervenheilkunde bereits 1994 verlassen und in die
aktuellen Bezeichnungen Facharzt für Neurologie und Facharzt für
Psychiatrie und Psychotherapie aufgeteilt, die eigenständige und
voneinander unabhängige Fachbereiche repräsentieren. "Natürlich gibt es
Schnittstellen, aber diese sind kleiner geworden", schränkt der
DGN-Generalsekretär ein. "Dafür haben andere Bereiche eine zunehmend wichtige
Bedeutung für die klinische Neurologie."

Die Online-Petition der Jungen Neurologen fand innerhalb kurzer Zeit sehr
große Unterstützung, was die Relevanz und den Willen zur Veränderung
innerhalb des Fachgebiets zeige, so Berlits Einschätzung. "Gemeinsam mit
den JuNos treten wir entschieden für eine Modernisierung der
Weiterbildungsordnung ein." Im nächsten Schritt werden die Jungen
Neurologen Gespräche mit den Landesärztekammern aufnehmen, um hier die
dringend gebotenen nächsten Schritte für eine moderne Ausbildung im
Fachgebiet Neurologie sicherzustellen, die vor allem einem dient - dem
Wohle der Patienten.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3674-junge-neurologen-fordern-die-modernisierung-der-weiterbildung

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67114

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 31.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DEMENZ/415: PET, Liquor, Bluttest - was bringt die verbesserte Diagnostik? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 02.11.2018

PET, Liquor, Bluttest - was bringt die verbesserte Demenz-Diagnostik?



Die Alzheimer-Demenz lässt sich heute bereits in frühen Phasen der
Erkrankung sicher erkennen - noch bevor die Betroffenen kognitive
Einschränkungen erleben. "Es könnte bald sogar ein Bluttest zur
Alzheimer-Frühdiagnose zur Verfügung stehen, alternativ zu den kostspieligen
MRT-/PET- und invasiven Liquor-Untersuchungen", sagte Priv.-Doz. Dr. Juraj
Kukolja aus Wuppertal heute beim Kongress der Deutschen Gesellschaft für
Neurologie (DGN) in Berlin, der vom 30. Oktober bis 3. November 2018 im
Rahmen der Neurowoche stattfindet.

"Wir wissen schon früh um die Alzheimer-Erkrankung, doch das hat weiterhin
keine therapeutischen Konsequenzen, da alle bisherigen Behandlungsversuche
mit Antikörpern gegen die Alzheimer-typischen Ablagerungen im Gehirn
gescheitert sind", berichtet der Neurologe. Die Forschung hat aber bereits
neue Ziele im Visier: "Tau-Proteine und entzündliche Veränderungen bieten
vielversprechende Ansatzpunkte für eine kausale Therapie der
Alzheimer-Demenz."

"Nur ein Bruchteil der Alzheimer-Patienten wird adäquat diagnostiziert",
sagt Juraj Kukolja, Chefarzt der Klinik für Neurologie und klinische
Neurophysiologie am Helios Universitätsklinikum Wuppertal. Mittels
Biomarker-Bestimmung im Nervenwasser (Liquor) und Bildgebung mit MRT und
Positronen-Emissionstomographie (PET) ist es mit hoher Empfindlichkeit und
Sicherheit möglich, die Alzheimer-Erkrankung bereits im Anfangsstadium zu
erkennen. "Personen, die ein erhöhtes Risiko haben, in späteren Jahren an
einer Alzheimer-Demenz zu erkranken, können noch im Stadium ihrer
kognitiven Gesundheit identifiziert werden", sagt Kukolja. "Es ist zu
erwarten, dass in den kommenden Jahren eine weniger invasive und
kostengünstige Frühdiagnostik der Alzheimer-Erkrankung möglich wird",
stellt er in Aussicht. Japanische und australische Wissenschaftler haben
in Kooperation einen Weg gefunden, typische Alzheimer-Veränderungen im
Blut nachzuweisen, was den Weg für die Entwicklung eines breit verfügbaren
Bluttests ebnet.

Neue Ansätze für eine kausale Therapie

Eine therapeutische Konsequenz ergibt sich aus der verbesserten
Alzheimer-Diagnostik noch nicht. Die Behandlung der Symptome ist weiterhin die
einzige Therapieoption. Versuche, das Fortschreiten der Erkrankung
aufzuhalten, sind gescheitert. "Die Studien mit Antikörpern, welche die
Alzheimer-typischen Amyloid-Ablagerungen im Gehirn beseitigen sollten,
waren erfolglos", sagt Kukolja. Es seien nur mehr wenige
Amyloid-Antikörper "im Rennen".

Trotzdem werde intensiv an der genaueren Charakterisierung der
Alzheimer-Pathologie und an alternativen Therapiemöglichkeiten geforscht, berichtet
der DGN-Experte. "Die Alzheimer-Forschung hat das Tau-Protein, welches
sich neben Amyloid im Gehirn von Alzheimer-Patienten ablagert, und
entzündliche Prozesse, welche bei der Erkrankung entstehen und sie
befeuern, im Fokus", berichtet Kukolja. PET-Untersuchungen konnten zeigen,
dass die Ausprägung und Ausdehnung von Tau-Ablagerungen die Dynamik und
Schwere der Alzheimer-Demenz besser vorhersagen als Amyloid. Derzeit
laufen frühe klinische Studien mit mehreren Präparaten gegen Tau. Der
Erfolg bleibe abzuwarten, so Kukolja.

Viel Aufmerksamkeit haben außerdem Studien erregt, die nachweisen konnten,
dass die Alzheimer-Pathologie im Maus-Modell und auch beim Menschen mit
einer entzündlichen Reaktion einhergeht. Deutsche Forscher fanden in einer
Reihe von Experimenten an transgenen Mäusen heraus, dass Amyloid beta zu
einer entzündlichen Reaktion mit Aktivierung einer Kaskade von
Proteinkomplexen führt, welche ihrerseits die Bildung von krankhaften
Amyloid-beta-Aggregaten fördern. Die Kenntnis dieser Mechanismen öffnet
das Tor für die Erprobung weiterer Therapieoptionen, welche die
entzündlichen Prozesse bremsen könnten.
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DEMENZ/414: Weiteres ermutigendes Signal für die Wirksamkeit von Antikörper-Behandlung (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 3/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Weiteres ermutigendes Signal für die Wirksamkeit von Antikörper-Behandlung


von Timo Grimmer



Am 5. Juli 2018 veröffentlichen die Hersteller Eisai und Biogen eine
Pressemeldung zu Ergebnissen einer placebo-kontrollierten klinischen
Prüfung mit dem monoklonalen Antikörper BAN2401 (Study 201;
ClinicalTrials.gov identifier NCT01767311). Dieser soll, unter
Zuhilfenahme des Abwehrsystems (Immunsystem) des Menschen, die
Amyloid-Ablagerungen im Gehirn bei Menschen mit Alzheimer-Krankheit im
Stadium der beginnenden oder leichtgradigen Demenz verringern. Das
Ziel ist, das Voranschreiten der Krankheit und damit auch die Zunahme
der Beschwerden zu verlangsamen oder sogar aufzuhalten. In dieser
Prüfung der Phase II (in diesem Stadium der Entwicklung eines
Medikaments geht es zuvorderst um Erkenntnisse zur Sicherheit und zur
optimalen Dosis) wurden vier unterschiedlich hohe Dosierungen des
Antikörpers gegenüber einem unwirksamen Scheinpräparat (Placebo)
untersucht. Bei Patienten, die die höchste Dosis erhielten, wurde nach
18 Monaten Behandlung sowohl eine statistisch bedeutsame Verringerung
der Menge von Amyloid im Gehirn (sie kann mit Hilfe der
Positronen-Emissions-Tomografie sichtbar gemacht werden) als auch eine
Verzögerung des Voranschreitens der Beschwerden im Vergleich zu den
Patienten, die Placebo erhielten, erreicht. Bei ungefähr 10 Prozent
traten im Sinne einer übermäßigen Immunreaktion vorübergehende
Schwellungen im Gehirn auf.

Die Ergebnisse sind ein weiteres Glied in der Reihe von klinischen
Prüfungen, die ähnliche positive Signale für andere Antikörper, zum
Beispiel Aducanumab, Crenezumab oder Gantenerumab zeigten.
Voraussichtlich wird nun versucht werden, die Wirksamkeit des neuen
Antikörpers in größeren Studien zu bestätigen, die für die Zulassung
als Medikament / Arzneimittel erforderlich sind.

Die Vielzahl von Studienergebnissen mit monoklonalen Antikörpern gegen
Amyloid lassen hoffen, dass in den kommenden Jahren eine solche
Behandlung zur Verlangsamung der Alzheimer-Krankheit verfügbar sein
könnte. Interessierte Betroffene können sich an den laufenden
klinischen Prüfungen als Teilnehmer bewerben.


PD Dr. med. Timo Grimmer, Zentrum für Kognitive Störungen, 

Klinikum rechts der Isar, Technische Universität München 

E-Mail: t.grimmer@tum.de
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Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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INFEKTION/1775: Forschung - Molekularer Baukasten für Zellbewegung und Infektion (idw)


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 02.11.2018

Molekularer Baukasten für Zellbewegung und Infektion

HZI-Forscher entdecken, wie das Zellskelett reguliert und manipuliert
werden kann



Zahlreiche bakterielle Krankheitserreger bringen ihre Wirtszellen dazu,
sie bei einer Infektion ins Zellinnere aufzunehmen. Dazu manipulieren sie
gezielt das Proteingerüst der Zellen. So können sich die Erreger besser an
Zellen anheften, in sie eindringen oder sich in ihnen ausbreiten. Eine
Schlüsselrolle bei der Kontrolle dieser Umbauten im Zellskelett spielt der
WAVE-Komplex, an den kleine regulatorische Proteine, sogenannte GTPasen,
binden können. Forscher des Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung
(HZI) haben jetzt den mehrstufigen molekularen Mechanismus der Aktivierung
dieses Komplexes aufgeklärt. Die Studien schaffen die Basis für weitere
Untersuchungen, um die Mechanismen von Bewegungs- und Infektionsprozessen
besser zu verstehen. Ihre Ergebnisse veröffentlichten die Wissenschaftler
im Fachjournal Current Biology.

Zellen besitzen ein sogenanntes Zytoskelett - ein Netzwerk von Filamenten,
das nicht nur die Plasmamembran stützt und der Zelle eine Form verleiht,
sondern auch die korrekte Position von Organellen unterstützt und Wege für
den Transport von Vesikeln bietet. Das Zytoskelett der Zelle besteht aus
kleinen Mikrofilamenten, die aus dem Protein Aktin aufgebaut und wie in
einem Geflecht verwoben sind. Erst durch das Zusammenspiel der nur
nanometerdicken verzweigten Aktinfilamente mit speziellen Myosin-Proteinen
und der dadurch vermittelten Kraftentwicklung werden Zellbewegungen
möglich. All dies spielt eine wichtige Rolle bei zellulären Prozessen wie
der Phagozytose - der kontrollierten Aufnahme extrazellulärer, potenziell
gefährlicher Partikel wie Mikroorganismen durch professionelle
Fresszellen. Das Zytoskelett hat aber auch eine besondere Bedeutung bei
der Infektion von Wirtszellen durch krankmachende Erreger.

Bakterien können zelluläre Signalwege beeinflussen und sie so dazu nutzen,
Zellen zu besiedeln oder in diese einzudringen. Erreger wie Salmonellen,
Shigellen oder Yersinien injizieren zum Beispiel mithilfe molekularer
Spritzen bestimmte Proteine direkt in ihre Wirtszellen, um
Umstrukturierungen des Aktinskeletts zu stimulieren. Ein Zielfaktor der
Bakterien ist dabei der sogenannte WAVE-Komplex (im Englischen auch WAVE
regulatory complex - WRC), der die Bildung der Aktinfilamente steuert.
Dieses Zusammenspiel von Bakterien mit dem Zytoskelett des Wirts bei
Infektionen besser zu verstehen, hat sich das Forscherteam um Prof.
Klemens Rottner, Leiter der HZI-Arbeitsgruppe "Molekulare Zellbiologie"
und einer gleichnamigen Abteilung im Zoologischen Institut der Technischen
Universität Braunschweig, zur Aufgabe gemacht.

In detektivischer Feinarbeit konnten die Forscher jetzt aufklären, über
welchen molekularen Mechanismus in Zellen der WAVE-Komplex aktiviert wird,
der eine entscheidende Rolle bei der Polymerisierung des Strukturproteins
Aktin spielt. Das ausschlaggebende Signal ist dabei ein molekularer
Schalter, die kleine GTPase Rac, welche durch Bindung an das energiereiche
Nukleotid GTP (Guanosintriphosphat) - nach dessen Spaltung an GDP
(Guanosindiphosphat) - zwischen den Positionen 'Ein' und 'Aus' wechselt.
"Der WAVE-Komplex als eines der wichtigsten Steuerelemente wird durch
Bindung des zentralen molekularen Schalters Rac an zwei unabhängigen
Bindungsstellen reguliert", sagt Klemens Rottner. Bislang waren die
Funktionen dieser unabhängigen Rac-Bindestellen des aus fünf
Untereinheiten bestehenden WAVE-Komplexes aber noch unklar.

Für die zu großen Teilen von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
geförderten Experimente (Graduiertenkolleg PROCOMPAS: 

https://www.tu-braunschweig.de/procompas) nutzten die Forscher verschiedene Zelllinien
aus Mäusen, bei denen einzelne oder auch beide Bindestellen gleichzeitig
mithilfe der CRISPR/Cas9-Technologie ausgeschaltet wurden. "Mit diesen
mutierten Zellen konnten wir die unterschiedlichen Funktionen der beiden
Bindestellen am WAVE-Komplex entschlüsseln", sagt Matthias Schaks,
Wissenschaftler im Team von Klemens Rottner. Für die strukturbiologische
Analyse des Bindemechanismus kooperierten die Wissenschaftler zudem eng
mit der HZI-Abteilung "Struktur und Funktion der Proteine" um Prof. Wulf
Blankenfeldt.

"Wir konnten zeigen, dass die als A-site bezeichnete erste Bindestelle die
Hauptbindestelle für die sogenannte allosterische Aktivierung des
WAVE-Komplexes ist. Dockt dort GTP-gebundenes Rac an, ändert das die
dreidimensionale Struktur des Komplexes", sagt Klemens Rottner. Im
Gegensatz dazu sei die zweite Bindestelle, die D-Site, zwar entbehrlich
für die Aktivierung des WAVE-Komplexes, aber entscheidend für die
effiziente Aufrechterhaltung seiner Aktivität und damit seiner Funktion in
Zellen, nämlich der Ausbildung von Membranausstülpungen, den sogenannten
Lamellipodien. Den beschriebenen, evolutionär sehr alten Mechanismus der
Regulation durch beide Bindestellen konnten die Forscher jetzt sogar bei
einfachen Schleimpilzen der Gattung Dictyostelium bestätigen, und zwar in
Kooperation mit Kollegen des CRUK Beatson-Instituts in Glasgow.

Die für dieses Projekt entwickelten Zellsysteme, die zur Aufklärung des
beschriebenen Mechanismus geführt haben, erlauben nun auch den Einsatz in
Infektionsversuchen mit verschiedensten bakteriellen Erregern, die sich
der Manipulation des Zellskeletts ihrer Wirtszellen bedienen, wie
beispielsweise den gramnegativen Salmonellen und Shigellen, oder auch den
grampositiven Listerien und Staphylokokken. Über solche wissenschaftlichen
Arbeiten sollen die vielschichtigen Interaktionen mit dem Wirt und die
Infektionswege in seine Zellen nicht nur verstanden, sondern letztendlich
gar verhindert werden.

Pressebilder und Videomaterial zu dieser Pressemitteilung finden Sie auf
der HZI-Webseite unter 

https://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/ansicht/article/complete/molekularer_baukasten_fuer_zellbewegung_und_infektion/

Das Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung:

Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen
Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was
Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll
den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.
Das HZI ist Mitglied im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF).
www.helmholtz-hzi.de


Originalpublikation:

Matthias Schaks, Shashi Prakash Singh, Frieda Kage, Peter Thomason, Thomas
Klünemann, Anika Steffen, Wulf Blankenfeldt, Theresia E. Stradal, Robert
H. Insall, and Klemens Rottner: Distinct Interaction Sites of Rac GTPase
with WAVE Regulatory Complex Have Non-redundant Functions in Vivo, Current
Biology (2018). 

https://doi.org/10.1016/j.cub.2018.10.002

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/ansicht/article/complete/molekularer_baukasten_fuer_zellbewegung_und_infektion/ 
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SCHLAGANFALL/426: Behandlungszeitfenster - MRT ist eine zuverlässige Uhr (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 02.11.2018

Behandlungszeitfenster beim Schlaganfall: MRT ist eine zuverlässige Uhr



Ein spezifischer Kernspintomografie-Befund markiert das
4,5-Stunden-Zeitfenster, in dem die Thrombolyse nach einem Schlaganfall wirksam und
sicher ist. "Das eröffnet völlig neue Behandlungsmöglichkeiten für
Patienten mit unklarem Beginn der Schlaganfallsymptome", berichtete
Professor Waltraud Pfeilschifter heute beim 91. Kongress der Deutschen
Gesellschaft für Neurologie (DGN) im Rahmen der Neurowoche 2018.

"Erstmals können auch diese Patienten mit einer Thrombolyse behandelt
werden, wenn sie rasch genug eine Stroke Unit erreichen. Bisher war bei
unbekanntem Symptombeginn eine Wiedereröffnung der verschlossenen
Hirnarterie aufgrund des unkalkulierbaren Risikos grundsätzlich
ausgeschlossen." Die Schlaganfallexpertin der DGN gab in Berlin einen
Überblick über wegweisende Entwicklungen in der Akuttherapie des
Schlaganfalls und präsentierte neue Studien zur passgenau auf die
Schlaganfallursache abgestimmten medikamentösen Sekundärprophylaxe.

Pro Jahr erleiden ca. 250 Personen pro 100.000 Einwohner einen
Schlaganfall. Bezogen auf Deutschland, heißt das: Jährlich kommt es zu ca.
210.000 Schlaganfällen. Legt man die Vorhersagen des Statistischen
Bundesamts zur Bevölkerungsentwicklung zugrunde, wird sich bis zum Jahr
2050 die Zahl der Schlaganfälle allein aufgrund der zunehmend älter
werdenden Bevölkerung um ca. 66 Prozent erhöhen. Experten rechnen für das
Jahr 2050 mit mindestens 350.000 Schlaganfällen/Jahr.

WAKE-UP: MRT-Befund identifiziert Patienten mit unklarem Symptombeginn für Thrombolyse

Eine unverzügliche Wiedereröffnung der verschlossenen Hirnarterie mittels
Thrombolyse oder Thrombektomie kann in vielen Fällen eine bleibende
Behinderung abwenden. Die i.v.-Thrombolyse beim Schlaganfall ist nur
innerhalb des engen Zeitfensters von 4,5 Stunden möglich. "Mehrere
Placebo-kontrollierte Studien haben gezeigt, dass es bei späterer
Behandlung häufiger zu den gefürchteten thrombolyseassoziierten
Hirnblutungen kommt", erläutert Waltraud Pfeilschifter, leitende
Oberärztin vom Zentrum der Neurologie und Neurochirurgie vom
Universitätsklinikum Frankfurt. In die bisherigen Studien wurden
allerdings keine Patienten eingeschlossen, bei denen der Zeitpunkt des
Symptombeginns unklar war. "Dies sind Patienten, die mit
Schlaganfallsymptomen erwachen oder wegen einer Sprachstörung nicht in der
Lage sind, den Symptombeginn zu benennen", so Pfeilschifter.
MRT-Untersuchungen hatten gezeigt, dass ein "mismatch" zwischen der
Sichtbarkeit des Hirninfarkts in den hochempfindlichen, direkt die
Zellschädigung anzeigenden diffusionsgewichteten MRT-Sequenzen (DWI) und
einer fehlenden Sichtbarkeit in der T2-gewichteten FLAIR-Sequenz Patienten
identifizieren kann, die sich noch im 4,5-Stunden-Zeitfenster für die
Thrombolyse befinden dürften. Die dieses Jahr von einem europäischen
Forschungskonsortium um Prof. Götz Thomalla aus dem Universitätsklinikum
Eppendorf in Hamburg publizierte WAKE-UP-Studie konnte belegen, dass die
Thrombolyse auch bei Patienten mit unklarem Beginn der
Schlaganfallsymptome wirksam und sicher ist, wenn sie im MRT ein
DWI-FLAIR-mismatch aufweisen (die DGN berichtete). "Somit können nun auch
diese Patienten erstmals mit einer Thrombolyse behandelt werden, wenn sie
rasch genug eine Stroke Unit erreichen", sagt die Neurologin.

Das BSG-Urteil gefährdet die flächendeckende Schlaganfallversorgung

In Deutschland gibt es 320 zertifizierte Stroke Units, die sich auf die
Behandlung von Schlaganfallpatienten spezialisiert haben. Sie halten rund
um die Uhr eine unverzügliche Schlaganfall-Diagnostik und -Therapie vor,
die im Bedarfsfall die neurointerventionelle oder neurochirurgische
Behandlung einschließt - entweder vor Ort oder durch eine vertraglich
gesicherte Kooperation mit einem Zentrum. In dem Fall muss die
Weiterverlegung der Patienten sofort und mit maximal 30 Minuten
Transportzeit erfolgen. Hierfür und für die umfassende Betreuung von
Schlaganfall-Patienten im interdisziplinären Pflege- und Therapeutenteam
erhalten die Kliniken mit Stroke Unit eine gesonderte Vergütung.
Nach einem Urteil des Bundessozialgerichts (BSG), das entschieden hat,
dass "30 Minuten Transportzeit" bereits ab der Entscheidung zum Transport
gelten sollen, stehen nun viele Stroke Units vor dem Problem, dass ihnen
für alle Schlaganfallpatienten die gesonderte Vergütung verweigert wird,
obwohl nur fünf bis zehn Prozent dieser Patienten tatsächlich
weiterverlegt werden müssen (BSG-Urteil vom 19. Juni 2018; B1 KR38/17 R
und B1 KR 39/17 R; die DGN berichtete). Da damit die kostendeckende
Patientenversorgung nicht mehr gewährleistet sei, besteht die Gefahr, dass
sich Stroke Units ohne eigene Thrombektomiekapazität aus der
flächendeckenden Schlaganfallbehandlung zurückziehen. Dies sei eine
groteske Perspektive, die auch die Verpflichtung der Krankenkassen zur
Sicherstellung der Versorgung tangiere, so Pfeilschifter.

ESUS: Was tun bei embolischem Schlaganfall mit ungeklärter Emboliequelle?

Eine wichtige Leistung der Stroke Units ist neben der Akuttherapie die
Anpassung einer individuell maßgeschneiderten Sekundärprophylaxe zur
Verhinderung weiterer Schlaganfälle. Diese richtet sich nach der Ursache
des Hirninfarkts. Wenn ein Vorhofflimmern zugrunde liegt, ist eine orale
Antikoagulation angezeigt, während nach Schlaganfällen, die auf
Verengungen und Atherosklerose der großen und kleineren Hirngefäße
zurückzuführen sind, ASS zur Hemmung der Blutplättchen verschrieben wird.
"In etwa einem Viertel der Fälle kann die Schlaganfallursache trotz
sorgfältiger Untersuchung nicht identifiziert werden, und für diese
Patientengruppe war bislang unklar, welche die geeignetste
Sekundärprophylaxe ist", erläutert Pfeilschifter. Wenn bei diesen
Patienten das Infarktmuster auf eine Auslösung des Schlaganfalls durch ein
Gerinnsel aus dem Kreislauf hindeutet und eine standardisierte Reihe an
Untersuchungen keine erklärenden Befunde erbracht hat, spricht man von
einem "ESUS" (embolic stroke of unknown source).
Die RESPECT-ESUS-Studie untersucht in dieser Situation die Wirksamkeit
einer Antikoagulation mit dem Non-Vitamin-K-Antagonisten Dabigatran im
Vergleich gegen den Plättchenhemmer ASS. Die Veröffentlichung der
Studienergebnisse war für Oktober angekündigt.

POINT: Überlegene Wirksamkeit der doppelten Plättchenhemmung in der frühen Schlaganfall-Sekundärprophylaxe

Patienten mit nichtkardioembolischen Hirninfarkten erhalten bislang ASS
zur Hemmung der Blutplättchen. Die Kombination von ASS mit Clopidogrel,
einem zweiten Plättchenhemmer, brachte in der Langzeittherapie nach
bisherigem Kenntnisstand keinen zusätzlichen Nutzen, erhöhte aber
Blutungsrisiken. 2013 sorgte jedoch bereits die chinesische CHANCE-Studie
für Aufsehen: Sie zeigte, dass eine kurzzeitig eingenommene duale
Plättchenhemmung das Risiko weiterer Schlaganfälle in den ersten drei
Monaten nach einem Schlaganfall senkt. "Bislang war nicht klar, ob sich
diese Ergebnisse auch auf die europäische Situation übertragen lassen. Die
im Sommer 2018 publizierte POINT-Studie konnte das chinesische Ergebnis in
einem internationalen Patientenkollektiv erhärten und zeigt, dass die
duale Plättchenhemmung mit ASS und Clopidogrel nach
transitorisch-ischämischer Attacke oder leichtem Schlaganfall einer Monotherapie mit ASS
überlegen ist", erläutert Pfeilschifter. Der größte Nutzen der
Kombinationstherapie scheint hierbei in den ersten 30 Tagen zu liegen.


Literatur

Thomalla G et al.: WAKE-UP Investigators. MRI-Guided Thrombolysis for
Stroke with Unknown Time of Onset. N Engl J Med. 2018 Aug
16;379(7):611-622. doi: 10.1056/NEJMoa1804355.

Informationen zur RESPECT-ESUS-Studie:

https://clinicaltrials.gov/ct2/show/NCT02239120

Johnston SC et al.: Clopidogrel and Aspirin in Acute Ischemic Stroke and
High-Risk TIA. N Engl J Med. 2018 Jul 19;379(3):215-225.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3684-behandlungszeitfenster-beim-schlaganfall-mrt-ist-eine-zuverlaessige-uhr

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67131

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 02.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





STUDIE/267: ACE-Hemmer und Lungenkrebs - ein Zusammenhang? (idw)


Deutsche Hochdruckliga - 31.10.2018

ACE-Hemmer und Lungenkrebs - ein Zusammenhang?



Laut einer Studie aus Großbritannien sollen ACE-Hemmer, eine
Substanzgruppe, die fast bei sehr vielen Patienten mit Bluthochdruck [und
Herzschwäche] zum Einsatz kommt, das Risiko für Lungenkrebs erhöhen. Es
handelt sich dabei jedoch um eine Beobachtungsstudie, deren Beweiskraft
begrenzt ist. Die Deutsche Hochdruckliga rät dazu, die Medikamente
keinesfalls ohne Rücksprache mit dem Arzt abzusetzen, sondern gemeinsam
mit dem Hausarzt den individuellen Nutzen und Risiko gegeneinander
abzuwägen. Auch bei großer Verunsicherung wegen eines möglicherweise
erhöhten Krebsrisikos muss die Bluthochdrucktherapie fortgesetzt werden -
der Arzt kann dann andere blutdrucksenkende Präparate verschreiben.

Eine Beobachtungsstudie aus Großbritannien kam zu dem Ergebnis, dass
Menschen, die ACE-Hemmer einnehmen, ein um 6% erhöhtes Lungenkrebsrisiko
haben. Allerdings handelt es sich bei dieser Studie um eine
Beobachtungsstudie, die lediglich Assoziationen aufzeigen kann, aber nicht
beweist, dass ein tatsächlicher Ursache-Wirkungs-Zusammenhang vorliegt.
Dafür wäre eine prospektive randomisierte Studie notwendig, bei der
mögliche "Störeinflüsse" vorab ausgeschlossen werden. Lungenkrebs ist eine
Erkrankung, die multifaktoriell ist, also deren Entstehung durch
verschiedene Faktoren begünstigt werden kann. Risikofaktoren sind neben
der genetischen Disposition vor allem das Rauchen, aber auch Schadstoffe
in der Luft oder die Belastung, beispielsweise im Job, mit krebserregenden
Substanzen (Asbest, Arsen, Chrom, Nickel). Ebenfalls können Übergewicht
und Alkoholkonsum das Risiko, an einigen Krebsarten zu erkranken, erhöhen.
Letztlich ist auch das Alter ein Risikofaktor für Krebs und bei
Lungenkrebs sogar (noch) das Geschlecht: Laut Robert Koch Institut [2]
erkrankten 2012 Deutschland 34.490 Männer an Lungenkrebs, aber nur 18.030
Frauen.

Schaut man sich die Patientendaten dieser Studie an, erkennt man, dass die
Risikoverteilung in den Gruppen nicht einheitlich war. Beispielsweise
waren in der Gruppe, die mit ACE-Hemmern behandelt worden waren, mehr
adipöse Menschen (32,3% vs. 19,9%), mehr Menschen mit Alkoholproblemen
(8,7% vs. 6,8%) und weniger Menschen, die niemals geraucht haben (47,9%
und 49,1%). Zudem war die Gruppe der Studienteilnehmer, die ACE-Hemmer
erhalten hatten, älter, das mittlere Alter betrug 57,8 Jahre (vs. 54,9
Jahre). Auch waren in dieser Gruppe 63,9% männlich, in der Gruppe der
nicht behandelten Studienteilnehmer nur 41,2%. Diese Unterschiede könnten
das Ergebnis der Studie und das höhere Lungenkrebsrisiko der mit
ACE-Hemmern behandelten Patienten mit beeinflusst haben. Weiterhin kann die
typische ACE-Hemmer-Nebenwirkung Reizhusten zu einer früheren Feststellung
von Lungenkrebs geführt haben.

"Die Beweiskraft der vorliegenden Studie ist somit eher gering und die
Studienautoren selbst haben weitere Untersuchungen gefordert", erklärt
Professor Dr. Bernhard Krämer, Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Hochdruckliga e.V. DHL® | Deutsche Gesellschaft für Hypertonie und
Prävention. "Wir hoffen, dass das Ergebnis nicht dazu führt, dass
Patienten aus Sorge vor Krebs ohne Absprache mit ihrem Hausarzt die
Blutdruckmedikation abbrechen." ACE-Hemmer haben in großen,
randomisierten, kontrollierten Studien beim Bluthochdruck und bei der
Herzschwäche eine deutliche Verminderung der Sterblichkeit auf Grund von
Herz-Kreislauferkrankungen und der Gesamtsterblichkeit ermöglicht.

Die Blutdruckmedikamente einfach wegzulassen, kann gravierende Folgen
haben, unbehandelt kann Bluthochdruck zu Schlaganfällen, Herzinfarkten,
Nierenversagen oder Demenz führen - und das oft weit früher, als sich
eine eventuelle Krebserkrankung entwickelt. "Verunsicherte Patienten
sollten daher mit ihrem Hausarzt reden und das individuelle Risiko
besprechen. Bei Bedarf, also wenn der Patient beispielsweise ein erhöhtes
familiäres Risiko für Lungenkrebs aufweist oder starker Raucher ist, kann
der Arzt erwägen, eine andere blutdrucksenkende Therapie zu verschreiben.
In jedem Fall muss aber die Bluthochdrucktherapie fortgesetzt werden",
erklärt der Experte.


[1] Hicks BM, Filion KB, Yin H et al. Angiotensin converting enzyme
inhibitors and risk of lung cancer: population based cohort study. BMJ.
2018 Oct 24;363: k4209. Vollpublikation abrufbar unter

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC6199558

[2]

https://www.rki.de/DE/Content/Service/Presse/Pressemitteilungen/2015/11_2015.html
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THERAPIE/250: Zur Prophylaxe der Migräne steht eine neue Substanzklasse zur Verfügung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 02.11.2018

Antikörper gegen CGRP: die relative Revolution in der Migräneprophylaxe



Zur Prophylaxe der Migräne steht eine neue Substanzklasse zur Verfügung.
CGRP-Antikörper sind die ersten Wirkstoffe, die Migräneanfällen spezifisch
vorbeugen. "Die Erwartungen sind hoch, doch einige Patientinnen und
Patienten werden nicht von der neuen Generation der Migräneprophylaktika
profitieren", sagt Professor Hans-Christoph Diener von der Deutschen
Gesellschaft für Neurologie (DGN). Der Kopfschmerzexperte präsentierte
heute beim DGN-Kongress in Berlin, der vom 30. Oktober bis 3. November
2018 im Rahmen der Neurowoche stattfindet, den Stand der Forschung zu den
Antikörpern Eptinezumab, Erenumab, Fremanezumab und Galcanezumab.

Von einer Revolution der Migräneprophylaxe könne in Anbetracht offener
Fragen zur Erstattung und Sicherheit noch nicht gesprochen werden, so
Diener.

Etwa 25 bis 30 Prozent aller Patientinnen und Patienten, die unter Migräne
leiden, haben so häufige und schwere Migräneattacken, dass sie eine
Migräneprophylaxe benötigen. Alle bisher dafür verfügbaren Substanzen sind
Zufallsentdeckungen, die ursprünglich für eine andere Indikation
entwickelt wurden. So sind Betablocker unabhängig von ihrer Zweitkarriere
als Migräneprophylaktika in erster Linie Medikamente gegen Hypertonie,
Topiramat und Valproinsäure werden zur Behandlung von Epilepsien
eingesetzt, und trizyklische Antidepressiva sollten primär Depressionen
lindern. Nachdem Migränepatientinnen und -patienten jedoch berichteten,
dass diese Medikamente nicht nur ihre Grundkrankheit besserten, sondern
dass auch Migräneattacken seltener auftraten, wurden Placebo-kontrollierte
Studien initiiert, die schließlich zur Zulassung der Substanzen für die
neue Indikation Migräneprophylaxe führten.

"Amitriptylin, die Antiepileptika Topiramat, Valproinsäure und Flunarizin
sowie Betablocker sind zweifelsfrei wirksam in der Migräneprophylaxe. Sie
haben aber auch erhebliche unerwünschte Arzneimittelwirkungen", sagt
Hans-Christoph Diener. "Die Compliance der Medikamenteneinnahme beträgt in der
Prophylaxe nach zwölf Monaten nur noch etwa 30 Prozent. Bei einem Teil der
Patienten ist dies durch eine nicht zufriedenstellende Wirksamkeit der
Medikamente erklärt, beim überwiegenden Anteil allerdings durch
Nebenwirkungen", so der Neurologe.

Spezifische Wirkung, gute Verträglichkeit

Nun kommt eine neue Generation von Migräneprophylaktika auf den Markt, die
auf einem neuen Therapiekonzept beruht. Vor mehr als 20 Jahren wurde
entdeckt, dass das Calcitonin-Gene-Related-Peptide (CGRP) eine wichtige
Rolle in der Pathophysiologie der Migräne spielt. Daraufhin wurden
humanisierte Antikörper gegen CGRP oder den CGRP-Rezeptor entwickelt und
in klinischen Studien untersucht. "Heute liegen Placebo-kontrollierte
Phase-2- und Phase-3-Studien zur Prophylaxe der episodischen und
chronischen Migräne für vier dieser Antikörper vor. Eptinezumab, Erenumab,
Fremanezumab und Galcanezumab sind eindeutig besser wirksam als Placebo",
berichtet Diener. "In indirekten Vergleichen sind sie allerdings nicht
wirksamer als in traditionellen Migräneprophylaktika. Der wichtigste
Vorteil, bedingt durch die hohe Spezifität der Antikörper mit einer
fehlenden Interaktion mit anderen Neurotransmittern und Medikamenten, ist
die sehr gute Verträglichkeit. In den großen Studien haben nur zwischen
zwei und vier Prozent aller Patienten die Behandlung wegen unerwünschter
Arzneimittelwirkung abgebrochen."

Kosten und Erstattung unklar

Erenumab ist als erster Antikörper gegen den CGRP-Rezeptor in Europa
zugelassen. In den Vereinigten Staaten liegen die Jahresbehandlungskosten
bei 6700 Dollar. Im Moment ist nicht bekannt, wie hoch die
Behandlungskosten in Deutschland sein werden. "Wir können davon ausgehen,
dass die Behandlungskosten für CGRP-Antikörper im Vergleich zu den
traditionellen Migräneprophylaktika, inklusive Botulinumtoxin, bei
chronischer Migräne erheblich sind", sagt Diener. Derzeit sei daher nicht
abzusehen, welche Migränepopulationen nach Beschluss der Krankenkassen und
des gemeinsamen Bundesausschusses in den Genuss dieser neuen Therapie
kommen. "Es kann vermutet werden, dass dies Patienten mit chronischer
Migräne oder sehr häufiger episodischer Migräne sind, bei denen die bisher
verfügbaren Migräneprophylaktika nicht wirksam sind, nicht vertragen
wurden oder kontraindiziert sind", so Diener.

Gefäßerweiternde Wirkung ist ein potenzielles Risiko

Eine weitere ungelöste Frage ist die Langzeitsicherheit von Antikörpern
gegen CGRP oder CGRP- Rezeptor. "CGRP ist ein potenter Vasodilatator und
spielt eine wichtige Rolle im respiratorischen Epithel und in der
Darmmukosa", erklärt Diener. Aus diesem Grund wurden alle Patienten mit
Gefäßerkrankungen, schwerwiegenden Erkrankungen des respiratorischen
Systems und des Darms aus den Zulassungsstudien ausgeschlossen. Ebenfalls
ausgeschlossen waren Schwangere und Frauen im gebärfähigen Alter ohne
zuverlässige Kontrazeption. Welche Konsequenzen ein im Körper vorhandener
monoklonaler Antikörper gegen CGRP oder CGRP-Rezeptor bei medizinischen
Komplikationen oder Akutsituationen hat - etwa einem akuten
Koronarsyndrom, einem ischämischen Insult, einer Subarachnoidalblutung
oder einer Störung der Bluthirnschranke bei einem Schädelhirntrauma oder
einer Meningoenzephalitis -, sei derzeit nicht bekannt, so Diener. "Bei
aller Euphorie über die neuen Migräneprophylaktika sollte nicht vergessen
werden, dass nichtmedikamentöse Ansätze der Verhaltenstherapie und eine
Modifikation des Lebensstils genauso wirksam sind wie eine medikamentöse
Prophylaxe."


Literatur
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FORSCHUNG/271: Schwachsichtigkeit bei Kindern - Interaktive Shutterbrille ersetzt Klebepflaster (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 02.11.2018

Interaktive Shutterbrille ersetzt Klebepflaster



Bislang behandeln Augenärzte die sogenannte Schwachsichtigkeit (Amblyopie)
bei Kindern durch Abkleben des gesunden Auges. Das beeinträchtigte Pendant
wird dadurch trainiert. Doch diese Art der Therapie zeigt nur dann
Erfolge, wenn die verordnete Tragezeit des Pflasters eingehalten wird.
Dies ist oftmals nicht der Fall - viele Kinder lehnen diese Methode ab,
häufig tragen sie das Pflaster aus Scham nicht. Künftig soll eine
elektronische Sehhilfe mit sensorischem Feedback das gesunde Auge
situationsbedingt automatisch verdunkeln und die Kinder beim korrekten
Tragen unterstützen. Fraunhofer-Forscherinnen und -Forscher präsentieren
ein Funktionsmuster der Brillenelektronik auf der Messe Medica.

Die funktionale Sehschwäche eines Auges ist eine häufige Ursache für
Sehbehinderungen bei Kindern. Standardmäßig wird die Schwachsichtigkeit -
Experten nennen sie Amblyopie - durch Abdecken des besseren Auges mit
einem verdunkelnden Pflaster therapiert. Das geschädigte Auge wird auf
diese Weise trainiert, das Gehirn nimmt dessen Signale an. Je früher die
Behandlung erfolgt, desto besser stehen die Heilungschancen. Nachteile
dieser Okklusions-Therapie sind das eingeschränkte räumliche Sehen und der
entstellende Charakter des Klebepflasters. Häufig lehnen Kinder ein
solches Pflaster ab und tragen es nicht. Daher verfehlt die Therapie
oftmals ihr Ziel, denn der Erfolg der Behandlung hängt von der
Okklusions-Tragezeit ab. Im Verbundprojekt InsisT (siehe Kasten »Das Projekt InsisT
im Überblick«) wollen die Projektpartner die schwierige Behandlung kleiner
Kinder entscheidend vorantreiben und die Therapieadhärenz durch eine
interaktive, kontextsensitive Shutterbrille mit sensorischem Feedback
verbessern. Dank der neuen Technologie lässt sich die Abdeckung des Auges
situationsbedingt steuern, bei bewegungsintensiven Aktivitäten kann sie
ausgesetzt werden, um Unfälle aufgrund eines fehlenden räumlichen
Sehvermögens zu vermeiden.

Multimodale Sensorik im Brillengestell

Für die Steuerung der Brille sorgt eine multimodale Sensorik, die sich in
den Brillenbügeln befindet. Forscherinnen und Forscher des
Fraunhofer-Instituts für Biomedizinische Technik IBMT entwickeln diese
Brillenelektronik sowie die Smartphone-App, mit der die Eltern des
erkrankten Kindes die Therapie überwachen können. Sämtliche Informationen
werden in einer digitalen Patientenakte gesammelt, ebenfalls eine
Entwicklung des IBMT-Forscherteams. Diese datenschutzkonforme Webanwendung
ist für den behandelnden Ophthalmologen zugänglich, der den
Therapieverlauf kontrollieren, anpassen und optimieren kann. Er erfährt,
ob und wann die Brille getragen wurde, diese Transparenz fehlte bei der
bisherigen Methode. »Die Daten werden von der Brille per Bluetooth
drahtlos auf die App und anschließend in die Datenbank übertragen, die in
der Cloud alle Informationen sicher archiviert. Ziel dieses Vorgehens ist
es, eine individualisierte Therapie zu realisieren«, erläutert Dr. Frank
Ihmig, Wissenschaftler am Fraunhofer IBMT in St. Ingbert.

Akzeptanz der Therapie erhöhen

Diese Echtzeitdatenverarbeitung wird durch unterschiedliche Sensoren
ermöglicht: Temperatur- und Hautkontaktsensoren überwachen den
Tragezustand, die Trageposition, die Tragedauer sowie die Okklusionszeiten
der LCD-Brillengläser. »Die Daten werden in einem elektronischen Speicher
protokolliert, der im Gestell untergebracht ist. Die Brille ist also auch
ein Datenlogger«, sagt der Ingenieur. Die Verdunkelung der LCD-Gläser
erfolgt elektronisch - der Verdunkelungseffekt entsteht durch das Ein- und
Ausschalten der integrierten Flüssigkristalle. Der Takt der Okklusion
lässt sich steuern und individuell anpassen - ein Vorteil gegenüber der
bisherigen Therapie mit Klebepflaster. Die Projektpartner hoffen, die
kleinen Patienten auf diese Weise zum permanenten Tragen der Brille zu
motivieren. Die Hautkontaktsensoren prüfen den korrekten Sitz des Systems
und geben den Betroffenen ein kindgerechtes Feedback. Dadurch kann die
Akzeptanz der Therapie erhöht werden.

Ein Beschleunigungssensor erkennt Bewegungsmuster, wobei er verschiedene
Aktivitäten wie stehen, liegen, sitzen, gehen, laufen, springen,
Fahrradfahren und Treppe steigen unterscheidet. »Die Shutterbrille ist
kontextsensitiv. Bei bewegungsintensiven Aktivitäten wie beim Sport wird
die Ansteuerung der LCD-Gläser abgeschaltet, die Verdunkelung deaktiviert,
sodass das volle räumliche Sehvermögen gewährleistet ist. Dies dient der
Sicherheit des Kindes. Unfälle und Verletzungen werden so umgangen«,
erklärt Ihmig.

Erste Tests mit schwachsichtigen Kindern sind für das zweite Quartal 2019
geplant. Eine Validierungsstudie zum Projektende soll den erwarteten
medizinischen Nutzen belegen.

Ein erstes Funktionsmuster der Brillenelektronik liegt vor, im nächsten
Schritt wird diese miniaturisiert, damit sie sich in Kinderbrillengestelle
einbauen lässt. Darüber hinaus arbeiten die Forscher an der Optimierung
der Batterielaufzeit, wofür ein energieeffizienter Betrieb der Elektronik
realisiert wird. Das Laden der Shutterbrille erfolgt induktiv, also
drahtlos. Das Funktionsmuster ist vom 12. bis 15. November auf der Messe
Medica in Düsseldorf am Fraunhofer-Gemeinschaftsstand in Halle 10, Stand
G05/H04 zu sehen.

Weitere Informationen finden Sie unter
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VORTRAG/832: Ulm - Freund oder Feind, Fakt oder Fiktion ... das Mikrobiom, Patientenveranstaltung am 10.11.2018


Universitätsklinikum Ulm - 02.11.2018

Freund oder Feind, Fakt oder Fiktion: das Mikrobiom 

Patientenveranstaltung zum Magen-Darm-Tag



Die gastroenterologische Forschung zeigt: Es besteht ein Zusammenhang
zwischen Mikroorganismen im Darm und Volkskrankheiten wie Allergien oder
Übergewicht. Anlässlich des Magen-Darm-Tages können sich Patient*innen und
Interessierte am Samstag, 10. November (9:00 Uhr - circa 12:30 Uhr, großer
Hörsaal Medizinische Klinik) im Universitätsklinikum Ulm über die Rolle
von Mikroorganismen im Verdauungstrakt informieren. Das universitäre
Darmzentrum Ulm richtet die kostenlose Veranstaltung mit Expertenvorträgen
gemeinsam mit der Klinik für Innere Medizin I und der Gastro-Liga e. V.
aus.

"Wir wissen heute, dass viele Erkrankungen, auch solche, bei denen es auf
den ersten Blick niemand vermutet, mit der Zusammensetzung der
Mikroorganismen im Darm in Verbindung stehen. Diese Erkenntnis beeinflusst
unsere Therapieansätze und Präventionsmaßnahmen", erklärt Professor Dr.
Thomas Seufferlein, Ärztlicher Direktor der Klinik für Innere Medizin I
und Sprecher des Darmzentrums. "Mit unserer Veranstaltung wollen wir auf
die besondere Bedeutung des sogenannten Darmmikrobioms hinweisen und
Patientinnen und Patienten, aber auch interessierte Bürgerinnen und Bürger
Ulms informieren und für dieses Thema sensibilisieren." Die
Fachexpert*innen der Klinik für Innere Medizin I geben den
Veranstaltungsteilnehmern in mehreren Vorträgen einen Einblick in Themen
wie Durchfallerkrankungen, bakterielle Infektionen oder unkonventionelle
Behandlungen wie Stuhltransplantationen.

Das gastrointestinale Mikrobiom stellt die Gesamtheit aller im
Verdauungstrakt vorkommenden Mikroorganismen dar. Zu seinen vielfältigen
Aufgaben gehören beispielsweise die Nahrungsverwertung oder die Produktion
von Vitaminen. Veränderungen dieser Darmflora können chronisch
entzündliche Darmerkrankungen (z. B. Morbus Crohn), den sogenannten
Reizdarm oder Reizmagen, Übergewicht oder eine Fettleber hervorrufen.
Expert*innen setzen mittlerweile auch Krankheiten außerhalb des
Magen-Darm-Traktes, wie Autismus, Alzheimerdemenz und Depressionen, mit dem
Mikrobiom in Verbindung.

Zu den Faktoren, die die Darmflora beeinflussen und verändern, zählen
unter anderem die Ernährungsweise, Stress und Medikamenteneinnahme. Ein
Grund für ein gestörtes Mikrobiom kann allerdings bereits in der Kindheit
liegen: Aufgrund der heutigen keimreduzierten Hygienebedingungen sind
Kinder einer geringeren Anzahl an Mikroorganismen ausgesetzt. Forschungen
legen nahe, dass dies der Entwicklung eines gesunden und regulierten
Immunsystems schaden kann. Dieses unausgewogen regulierte Immunsystem kann
zu einer Immunabwehrreaktion gegenüber körpereigenen Zellen oder
unschädlichen Allergenen, zum Beispiel Pollen, führen. In der
Veranstaltung sollen die Zuhörer daher auch Näheres dazu erfahren, welche
unterschiedlichen Therapien inzwischen zur Veränderung und Verbesserung
des Mikrobioms eingesetzt werden. Dazu gehören spezifische Diäten,
Probiotika oder - beispielsweise bei einer Fehlbesiedlung des Dünndarms -
Antibiotika. Im Anschluss an die Vorträge beantworten die Referenten noch
offen gebliebene Fragen und laden zur gemeinsamen Diskussion ein.

Terminüberblick:

Patientenveranstaltung im Rahmen des Magen-Darm-Tages

Datum und Uhrzeit: Samstag, 10. November 2018, 9:00 bis ca. 12:30 Uhr

Ort: Universitätsklinikum Ulm, Großer Hörsaal Medizinische Klinik, Ebene 2,

Oberer Eselsberg, Albert-Einstein-Allee 23, 89081 Ulm

Veranstalter: Klinik für Innere Medizin I

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67124

Programm Patientenveranstaltung im Rahmen des Magen-Darm-Tages
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JAZZ/2175: Mönchengladbach - Groove!Chor & Ballyhoo "It don't mean a thing" am 11.11.


Groove!Chor & Ballyhoo: It don't mean a thing

Jazz in der der Kirche: Abschlusskonzert am Sonntag, 11.11.18, 16.00
Uhr



"Es ist uns eine Ehre und eine Herausforderung", freute sich
Chorleiterin Monika Hintsches, als sie vom JazzClub Mönchengladbach
die Einladung erhielt, das Abschlusskonzert des Festivals "Jazz in der
Kirche" zu gestalten. .

Am Sonntag, 11. November, um 16.00 Uhr bringen Hintsches und ihre fast
70 Sänger und Musiker die Glocken der Franziskanerkirche St. Barbara
(Bettrather Straße 79, 41061 MG) zum Swingen. "It don't mean a thing"
ist das musikalische Motto des beschwingten Nachmittags: Gemeinsam mit
dem Quintett "ballyhoo" aus Mönchengladbach geht es von Roger Cicero
über David Bowie, Cole Porter bis hin zu Manhattan Transfer.
Mit Pep und guter Laune wird der 63-köpfige groove!chor Gospel-,
Pop- und Jazzsongs interpretieren und auf links drehen. Exzellent
unterstützt werden die engagierten Amateure dabei von dem
Mönchengladbacher Pianisten Janek Wilholt und Percussionist Heribert
Götzen. Ballyhoo (Janek Wilholt - Piano, Monika Hintsches - Gitarre &
Gesang, Ruth Lambertz, Bärbel Hertl und Marcel Botz - Gesang) setzen
den fulminanten Schlusspunkt des Konzertes.

Tickets für 10 Euro (plus VVK-Gebühr) gibt es online unter
www.adticket.de, in den bekannten Vorverkaufsstellen und an der
Tageskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. November 2018
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KLASSIK/10150: Mönchengladbach - "vision string quartet" bei den "Meisterkonzerten" am 15.11.


vision string quartet 



Mit dem vision string quartet ist am 15. November 2018 ein
vielversprechendes Nachwuchs-Quartett zu Gast in Mönchengladbach.
Durch ihre einzigartige Wandlungsfähigkeit stellen die vier Musiker
aus Berlin derzeit die klassische Konzertwelt auf den Kopf. Das junge
Ensemble hat bereits mehrere Preise gewonnen, darunter den Felix
Mendelssohn Bartholdy-Wettbewerb, den Concours de Genève und den
Kammermusikpreis der Jürgen Ponto-Stiftung. Das Konzert wird von der
Gladbacher Bank unterstützt.

Abonnements für die Meisterkonzerte, die neben dem erheblichen
Preisvorteil auch einige organisatorische Annehmlichkeiten bieten,
können bei der MGMG unter Tel. 02161-25 52421 gezeichnet werden.
Abonnements kosten in Preisgruppe A 85,50 Euro (ermäßigt 42,75 Euro),
Preisgruppe B 67,50 Euro (ermäßigt 33,75 Euro) und Preisgruppe C 54
Euro (ermäßigt 27 Euro). (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 22. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8877: Aus aller Welt - 06.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Söhne von Neil Armstrong versilbern Sammlung des Astronauten

In Texas hat der erste Teil der Versteigerung einer Raumfahrtsammlung
des legendären US-Astronauten Neil Armstrong 5,2 Mio. Dollar (4,6 Mio.
Euro) erzielt. Allein eine Gedenkplakette in Erinnerung an die erste
Mondlandung fand für 468.500 Dollar einen Liebhaber.

Laut ZDF heute kündigte das Auktionshaus Heritage Auctions in Dallas
für das kommenden Jahr zwei weitere Versteigerungen aus der Sammlung
an.

Angeblich hatten Armstrongs Söhne Rick und Mark die mehr als 2000
Objekte zählende Kollektion erst nach dem Tod ihres Vaters 2012
gefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8877: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Toter in Gerichtstoilette entdeckt

Das Kieler Amtsgericht ist um eine tragische Causa reicher. Wie die 
Kieler Nachrichten berichteten, soll ein 70 Jahre alter Zeuge kurz 
vor der Verhandlung auf der Gerichtstoilette gestorben sein. Erst 
drei Tage später wurde der tote Mann in der WC-Kabine entdeckt. Dem 
Hausmeister war aufgefallen, daß eine Toilettenkabine im 
Gerichtsgebäude seit Tagen verschlossen war. Die Behörden vermuten, 
daß der Zeuge einen Herzinfarkt erlitt. Außer dem Gericht, das den 
Zeugen telefonisch zu erreichen versucht hatte, war offenbar niemand
das Verschwinden des alten Mannes aufgefallen. Der Polizei in Kiel 
soll keine Vermißtenanzeige von Angehörigen vorgelegen haben. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8874: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr schult weiter saudische Offiziersanwärter

Die mutmaßliche Ermordung des unbequemen saudischen Journalisten Jamal
Khashoggi in der diplomatischen Vertretung Saudi-Arabiens in Istanbul
hat auch in Deutschland hohe Wellen geschlagen und zu einem
vorläufigen Lieferstopp von Kriegsmaterial geführt. Einfluß auf die
Ausbildung saudischer Militärs in Deutschland scheint die Mordtat aber
nicht zu haben. 

Nach Angaben aus dem Verteidigungsministerium erhalten an der
Führungsakademie in Hamburg gegenwärtig sieben Offiziersanwärter der
saudischen Streitkräfte Sprachunterricht, der sie für eine im
kommenden Jahr beginnende umfangreiche Offiziersausbildung vorbereiten
soll, wie ZDF heute berichtete. Das Ministerium habe nicht vor, den
Lehrgang abzubrechen, sagte ein Sprecher.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8876: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ex-Kanzler Schröder rät Merkel zur Vertrauensfrage

Altkanzler Gerhard Schröder (SPD) hat seiner Nachfolgerin Angela 
Merkel empfohlen, die Vertrauensfrage zu stellen. Diese sei für jeden 
Kanzler eine Möglichkeit, Gefolgschaft zu erzwingen, sagte Schröder 
der Rheinischen Post. "Ich würde es an ihrer Stelle heute machen."

Der ehemalige Bundeskanzler sieht einen dramatischen Machtverlust bei 
Merkel, nachdem sie angekündigt hat, nicht erneut für den CDU-Vorsitz 
zu kandidieren. Laut Schröder ein "Fehler".

Friedrich Merz in der Position als CDU-Vorsitzender sieht Schröder 
kritisch. Das wäre eine Rückkehr zur alten CDU mit rückwärtsgewandten 
Antworten auf die aktuellen Herausforderungen. Seiner eigenen 
Partei käme Merz als CDU-Chef jedoch gelegen: "Wenn die CDU nach 
rechts rückt, ist Platz in der Mitte. Nur muss die SPD diesen Platz 
dann auch politisch ausfüllen wollen", sagte Schröder, der die 
SPD durch die Agenda 2010 einst selbst nach rechts verschoben hatte. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8875: Tragisches und Kurioses - 06.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Angler zieht Baby aus dem Meer

In Neuseeland hat ein Angler ein 18 Monate altes Kleinkind aus dem
Meer gezogen. Er hatte das leblos erscheinende Kind zunächst für eine
Puppe gehalten. Der Junge gehörte zu einer Familie, die auf einem
Campingplatz am Strand zeltete. Die Eltern hatten ihn für kurze Zeit
im verschlossenen Zelt gelassen, das er unbemerkt verließ. Der Junge
hat sich offenbar nur kurze Zeit im Wasser aufgehalten. Er wurde nach
einer Untersuchung durch Sanitäter in ein Krankenhaus gebracht. Unter
anderem die BBC und Lokalzeitungen berichteten von der Rettung des
Kindes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7960: Aus Forschung und Technik - 06.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Aale richten sich nach dem Erdmagnetfeld aus

Aale orientieren sich in Küstennähe am Erdmagnetfeld und am Rhythmus
der Gezeiten. Ein Wissenschaftlerteam um Meeresforscher Alessandro
Cresci von der Rosenstiel School of Marine & Atmospheric Science in
Miami hatte zahlreiche junge Glasaale an einer Flußmündung im
norwegischen Austevoll gefangen und dann die Ausrichtung der Tiere im
offenen Meer und im Labor beobachtet. Dabei zeigte sich, daß sich die
meisten Aale in der frei im Meer driftenden Beobachtungskapsel bei
Ebbe gen Süden ausrichteten, bei Flut hingegen nicht. Gleiches galt
fürs Labor. 71 Prozent der Tiere behielten den Gezeitenrhythmus bei.
Allerdings orientierten sie sich im Labor nach Norden, wenn gerade
Flut-Zeit war. Ihre Ausrichtung paßten sie dabei an künstlich
erzeugte Magnetfelder an. Weitere Untersuchungen sollen folgen, um
diesem Mysterium auf den Grund zu gehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7973: Aus aller Welt - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



EU bestraft Venezuela, China hilft dem Land

Weil sich die Lage in Venezuela weiter verschlechtert hat,
verlängerte der Rat der EU-Mitgliedstaaten seine politischen und
wirtschaftlichen Sanktionen gegen das südamerikanische Land um ein
weiteres Jahr. Unter anderem dürfen keine Produkte nach Venezuela
geliefert werden, mit denen sich die Zivilgesellschaft unterdrücken
läßt. Außerdem ist 18 Regierungsmitgliedern die Einreise in die EU
untersagt. Ihre Auslandsvermögen, soweit erreichbar, wurden
eingefroren. Die fraglichen Personen werden für
Menschenrechtsverletzungen sowie Untergrabung von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit in Venezuela verantwortlich gemacht.

Unterdessen sind in Venezuelas Hauptstadt Caracas Experten des
staatlichen chinesischen Forschungszentrums für Entwicklung (CIDCECH)
eingetroffen. Sie wollen die Regierung von Präsident Maduro bei der
Umsetzung der im Juli angekündigten Wirtschaftsreformen unterstützen.
Zu deren Zielen gehört die Erhöhung der Produktivität der Industrie
des Landes und der Abbau des Staatsdefizits. Venezuela hat nicht nur
China, sondern auch Rußland um Unterstützung bei der Bewältigung
seiner immensen Finanz- und Wirtschaftskrise gebeten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7932: Medizin und Gesundheitswesen - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Keine Lieferengpässe beim Grippe-Impfstoff

Jahr für Jahr wiederholt sich der Ablauf. Erst warnen Grippe-Experten
vor der kommenden Grippe-Epidemie, dann kommt die Meldung, der
aktuelle Impfstoff sei wirksam, und dann wird über Lieferengpässe
berichtet. Nach dem Impfdesaster im letzten Winter gibt es davon eine
kleine Abweichung: Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, hat das
Paul-Ehrlich-Institut (PEI) Medienberichten widersprochen, wonach der
Grippeimpfstoff in dieser Saison bereits vergriffen sei. Richtig sei,
daß bei vier von fünf zugelassenen Influenza-Impfstoffen mit
genehmigter Stammanpassung für diese Saison die Hersteller dem PEI
mitgeteilt hätten, ihre Lagerbestände abverkauft zu haben. Damit ist
gemeint, daß es sehr wohl noch Grippeimpfstoffe gibt, dieser befindet
sich jedoch irgendwo zwischen Großhandel, Apotheken und Arztpraxen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7961: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Antiterrorgroßübung in Hamburg

Sondereinheiten der Polizei aus dem ganzen Bundesgebiet haben am
Dienstag in Hamburgs Hafencity eine Antiterrorgroßübung mit
verschiedenen Anschlagsszenarien durchgeführt. Neben den SEK waren
GSG 9, Polizei, Feuerwehr, Gesundheitsbehörde und Hochbahn beteiligt.
Unter anderem ging es um die Versorgung von Schwerverletzten, die von
140 Statisten dargestellt wurden. Rettungsfahrzeuge und Feuerwehren
fuhren mit Blaulicht durch den Berufsverkehr. Bei einigen Abschnitten
der Übung schossen Einsatzkräfte mit Platzpatronen. Die wichtigsten
Übungen fanden unter Ausschluß der Öffentlichkeit statt. Die
Großübung "Medic und Evakuierung" war bundesweit einzigartig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7884: Sprache, Kunst und Medium - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Der Brieftaubensport sollte nicht als Kulturerbe geadelt werden

Deutsche Tierschützer haben sich gegen die Aufnahme des sogenannten
Brieftaubensports auf die nationale Kulturerbeliste ausgesprochen.

Wie die Artenschutzreferentin beim Deutschen Tierschutzbund, Abe,
sagte, würden viele Brieftauben für Wettkämpfe auf Höchstleistung
getrimmt und ausgebeutet. Man hört nur nichts davon, wie viele der
Vögel verlorengehen, sich verletzen oder auch sterben. Es könne nicht
angehen, daß solche tierschutzwidrigen Praktiken durch eine
Anerkennung als immaterielles Kulturerbe auch noch gefördert würden.

Laut ARD Tagesschau erklärte der Verband Deutscher Brieftaubenzüchter,
er strebe den Status des Immateriellen Kulturerbes und die Einstufung
als schützenswerte bundestypische Tradition an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7951: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Macron fordert wahre europäische Armee

Zum 100. Jahrestag des Weltkriegsendes hat sich Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron in einem Interview des Radiosender Europe 1 für den
Aufbau einer "wahren europäischen Armee" ausgesprochen. Macron
meinte, die Europäer könnten sich angesichts Rußlands, welches zu
einer Bedrohung werden könnte, nicht allein auf die USA verlassen. In
dem am Dienstag ausgestrahlten Interview erklärte Macron zudem,
Europa müsse sich mit Blick auf China, auf Rußland und sogar auf die
USA verteidigen. Der Präsident bezeichnete Europa und seine
Sicherheit als Hauptopfer der Aufkündigung des INF-Abrüstungsvertrags
durch US-Präsident Donald Trump.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7965: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



1000 Schulen für unsere Welt

Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Gerd Müller, hat in Berlin eine Gemeinschaftsinitiative
kommunaler Spitzenverbände zum Bau von eintausend Schulen in Afrika,
Asien und Südamerika vorgestellt. Das Projekt "1000 Schulen für
unsere Welt", dessen Schirmherr und Mitinitiator der CSU-Politiker
ist, wird hauptsächlich mit Spenden von Bürgern und der lokalen
Wirtschaft finanziert. Erste Schulen in Afrika konnten schon eröffnet
werden. Beteiligt sind der Deutsche Städtetag, der Deutsche
Landkreistag und der Deutsche Städte- und Gemeindebund. Unter anderem
geht es der Initiative um die Verbesserung der Lebenssituation in
Ländern des globalen Südens und die Bekämpfung von Fluchtursachen.
Markus Lewe, der Präsident des Deutschen Städtetages und
Oberbürgermeister der Stadt Münster, führte an, Bildung sei eine
Schlüsselressource und helfe den Menschen vor Ort, bessere Chancen
für ihr Leben zu gewinnen. Für etwa 50.000 Euro könne in Afrika,
Asien oder Südamerika eine Schule gebaut werden, die pro Schule und
Jahr bis zu 1000 Schülern eine Zukunftsperspektive ermögliche.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7934: Tragisches und Kurioses - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Feuerwehrverband tritt für bessere Materialien beim Busbau an

In Erinnerung an einen verheerenden Busbrand, der sich vor zehn Jahren
auf der Autobahn 2 bei Garbsen ereignet hatte, forderte der
Feuerwehrverband Niedersachsen noch einmal mehr Sicherheit im
Fahrzeugbau.

Die momentan hauptsächlich verwendeten Materialien seien deutlich
brandgefährlicher als die in Flugzeugen oder der Bahn
vorgeschriebenen, monierte der Verband nach einem Bericht von NDR 1
Niedersachsen. Die schwerer entflammbaren Materialien müßten auch in
Bussen zwingend vorgeschrieben werden.

Bei dem Unglück außerhalb Hannovers waren am 4. November 2008 in einem
Reisebus 20 Menschen verbrannt, teils weil sich das Feuer rasend
schnell ausgebreitet hatte. Es kommt immer wieder zu Busbränden, nur
daß sie meistens glimpflicher verlaufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7962: Arbeit, Soziales und Familie - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestdemo gegen AfD-Einzug in Bayerischen Landtag

Am Montagabend haben bis zu 5000 Menschen vor dem Maximilianeum in
München unter dem Motto #WehretdenAnfängen gegen den Einzug der
rechtsextremen AfD in den Bayerischen Landtag protestiert. Die
Demonstranten sandten den Abgeordneten mit der Beleuchtung ihrer
Mobiltelefone ein Zeichen gegen Rassismus und Antisemitismus. Mehrere
Künstler traten auf. Zu der Standkundgebung hatte ein breites Bündnis
von mehr als 40 Einzelpersonen und Organisationen, darunter die
Urbanauten, Isarlust e.V., Lichterkette e.V., München ist bunt und
mehrere Parteien, aufgerufen.

AfD-Vertreter verurteilten die Veranstaltung als Respektlosigkeit
gegenüber dem Wählervotum. Der Veranstalter Benjamin David warf der
AfD vor, das demokratische System zu nutzen, um die Demokratie
langfristig abzuschaffen. Das rechtfertigt laut David, gegen den
Einzug der Partei in den Landtag zu demonstrieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7943: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Neue Flechtenart entdeckt

Eigentlich sollte man denken, Deutschland sei bis in den letzten
Winkel erforscht worden. Trotzdem finden sich immer wieder
Neuentdeckungen. So haben Forscher unter Anleitung der Koblenzer
Biologin Dorothee Killmann in einem Buchenwald bei Börfink in
Rheinland-Pfalz eine bislang unbekannte Flechtenart gefunden. Wie dpa
meldete, zeigten genetische Untersuchungen und Recherchen in
internationalen Sammlungen, daß es sich dabei um eine bislang
unbekannte Spezies handelt. Die Flechte erhielt den Namen Verrucaria
hunsrueckensis (Hunsrück-Warzenflechte). Den Namen bekam sie wegen
ihrer kleinen Knötchen. Gut 20.000 Flechtenarten sind weltweit
beschrieben, in Deutschland sind rund 2000 Arten bekannt.
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WIRTSCHAFT/7950: Märkte und Finanzen - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Niedrigenergienetz für Berliner Urban Tech Republic

Auf dem Berliner Flughafen Tegel soll nach Ende des Flugbetriebs
voraussichtlich im Herbst 2020 auf einer Fläche von mehr als 200
Hektar mit der sogenannten "Urban Tech Republic" das größte
stadtentwicklungs- und wirtschaftspolitische Vorhaben der Stadt für
die kommenden Jahre realisiert werden. Neben Unternehmen und
Forschungsinstituten mit bis zu 20.000 Arbeitsplätzen werden im
angrenzenden Schumacher Quartier bis zu 5000 Wohnungen gebaut werden.
Philipp Bouteiller, der Chef der landeseigenen Tegel
Projekt-Gesellschaft, und Karsten Wildberger aus dem Vorstand des
Energieunternehmens Eon sowie Vertreter der Berliner Stadtwerke
stellten das Projekt am Montag vor. Unter anderem ist für das Areal
ein zehn Kilometer langes Fernwärmenetz modernster Konzeption
geplant. Das Netz wird im Winter mit einer Temperatur von 40 Grad
Celsius und im Sommer mit 20 Grad Celsius betrieben. Das zugehörige
Blockheizkraftwerk kann dadurch 80 Prozent fossiler Energie
einsparen. Wegen der niedrigen Betriebsmitteltemperatur sind die
Wärmeverluste auf den Leitungen extrem gering. Die angeschlossenen
Abnehmer setzen die Temperatur für ihren Bedarf mit Wärmepumpen hoch.
Überschüssige Wärme etwa von Produktionsprozessen sowie aus
Solaranlagen, Geothermie und Abwasser kann bei relativ niedriger
Temperatur in das Netz zurückgespeist werden. Bouteiller sprach vom
nachhaltigsten bekannten Energiesystem und günstigeren Preisen als
für Fernwärme. Wildberger bezeichnete Niedrigenergienetze als die
Zukunft. Die Kosten für das Berliner Netz werden sich auf 60
Millionen Euro, verteilt auf mehrere Bauabschnitte, belaufen.
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WISSENSCHAFT/7966: Aus Forschung und Technik - 06.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Weltgrößter neuromorpher Supercomputer erstmals eingeschaltet

Seit es Computer gibt, besteht in Teilen der Wissenschaft die
Ansicht, das Gehirn sei ein besonders komplexes Exemplar eines
Rechners. Was liegt da näher, als einen solchen zu bauen. Wie die
Internetplattform t3n.de meldete, ist nach 20 Jahren Konzeption und
fast zwölf Jahren Konstruktion letztes Wochenende an der University
of Manchester der weltgrößte neuromorphe Supercomputer erstmals
eingeschaltet worden. Die Spinnaker (Spiking Neural Network
Architecture) genannte Maschine verfügt über eine Million
Prozessorkerne und kann mehr als 200 Billionen Aktionen pro Sekunde
ausführen. Anders als herkömmliche Computer simuliert der Rechner die
parallele Kommunikationsarchitektur des menschlichen Gehirns und
sendet Milliarden kleinster Informationsfetzen gleichzeitig an
Tausende verschiedene Ziele. Geplant ist, daß der Supercomputer bald
eine Milliarde biologische Neuronen in Echtzeit simulieren soll.
Obgleich dieser Wert gerade einmal einem Prozent der Größe des
menschlichen Gehirns entspricht, rechnen die Forscher damit, daß sie
mit dem Supercomputer die Funktionen des Gehirns besser verstehen
können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1588: Sozialverhalten von Fischen - Freundschaft mit dem springenden Punkt (idw)


Max-Planck-Institut für Neurobiologie - 01.11.2018

Sozialverhalten von Fischen: Freundschaft mit dem springenden Punkt



Woran erkennt ein Fisch einen Artgenossen? Wissenschaftler vom
Max-Planck-Institut für Neurobiologie in Martinsried zeigen, dass Zebrafische bereits
einen virtuellen Punkt als Schwarmpartner erkennen - vorausgesetzt, der Punkt bewegt sich
wie ein Fisch.

Wenn Vogel- oder auch Fischschwärme ihr anmutiges Ballett aufführen,
scheint es fast unglaublich, dass die vielen Tiere nicht zusammenstoßen.
Ein paar grundlegende Regeln sind mittlerweile bekannt, die dem
entgegenwirken: "Ausweichen, wenn der Nachbar zu nahe kommt" oder
"Annähern, wenn der Nachbar zu weit weg ist". An welchen Merkmalen Tiere
solch einen Nachbarn jedoch überhaupt als Artgenossen erkennen, ist
weitgehend ungeklärt.

Form, Farbe, Gerüche, Laute und eine ganze Reihe anderer Faktoren könnten
eine Rolle spielen. Lange gingen Biologen auch von einer Kombination
verschiedener Merkmale aus, die ein "holistisches Bild" eines Artgenossen
zeichnen. Nun zeigen Versuche mit Zebrafischen in virtueller Realität,
dass bereits ein Fisch-ähnliches Bewegungsmuster einen Fisch überzeugt,
dass er es mit einem Artgenossen zu tun hat.

Im Alter von 10 bis 20 Tagen beginnen junge Zebrafische, mit Artgenossen
Schwärme zu bilden. Je größer die Gruppe, desto attraktiver ist sie. Um
herauszufinden, welche optischen Reize die Fische nutzen um ihr Verhalten
zu koordinieren, baute ihnen Johannes Larsch vom Max-Planck-Institut für
Neurobiologie eine virtuelle Umgebung. Darin zeigte er freischwimmenden
Zebrafischen eine Vielzahl möglicher, "digitalisierter" Schwarmpartner.

Diese Experimente zeigten, welche virtuellen Formen für Fische attraktiv
sind, und welche sie kalt lassen. Überraschenderweise reichte ein
einfacher schwarzer Punkt, um innerhalb weniger Sekunden ihr Interesse zu
wecken - solange der Punkt auf eine definierte Weise animiert war.

Bewegte sich der Punkt wie ein Zebrafisch, also mit abwechselnden
Schwimmbewegungen und Pausen, wurden andere Eigenschaften wie Form oder
Farbe überflüssig. Die jungen Fische folgten diesem Punkt unermüdlich über
Stunden. Egal war dann auch, ob der Punkt auf die Bewegungen der Fische
"reagierte", oder sich davon unabhängig bewegte.

"Der optische Auslöser für das Schwarmverhalten junger Zebrafische ist
somit viel einfacher als bisher gedacht", fasst Johannes Larsch zusammen.
"So einfach, dass sich scheinbar komplexes Schwarmverhalten vielleicht
eher aus eine Kette visueller Reflexe zusammensetzt."

Da auch isoliert aufgewachsene Fische dem bewegten Punkt folgten, handelt
es sich wohl um ein instinktives Verhalten. Die Tiere scheinen somit über
ein angeborenes "mentales Konzept" zu verfügen, wie ihre eigenen
Bewegungen aussehen.

"Das ist ein interessanter Ansatzpunkt, denn das Erkennen von sozialen
Signalen ist eine überlebenswichtige Leistung des Gehirns", so Herwig
Baier, in dessen Labor die Experimente durchgeführt wurden. "Ein Defizit
in diesen Prozessen spielt auch bei psychiatrischen Erkrankungen, wie
Autismus und Schizophrenie, eine kritische Rolle, über die wir sehr wenig
wissen."

Erstmals haben Wissenschaftler nun einen einfachen optischen Reiz
entdeckt, der ein soziales Verhalten auslöst. Ideale Voraussetzungen also,
um die darunterliegenden neuronalen und genetischen Mechanismen zu
entschlüsseln.


Originalpublikation:

Johannes Larsch & Herwig Baier

Biological motion as an innate perceptual mechanism driving social
affiliation

Current Biology, online am 01. November 2018

DOI: 10.1016/j.cub.2018.09.014

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1167
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FORSCHUNG/520: Völlig schwerelos - Pflanzen im Parabelflug (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 05.11.2018

Völlig schwerelos: Pflanzen im Parabelflug



Nicht erst seit dem Hollywood Film "Der Marsianer" weiß man, dass Pflanzen
ein wesentlicher Bestandteil der bemannten Raumfahrt zu fernen Planeten
sein werden. Doch wie reagieren Pflanzen auf veränderte
Schwerkraftverhältnisse? Das untersucht Dr. Maik Böhmer vom ZERO-G Labor
an der Goethe-Universität in diesen Tagen während einer Serie von
Parabelflügen in Bordeaux.

Untersuchungsobjekt der Parabelflüge ist die Blütenpflanze Arabidopsis
thaliana (Ackerschmalwand), die schon seit langem ein bewährtes
Modellsystem in der Gravitationsbiologie ist. Im Rahmen des Projektes
IMPACT im Arbeitskreis von Prof. Enrico Schleiff an der Goethe-Universität
wurden Arabidopsispflanzen bereits mehrfach veränderten
Gravitationsbedingungen ausgesetzt.

Dass Pflanzen auf Schwerkraft reagieren, erkennt man daran, dass ihre
Organe in ganz bestimmter Orientierung zur Schwerkraft wachsen: Die Wurzel
wächst zum Erdmittelpunkt, die Sprossachse davon weg. Die Wurzelspitze und
eine Schicht der Sprossachse (Endodermis) sind zu diesem Zweck mit Zellen
ausgestattet, welche die Schwerkraft wahrnehmen. Darin enthalten sind
Stärkekörper, sogenannte Statolithen. Was aber genau in diesen Zellen
passiert und ob es einen Gravi-Rezeptor in Pflanzen gibt, ist noch
unbekannt.

Um das herauszufinden, nutzen die Forscher europaweit Möglichkeiten,
Pflanzen in sogenannter Mikrogravitation zu untersuchen. Dazu gehören der
Fallturm des Zentrums für angewandte Raumfahrttechnologie und
Mikrogravitation (ZARM) in Bremen, Parabelflüge der Firma Novespace in
Bordeaux (Frankreich), Höhenforschungsraketen in Kiruna (Schweden) und die
Internationale Raumstation (ISS). Beim Fallturm liegt die
Experimentierzeit bei 4,7 Sekunden, beim Parabelflug sind es bereits 22
Sekunden, bei der Höhenforschungsrakete bis zu fünf Minuten und auf der
ISS können Experimente über mehrere Tage durchgeführt werden. Alle diese
Möglichkeiten nutzt das IMPACT-Projekt, das seit März 2018 vom Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) als Projektträger des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) für drei Jahre mit
350.000 Euro gefördert wird.

Indem die Forscher untersuchen, welche molekularen Prozesse in
Schwerelosigkeit gesteuert werden, können sie auf den Einfluss der
Schwerkraft zurückschließen. Während der jetzigen Parabelflüge werden etwa
60.000 Pflanzen mit einer eigens entwickelten Hardware in verschiedenen
Phasen des Parabelflugs fixiert: bei einfacher und doppelter Schwerkraft
sowie unter Mikrogravitation. Später werden dann im Labor aktive
Signalprozesse mit moderner Massenspektrometrie sichtbar gemacht. Die
ursprünglich im Forschungsprogramm nicht eingeplanten Flüge sind Dank
einer zusätzlichen Förderung der Europäischen Weltraumagentur (ESA) und
des Vereins der Freunde und Förderer der Goethe-Universität möglich.
Partner des Arbeitskreises von Prof. Schleiff an der Goethe-Universität
sind das DLR in Köln (Arbeitskreis Dr. Ruth Hemmersbach) und die
Universität Wien (Arbeitskreis Prof. Wolfram Weckwerth).

"Obwohl die Zeit der Schwerelosigkeit mit 22 Sekunden noch recht kurz ist,
erwarten wir aufgrund von Vorversuchen im Fallturm bereits erste
Erkenntnisse über ent-sprechend schnelle Primärprozesse bei der
Schwerkraftwahrnehmung", erläutert Maik Böhmer. Im Fallturm hatten sich
bereits nach 2,7 Sekunden erste messbare Veränderungen in den frühen
Signalprozessen gezeigt. In späteren Analysen mit Pflanzen, bei denen die
Gene für diese Prozesse gezielt abgeschaltet wurden, konnte dies bestätigt
werden. "Mit einem längeren Zeitfenster und mehr Messpunkten hoffen wir,
nun ein Modell der pflanzlichen Schwerkraftperzeption und frühen
Signaltransduktion aufstellen zu können", ergänzt Prof. Schleiff.

Neben der Grundlagenforschung bildet das Projekt auch einen Ausgangspunkt
für angewandte Forschungen. Da die Architektur der Pflanzen sich
maßgeblich an der Schwerkraft orientiert und Seitentriebe einen bestimmten
Winkel zur Schwerkraft einnehmen, könnte es durch ein Verständnis dieses
Prozesses möglich sein, kompaktere Pflanzen zu züchten und damit
Ertragssteigerungen zu erzielen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/519: Neuer pflanzlicher Transkriptionsregulator steuert komplexe Entwicklungsvorgänge (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung - 05.11.2018

Neuer pflanzlicher Transkriptionsregulator steuert komplexe
Entwicklungsvorgänge



Die Pflanzenentwicklung wird durch komplexe regulatorische
Wechselwirkungen gesteuert. Wie die Instrumente in einem Orchester müssen
dabei tausende Gene miteinander orchestriert werden. Die Koordination
solcher komplexer genetischer Netzwerke übernehmen in der Regel
Transkriptionsfaktoren. Neben Veränderungen der eigentlichen
Erbinformation können zusätzlich auch so genannte epigenetische
Veränderungen am Erbmolekül beteiligt sein. In einer aktuellen Studie
beschrieb ein Forscherteam unter Leitung von Wissenschaftlern des IPK
Gatersleben einen bisher unbekannten Regulationsfaktor, den "Effektor der
Transkription" - "ET".




[image: Bild: © Dr. Bui Thi Mai Huong, IPK]

Samen mit verfrühter Keimung: Während normalen Samen (WT-Wildtyp) in
der Samenruhe verharren, zeigt sich in den Samen ohne ET-Funktion
(et2-3) eine verfrühte Keimung, zum Teil noch in der Schote.

Bild: © Dr. Bui Thi Mai Huong, IPK



Es brauchte fast 20 Jahre intensiver Forschung von der Entdeckung eines
Proteins bis zur Aufklärung seiner Funktion. Entdeckt wurde das "Effektor
der Transkription", kurz "ET" genannte Protein aufgrund seiner Fähigkeit,
an DNA zu binden. Erst jetzt ermöglichte die Technologie der
Hochdurchsatzsequenzierung die genomweite Analyse von
Methylierungsmustern. Einmal mehr diente die Ackerschmalwand (Arabidopsis
thaliana) als Modellpflanze für die Aufklärung der Genfunktion. Die
Entdeckung und der Hauptteil der Forschung erfolgten am Leibniz-Institut
für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) Gatersleben in der
Arbeitsgruppe "Genregulation" (Dr. habil. Helmut Bäumlein). Zur
Funktionsaufklärung arbeiteten die Wissenschaftler, neben der durch das
Interdisziplinäre Zentrum für Nutzpflanzenforschung (IZN) geförderten,
unabhängigen Nachwuchsgruppe "Abiotische Stress Genomik" (Dr. Markus
Kuhlmann) am IPK, mit Teams des Max-Planck-Instituts für
Entwicklungsbiologie in Tübingen und der Arbeitsgruppe Bioinformatik der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg zusammen.

Gene sind die wesentliche Grundlage für die Differenzierung und
Entwicklung aller Organismen. Forschungsergebnisse der letzten Jahre
zeigten jedoch, dass auch Umweltbedingungen direkten Einfluss auf die
Funktion von Genen nehmen. Das sich daraus entwickelnde Forschungsgebiet
ist die Epigenetik. Im molekularbiologischen Sinne geht es darum, dass die
in der Reihenfolge der vier Bausteine der DNA (Adenin, Guanin, Thymin,
Cytosin) kodierte Information durch eine Reihe von chemischen
Veränderungen auf der Erbsubstanz verändert wird. Die bekannteste
Modifikation ist die Anfügung einer Methylgruppe an das Cytosin.

Eine genomweite Analyse der DNA Methylierung zeigte, dass ET an der
Verteilung dieses wichtigen epigenetischen Markers beteiligt ist. Die
Pflanzen wiesen veränderte Methylierungsmuster auf. Diese führten zu
Auffälligkeiten, so genannten homöotischen Veränderungen, wie die
Entwicklung eines zusätzlichen Blütenblattes oder Veränderungen in der
frühen Pflanzenentwicklung. So begannen die Pflanzen verfrüht zu Keimen,
zum Teil schon in der Samenschale. Ein Vorgang, der zum Beispiel auch beim
Weizen in kühlen und feuchten Jahren auftritt und zu Einbußen bei Qualität
und Ertrag führt.

ET ist in der Lage, an die DNA zu binden und Markierungen auf der DNA zu
entfernen. Hierfür wird ersten Ergebnissen zufolge der gleiche
Reparaturmechanismus verwandt, der die Pflanze auch vor UV-Schäden
schützt. Die unterschiedlich methylierten Bereiche in den Mutanten
deuteten auf eine besondere Schutzfunktion von ET für die Gene hin.

Übertragen auf Kulturpflanzen wie Gerste oder Weizen, eröffnet das neu
erworbene Wissen die Möglichkeit, gezielt neue Pflanzen herzustellen,
welche nicht durch Änderungen der Gensequenz, sondern durch die
Veränderung des DNA Methylierungsmusters geändert werden. So ließen sich
zum Beispiel Pflanzen entwickeln, die auf eine größere Bandbreite von
variablen Umweltbedingungen reagieren können.


Originalpublikation:

"EFFECTOR OF TRANSCRIPTION factors are novel plant-specific regulators
associated with genomic DNA methylation in Arabidopsis",

Francesca Tedeschi et al.;

New Phytologist (2018)

doi: 10.1111/nph.15439

Weitere Informationen unter:

https://nph.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/nph.15439

http://www.ipk-gatersleben.de/forschung/forschungskonzept/
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FORSCHUNG/1548: Quantencomputer zertifizieren (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF - 05.11.2018

Quantencomputer zertifizieren



Ein vom SNF unterstütztes Forschungsteam hat ein Protokoll entwickelt,
das sicherstellt, dass die Komponenten von Quantencomputern korrekt
funktionieren. Diese Etappe ist zentral, wenn sich die Hoffnungen erfüllen
sollen, die in diese Technologie gesetzt werden - insbesondere eine bisher
unerreichte Rechenleistung.

Teams, die Quantencomputer entwickeln, sind nicht mehr nur an Hochschulen
zu finden, sondern auch bei Google, IBM, Microsoft oder etwa im Startup
D-Wave. "Und die Forschung macht immer schneller Fortschritte», freut sich
Nicolas Sangouard, SNF-Förderungsprofessor an der Universität Basel. «Ich
rechne damit, dass Quantencomputer spätestens in einigen Jahren eine viel
höhere Rechenleistung erreichen als herkömmliche Computer - wir sprechen
von der Quanten-Überlegenheit."

Der Forscher konnte mit seinem Team vor Kurzem zeigen, wie gewährleistet
werden kann, dass diese Maschinen korrekt funktionieren. Denn sie sind
zwar sehr leistungsfähig, aber auch sehr empfindlich - einige arbeiten bei
Extremtemperaturen von 270 Grad unter null. Der Ansatz dieses
Forschungsteams ermöglicht es, alle Komponenten eines Quantencomputers zu
zertifizieren, von den Kurz- und Langzeitspeichern über die Konverter, die
zur Verbindung des Computers mit einem gesicherten Netzwerk für
Quantenkommunikation erforderlich sind, bis zu den Prozessoren, welche die
Informationen umwandeln. Das Protokoll bietet noch einen weiteren Vorteil:
Es verwendet ausschliesslich Komponenten, die bereits in der Maschine
vorhanden sind und benötigt somit keine zusätzlichen Geräte. Im Prinzip
ist es in jeder Art von Quantencomputer anwendbar, unabhängig von der
zugrunde liegenden Technologie.

Die Maschine testet sich selbst

"Gerade die ausserordentliche Leistung der Quantenrechner macht es
schwierig, sie zu zertifizieren", erklärt Nicolas Sangouard. "Selbst die
schnellsten Standard-Computer sind zu langsam, um die von solchen
Maschinen durchgeführten Berechnungen zu kontrollieren." Ein weiterer
Punkt: Diese Rechner sollten schliesslich in der Lage sein, in einem
spezifischen Netzwerk für Quantenkommunikation sicher miteinander zu
kommunizieren. "Deshalb ist es wichtig, sicherzustellen, dass es kein
schwaches Glied in der Kette gibt", bemerkt der Physiker.

Aus diesem Grund hat das Forscherteam eine vollständig quantenmechanische
Zertifizierungsmethode entwickelt, bei der die Komponenten der Maschine
selber verwendet werden. "Inspiriert haben uns Bell-Tests, die ein
Physiker entwickelt hat, der in den 1960er-Jahren im CERN arbeitete",
führt der Forscher weiter aus. "Normalerweise stellen diese Tests sicher,
dass sich Teilchen wirklich quantenmechanisch verhalten. Wir haben sie so
abgeändert, dass sich damit überprüfen lässt, ob die verschiedenen
Einheiten eines Quantencomputers richtig arbeiten. Weil sich diese Tests
grundsätzlich in eine solche Maschine implementieren lassen, ist unser
Verfahren sehr einfach umzusetzen und erfordert keine sehr spezifischen
Kompetenzen.

"Den Anstoss zum Projekt gab das Seminar eines Wissenschafters, der an der
Universität Basel eingeladen war", fährt Nicolas Sangouard fort. "Thema
war eine spezifische Frage der Quantenphysik. Das Seminar hat uns aber
dazu inspiriert, diese Frage so weiterzudenken, dass daraus ein für
Quantencomputer nützliches Verfahren entstanden ist. Das ist für mich das
beste Beispiel, dass Konferenzen nicht nur passives Lernen bieten, sondern
auch grossartige Gelegenheiten, selber innovativ zu werden."

Diese Forschungsarbeiten erfolgten an der Universität Basel im Rahmen
einer SNF-Förderungsprofessur - ein Instrument, das künftig durch das
Programm SNSF Eccellenza Professorial Fellowhips ersetzt wird - sowie mit
einem Förderbeitrag, der einen Forschungsaufenthalt an der Universität
Innsbruck ermöglichte. Nicolas Sangouard ist assoziiertes Mitglied des
Nationalen Forschungsschwerpunkts (NFS) "QSIT -Quantenwissenschaften und
-technologie", ein Instrument des SNF. Er beteiligt sich auch im Projekt
Quantum Internet Alliance des neuen Programms FET Flagship "Quantum
Technologies".

 * 

Der Quantencomputer

Das Anfang der 1980er-Jahre formulierte Konzept des Quantencomputers will
Nutzen aus bizarren Gesetzmässigkeiten ziehen, die in der atomaren Welt
gelten, um Berechnungen durchzuführen, die mit herkömmlichen Computern
nicht möglich sind. Ein Quantenprozessor kann zum Beispiel Informationen
gleichzeitig verarbeiten und die Tatsache nutzen, dass jedes Quanten-Bit
(oder Qubit) ein Kontinuum von Zuständen kodiert und nicht nur die beiden
Zustände "1" und "0" eines Bits der klassischen Informatik. Die
industrielle Entwicklung macht Fortschritte: Im November 2017 gab IBM
bekannt, dass eine Maschine mit 50 Qubits getestet wurde.

Die Schweiz und Europa engagieren sich

In der Schweiz arbeiten zahlreiche Forschungsgruppen von internationalem
Ruf im Bereich der Quanten-Technologie. Die meisten von Ihnen beteiligen
sich am Nationalen Forschungsschwerpunkt (NFS) "QSIT -
Quantenwissenschaften und -technologie", dessen Ziel darin besteht,
Technologien zu entwickeln, welche die Quantenphysik nutzen, namentlich
Computer, Kommunikationsprotokolle oder Quantensensoren. Leiter ist Klaus
Ensslin von der ETH Zürich, Co-Leiter Richard Warburton von der
Universität Basel. In Europa wurden am 28. Oktober 2018 zwanzig Projekte
für das mit einer Milliarde Euro ausgestattete FET Flagship Programm
"Quantum Technologies" ausgewählt. Forschende der Universitäten Basel,
Genf und Neuchâtel sowie der ETH Zurich und des CSEM beteiligen sich; zwei
Projekte werden von Schweizer Gruppen koordiniert.


Originalpublikation:

P. Sekatski, J.-D. Bancal, S. Wagner and N. Sangouard:

Certifying the building blocks of quantum computers from Bell's theorem.

Physical Review Letters (2018)

doi:10.1103/PhysRevLett.121.180505

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.121.180505

https://arxiv.org/pdf/1802.02170.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1165
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ENERGIE/1593: Grüner Ammoniak könnte zum Energieträger und Kraftstoff der Zukunft werden (idw)


Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie e.V. - 02.11.2018

Grüner Ammoniak könnte zum Energieträger und Kraftstoff der Zukunft
werden



Bislang fehlt der große Wurf, um die Energiewende erfolgreich
umzusetzen. Jetzt haben Forscher, Ingenieure und Unternehmer ein
tiefgreifendes Konzept für die Region Nord-Ost erarbeitet, welches zwei
große Herausforderungen angeht: die dezentrale Speicherung erneuerbarer
Energien sowie deren Verwertung im Verkehrssektor. Das Bündnis CAMPFIRE
setzt auf einen innovativen Energieträger, der aus Wind und Wasser erzeugt
werden kann.

Die insgesamt 30 Bündnispartner haben während einer siebenmonatigen
Konzeptphase, die im Rahmen des Programms "WIR! - Wandel durch Innovation
in der Region" vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert
wurde, eine klare Vision für die wirtschaftliche Zukunft der Region
Nord-Ost entwickelt. Diese Modellregion im Raum Rostock, Stralsund,
Greifswald und der Uckermark vereint Forschungsinstitute, Universitäten,
Verbände und Unternehmen aus der Energiebranche, der maritimen Wirtschaft
sowie der Düngemittelindustrie. Sie besitzt eine herausragende Bedeutung
für die Erzeugung erneuerbarer Energien, profitiert wirtschaftlich
allerdings nicht in dem Maße von dieser Entwicklung.

Das Bündnis CAMPFIRE hat sich zum Ziel gesetzt, starke wirtschaftliche
Impulse zu setzen, die zur Entwicklung neuer Geschäftsmodelle und somit
zum Aufbau neuer Unternehmen führen. In der beabsichtigten Umsetzungsphase
sollen wissenschaftliche und unternehmerische Kompetenzen aus den
Bereichen der Dünnschichttechnologien, Hochleistungskatalysatoren,
Energiesysteme, aus dem Schiffsdesign sowie der Rechtspolitik gebündelt
werden. Von zentraler Bedeutung sind die Entwicklung direkter
Energiewandlungssysteme sowie die Produktion des grünen Energieträgers
Ammoniak (NH�) aus lokal erzeugtem Windstrom. Diese chemische Verbindung
von Stickstoff und Wasserstoff ist ein hervorragender Energiespeicher und
kann als Treibstoff für neuartige, emissionsfreie Schiffsantriebe dienen -
und somit die maritime Mobilität revolutionieren. Bislang werden die
meisten der weltweit rund 50.000 Handels- und Passagierschiffe von
schwefelhaltigem Schweröl angetrieben. Diese gewaltige Flotte ist für über
drei Prozent der globalen Treibhausgasemissionen verantwortlich.

Die Konzeptphase wurde vom Leibniz-Institut für Plasmaforschung und
Technologie (INP), dem Institut für Klimaschutz, Energie und Mobilität
(IKEM) sowie der Hochschule Stralsund (HOST) koordiniert. Dr. Angela
Kruth, Projektleiterin im INP, hebt die Bedeutung des Vorhabens hervor:
"Wir könnten die Wertschöpfung durch erneuerbare Energien vervielfachen,
die Wettbewerbsfähigkeit bestehender kleiner und mittelständischer
Unternehmen erhöhen und zukunftsfähige Arbeitsplätze schaffen. Davon
profitiert die gesamte Region". Während der Konzeptphase habe das Bündnis
eine große Resonanz erfahren und gespürt, wie stark der Rückhalt für das
Vorhaben in der Region sei. Nach den Plänen könnten die ersten
Innovationen in fünf Jahren umgesetzt werden. Bis dahin seien weitere
Projekte notwendig, um Schiffsdesign, Antriebe und Sicherheitskonzepte auf
den neuen Energieträger zuzuschneiden. "Hier entwickeln sich dynamische
Märkte, bei denen Deutschland nicht den technologischen Anschluss
verpassen darf", betont Kruth.


Weitere Informationen unter:

http://www.wir-campfire.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution244
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1288: Komplexer Quantenteleportation einen Schritt näher (idw)


Universität Wien - 02.11.2018

Komplexer Quantenteleportation einen Schritt näher



Für zukünftige Technologien wie Quantencomputer und
Quantenverschlüsselung ist die experimentelle Beherrschung von komplexen
Quantensystemen unumgänglich. Wissenschaftern der Universität Wien ist
dabei ein weiterer Sprung gelungen. Während weltweit PhysikerInnen
versuchen die Anzahl an zweidimensionalen Systemen, sogenannten Qubits, zu
erhöhen, gehen die Forscher um Anton Zeilinger einen neuen Weg. Sie
verfolgen dabei die Idee komplexere Quantensysteme als Qubits zu verwenden
und können damit die Informationskapazität bei gleicher Anzahl von
Teilchen steigern. Die entwickelten Methoden und Technologien könnten
zukünftig die Teleportation von komplexen Quantensystemen ermöglichen.

Ähnlich zu Bits in herkömmlichen Computern, handelt es sich bei QuBits um
die kleinste Informationseinheit in Quantensystemen. Große Unternehmen wie
Google und IBM wetteifern mit Forschungsinstituten in Europa und China, um
eine immer größere Anzahl von verschränkten QuBits herzustellen. Die klare
Motivation dabei ist, einen funktionierenden Quantencomputer zu
entwickeln. Eine Forschungsgruppe an der Universität Wien und der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW) verfolgt hingegen einen
neuen Weg, um die Informationskapazität von komplexen Quantensystemen zu
steigern und neue fundamentale Tests der Quantentheorie zu ermöglichen.

Die Idee dahinter ist einfach: Anstatt nur die Anzahl der beteiligten
Teilchen zu erhöhen, wird die Komplexität der einzelnen Systeme
vergrößert. "Das Besondere an unserem Experiment ist, dass es zum ersten
Mal drei Photonen über die herkömmliche zweidimensionale Art hinausgehend
verschränkt", erläutert Manuel Erhard, Erstautor der Studie. Dazu
verwenden die Wiener Physiker Quantensysteme, welche mehr als zwei
mögliche Zustände besitzen - in diesem konkreten Fall den Drehimpuls
einzelner Lichtteilchen. Diese einzelnen Photonen haben nun, im Gegensatz
zu QuBits, eine höhere Informationskapazität. Allerdings stellte sich die
Verschränkung dieser Lichtteilchen auf konzeptioneller Ebene als schwierig
heraus. Die Lösung des Problems: Ein Computer-Algorithmus, der
selbstständig nach einer experimentellen Umsetzung sucht.

Mit Hilfe des Computeralgorithmus Melvin konnte ein Lösungsvorschlag
entwickelt werden. Dieser war zuerst noch sehr komplex, aber funktionierte
zumindest prinzipiell. Nach einigen Vereinfachungen sahen sich die
Physiker immer noch mit großen technologischen Herausforderungen
konfrontiert. Das Team konnte diese mit modernster Lasertechnologie und
einem speziell entwickelten Multi-Port lösen. "Dieser Multi-Port bildet
das Herzstück unseres Experimentes und kombiniert die drei Photonen so,
dass diese miteinander in drei Dimensionen verschränkt werden", erklärt
Manuel Erhard.

Diese besondere Verschränkung von drei Photonen erlaubt neue grundlegende
Fragen über das Verhalten von Quantensystemen zu stellen. Daher plant die
Forschungsgruppe nun, diesen neuartigen und komplexen
Verschränkungszustand für fundamentale Tests der Quantentheorie zu
verwenden. Zusätzlich könnten die Ergebnisse dieser Arbeit auch
erheblichen Einfluss auf zukünftige Technologien, wie z.B. die
Quantenteleportation haben. "Ich denke, die Methoden und Technologien die
wir im Zuge dieser Publikation entwickelt haben, ermöglichen einen höheren
Anteil der gesamten Quanteninformation eines einzelnen Photons zu
teleportieren. Dies könnte für Quantenkommunikationsnetze wichtig sein",
richtet Anton Zeilinger einen Blick in die Zukunft der möglichen
Anwendungen dieser Arbeit.


Publikation in Nature Photonics:

"Experimental Greenberger-Horne-Zeilinger Entanglement Beyond QuBits",

Manuel Erhard, Mehul Malik, Mario Krenn & Anton Zeilinger.

https://doi.org/10.1038/s41566-018-0257-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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PROJEKT/746: MacGyver-Ideenwettbewerb - Rollstuhlfahrern den Alltag erleichtern (idw)


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Braunschweig, 02.11.2018

Mit kreativen Ideen Rollstuhlfahrern den Alltag erleichtern



MacGyver Entrepreneurship Week an der TU Braunschweig ging in die
zweite Runde. Wie kommen Rollstuhlfahrerinnen und -fahrer am besten
von einem Hörsaal zum nächsten? Wie finden sie barrierefreie
Toiletten? Wo können sie ihren Block, ihre Stifte und ihre Smartphones
aufbewahren? Was machen sie, wenn der Rollstuhl im Seminarraum nicht
an den Tisch passt?

Mit diesen Fragen haben sich Studierende der Fakultät Maschinenbau der
Technischen Universität Braunschweig während der MacGyver
Entrepreneurship Week des Instituts für Dynamik und Schwingungen und
dem Entrepreneurship Hub beschäftigt. Die Teams aus größtenteils
Erstsemester-Studierenden hatten vom 23. Oktober bis zum 01. November
2018 Zeit, ein Produkt zu entwickeln, das den Alltag von Menschen im
Rollstuhl erleichtert. Zum Abschluss der Woche wurden am Freitag, 2.
November 2018, ihre Ideen und Konzepte präsentiert und die Teams
ausgezeichnet.

In dreiminütigen Pitch-Videos zeigten die Studierenden, wie man ein
simples Aufbewahrungsfach marketingtechnisch in Szene setzen kann, wie
eine Rückfahrsperre den Rollstuhl fit für schräges Terrain machen kann
oder wie ein Regal durch Kombination mit Förderbändern besser
erreichbar für Rollstuhlfahrer wird.

Mit dem Rollstuhltisch zum ersten Platz

Fünf Teams zeichneten Professor Georg-Peter Ostermeyer, Leiter des
Instituts für Dynamik und Schwingungen und Professor Reza Asghari vom
Entrepreneurship Hub im Audimax der TU Braunschweig aus - mit
Preisgeldern von insgesamt 3.200 Euro. Mit ihrer App "Wheel-Share",
einer interaktiven Karte für Rollstuhlnutzer, gelangten Lea Schmitt,
Julius Räckers und Frank Rachow auf den dritten Platz. Die Karte
bildet den gesamten Campus der Carolo-Wilhelmina ab, zeigt an welche
Räume und Hörsäle barrierefrei sind und wie weit diese beispielsweise
von behindertengerechten WCs entfernt sind. Eine Nabenschaltung haben
Max Drexler, Tristan Brack und Henri Kammler für Rollstühle
vorgesehen. Ihr Team "Levitas" erreichte den zweiten Platz.

Die Gewinner-Idee kam von Nils Wehen und Alexander Osten, die mit
ihrem Rollstuhltisch Studierenden im Rollstuhl dabei helfen wollen,
während der Lehrveranstaltungen problemlos Mitschriften und Notizen
anfertigen zu können. Die beiden Studenten investierten während der
ersten eineinhalb Wochen ihres Studiums an der TU Braunschweig sehr
viel gedankliche Arbeit in die ingenieurtechnische Ausarbeitung ihres
Konzepts. "Für einen ersten Prototypen hat die Zeit leider noch nicht
gereicht", so Alexander Osten. Beide Studierenden kommen ursprünglich
aus Lüchow-Dannenberg, haben zusammen Abitur gemacht und studieren
jetzt Maschinenbau an der TU Braunschweig. Den Fokus ihres
MacGyver-Projekts haben sie auf den Uni-Alltag gelegt. "Uns ist
aufgefallen, dass es für Rollstuhlfahrer zu wenig Tische gibt, die sie
in den Hörsälen und Seminarräumen nutzen können", sagt Nils Wehen.

Zwei weitere Teams wurden für ihre besondere Kreativität und ihr
Engagement ausgezeichnet. Tom Neumann präsentierte in seinem Video
gleich mehrere Ideen - vom Zielassistenten über eine Wärmespule im
Rückensitz bis zum Rollstuhl-Airbag. Das Team SimpleSolutions von
Julien Mayer und Sebastian Sander ging einen komplett anderen Weg. Sie
zeigten in ihrem Video, welche Wirkung gutes Marketing und Verkauf
haben kann.

Von Studierenden des Ingenieurwesens zu Entrepreneuren

"Auf die Idee kommt es an", betont Professor Georg-Peter Ostermeyer.
Das Unternehmen Baker Hughes hat dabei die finanzielle Unterstützung
für die Verleihung der Preisgelder geleistet. Außerdem standen Thomas
Stoch und Martin Scheinert vom Integrations- und Therapiezentrum (ITZ)
des DRK Wolfenbüttel den beiden Instituten auch dieses Jahr wieder mit
ihrer fachlichen Expertise zur Seite.

Bereits während des Wettbewerbs wurden die Projekte vom
Entrepreneurship Hub und ConsultOne, der studentischen
Unternehmensberatung der TU Braunschweig, hinsichtlich
wirtschaftlicher Fragestellungen unterstützt. Bei allen Fragen zur
technischen Umsetzung stand das Institut für Dynamik und Schwingungen
den Studierenden zur Seite. Die Teams werden auch nach Abschluss des
Wettbewerbs weiter betreut. "Wir möchten durch die Verknüpfung von
MacGyver mit Entrepreneurship die sozialgesellschaftliche Bedeutung
des Ingenieurwesens in das Bewusstsein der Studierenden rufen. Unsere
Vision ist es, dass es bald den Maschinenbau 4.0 geben wird, in dem
jeder im Verlauf des Studiums eine eigene Idee verfolgt und sich daran
versucht", sagt Professor Georg-Peter Ostermeyer. Auch Professor Reza
Asghari betont: "Durch die Kombination der Ingenieurwissenschaften mit
Entrepreneurship werden unsere Absolventinnen und Absolventen in der
Lage sein, das technische Wissen kreativ und eigenverantwortlich
anzuwenden. So werden wir in Zukunft aus unserer Fakultät verstärkt
Entrepreneure und Intrapreneure hervorbringen."

Einen Gewinn gab es für alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
MacGyver Entrepreneurship Week: Weil sie sich in die Lage eines
Menschen im Rollstuhl hineinversetzten, sind sie auch zukünftig für
Problemlösungen und Situationen sensibilisiert und gewappnet.

Der MacGyver-Wettbewerb

Seit mehr als zehn Jahren entwickeln Studierende der TU Braunschweig
beim MacGyver Wettbewerb, der von Professor Georg-Peter Ostermeyer
initiiert wurde, selbstgebaute Maschinen und Prototypen. 2017 wurde
der Wettbewerb weiter entwickelt und mit unternehmerischem Geschick
verknüpft: Die MacGyver Entrepreneurship Week entstand. Studierende
sollen in kurzer Zeit Problemlösungen für pflegebedürftige Menschen im
Rollstuhl entwickeln und diese möglichst marktorientiert umsetzbar
gestalten. Die Anwendungsbereiche sind vielschichtig: Treppenstufen,
hohe Bordsteine, schmutzige Wege, fehlende Ergonomie - für Menschen im
Rollstuhl ist das Leben sehr herausfordernd. Welches Produkt ihr Leben
erleichtern kann, war die Frage, die die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer dieses Jahr erneut zu beantworten wussten.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://ideenwettbewerb-macgyver.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution179
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AGRAR/393: Statement von Katrin Göring-Eckardt zu Glyphosat


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2018

Statement von Katrin Göring-Eckardt zu Glyphosat



Die Ackergifte müssen endlich vom Acker kommen. Ich bin fest überzeugt davon, dass wir eine andere Landwirtschaftspolitik brauchen, die dafür sorgt, dass wir gesunde Produkte bekommen, dass die Artenvielfalt nicht weiter in Gefahr ist. Das ist die Aufgabe von Frau Schulze. Sie hat heute etwas vorgelegt, was sie noch nicht einmal mit Frau Klöckner abgesprochen hat. Das geht nach dem Motto: Ich würde ja gerne, wenn ich könnte.

Schluss damit, den Leuten was vorzumachen. Es braucht ganz klar die politische Ansage: Glyphosat und Ackergifte müssen weg. Dafür kann sich Deutschland auch weiter in der EU einsetzen und dafür sehr klare Verabredungen treffen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AUSSEN/2100: China im UN-Menschenrechtsrat - Straflager in China müssen geschlossen werden.


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2018

China im UN-Menschenrechtsrat: Straflager in China müssen geschlossen werden.



Zur heutigen Anhörung zu China vor dem UN-Menschenrechtsrat in Genf erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik:

Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung deutliche Kritik an der Lage der Menschenrechte in China geübt hat. Diesen Worten müssen nun aber Taten folgen! Wir fordern von der Bundesregierung, sich entschieden dafür einzusetzen, dass diese Straflager geschlossen werden und UN-Beobachtern sowie unabhängigen Journalisten Zutritt in die Region Xinjiang gewährt wird. Am kommenden Donnerstag bekommt die Bundesregierung Gelegenheit, hier klare Zeichen zu setzen, wenn der Bundestag über einen Antrag der grünen Bundestagsfraktion zur Menschenrechtslage in China berät. Die Verfolgung und Diskriminierung von Uiguren und ethnischen Kasachen muss endlich aufhören. Außerdem darf es keine weiteren Abschiebungen von Angehörigen dieser Bevölkerungsgruppen aus Deutschland nach China geben, wo ihnen Unterdrückung und Inhaftierung drohen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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FINANZEN/1501: Statement von Katrin Göring-Eckardt zur Digitalsteuer


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2018

Statement von Katrin Göring-Eckardt zur Digitalsteuer 



Wir haben ja viel darüber gehört, dass gerade die Sozialdemokratie sich mehr um Gerechtigkeit kümmern will. Es gibt keine Rede von einflussreichen Politikerinnen und Politikern, wo es nicht darum geht, dass die großen Konzerne wie Google, Facebook oder Amazon selbstverständlich Steuern zu zahlen haben. Wer blockiert eigentlich, dass eine Digitalsteuer kommt? Das ist Olaf Scholz, der sozialdemokratische Vizekanzler.

Er soll doch, bitte schön, endlich mit seinem französischen Kollegen Le Maire dafür sorgen, dass es eine Digitalsteuer gibt. Es liegt in seiner Hand. Wer darauf wartet, wie Olaf Scholz, dass man das Problem global lösen könnte, der sagt den Menschen in diesem Land: Ich will es gar nicht lösen. Wer Gerechtigkeit will, wer will, dass die internationalen Großkonzerne tatsächlich das tun, was anständig ist, nämlich wenigstens ihre Steuern zu bezahlen, der muss mit Le Maire in Europa dafür sorgen, dass die Digitalsteuer eingeführt wird.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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GESUNDHEIT/1018: Statement von Katrin Göring-Eckardt zu Antibiotikaresistenz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2018

Statement von Katrin Göring-Eckardt zu Antibiotikaresistenz 



Die Antibiotikaresistenz führt zu mehr Krankheiten und führt sogar zu Todesfällen in Deutschland. Das Ergebnis der Forschergruppe wäre der allerletzte Warnruf an Frau Klöckner, jetzt dafür zu sorgen, dass wir eine anständige Landwirtschaftspolitik bekommen, in der klar ist, dass Antibiotika nicht ins Fleisch gehören. In der klar ist, dass wir nicht mehr massenweise Antibiotika in der Landwirtschaft verwenden dürfen. Dafür brauchen wir eine andere Landwirtschaft. Es muss Schluss sein mit der Massentierhaltung und den Riesenställen. Und wenn Frau Klöckner es ernst meint damit, dass sie Landwirtschaftspolitik nahe an Bürgerinnen und Bürgern machen und mit Tierwohl verbinden will, dann muss Schluss sein mit dieser Art von Antibiotika. Es ist eine Gesundheitsfrage - das wissen wir heute noch einmal genauer als in der Vergangenheit.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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GESUNDHEIT/1017: Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Schulessen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2018

Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Schulessen



Schaffen wir es in Deutschland, dass jedes Kind jeden Tag nicht nur ein Essen, sondern ein gesundes Essen bekommt? Vier Cent pro Kind sind das mehr. Und ich finde, diese vier Cent sollten es allen wert sein, dafür zu sorgen, dass wir gesundes Essen in der Schule für jedes Kind, und zwar jeden Tag haben. Das ist ein Beitrag zur Gesundheit und auch ein Beitrag zur Chancengleichheit für alle Kinder in diesem Land. Das ist eine Aufgabe, der sich Frau Klöckner ja vielleicht stellen könnte.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1785: Asia Bibi muss Schutz in Deutschland finden können


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2018

Asia Bibi muss Schutz in Deutschland finden können



Zur lebensbedrohlichen Situation der pakistanischen Christin Asia
Bibi können Sie den menschenrechtspolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand, mit folgenden Worten
zitieren:

"Obwohl die obersten Richter Asia Bibi Freiheit zugesprochen haben,
ist ihr Leben jetzt auf das Höchste bedroht. Es ist Gefahr in Verzug.
Aus dem hoffnungsvollen Richterurteil für mehr Religionsfreiheit ist
jetzt eine dramatische Hiobsbotschaft geworden: Trotz Aufhebung des
Todesurteils wollen radikale Islamisten diese mutige Christin wieder
in der Todeszelle sehen. Wir müssen allen Anstrengungen unternehmen,
dass Asia Bibia in Freiheit und in Sicherheit leben kann. Aus guten
Gründen setzen wir uns seit Jahren für ihre Freilassung ein. Als
verfolgte Christin muss diese mutige Frau zum Schutz auch einen Platz
in Deutschland finden können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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VERKEHR/727: Spürbare Entlastung für Verkehrsknotenpunkte


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2018

Spürbare Entlastung für Verkehrsknotenpunkte



Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur hat am
heutigen Dienstag die "Bewertung der Schienenwegeausbauvorhaben des
Potenziellen Bedarfs" vorgestellt. Hierzu können Sie die
verkehrspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela
Ludwig, wie folgt zitieren:

"Wir halten unser Versprechen und investieren weiter in den Ausbau
unserer Verkehrsinfrastruktur. 21 Streckenmaßnahmen erreichten in der
gesamtwirtschaftlichen Bewertung ein positives
Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV). Sie erfüllen damit die Kriterien für
die Aufnahme in den vordringlichen Bedarf. Dies bedeutet, ihre
Realisierung ist sichergestellt. Für acht Knotenpunkte wie Köln,
Frankfurt und München ist dies eine gute Nachricht, da dort Engpässe
bestehen. Durch die Erweiterungsinvestitionen wird dort spürbar eine
Entlastung geschaffen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AGRAR/098: Etwas weniger Glyphosat ist gut, aber nicht gut genug


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2018

Etwas weniger Glyphosat ist gut, aber nicht gut genug



"Die späte Rache des Ex-Agrarministers Schmidt, der seinerzeit die erneute Zulassung von Glyphosat in Brüssel erst ermöglich hat, jetzt mit einem Ausstiegskonzept für Glyphosat zumindest abzumildern, ist richtig. Aber die Vorschläge sind lückenhaft und nicht ausreichend, denn die gesundheitlichen Risiken werden nur spärlich berücksichtigt", erklärt die agrarpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Kirsten Tackmann, mit Blick auf den heute von Umweltministerin Schulze vorgestellten Plan für den Glyphosat-Ausstieg. Tackmann weiter:

"Selbst das Verbot der Vorerntebehandlung soll nur etwas verschärft werden, Anwendungsverbote auf gesundheitlich sensiblen öffentlichen Flächen, wie beispielsweise an Kinderspielplätzen, fehlen genauso wie ein Verbot des Verkaufs an Privatpersonen und im Internet.

Nachbesserungen sind dringend erforderlich. Von Bundesagrarministerin Klöckner fordern wir eine konstruktive Mitarbeit, um die weitere Folgen der eigenmächtigen Fehlentscheidung ihres Vorgängers im Interesse des Vorsorgeprinzips unverzüglich zu verhindern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. November 2018

Deutscher Bundestag
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1658: Europäische Armee Macrons gefährdet Sicherheit


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2018

Europäische Armee Macrons gefährdet Sicherheit



"Die Pläne Macrons zur Aufstellung einer 'wahren europäischen Armee' gegen Russland sind eine Gefahr für Frieden und Sicherheit in Europa. Die Bundesregierung darf diesen neuerlichen Aufrüstungswahnsinn nicht auch noch unterstützen und damit die Rüstungsausgaben weiter stark ansteigen lassen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Macrons Bewegung 'En Marche' bekommt jetzt eine ganz neue Bedeutung im Hinblick auf die Aufrüstungspläne des französischen Präsidenten unter Bezugnahme auf eine halluzinierte russische Bedrohung. Während Macron in Frankreich immer weiter durch soziale Proteste gegen seine neoliberalen Reformen unter Druck gerät, sucht er offenbar sein Heil in der Aufrüstung, die Deutschland über die EU finanzieren soll. DIE LINKE fordert, dass die Bundesregierung Macrons irrwitzigen Plänen eine klare Absage erteilt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. November 2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1657: Keine harte Grenze auf der irischen Insel


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2018

Keine harte Grenze auf der irischen Insel



"Dass sich die EU in der Nordirland-Frage zuletzt kompromissbereit zeigt, ist ein gutes Zeichen. Zentraler Punkt bei den weiteren Verhandlungen muss die Sicherung des Friedens sein", erklärt Alexander Ulrich, Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE. Ulrich weiter:

"Eine harte Grenze auf der irischen Insel muss unbedingt vermieden werden. Sie hätte enorme negative Auswirkungen auf das Leben in der Region, würde die Grenzgegend wirtschaftlich zurückwerfen und zu gewalttätigen Auseinandersetzungen führen. Zugleich muss klar sein: Wenn Großbritannien die EU verlässt, gilt das auch für Nordirland.

Wir begrüßen die Signale der Kompromissbereitschaft aus Brüssel. Auch für die Menschen und Unternehmen in der EU27 ist es wichtig, dass diese Frage endlich gelöst und Sicherheit über die künftigen Beziehungen hergestellt wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. November 2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





FINANZEN/1526: Groko baut lieber Bomben statt Wohnungen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 6. November 2018

Groko baut lieber Bomben statt Wohnungen



Die Bundesregierung plant laut Medienberichten Mehrausgaben im Verteidigungshaushalt. Schon ab 2019 sollen es 320 Millionen Euro mehr werden, ab 2020 kommen noch 5,6 Milliarden Euro für große Rüstungsprojekte hinzu. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, erklärt dazu:

Für die Aufrüstung der Bundeswehr will die Regierung ab dem Jahr 2020 insgesamt 5,6 Mrd. Euro mehr ausgeben. Das ist mehr als das Zehnfache der 518 Millionen Euro, die die Bundesregierung gegenwärtig an die Bundesländer für den sozialen Wohnungsbau zahlt. Die Groko baut lieber Bomben statt Wohnungen - das sind völlig falsche Prioritäten.

Es gibt in diesem Land viele Dinge die dringend verbessert werden müssen: Wir haben marode Schulen und Lehrermangel, Kinder- und Altersarmut, Wohnungsnot und Pflegenotstand. Hier hätte die Bundesregierung schon lange tätig werden müssen. Was wir wirklich nicht brauchen sind Milliarden für Bomben, U-Boote und andere Mordwerkzeuge. Warum fällt es Union und SPD so schwer mehr Geld dafür auszugeben, dass Kinder in gute Schulen gehen können oder ein warmes Mittagsessen erhalten? Oder Wohnungen zu bauen, die sich die Menschen auch wirklich leisten können? Denn es fehlen mindestens 5 Millionen Sozialwohnungen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. November 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





FINANZEN/1525: Zur Zukunft des Solidaritätszuschlags


DIE LINKE - Presseerklärung vom 6. November 2018

Zur Zukunft des Solidaritätszuschlags



In der CDU werden Forderungen laut, den Solidaritätszuschlag vollständig abzuschaffen. Dazu die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Die marktradikalen Teile der CDU liefern einen Vorgeschmack, wie die Partei aussieht, wenn sich der konservative Flügel durchsetzt. Wenn die CDU jetzt den Soli abschaffen will, schwächt sie die öffentliche Hand und verstärkt die Umverteilung von unten nach oben. Das ist das konservative Gesicht des Neoliberalismus vor der großen Finanzkrise. Die CDU will die Reichen nur noch reicher machen und ich erwarte von der SPD, dass sie dieses unsittliche Vorhaben nicht zulässt.

Der Solidaritätszuschlag ist mitnichten ein Aufbauprogramm für den Osten. Stattdessen fließt er ohne Zweckbindung in den Bundeshaushalt und zwar ausschließlich in diesen. Länder und Kommunen sind an den Einnahmen nicht beteiligt. Besserverdienende zahlen damit einen Beitrag für öffentliche Ausgaben, die allen zugutekommen.

DIE LINKE setzt sich für ein gerechtes Steuersystem ein. Wir wollen Vermögenseinkommen, große Erbschaften und Finanzgeschäfte wesentlich stärker belasten als bisher. Dadurch erhält der Bund zusätzliche Einnahmen, und der Solidaritätszuschlag kann schrittweise gesenkt werden. Auf diese Weise wollen wir soziale Gerechtigkeit und gleichwertige Lebensverhältnisse in der ganzen Bundesrepublik herstellen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. November 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220
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Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/4994: Seehofer ist für Maaßen-Skandal verantwortlich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2018

Seehofer ist für Maaßen-Skandal verantwortlich



"Die komplette Entlassung von Herrn Maaßen war schon lange überfällig. Es ist bezeichnend, dass es erst seiner völlig indiskutablen Rede vor dem sogenannten Berner Club der Geheimdienstchefs bedurfte, damit endlich die notwendigen Konsequenzen gezogen wurden", erklärt André Hahn, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im Parlamentarischen Kontrollgremium für die Geheimdienste zur Versetzung von Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen in den einstweiligen Ruhestand. Hahn weiter:

"Die Verantwortung für den neuerlichen Skandal beim Verfassungsschutz liegt ganz eindeutig beim Bundesinnenminister. Horst Seehofer hätte Herrn Maaßen nach der Entscheidung, ihn als Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) abzulösen, sofort beurlauben und seinen Stellvertreter mit der vorläufigen Amtsführung beauftragen müssen. Es war niemandem zu vermitteln, dass Maaßen noch wochenlang im Amt verblieb und sogar Auslandstermine für das BfV wahrnehmen konnte.

Bundesminister Seehofer hat viel zu lange an Maaßen festgehalten. Er sollte sich morgen noch einmal gegenüber dem Innenausschuss erklären und dann gemeinsam mit Herrn Maaßen in den Ruhestand verabschieden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. November 2018

Deutscher Bundestag
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





VERKEHR/504: Ausbau der Bahn längst überfällig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2018

Ausbau der Bahn längst überfällig



"Es ist längst überfällig, dass überlastete Bahnknoten und Schienenwege ausgebaut werden. Das Bundesverkehrsministerium hat es zu verantworten, dass diese wichtigen Projekte nicht schon vor zwei Jahren, bei Verabschiedung des Bundesverkehrswegeplanes, in den vordringlichen Bedarf eingestuft wurden. Und noch immer fehlen Bahnprojekte, die dringend nötig sind", erklärt Sabine Leidig, bahnpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu der heute vorgestellten Liste von Bahnprojekten, die in den vordringlichen Bedarf hochgestuft werden. Leidig weiter:

"Das Wichtigste aber fehlt vollständig: eine Investitionspolitik, die die notwendige Verkehrswende unterstützt. Verkehr muss von der Straße auf die Schiene verlagert werden. Wir fordern, dass im Gegenzug zum Ausbau der Bahn die Pläne zum Ausbau von Autobahnen gestrichen werden, weil dort Mittel, Bau- und Planungskapazitäten gebunden und verschwendet werden, die für Alternativen fehlen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. November 2018

Deutscher Bundestag
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7687: Heute im Bundestag Nr. 839 - 06.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 839

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. November 2018, Redaktionsschluss: 09.00 Uhr

1. Globale KI-Strategien vorgestellt

2. Schwerpunkte der Enquete-Kommission

3. Kritik und Zweifel am Gute-Kita-Gesetz

4. Ermächtigung zur Datenübermittlung

5. Unterstützung für nachhaltige Investments

6. Immobilien in Leipzig und Dresden



1. Globale KI-Strategien vorgestellt

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz -
Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und
ökologische Potenziale" hat am Montag ihre Beratungen mit inhaltlicher
Grundlagenarbeit fortgesetzt. Die Kommissionsmitglieder befassten sich
dabei schwerpunktmäßig mit Strategien zur Künstlichen Intelligenz (KI)
in Europa, den USA und China.

In nicht-öffentlicher Sitzung berichtete zunächst Carl-Christian Buhr,
stellvertretender Kabinettschef der EU-Kommissarin Mariya Gabriel,
über die KI-Strategie der EU-Kommission. Buhr stellte die Schwerpunkte
der Strategie vor, etwa die Stärkung privater und öffentlicher
Investitionen in dem Bereich. Ziel sei es, die Gesamtinvestitionen bis
2020 um 20 Milliarden Euro zu steigern. Dazu hat die Kommission unter
anderem angekündigt, die Mittel des Forschungs- und
Innovationsprogramms "Horizont 2020" von 2018 bis 2020 auf 1,5
Milliarden Euro aufzustocken. Buhr verwies zudem auf die in der
Strategie identifizierten Herausforderungen im Bereich Arbeitsmarkt
und Bildung. Weiterhin hob Buhr hervor, dass im Bereich der
Rahmenbedingungen schon viel passiert sei, beispielsweise mit der
Datenschutzgrundverordnung.

Saskia Steinacker (Global Head Digital Transformation bei Bayer)
berichtete, ebenfalls nicht-öffentlich, als Vertreterin der
"High-Level Expert Group on Artificial Intelligence" von der Arbeit
des Gremiums. Die 52-köpfige Expertengruppe hatte die EU-Kommission im
Juni eingesetzt. Steinacker führte die wesentlichen Fragestellungen
des Gremiums aus und kündigte an, dass ein erster Entwurf der
Vorschläge des Gremiums Mitte Dezember zur öffentlichen Debatte
gestellt werde.

In öffentlicher Sitzung berichteten anschließend die beiden
Kommissionsmitglieder Stefan Heumann (Stiftung Neue Verantwortung) und
Jörg Müller-Lietzkow (Universität Paderborn) über KI-Strategien in den
USA, anderen EU-Staaten und China.

Heumann führte zu den USA aus, dass es dort keine ressortübergreifende
KI-Strategie gebe, auch wenn sich die Technologieunternehmen eine
solche wünschten. Aktuell belaste die restriktive Visa-Politik der
US-Regierung die Unternehmen. Daher werde vermehrt in Asien und Europa
investiert, sagte Heumann. In Europa sieht der Politikwissenschaftler
Großbritannien und Frankreich sowie Schweden, Finnland und Estland als
Vorreiter im Bereich KI-Strategie. Heumann stellte dar, dass die 
KI-Strategien in Europa thematisch viele Gemeinsamkeiten aufwiesen, etwa
die Betonung von Forschungsförderung und wirtschaftlichen Potenzialen
beziehungsweise Herausforderungen. Unterbelichtet seien hingegen
Themen wie Auswirkungen der KI auf Demokratie und digitale
Öffentlichkeit, sicherheitspolitische Implikationen oder
sektorspezifische Auswirkungen und Herausforderungen. An solche Themen
könne die Enquete-Kommission anknüpfen, schlug Heumann vor.

Müller-Lietzkow stellte die KI-Entwicklungen in China dar. Demnach
habe sich das Land vorgenommen, bis 2030 zur führenden KI-Nation und
bis 2050 zu führenden Innovationsnation der Welt aufzusteigen. Dabei
verstehe sich das Land mit Blick auf die USA nicht nur als Gegner,
sondern auch als Partner. KI werde in China, das sich im Wandel von
einer Produktions- zu einer Dienstleistungswirtschaft befinde, auch
als Möglichkeit verstanden, um die Produktivität im industriellen
Sektor zu erhalten. Zudem sei "Sicherheit, Kontrolle und Überwachung
in allen Lebensbereichen" ein Ziel. Datenschutz sei in China kein
Thema. Müller-Lietzkow hob die Rolle der chinesischen
Technologieunternehmen im Bereich E-Commerce und Soziale Medien
hervor, die über Hunderte Millionen Nutzer und entsprechende
Datenmengen verfügten. Diese Unternehmen würden zudem seitens des
Staates gezielt in die KI-Entwicklung eingebunden. Außerdem förderten
insbesondere die großen Technologieunternehmen auch intensiv
Start-ups, berichtete Müller-Lietzkow.

 * 

2. Schwerpunkte der Enquete-Kommission

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Enquete-Kommission Berufliche Bildung in der
digitalen Arbeitswelt hat in ihrer dritten Sitzung über die
Strukturierung der Arbeit, mögliche Themenblöcke und Projektgruppen
beraten. Unter Leitung des Vorsitzenden Stefan Kaufmann (CDU)
erläuterten die Sachverständigen in Kurzvorträgen ihre persönliche
Zielsetzung und eigene Schwerpunkte für die Kommissionsarbeit. Dabei
ging es vor allem um Herausforderungen der Digitalisierung der
beruflichen Bildung, Anforderungen an die Ausbildung in den Betrieben
sowie an berufsbildenden Schulen. In der vierten Sitzung der
Enquete-Kommission am 26. November 2018 soll es eine öffentliche
Anhörung mit Vertretern aus dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie, dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem
Bundesministerium für Bildung und Forschung geben.

 * 

3. Kritik und Zweifel am Gute-Kita-Gesetz

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Anhörung

Berlin: (hib/AW) Das sogenannte Gute-Kita-Gesetz stößt bei Experten
trotz prinzipieller Unterstützung für seine Zielsetzung auf viel
Kritik und Zweifel. Dies wurde deutlich in einer öffentlichen Anhörung
des Familienausschusses über den von Bundesfamilienministerin
Franziska Giffey (SPD) vorgelegten Entwurf eines "Gesetzes zur
Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der
Kindertagesbetreuung" (19/4947) sowie bei dem von der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen eingebrachten Antrag "Qualität in der
Kindertagesbetreuung verbindlich und dauerhaft sicherstellen"
(19/5078).

Einhellig begrüßten die Sachverständigen, dass der Bund zukünftig sich
verstärkt auch am qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreuung
engagieren möchte und dafür in den kommenden vier Jahren den
Bundesländern rund 5,5 Milliarden Euro bereitstellen will. Ebenso
einhellig kritisierten sie, dass die Finanzierung des Gesetzes nicht
über das Jahr 2022 gesichert sei. Matthias Dantlgraber vom
Familienbund der Katholiken bezifferte den jährlichen Finanzbedarf für
die Realisierung einer angemessenen Fachkräfte-Kind-Relation in den
Kitas auf rund acht Milliarden Euro. Würde eine generelle
Gebührenfreiheit eingeführt, erhöhe sich der jährliche Finanzbedarf
gar auf 18 Milliarden Euro. Dantlgraber plädierte dafür, dass der Bund
seine Bemühungen deshalb auf die Realisierung eines angemessenen
Fachkräfte-Kind-Relation konzentrieren soll. In diesem Sinne
argumentierten auch Frank Jansen vom Verband Katholischer
Tageseinrichtungen für Kinder, Bernhard Kalicki vom Deutschen
Jugendinstitut, Heiko Krause vom Bundesverband Kindertagespflege,
Maria-Theresia vom Deutschen Verein für öffentliche und private
Fürsorge, Anette Stein von der Bertelsmann Stiftung und die
Erziehungswissenschaftlerin Susanne Viernickel von der Universität
Viernickel. Die Sachverständigen unterstützten deshalb auch den Antrag
der Grünen, die eine Fachkräfte-Kind-Relation von 1:3 bis 1:4 für
unter Dreijährige und 1:9 für über dreijährige Kinder fordern.
Überwiegend kritisch bewerteten die Sachverständigen auch eine
generelle Gebührenfreiheit für Kitas. Der gebührenfreie Zugang zu
Kitas sei zwar wünschenswert, in der derzeitigen Situation jedoch nur
schwer zu finanzieren. Die dafür bereitgestellten Gelder würden dann
für eine Steigerung der Kita-Qualität fehlen.

Unterstützt wurde die Forderung nach einer bundeseinheitlich
festgelegten Fachkraft-Kind-Relation von dem Verfassungsrechtler
Gregor Kirchhof von der Universität Augsburg. Für diesen Bereich habe
der Bund gemäß der Vorgaben des Grundgesetzes und verschiedener
Urteile des Bundesverfassungsgericht im Sinne der Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet eine
Gesetzgebungskompetenz. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen
Staatsverträge zwischen dem Bund den 16 Bundesländern über einzelne
Maßnahmen zur Steigerung der Kita-Qualität sei in dieser Form jedoch
nicht mit dem Grundgesetz vereinbar, da dadurch die Autonomie der
Länder zu stark eingeschränkt werde.

Gegen eine bundeseinheitliche Fachkräfte-Kind-Relation und andere
Qualitätsstandards sprach sich hingegen Regina Offer von der
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände aus. Die
Anforderungen und Probleme in den Kommunen seien höchst
unterschiedlich. Deshalb sollte vor Ort entschieden werden, wie und in
welchen Bereichen Maßnahmen zur Steigerung der Kita-Qualität ergriffen
werden.

Johannes Resch vom Verband Familienarbeit wies den Gesetzentwurf
zurück, weil er einseitig Familien unterstütze, die ihre Kinder in
Kitas betreuen lassen. Die elterliche Betreuung hingegen werde
benachteiligt. Resch sprach sich deshalb für ein Betreuungsbudget aus,
das den Eltern zur Verfügung gestellt werden soll.

 * 

4. Ermächtigung zur Datenübermittlung

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zur ergänzenden Regelung der statistischen Verwendung von
Verwaltungsdaten und zur Regelung der Übermittlung von Einzelangaben
zu multinationalen Unternehmensgruppen an statistische Stellen
(19/5315) eingebracht. Der Entwurf sieht eine Verpflichtung und
Ermächtigung für die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) und für die Deutsche Bundesbank vor, dem Statistischen
Bundesamt für bestimmte Zwecke Daten zu übermitteln. Das Statistische
Bundesamt soll ermächtigt werden, Daten im Rahmen der europäischen
Pilotstudien zu multinationalen Unternehmen an Eurostat und andere
europäische Stallen zu übermitteln.

 * 

5. Unterstützung für nachhaltige Investments

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung begrüßt Planungen der
EU-Kommission zur Förderung nachhaltiger Investitionen und zur
Entwicklung einheitlicher Kriterien. Wie es in einer Antwort der
Regierung (19/5240) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4737)
heißt, enthält ein erster Verordnungsvorschlag aber noch keine
einheitlichen Kriterien der Kommission über ökologisch nachhaltige
Wirtschaftstätigkeit. Diese würden derzeit erarbeitet.

 * 

6. Immobilien in Leipzig und Dresden

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele Wohnungen der Bund in Leipzig und Dresden
besitzt und wie viele dieser Immobilien leer stehen, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5319) erfahren. Es wird
weiterhin nach dem baulichen Zustand und Gründen für den Leerstand
gefragt. Angesichts der starken Mietpreissteigerungen seien der
Leerstand von Immobilien ein besonderes Ärgernis, heißt es in der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage.

 * 
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BUNDESTAG/7686: Heute im Bundestag Nr. 838 - 05.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 838

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 5. November 2018, Redaktionsschluss: 16.46 Uhr

1. Keine Reduzierung der Beamtenarbeitszeit

2. Asylrechtsänderung umstritten

3. Kritik an geplanter Familienförderung



1. Keine Reduzierung der Beamtenarbeitszeit

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) In der laufenden Legislaturperiode wird es zu keiner
Absenkung der Wochenarbeitszeit für die Beamten des Bundes kommen. Das
machte der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium des
Innern, für Bau und Heimat (BMI), Stephan Mayer (CSU), während der
öffentlichen Sitzung des Petitionsausschusses am Montag deutlich. Im
Koalitionsvertrag sei eine solche Reduzierung nicht vorgesehen, sagte
er. Um die Belastungen der Bundesbeamten durch Überstunden
frühzeitiger auszugleichen, sei jedoch zwischen Union und SPD
vereinbart worden, durch Arbeitszeitkonten für einen zeitnahen Abbau
der Überstunden zu sorgen.

Für eine Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit von 41 auf 39
Stunden spricht sich die Petentin Claudia Maurus in einer Petition
aus, die mehr als 58.000 Unterstützer gefunden hat. Maurus sagte
während der Sitzung, bei der Anhebung der Arbeitszeit auf 41
Wochenstunden sei den Beamten im Jahr 2006 zugesichert worden, "dass
bei besserer Wirtschaftslage wieder eine Absenkung erfolgt". Dies sei
bis heute ohne eine nachvollziehbare Begründung nicht geschehen,
obwohl seit 2014 die schwarze Null stehe. Die Petentin sprach von
"reiner Willkür". Die Bundesbeamten würden seit zwölf Jahren
unbezahlte Überstunden leisten, sagte sie. In zwölf von 16
Bundesländern sei hingegen die Ausweitung der Wochenarbeitszeit
inzwischen wieder rückgängig gemacht worden.

Die Konsolidierung des Haushalts sei "kein einmaliges Ziel, sondern
eine Daueraufgabe", entgegnete Innen-Staatssekretär Mayer. Es habe
auch 2006 keine verbindliche rechtliche Vereinbarung gegeben, die
vorgesehen hätte, dass die Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit zu
einem bestimmten Zeitpunkt zurückgenommen wird. Gleichwohl habe es die
politische Aussage gegeben, dass die Erhöhung kein Dauerzustand wird.
Das sehe das BMI auch heute noch so, betonte der
Ministeriumsvertreter. Eine sofortige Reduzierung der
Wochenarbeitszeit würde jedoch zu einem Mehrbedarf von 6.914 Stellen
und finanziellen Mehrbelastungen in Höhe von 276,5 Millionen Euro pro
Jahr führen, sagte Mayer.

Aus Sicht des Vorstandsmitgliedes des Verbandes der Beschäftigten der
obersten und oberen Bundesbehörden (vbob), Michael Wolter, der die
Petentin begleitete, stellt die schwarze Null die seinerzeit als Ziel
ausgegebene Konsolidierung dar. Von der Erfüllung sämtlicher
Maastricht-Kriterien sei 2006 nicht die Rede gewesen, sagte Wolter.
Der Gewerkschaftsvertreter forderte, die aktuelle
"Gerechtigkeitslücke" zu Ungunsten der Bundesbeamten auszugleichen.
Die Arbeitszeit sei im Übrigen "ein ganz wichtiger Motivationsfaktor",
weshalb die Reduzierung schnell kommen müsse.

Staatssekretär Mayer sah sich gleichwohl nicht in der Lage, eine
konkrete Zusage zu machen, wann es zu einer Reduzierung kommt. Gefragt
nach der Zeitschiene für das angekündigte Arbeitszeitkontenmodell
sagte Mayer, er habe die Hoffnung, dass es im kommenden Jahr zur
Umsetzung dieses Vorhabens kommen werde.

 * 

2. Asylrechtsänderung umstritten

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/wid) Die Absicht der Bundesregierung, Asylberechtigte
künftig zur Mitwirkung in Verfahren zu verpflichten, die die Aufhebung
ihre Flüchtlingsstatus zur Folge haben können, findet überwiegend die
Zustimmung der Praktiker in Justiz und Verwaltung. Kritik äußerten
dagegen am Montag in einer Anhörung des Ausschusses für Inneres und
Heimat die Vertreter der Anwaltschaft. Generell haben die Behörden
drei Jahre nach einem positiven Asylbescheid zu überprüfen, ob die
Voraussetzungen dafür noch vorliegen. Bisher können sie die
Betroffenen nicht verpflichten, sie dabei durch eigene Angaben zu
unterstützen. Mit einer Änderung des Asylgesetzes (19/4456) will die
Bundesregierung hier nun Abhilfe schaffen.

Der Präsident des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF),
Hans-Eckhard Sommer, wies in der Anhörung darauf hin, dass seine
Behörde bis Ende 2020 nicht weniger als 773.000 Asylbescheide zu
überprüfen habe. Dies sei eine "bis dato einmalige" Herausforderung,
von der zu befürchten sei, dass sich in diesem Zeitraum sämtliche
Ressourcen auf Widerrufsverfahren konzentrieren könnten. In dieser
Lage sei die geplante Einführung einer Mitwirkungspflicht der
Betroffenen ein "wichtiger und zielführender Beitrag" von
"außerordentlicher Bedeutung" für die Arbeit des BAMF. Die Behörde
hätte damit etwa die Möglichkeit, ärztliche Atteste direkt von den
Asylberechtigten anzufordern, um Klarheit über mögliche
Abschiebehindernisse zu gewinnen.

Von einem "sehr, sehr guten Gesetz", von dem er sich viel erhoffe,
sprach auch der Leiter der Berliner Ausländerbehörde, Engelhard
Mazanke. Er wies darauf hin, dass Asylberechtigte nach drei Jahren
einen Antrag auf Erteilung einer Niederlassungserlaubnis stellen
können, die ihnen ein dauerhaftes Bleiberecht garantiert. Die
zuständigen Ausländerbehörden könnten über solche Anträge aber erst
entscheiden, wenn das BAMF ihnen bestätige, dass sich an den Gründen
für die Asylberechtigung der Betroffenen nichts geändert habe. Derzeit
sei die Nürnberger Behörde aber regelmäßig außerstande, eine solche
Überprüfung innerhalb der gebotenen Frist vorzunehmen. Wenn die
Einführung einer Mitwirkungspflicht der Betroffenen dazu helfe, die
Widerrufsverfahren zu beschleunigen, sei dies zu begrüßen.

Der Leiter der Rechtsabteilung der Berliner Vertretung des UN-
Flüchtlingshilfswerks UNHCR, Roland Bank, machte geltend, dass aus
völkerrechtlicher Sicht der Rücknahme fehlerhafter Asylentscheidungen
oder dem Widerruf eines Flüchtlingsstatus nach Wegfall der
Voraussetzungen nichts im Wege stehe. Die Genfer Flüchtlingskonvention
diene schließlich nicht dem Zweck, "Personen Schutz zu gewähren, die
dieses Schutzes gar nicht bedürfen". Die Mitgliedsstaaten der EU seien
europarechtlich sogar verpflichtet, Asylberechtigten den Schutz zu
entziehen, wenn die Voraussetzungen dafür nicht mehr gegeben seien.
Allerdings sei jeder Widerruf unter den Gesichtspunkten des
Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit eingehend zu prüfen.
Eine solche Maßnahme dürfe auch nicht anlasslos, sondern nur bei
"konkreten Anhaltspunkten für den Wegfall des Schutzbedarfs" erfolgen.

Für den Republikanischen Anwältinnen- und Anwälteverein wandte sich
Berenice Böhlo gegen die Annahme, es habe in den Krisenjahren 2015 und
2016 zahlreiche fehlerhafte Asylbewilligungen gegeben, die nun um der
"Befriedung der gesellschaftlichen Verhältnisse" willen dringend zu
korrigieren seien. Böhlo sprach von einer Scheindebatte. Dass damals
Asylbewerber eine überforderte Behörde massenhaft getäuscht hätten,
treffe nicht zu. Der Anteil der tatsächlich belegbaren Fälle dieser
Art liege im unteren einstelligen Prozentbereich. Der
gesellschaftlichen Befriedung sei mehr gedient, wenn "Fakten und
Tatsachen" korrekt benannt würden, mahnt Böhlo.

Als "weder notwendig noch geeignet" kritisierte auch Thomas Oberhäuser
vom Deutschen Anwaltsverein den Entwurf. Er sei nicht mehr als ein
"monströser Beschäftigungsapparat für das Bundesamt, die Anwaltschaft
und die Verwaltungsgerichte".

 * 

3. Kritik an geplanter Familienförderung

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die von der Bundesregierung geplante Entlastung der
Familien ist von mehreren Experten in einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses als unzureichend kritisiert worden. So erklärte der
Bund der Steuerzahler, die Pläne der Bundesregierung würden "hinter
den Erwartungen vieler Familien zurückbleiben". Die
Bundessteuerberaterkammer wies auf den hohen Anteil von
Alleinerziehenden in Deutschland hin. Die Freibeträge für
Alleinerziehende und Freibeträge für Erziehungs- und Ausbildungsbedarf
seien seit mehreren Jahren nicht mehr angehoben worden und würden im
Zeitablauf inflationsbedingt an Wert verlieren. Eine Anpassung müsse
geprüft werden.

Grundlage der vom stellvertretenden Ausschussvorsitzenden Albrecht
Glaser (AfD) geleiteten öffentlichen Anhörung war der von der
Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen
Entlastung der Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher
Regelungen (19/4723), der eine Entlastung um jährlich knapp zehn
Milliarden Euro vorsieht. Zu den einzelnen Maßnahmen gehört eine
Erhöhung des Kindergeldes um zehn Euro monatlich ab 1. Juli 2019.
Allein dies führe zu Mehrausgaben von rund 3,3 Milliarden Euro,
erwartet die Bundesregierung. Die Erhöhung des Kindergeldes führt im
Gegenzug allerdings zu einer Anrechnung bei den Leistungen zur
Grundsicherung für Arbeitssuchende.

Außerdem werden die steuerlichen Kinderfreibeträge ab 1. Januar 2019
von derzeit 7.428 um 192 auf 7.620 Euro angehoben. Zum 1. Januar 2020
steigt der Kinderfreibetrag weiter um 192 Euro auf dann 7.812 Euro.
Zur Sicherstellung der Freistellung des steuerlichen Existenzminimums
wird der Grundfreibetrag (derzeit 9.000 Euro) erhöht. 2019 erfolgt
eine Erhöhung um 168 Euro, 2020 um 240 Euro. Diese beiden Erhöhungen
führen zu Steuermindereinnahmen von über drei Milliarden Euro (volle
Jahreswirkung). Um den Effekt der "kalten Progression" auszugleichen,
werden außerdem die Eckwerte des Einkommenstarifs verschoben, wodurch
es zu einer Entlastung der Steuerzahler kommt, was 2019 zu
Mindereinnahmen in Höhe von 2,2 Milliarden Euro und 2020 in Höhe von
2,1 Milliarden Euro führen soll (jeweils volle Jahreswirkung).

Der Bund der Steuerzahler monierte, bei dem Paket handele es sich
nicht um politisch motivierte Entlastungen, sondern um das
"verfassungsrechtlich notwendige Pflichtprogramm". Es werde nur ein
bisschen mehr getan als getan werden müsse. Wie schon die
Bundessteuerberaterkammer kritisierte auch der Steuerzahlerbund, dass
der Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf seit 2010
unverändert bei 1.320 Euro pro Kind und Elternteil liege. Zudem
verlangte die Organisation eine deutliche Erhöhung des steuerlichen
Existenzminimums. Insbesondere Bezieher des Mindestlohns sollten keine
oder nur eine geringe Steuer entrichten müssen. Der Bundesverband
Lohnsteuerhilfevereine regte an, die Erhöhung des Kindergeldes um ein
halbes Jahr auf den 1. Januar 2019 vorzuziehen. Nach Angaben des
deutschen Kinderschutzbundes ist die Kinderarmut drastisch
angestiegen. Erforderlich sei daher die Einführung einer
Kindergrundsicherung von 619 Euro im Monat.

Auch der Verband alleinerziehender Mütter und Väter kritisierte, "dass
die geplanten Verbesserungen nicht alle Familien erreiche werden.
Insbesondere Alleinerziehende werden wenig profitieren." Die Erhöhung
der Steuerfreibeträge komme bei Alleinerziehenden mit oft kleinen
Erwerbseinkommen kaum an. "Die Erhöhung des Kinderfreibetrags
verstärkt insgesamt die bereits bestehende soziale Schieflage im
System der Familienförderung, das Besserverdienende über den
Kinderfreibetrag überproportional gegenüber denjenigen unterstützt,
die lediglich das Kindergeld erhalten. Der Deutsche Gewerkschaftsbund
(DGB) bezeichnete den Grundfreibetrag als zu niedrig und wies in
seiner Stellungnahme darauf hin, dass schon die gesetzliche
Pfändungsfreigrenze bei 1.140 Euro im Monat liege und damit höher als
die geplanten Anhebungen. Kritisiert wurde auch, dass Höherverdienende
durch die Nutzung des Kinderfreibetrages stärker entlastet würden als
Steuerzahler mit niedrigerem Einkommen, denen Kindergeld gezahlt
werde. Jedes Kind müsse dem Staat gleich viel wert sein, verlangte der
DGB.

Dagegen bescheinigte Professor Achim Truger (Hochschule für Wirtschaft
und Recht Berlin) dem Maßnahmenpaket "insgesamt spürbare
Entlastungen". Nach seinen Berechnungen erhält ein Single mit einem
Bruttojahreseinkommen von 45.000 Euro eine jährliche Entlastung
(inklusive Solidaritätszuschlag) von 207 Euro oder 0,46 Prozent des
Bruttoeinkommens. Für ein Ehepaar mit gleichem Einkommen würde die
Entlastung 241 Euro (0,53 Prozent des Bruttoeinkommens) betragen und
für ein Ehepaar mit zwei Kindern sogar 470 Euro (1,04 Prozent).
Professor Frank Hechtner (Technische Universität Kaiserslautern)
sprach von "wahrnehmbaren Entlastungen der
Einkommensteuerpflichtigen". Abseits dieser positiven Maßnahmen stelle
sich aber die Frage, inwieweit sich in dieser Legislaturperiode
weitere Spielräume für eine Entlastung der Steuerpflichtigen bieten
würden.

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag begrüßte die Erhöhung von
Kindergeld und Kinderfreibeträgen sowie die Maßnahmen gegen die
Effekte der alten Progression. "Bessere wäre es aus Sicht der
Unternehmen allerdings, eine automatische Anpassung des
Einkommensteuertarifs an die Inflationsentwicklung einzuführen", so
die Organisation.

 * 
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BUNDESTAG/7685: Heute im Bundestag Nr. 837 - 05.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 837

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 5. November 2018, Redaktionsschluss: 16.07 Uhr

1. Kritisches Urteil über Rentenpläne

2. Nachbesserungen am sozialen Arbeitsmarkt

3. Pflegebeitrag soll um 0,5 Punkte steigen



1. Kritisches Urteil über Rentenpläne

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Die Rentenpläne der Bundesregierung werden von
Experten eher kritisch beurteilt. Das ist das Ergebnis einer Anhörung
des Ausschusses für Arbeit und Soziales am Montag, den 5. November
2018. Zum einen verwiesen die Sachverständigen auf die hohen Kosten
der Haltelinien für Rentenniveau und Beitragssatz, ohne dass damit das
Problem der Altersarmut gelöst werde. Kritisiert wurde auch die
Zwei-Klassen-Gesellschaft bei Erwerbsminderungsrentnern und die
Steuerfinanzierung der sogenannten Mütterrente.

Gegenstand der Anhörung war zum einen der Gesetzentwurf (19/4668) der
Bundesregierung zur Einführung von Haltelinien beim Rentenniveau und
Beitragssatz bis 2025. Weiter möchte die Regierung die Zurechnungszeit
bei der Erwerbsminderungsrente auf 65 Jahre und acht Monate in einem
Schritt anheben, die Leistungen für Kindererziehungszeiten
(Mütterrente) ausdehnen und Geringverdiener bei den Sozialabgaben
entlasten. Außerdem bewerten die Sachverständigen Anträge der
AfD-Fraktion (19/4843) und der Linksfraktion (19/29; 19/31) zu den
Themen Mütter- und Erwerbsminderungsrente.

Die deutlichste Kritik kommt von der Bundesvereinigung der
Arbeitgeberverbände (BDA): "Die Rentenpläne sind teuer, ungerecht und
kurzsichtig. Die geplante doppelte Haltelinie ist einseitig an den
Interessen der Rentner orientiert", schreibt die BDA in ihrer
Stellungnahme. Der Wirtschaftswissenschaftler Eckart Bomsdorf betont
in seiner Stellungnahme, die doppelte Haltelinie widerspreche dem
Umlageverfahren der gesetzlichen Rentenversicherung und die
Beitragssatzfestlegung führe zu einer Abschwächung der paritätischen
Finanzierung der Rentenversicherung zugunsten der Arbeitgeber.
Altersarmut könne auf diese Weise jedenfalls nicht verringert werden,
kritisiert Bomsdorf. Der Soziologe Gerhard Bäcker bezeichnet die
Haltelinie beim Rentenniveau zwar als "überfällige Reaktion auf die
Fehlentwicklungen in der Rentenversicherung". Aber die Begrenzung auf
das Jahr 2025 löse das grundsätzliche Problem nicht, weil das
Rentenniveau nach 2025 schnell weiter absinken werde, so Bäcker in
seiner Stellungnahme. Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) begrüßt die
Stabilisierung des Rentenniveaus als "längst überfällig". Dies jedoch
mit einer harten Deckelung des Beitragssatzes auf 20 Prozent zu
verknüpfen, wälze die Belastungen von den Arbeitgebern auf die
Arbeitnehmer ab, kritisiert der DGB in seiner Stellungnahme.

Zur Reform der Erwerbsminderungsrente merkt Felix Welti, Professor für
Sozial- und Gesundheitsrecht, an: "Eine Verbesserung des
Leistungsniveaus ist sozialpolitisch und verfassungsrechtlich
geboten." Problematisch sei jedoch, dass diese ebenso wie die
vorangegangenen Reformen den Bestands-Erwerbsminderungsrentnern nicht
zugute komme. Damit würden jene benachteiligt, die gesundheitlich
besonders beeinträchtigt sind, schreibt Welti in seiner Stellungnahme.
Der Sozialverband Deutschland e. V. (SoVD) bezeichnet die Vorschläge
der Regierung als unzureichend. Die Ausdehnung der Zurechnungszeit sei
zwar eine Leistungsverbesserung, eine deutlich größere Entlastung für
die Betroffenen wäre jedoch die Abschaffung der sozial ungerechten
Abschläge, so der SoVD in seiner Stellungnahme. Wie der SoVD, so
kritisieren auch Eckart Bomsdorf, Gerhard Bäcker und der DGB, dass
Bestandsrentner nicht von der Reform profitieren sollen.

 * 

2. Nachbesserungen am sozialen Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Gesetzentwurf (19/4725) der Bundesregierung zur
Schaffung eines sozialen Arbeitsmarktes für langzeitarbeitslose
Menschen stößt bei einer Mehrheit von Experten auf grundsätzlich
positive Resonanz, wenngleich sie zahlreiche Nachbesserungen anmahnen.
Das wurde in einer Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales am
Montag, den 5. November 2018, deutlich. Darin ging es auch um zwei
Anträge von Linken (19/2593) und Bündnis 90/Die Grünen (19/591) für
eine öffentlich geförderte Beschäftigung.

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein
Teilhabechancengesetz soll Langzeitarbeitslosen durch einen öffentlich
geförderten Arbeitsmarkt der Wiedereinstieg ins Berufsleben ermöglicht
werden. Dies soll unter anderem mit Lohnkostenzuschüssen und einem
begleitenden Coaching für Beschäftigte und Arbeitgeber unterstützt
werden. Die Lohnkostenzuschüsse sollen je nach Dauer der
Arbeitslosigkeit unterschiedlich hoch sein und unterschiedlich lange
gezahlt werden.

Unter anderem kritisierten einige Sachverständige die Beschränkung der
Lohnkostenzuschüsse auf die Höhe des Mindestlohns. So betonte Detlef
Scheele von der Bundesagentur für Arbeit: Wenn man nicht nur
Beschäftigungsgesellschaften für diesen sozialen Arbeitsmarkt gewinnen
wolle, sondern auch private und öffentliche Arbeitgeber, müsse auch
der Tariflohn bezuschusst werden. Birgit Fix vom Deutschen
Caritasverband sagte, indem man nur den Mindestlohn refinanziere,
reiche man jenen Firmen die Hand, die sich aus dem Tarifverbund
verabschiedet haben. Gegen dadurch entstehende "falsche Anreize"
sprach sich auch Tina Hofmann vom Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V. aus. Der Lohnkostenzuschuss
sollte sich am üblichen Arbeitsentgelt orientieren, so Hofmann. Auch
der Deutsche Gewerkschaftsbund plädierte für Lohnkostenzuschüsse, die
den Tariflohn miteinbeziehen.

Vor zu langen Laufzeiten und zu hohen Lohnkostenzuschüssen warnten
dagegen Arbeitgebervertreter, die auch den Gesetzentwurf insgesamt
sehr kritisch bewerteten. Vor dem Hintergrund der guten
Arbeitsmarktlage sei die Schaffung eines sozialen Arbeitsmarktes
eindeutig der falsche Weg, schreibt der Zentralverband des Deutschen
Handwerks in seiner Stellungnahme. Für die Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) bedeutet der Gesetzentwurf keine
zielgerichtete Förderung für wirklich arbeitsmarktferne Menschen. Die
Förderung müsse auf jeden Fall stärker regressiv gestaltet werden,
betonte BDA-Vertreter Jürgen Wuttke.

 * 

3. Pflegebeitrag soll um 0,5 Punkte steigen

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Der Beitragssatz in der gesetzlichen
Pflegeversicherung soll ab 2019 um 0,5 Prozentpunkte steigen. Das
sieht ein Gesetzentwurf (19/5464) der Bundesregierung vor, der nun im
Bundestag beraten wird.

Demnach soll der Beitragssatz von derzeit 2,55 Prozent (Kinderlose
2,80 Prozent) des Bruttoeinkommens auf 3,05 Prozent (Kinderlose 3,30
Prozent) angehoben werden. Mit dem Geld sollen die bereits
ausgeweiteten Leistungen in der Pflege sowie die künftigen Kosten für
eine verbesserte Pflegeversorgung finanziert werden.

Die Beitragssatzanhebung wird nach Angaben des
Bundesgesundheitsministeriums Mehreinnahmen in Höhe von 7,6 Milliarden
Euro pro Jahr für die Pflegeversicherung bringen. Bis zum Jahr 2022
sollen die Beiträge dann stabil bleiben.

Die Ausgaben für Pflegeleistungen sind den Angaben zufolge zwischen
2013 und 2017 um mehr als 12 Milliarden Euro gestiegen: von 23,2
Milliarden Euro 2013 auf 35,5 Milliarden Euro 2017 und damit deutlich
stärker als erwartet. Um das Defizit auszugleichen, ist eine
Beitragssatzanhebung um 0,3 Punkte nötig.

In den kommenden Jahren werden außerdem Zehntausende neue Pflegekräfte
benötigt. Mit dem Pflegesofortprogramm und der Konzertierten Aktion
Pflege (KAP) sollen sich die Versorgungslage und die
Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte verbessern. Das Pflegeschulgeld
wird zudem abgeschafft. Für diese künftigen Kosten werden 0,2 Punkte
einkalkuliert.

In der vergangenen Wahlperiode waren die Beitragssätze bereits um 0,5
Prozentpunkte angehoben worden.

 * 
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BUNDESTAG/7684: Heute im Bundestag Nr. 836 - 05.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 836

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 5. November 2018, Redaktionsschluss: 15.36 Uhr

1. Einsatz von Methadon in der Krebstherapie



1. Einsatz von Methadon in der Krebstherapie

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung steht der Förderung klinischer
Studien zum Einsatz von Methadon in der Krebstherapie offen gegenüber.
Während der öffentlichen Sitzung des Petitionsausschusses am Montag
sagte der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für
Bildung und Forschung, Thomas Rachel (CDU), das Forschungsministerium
fördere, ebenso wie die Deutsche Forschungsgemeinschaft,
Forschungsvorhaben "themenoffen". Förderanträge könnten aus allen
Bereichen der Medizin gestellt werden. Ob es schlussendlich zu einer
Förderung kommt, werde von unabhängigen Expertengremien entschieden,
die nach wissenschaftlichen Kriterien auswählen würden. Das
Ministerium führe generell keine Auftragsforschung durch, sagte der
Staatssekretär.

Grundlage der öffentlichen Sitzung war eine von mehr als 53.000
Personen unterstützte Petition, in der die staatliche Finanzierung
klinischer Studien zum Einsatz von Methadon bei der Behandlung von
Krebspatienten unterschiedlichster Tumorerkrankungen gefordert wird.
Der Petent Alexander Schaible sagte vor dem Ausschuss, Methadon könne
zu einem besseren Behandlungserfolg bei konventionellen Krebstherapien
beitragen. Das hätten präklinische Daten gezeigt. Die Kosten für solch
eine Ergänzungsbehandlung lägen bei lediglich 300 Euro pro Patient
jährlich. Zudem sei die Wirkung von Methadon auf den Menschen durch
den Einsatz in der Schmerztherapie und der Substitutionstherapie
bekannt und müsse nicht neu erforscht werden. Für den Einsatz bei
Tumorpatienten werde nur ein geringer Bruchteil der bei den anderen
Therapien eingesetzten Mengen am Methadon benötigt, sagte Schaible.

Die den Petenten begleitende Krebsforscherin Claudia Friesen vom
Universitätsklinikum Ulm sagte, es seien mehrere Finanzierungsanträge
bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft gestellt worden, die
"niederschmetternd" abgelehnt worden seien. Bei der Deutschen
Krebshilfe sei ein Antrag zur Behandlung bei Hirntumoren gefördert
worden. Die Weiterförderung der Tierversuche sei aber nicht mehr
genehmigt worden. Andere Anträge, auch zur Grundlagenforschung, seien
abgelehnt worden.

Forschungs-Staatssekretär Rachel machte deutlich, dass seinem
Ministerium ein Antrag auf Förderung klinischer Studien zur
Methadonbehandlung von Tumorpatienten nicht vorliege. Insofern sei
dieser auch nicht zu bewerten. Zwei Anträge für klinische Studien im
Bereich Hirntumor sowie Dickdarmkrebs seien an die Deutsche Krebshilfe
gerichtet worden, sagte Rachel weiter. Derzeit würden die Anträge
durch Gutachtergremien untersucht. Deren wissenschaftlich begründete
Entscheidung müsse nun abgewartet werden.

 * 
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BUNDESTAG/7683: Heute im Bundestag Nr. 835 - 05.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 835

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 5. November 2018, Redaktionsschluss: 14.43 Uhr

1. FDP gegen Staudamm-Projekt in Tansania

2. Bundesrat für Tierzuchtrechtnovelle

3. Kontrolle der Drogenmärkte

4. Fragen zum Hormonpräparat Duogynon



1. FDP gegen Staudamm-Projekt in Tansania

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung in
einem Antrag (19/5461) auf, sich im Dialog mit der Regierung Tansanias
für die vollständige Erhaltung des Selous Wildreservats und die
"wirtschaftlich kaum vertretbare Errichtung eines Staudamms in diesem
Ökosystem" einzusetzen. Die Koalition solle den Verzicht auf den Bau
des Staudamms zur Bedingung für die Fortführung der
Entwicklungszusammenarbeit zum Erhalt der Biodiversität im
Wildreservat machen und zudem Planung und Bau eines
Gas-und-Dampfturbinen-Kraftwerks durch Kredite und Know-how fördern.
In der Begründung heißt es, das Selous Wildreservat in Tansania sei
das größte und älteste kontrollierte Wildschutzgebiet Afrikas. Die
durch den Staudammbau erforderliche großflächige Rodung
beziehungsweise Flutung mitten im Schutzgebiet brächte "weitreichende
zerstörerische Folgen für Natur, Klima und Wirtschaft, aber auch für
die Landwirtschaft am Oberlauf sowie am Unterlauf des Flusses mit
sich". Eine aus Sicht der FDP schnell zu realisierende und als
Übergangstechnologie klimapolitisch verantwortbare Alternative zum Bau
des Staudamms im Selous wäre der Bau eines modernen
Gas-und-Dampfturbinen-Kraftwerks. Schließlich seien in Tansania in den
vergangenen Jahren bedeutende Erdgasvorkommen entdeckt worden.

 * 

2. Bundesrat für Tierzuchtrechtnovelle

Ernährung und Landwirtschaft/Unterrichtung

Berlin: (hib/EIS) Der Bundesrat befürwortet die geplante Neuordnung
des Tierzuchtrechts. Aus einer Unterrichtung der Bundesregierung
(19/5420) zu einem entsprechenden Gesetzentwurf (19/4950) geht
außerdem hervor, dass allen inhaltlichen und redaktionellen
Änderungsvorschlägen der Länderkammer zugestimmt wird. Der Bundesrat
hatte in seiner 971. Sitzung am 19. Oktober 2018 gemäß Artikel 76
Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf Stellung genommen. Die
Vorlage sieht vor, dass das deutsche Tierzuchtrecht an geänderte
EU-rechtliche Rahmenbedingungen angepasst werden soll. Notwendig sei
die Novellierung, weil auf der EU-Ebene zahlreichen Richtlinien und
Kommissionsentscheidungen in der EU-Verordnung (EU) 2016/1012
zusammengeführt worden seien. Die EU-Tierzuchtverordnung regelt unter
anderem die Anerkennung von Zuchtverbänden und Zuchtunternehmen in den
Mitgliedstaaten der EU und die Genehmigung von Zuchtprogrammen, die
Rechte und Pflichten von Züchtern, Zuchtverbänden und
Zuchtunternehmen, die Eintragung von Zuchttieren in Zuchtbücher und
Zuchtregister und die Zulassung zur Zucht sowie Leistungsprüfungen und
Zuchtwertschätzungen, Referenzzentren der Europäischen Union im
Bereich Tierzucht, die Ausgabe von Tierzuchtbescheinigungen, die
Einfuhr von Zuchttieren und deren Zuchtmaterial in die EU sowie
amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten.

 * 

3. Kontrolle der Drogenmärkte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Kontrolle der Drogenmärkte ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/5199) der Fraktion Die Linke. Im September 2018
habe die Weltkommission für Drogenpolitik in ihrem jährlichen Report
aufgezeigt, wie Regierungen durch verantwortungsvolle Regulierung die
Kontrolle über die illegalen Drogenmärkte übernehmen könnten. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, wie sie den
Bericht bewertet.

 * 

4. Fragen zum Hormonpräparat Duogynon

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit möglichen embryonalen Fehlbildungen durch das
Hormonpräparat Duogynon befasst sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/5065). Das Mittel stehe seit
Jahrzehnten im Verdacht, bei ungeborenen Kindern schwere Fehlbildungen
ausgelöst zu haben. Die Firma Schering habe das Medikament von 1950
bis 1981 in Dragéeform sowie als Injektion zur Behandlung
ausbleibender Regelblutung und als hormonalen Schwangerschaftstest
vertrieben. Viele Frauen hätten das Mittel eingenommen und Kinder mit
Fehlbildungen geboren. Viele der Kinder seien entweder früh gestorben
oder in ihrem Lebensalltag stark eingeschränkt. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung nun wissen, wie sie den Fall, auch
angesichts neuer Erkenntnisse, einschätzt und wie sie zu einer
möglichen Entschädigung der Betroffenen steht.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 835 - 5. November 2018 - 14.43 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1781: Regierungspressekonferenz vom 5. November 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 5. November 2018

Regierungspressekonferenz vom 5. November 2018

Themen: Unwetter in Italien, Fall Hans-Georg Maaßen, Krieg im Jemen,
Abschlussbericht des Sozialausschusses der Vereinten Nationen zur Umsetzung
des UN-Sozialpakts, deutsche Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien, US-
Sanktionen gegen den Iran, geplante Verlängerung der Übergangsfrist bis zum
Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration, deutsche Förderung Verwaltungs-
und zivilgesellschaftlicher Strukturen in Syrien, Ergebnisse des
europäischen Bankenstresstests, Aufnahme von Mitgliedern des Syrischen
Zivilschutzes 


Sprecher: StS Seibert, Schmidt (BMI), Ehrentraut (BMAS), Burger
(AA), Eichler (BMWi), Brandt (BMEL), Wogatzki (BMF)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren auch von mir! Ich möchte für
die Bundeskanzlerin und für die gesamte Bundesregierung heute ein Wort an
die Freunde in Italien richten.

Wir sehen mit großer Bestürzung, welche schrecklichen Folgen Unwetter dort,
und zwar vom Norden bis in den tiefen Süden des Landes, angerichtet haben.
Es ist schwer zu fassen, wie sich friedliche Orte binnen kürzester Zeit in
Schauplätze von Dramen verwandeln können, so wie es auf Sizilien geschehen
ist, und wie es dort neun Menschen in einem Haus das Leben gekostet hat.
Inzwischen ist die Rede von rund 30 Todesopfern seit Beginn dieser
Unwetter. Die Bundeskanzlerin spricht den Angehörigen aller Opfer ihr
Beileid aus. Sie teilt die Trauer des italienischen Volkes.

Frage : Ich würde gern vom Sprecher des Innenministeriums wissen, wie der
konkrete Stand in der Causa Maaßen ist, ob der Minister sich schon
entschieden hat, ob er Herrn Maaßen in den vorzeitigen Ruhestand schickt.

Mich würde auch interessieren, ob es richtig ist - wie es in einigen
Medienberichten heißt -, dass Herr Maaßen von sich heraus schon beantragt,
vorgeschlagen, die Bereitschaft erklärt hat, in den Ruhestand zu gehen.

Schmidt: Dazu kann ich Ihnen zum aktuellen Zeitpunkt sagen, dass die
gestern in den Medien bekannt gewordenen Äußerungen von Herrn Maaßen auch
dem BMI bekannt sind und derzeit geprüft werden. Nach Abschluss dieser
Prüfungen wird Minister Seehofer die notwendigen Konsequenzen ziehen.
Darüber wird der Minister in Kürze zeitnah informieren.

Zusatzfrage : Darf ich Sie fragen, was das Wort "in Kürze" heißt? Heißt
das, dass er noch heute vor die Presse geht?

Schmidt: Ich kann Ihnen keinen genauen Zeitpunkt nennen. Das heißt, dass es
zeitnah passieren wird. Auch heute wäre das noch möglich, ja.

Frage: Können Sie die Inhalte dieser Äußerungen von Herrn Maaßen ein
bisschen präzisieren? Was ist Ihnen da konkret bekannt? Stimmt es, dass
Herr Maaßen Teile der SPD als linksradikal bezeichnet hat?

Schmidt: Ich bitte um Verständnis dafür, dass ich zu dem genauen Wortlaut
der Äußerungen dieses Manuskriptes hier keine Stellung nehmen werde. Das
ist Gegenstand der Prüfungen und der aktuell laufenden Bewertungen. Der
Minister wird sich dazu äußern, sobald diese Prüfung abgeschlossen ist.

Zusatzfrage: Es sind ja zwei Varianten im Gespräch, nämlich die Versetzung
in den einstweiligen Ruhestand und die tatsächliche Entlassung, die aber
weit höhere Hürden hat. Können Sie einmal erläutern, was Sie wann
theoretisch machen könnten, also welche Voraussetzungen da gegeben sein
müssten?

Schmidt: Für die Entlassung oder die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis
bedarf es disziplinarischer Gründe, wenn Sie so wollen.

Für die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand bedarf es entsprechend
54 Bundesbeamtengesetz einen Antrag an den Bundespräsidenten, der dann
diese Versetzung in den einstweiligen Ruhestand vornimmt.

Zusatzfrage: Wären die Gründe für eine Entlassung im vorgegebenen Fall
theoretisch gegeben?

Schmidt: Darüber kann ich hier nicht spekulieren.

Frage: Herr Schmidt, ich würde gern von Ihnen wissen, wann das
Bundesinnenministerium mit seiner Prüfung begonnen hat, also ab wann
sozusagen diese umstrittene Rede dem BMI zur Kenntnis gebracht wurde? - Das
ist das Eine.

Zum Zweiten würde ich gern wissen, ob aus Ihrer Sicht eine Äußerung des
Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz gegenüber seinen
Amtskollegen, die sich auf die innenpolitischen Verhältnisse der
Bundesrepublik bezieht, international den Gepflogenheiten entspricht.

Schmidt: Den zweiten Teil der Frage habe ich jetzt nicht ganz verstanden.
Könnten Sie das noch einmal präzisieren?

Zusatzfrage: Der zweite Teil der Frage lautet eigentlich: Entspricht es den
Gepflogenheiten, dass Herr Maaßen, wenn er sich im Berner Club mit seinen
Kollegen der Inlandsnachrichtendienste trifft, dort auch über
innenpolitische Verhältnisse der Bundesrepublik referiert?

Schmidt: Ich tue mich ein bisschen schwer mit einer Einschätzung, ob das
den Gepflogenheiten entspricht. Naturgemäß ist das ein Treffen der Chefs
der Inlandsgeheimdienste. Wie Sie sich sicherlich vorstellen können, ist
die öffentliche Wahrnehmung darüber naturgemäß etwas eingeschränkt.
Insofern bitte ich, mir das nachzusehen, dass ich darüber jetzt nicht
spekulieren kann.

Zu dem ersten Teil Ihrer Frage: Ende der vergangenen Woche haben wir
Kenntnis davon erhalten und sind in diese Prüfung eingestiegen.

Frage: Herr Schmidt, wäre es angesichts der Kontroverse, die diese Rede
jetzt verursacht hat, möglich, das Manuskript Ihrerseits zu
veröffentlichen?

Schmidt: Darüber ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht entschieden. Wir
werden auch das prüfen und Ihnen eine Entscheidung darüber mitteilen.

Frage: Trifft es zu, dass das Manuskript im Intranet des BfV stand? Wann
wurde es Ihres Wissens dort von wem eingestellt?

Schmidt: Ich kann Ihnen bestätigen, dass es im Intranet des BfV stand. Aber
zu einem Zeitpunkt der Einstellung kann ich Ihnen hier keine Angaben
machen.

Zusatzfrage: Und zur Person, die es eingestellt hat?

Schmidt: Nein, leider auch nicht.

Zusatzfrage: Gibt es irgendwelche Gepflogenheiten, wann wer welche Reden
des Präsidenten ins Intranet des BfV stellt? Gibt es da eine
Geschäftsordnung?

Schmidt: Es tut mir leid. Das entzieht sich im Moment meiner Kenntnis.

Frage: Herr Seibert, an Sie die Frage: Wie hat die Kanzlerin - denn das ist
ja durchaus etwas, was auch schon die Kanzlerin beschäftigt hat - auf diese
neuerlichen Diskussionen reagiert?

StS Seibert: Für die Bundeskanzlerin kann ich sagen, dass sie davon
ausgeht, dass der Bundesinnenminister, wie ja gerade auch angekündigt
wurde, zeitnah die angemessenen Entscheidungen trifft.

Frage: Ich wollte noch einmal meine Frage wiederholen, ob der
Verfassungsschutzpräsident schon von sich heraus die Möglichkeit des
einstweiligen Ruhestandes ins Spiel gebracht hat und ob es im Verfahren
überhaupt diese Möglichkeit gibt, dass der Betroffene selbst quasi die
Versetzung in den einstweiligen Ruhestand vorschlägt, beantragt oder was
auch immer?

Schmidt: Ganz generell - und ohne das auf diesen Einzelfall bezogen zu
bestätigen - kann ich Ihnen sagen, dass es natürlich für jeden Beamten die
Möglichkeit gibt, sich aus dem Beamtenverhältnis entlassen zu lassen. Das
ist eine ganz grundsätzliche Möglichkeit, die immer gegeben ist.

Ich darf Sie um Verständnis bitten, dass ich zu den genaueren Umständen
dieses Personalfalls hier nicht weiter spekulieren werde.

Frage: Herr Schmidt, ich hatte die Frage anders verstanden, wenn ich
ehrlich bin. Vielleicht ist es aber auch nur noch eine Nachfrage.

Die Frage bezog sich für mich - ansonsten ist es jetzt meine Frage dazu -
auf die Frage, ob man als Beamter in einem entsprechenden Dienstverhältnis
als Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz oder adäquat Ähnliches
auch um die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ersuchen kann und
nicht um die Entlassung aus dem Beamtenverhältnis. Das eine ist, glaube
ich, allen klar, dass das geht, aber natürlich mit den entsprechenden
Konsequenzen.

Schmidt: In dem Sinne ein Ersuchen findet nicht statt. Es gibt nur die
Möglichkeit, dass der Bundespräsident in den einstweiligen Ruhestand
versetzt, aber in der Regel nicht auf eigenes Ersuchen des Beamten.

Frage: Aber "in der Regel" heißt nicht, dass es nicht grundsätzlich ginge?

Schmidt: Nun, es muss schlichtweg einige Voraussetzungen geben, die mit
dieser Versetzung in den einstweiligen Ruhestand einhergehen, zum Beispiel
Zweifel daran, dass zwischen dem politischen Beamten, der konkret betroffen
ist, und der Bundesregierung eine weitere Zusammenarbeit möglich ist.

Es gab in der Vergangenheit durchaus Fälle, in denen Beamte - das können
Sie beispielsweise in den Kommentierungsliteraturen dazu nachlesen - von
sich aus eine Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ersucht haben. Das
ist kein zwingender Grund, der dann dazu führen kann, dass eine Versetzung
in den einstweiligen Ruhestand vorgenommen wird. Dazu bedarf es sozusagen
von außen kommende Zweifel.

Frage: Im aktuellen Abschlussbericht des UN-Sozialpaktes zur Einhaltung des
Sozialpaktes weltweit geht dieser sehr kritisch mit dem Hartz 
IV-Sanktionsregime um und kritisiert insbesondere die Mietsätze, die
Berechnungsgrundlage und weitere Aspekte. Mich würde interessieren: Teilt
die Bundesregierung diese kritische Einschätzung des UN-Abschlussberichtes
und plant sie, die dortigen Empfehlungen umzusetzen? - Das ginge an die
Regierungssprecher und an das Sozial- und Arbeitsministerium.

Ehrentraut: Danke für die Frage. Könnten Sie noch einmal kurz wiederholen,
worum es Ihnen konkret geht? Es geht um die Sanktionen?

Zusatz: Nein, mir geht es ganz grundsätzlich um diesen UN-Abschlussbericht,
der sehr kritisch in Bezug auf Hartz IV ausfällt. Er kritisiert
insbesondere die Mietsätze, die Berechnungsgrundlage und die
Sanktionspraxis. Meine Frage war, ob die Bundesregierung - in dem Fall das
Sozialministerium - die Kritik der UN teilt und ob sie plant, die dortigen
Empfehlungen umzusetzen.

Ehrentraut: Grundsätzlich kann ich sagen, dass die Berechnung der ALG 
II-Sätze den geltenden rechtlichen Grundlagen entspricht. Da gab es ja auch
verschiedene Verfassungsurteile des Bundesverfassungsgerichts.

Die Sanktionen entsprechen ebenfalls den geltenden rechtlichen Grundlagen.
Aktuell - das wissen Sie auch - gibt es Diskussionen, ob man Jüngere
stärker sanktioniert als Ältere. Da hat der Minister auch schon gesagt,
dass man da zu einer Überprüfung der derzeitigen Rechtslage kommen sollte.

Grundsätzlich werden wir auch einen Zukunftsdialog zur Zukunft der sozialen
Sicherung in der Bundesrepublik führen. Dieser bleibt abzuwarten.

Zusatzfrage: Aber ich hatte explizit zu dem UN-Abschlussbericht gefragt.
Darauf sind Sie jetzt mit keiner Silbe eingegangen. Könnten Sie noch einmal
präzisieren, inwieweit das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die
Kritik in dem Abschlussbericht teilt und ob es plant, die entsprechenden
Empfehlungen umzusetzen?

Ehrentraut: Im Einzelnen liegen mir jetzt die ganzen Kritikpunkte und auch
die Empfehlungen nicht vor. Ich habe noch einmal wiederholt, dass die
geltenden Sanktionsmechanismen den rechtlichen Grundlagen entsprechen. Das
gilt auch für die Berechnungen der ALG II-Regelsätze.

Zusatzfrage: Aber der UN-Abschlussbericht zur Überprüfung der Einhaltung
der Sozialstandards ist dem Ministerium zumindest ein Begriff?

Ehrentraut: Das ist uns bekannt, ja.

Frage: Herr Burger, Thema Jemen. Da gab es ja am Wochenende und in der
Woche Entwicklungen, dass die britischen und amerikanischen Beteiligten am
Jemen-Krieg gesagt haben, der müsse jetzt enden. Die Beteiligten sollten an
einen Verhandlungstisch, in Schweden zum Beispiel, gelangen.

Wie bewerten Sie in dem Zusammenhang, da Sie ja auch diese Bemühungen
unterstützen, die saudische Offensive auf Hodeida am Wochenende?

Burger: Der Außenminister hat sich dazu in der letzten Woche auch geäußert.
Er hat die Initiative von Seiten des amerikanischen Verteidigungs- und
Außenministers ausdrücklich begrüßt und die Unterstützung der
Bundesregierung für diese Initiative unterstrichen. Wir sind dazu auch im
engen Gespräch sowohl mit unseren europäischen und amerikanischen Partnern.
Wir nutzen aber auch unsere Gesprächskanäle in die Regionen, nach Riad, Abu
Dhabi, Teheran und zu anderen Akteuren in der Region, um darauf
hinzuwirken. Dabei geht es natürlich genau darum, dass die Waffen möglichst
bald zum Schweigen kommen, dass es einen Waffenstillstand gibt und dass
möglichst schnell die Friedensgespräche, die der UN-Sonderbeauftragte
Griffiths seit vielen Monaten versucht in Gang zu bringen, stattfinden
können.

Zusatzfrage: Meine Frage bezog sich aber nicht auf die Friedensbemühungen,
die Sie ja unterstützen, sondern auf die Offensive der Saudis vom
Wochenende, die diese Bemühungen offenbar torpedieren wollen. Also sie
haben ja jetzt Hodeida angegriffen.

Burger: Es ist völlig klar: Wir sagen, wir möchten einen Waffenstillstand.
Wir möchten, dass die Waffen schweigen.

Insofern ist unsere Position klar. Wir brauchen ein Weniger an Gewalt. Wir
möchten eine Reduktion der Gewalt. Wir möchten, dass die Kämpfe aufhören
und nicht, dass sie sich noch intensivieren.

Frage: Wir hatten ja hier schon einmal das Thema, dass die gesamte
saudische Luftwaffe auf britische und US-amerikanische Infrastruktur
angewiesen ist - vom Betanken über die Bewaffnung bis zur Koordinierung.

Planen Sie, entsprechend der Friedensbemühungen, die Sie ja kommuniziert
haben, auch noch einmal bei den britischen und US-amerikanischen Partnern
nachzufragen oder sie zu bitten, die Unterstützung für die saudische
Bombardierung, die Invasionen, zurückzufahren?

Burger: Also ich weiß nicht, welche Erkenntnisse Sie über die saudische
Luftwaffe haben. Ich kann zur saudischen Luftwaffe hier keine Auskunft
geben. Aber ich kann noch einmal wiederholen, was ich gerade gesagt habe,
dass wir mit unseren europäischen und amerikanischen Partnern und auch mit
den Akteuren in der Region in Kontakt sind und wir unsere Gesprächskanäle
nutzen, um die Friedensbemühungen zu unterstützen und voranzubringen.

Zusatzfrage: Aber es ist ja allgemein bekannt - kurzer Nachsatz -, dass zum
Beispiel die Saudis nicht über eine Infrastruktur für die Luftbetankung
verfügen. Das kommt ausschließlich aus US-amerikanischen Händen. Ähnliches
gilt für Planung und Aufklärung. Das sind Sachen - da bin ich mir ziemlich
sicher -, die auch der Bundesregierung bewusst sind. Deswegen noch einmal
die Frage: Plant man da auch, entsprechende Initiativen bei den britischen
und US-amerikanischen Kollegen anzuregen?

Burger: Ich habe gerade das dazu gesagt, was ich aus Sicht des Auswärtigen
Amtes dazu zu sagen habe.

StS Seibert: Es ist doch ganz offensichtlich - und das hat ja der Kollege
auch gesagt -: Wir rufen alle am Konflikt Beteiligten auf, jetzt Mäßigung
und Zurückhaltung walten zu lassen und sicherzustellen, dass diese neue
amerikanische Initiative zu neuen Gesprächen nicht unterminiert wird.
Deswegen unterstützen wir die aktuelle Initiative der USA. Wir unterstützen
die Arbeit des Sondergesandten der Vereinten Nationen und natürlich des 
UN-Generalsekretärs. Auch Iran sollte seinen Einfluss auf die Huthi nutzen, um
sie ebenso zur Mäßigung zu bewegen.

Frage: Ich hätte eine Frage an das Bundeswirtschaftsministerium. In dem
Kontext wurde ja in den vergangenen Wochen viel über die gestoppten
Rüstungsexporte (nach Saudi-Arabien) gesprochen. Erstens würde ich gern
wissen, ob es da in irgendeiner Form einen neuen Stand gibt, ob sich dort
irgendetwas getan hat.

Zweitens würde ich auch gern wissen, ob das Bundeswirtschaftsministerium
eine eigenständige Prüfung im Bereich der Dual-Use-Güter - also von Gütern,
die nicht eindeutig Kriegswaffen, sondern Rüstungsgüter sind - vorgenommen
hat und ob dort gegebenenfalls irgendwelche Konsequenzen gezogen wurden.

Eichler: Zum ersten Teil gibt es meines Wissens keine neuen Entwicklungen.
Wir haben eine Entscheidung und arbeiten daran, sie umzusetzen.

Zum zweiten Teil: Ich bin nicht ganz sicher, ob ich Sie richtig verstanden
habe. Es gibt ja unter der Dual-Use-Verordnung genehmigungspflichtige und
genehmigungsfreie Güter. Sie beziehen sich jetzt auf die
genehmigungsfreien?

Zusatz: Genau.

Eichler: Wie war noch einmal die Frage konkret dazu?

Zusatz: Ob Sie bei den genehmigungsfreien Dual-Use-Gütern noch einmal in
eine Prüfung eingestiegen sind und ob sich in diesem Bereich eventuell auch
noch Güter befinden, die Sie zukünftig unter den gegebenen politischen
Voraussetzungen dennoch nicht mehr nach Saudi-Arabien exportiert sehen
möchten.

Eichler: Wir betrachten das in allen Dimensionen; das ist klar. Ansonsten
gibt es bei denen ja keine Genehmigungen. Die sind nicht
genehmigungspflichtig. Insofern gibt es da auch keine Genehmigungsanträge.
Insofern verstehe ich jetzt nicht ganz genau, worauf Sie hinauswollen.

Zusatzfrage: Ein relativ einfaches Beispiel dafür: Es gab eine Zeit, in der
Überwachungstechnologie als solches nicht genehmigungspflichtig war, sofern
sie nicht in den Bereich der Kriegswaffen oder der Rüstungsgüter fiel.
Damals hatte der vorangegangene Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel
nach dem Außenwirtschaftsrecht eine sechsmonatige Verfügung eben im
Vorgriff auf Wassenaar- und Dual-Use-Verordnungsergänzungen vorgelegt.
Ähnliches wäre jetzt im Fall Saudi-Arabiens möglicherweise denkbar. Dafür
allerdings hätten Sie eine eigenständige Prüfung veranlassen müssen, ob
denn weitere Güter darunterfallen. Ich würde gerne wissen, ob Sie eine
solche Prüfung vorgenommen haben und ob dann entsprechend auch Konsequenzen
gezogen wurden.

Eichler: Einzelfälle kann ich hier leider nicht kommentieren. Grundsätzlich
wissen Sie: Bei nicht genehmigungspflichtigen Gütern gibt es grundsätzlich
die Möglichkeit, eine Anordnung im Einzelfall zu treffen. Aber weiter kann
ich das hier nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Weil Sie es nicht wissen, oder weil Sie es gerade aus
rechtlichen Gründen nicht sagen können?

Eichler: Weil ich es nicht kommentiere.

Zusatz: Das ist keine Antwort, die gültig ist. Es tut mir leid, das geht
nicht. Entweder, Sie können und wollen es aus politischen Gründen nicht
kommentieren, oder - - -

Eichler: Grundsätzlich kommentiere ich Einzelfälle nicht.

Zusatz: Ich frage ja nicht nach einem Einzelfall, sondern ich frage danach,
ob Sie für Dual-Use-Güter, die eben nicht genehmigungspflichtig sind, eine
Prüfung veranlasst haben. Das ist kein Einzelfall, sondern eine allgemeine
Frage nach dem Handeln des Bundeswirtschaftsministeriums, nämlich danach,
ob Sie da eine Prüfung veranlasst haben.

Eichler: Eine wohin gehende Prüfung - ob die exportiert werden?

Zusatz: Darauf, ob es darunter Güter gibt, die unter dem Vorzeichen der
aktuellen politischen Konstellation möglicherweise besser nicht mehr nach
Saudi-Arabien ausgeführt werden sollten.

Eichler: Wir prüfen alle Dimensionen, und Einzelfälle kommentieren wir
nicht.

Frage : Frau Eichler, "report München" und "Stern" hatten ja im September
darüber berichtet, dass deutsche Patrouillenboote Teil der Seeblockade der
Saudis gegenüber dem Jemen sind, die dort zu einer Hungersnot führt.
Konnten Sie mittlerweile schon recherchieren oder können Sie jetzt
bestätigen, dass das so ist?

Eichler: Das kann ich nicht bestätigen.

Zusatzfrage: Wie lange dauert die Prüfung noch?

Eichler: Das kann ich Ihnen im Moment nicht sagen.

Zusatzfrage: Aber das wird geprüft?

Eichler: Aus unserer Sicht sind diese Boote nicht dazu geeignet, den Hafen
durch eine Seeblockade zu blockieren.

Zusatz: Aber wenn die Boote in den gleichen Häfen stehen und für die
Blockade genutzt werden, dann liegt die Vermutung ja auf der Hand. Das
müssen Sie ja dann prüfen.

Eichler: Das sagen Sie.

Zusatz: Nein, das sind ja Fakten.

Vorsitzende Maier: Das führt offensichtlich gerade zu nichts. - Dann, würde
ich sagen, ist der Kollege mit einem neuen Thema dran. Bitte schön!

Frage: Mich würde Folgendes vonseiten des Wirtschaftsministeriums
interessieren: Wir haben ja heute den Termin, an dem verschärfte 
US-Sanktionen gegen den Iran greifen. Wie beurteilt das Wirtschaftsministerium
die Dimension dieser Sanktionen für die deutsche Wirtschaft? Wie beurteilen
Sie insbesondere die Möglichkeit, deutsche Firmen, die nach wie vor 
Iran-Geschäfte machen möchten, schadensfrei, sage ich einmal, von US-Sanktionen
zu halten?

Eichler: Entschuldigung, können Sie die Frage noch einmal zusammenfassen?

Zusatzfrage: Wie beurteilen Sie die Dimension der neuen US-Sanktionen für
die deutsche Wirtschaft? Gibt es für die deutsche Wirtschaft irgendetwas,
das man einen Schutz nennen kann, um gegebenenfalls einzelnen Firmen
weitere Iran-Geschäfte zu ermöglichen?

Eichler: Zu der ersten Frage: Die Sanktionen sind heute in Kraft getreten.
Wir können noch keine Aussage dazu treffen, inwieweit sich das auf deutsche
Firmen auswirken wird.

Wir stehen natürlich im Gespräch mit der Wirtschaft. Sie wissen: Wir haben
bei uns eine Hotline, an die sich Unternehmen wenden können, die im Iran
involviert sind. Die läuft weiterhin, und damit stehen wir den Firmen zur
Verfügung.

StS Seibert: Vielleicht kann ich ganz kurz auch etwas dazu sagen. Diese in
Kraft getretenen Sanktionen sind ja Ausfluss des Austritts der USA aus dem
Atomabkommen. Wir haben an dieser Stelle schon oft betont, dass wir diese
Entscheidung der USA sehr bedauern, sich aus dem JCPOA genannten Abkommen
zurückzuziehen.

Die genauen Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft können, denke ich,
derzeit noch nicht vorausgesagt werden. Wir beobachten und analysieren die
Lage kontinuierlich, und zwar in Abstimmung mit unseren europäischen
Partnern, und wir prüfen Optionen dafür, wie wir die wirtschaftliche Basis
des Abkommens erhalten und unsere Unternehmen schützen können.

Ich will aber auch in Erinnerung rufen, was die Bundeskanzlerin bereits vor
einigen Wochen bei einer Pressekonferenz in Sofia dazu gesagt hat. Damals
sagte sie, wenn es darum gehe "in einer umfassenden Weise die gesamte
Wirtschaft zu entschädigen, können und dürfen wir keine Illusionen schüren.
Wir können schauen, ob wir Kleineren und mittleren Unternehmen bestimmte
Erleichterungen geben."

Es ist richtig, dass es zur Umsetzung des JCPOA, zu dem wir uns wie auch
andere Partner bekennen, gehört, dass die nach europäischem Recht weiterhin
legalen Geschäftsbeziehungen mit dem Iran auch möglich sein sollen. Dazu
stehen wir eben mit unseren Partnern in Europa und darüber hinaus in engem
Austausch. Das entspricht ja auch im Wesentlichen dem, was die drei
Außenminister - ich glaube, am Freitag - schon in ihrem Statement betont
hatten.

Zusatzfrage: Um da die Conclusio zu ziehen: Ad hoc, zum jetzigen Zeitpunkt,
unterliegt jede deutsche Firma, die ihre Iran-Geschäfte weiter betreibt,
der Bedrohung, von US-Sanktionen betroffen zu werden. Die Schutzmechanismen
sind noch nicht in Kraft. Ist das richtig?

Burger: Wenn ich das vielleicht ergänzen darf: Wir kennen noch nicht den
letztlich endgültigen Text der jetzt neu in Kraft tretenden amerikanischen
Sanktionsbestimmungen. Insofern lässt sich darauf zum jetzigen Zeitpunkt
auch noch keine präzise Antwort geben.

Frage: Aber die Fakten sind ja an sich schon gegeben. US-Außenminister
Pompeo hat ja schon die deutschen Unternehmen gelobt und gesagt, allein die
Ankündigung habe dafür gereicht, dass sie en masse aus dem Iran geflohen
seien. Ich kann das Zitat gerne vorlesen. Aber fast jedes deutsche
Unternehmen - Leute, bei denen richtig Geld im Spiel ist - hat die
entgegengesetzte Entscheidung getroffen.

Vorsitzende Maier: Entschuldigung, was zitieren Sie denn da jetzt gerade?

Zusatz: US-Außenminister Pompeo.

Vorsitzende Maier: Also ihn?

Zusatzfrage: Einfach nur sein Statement, um klarzumachen, dass allein die
Androhung von US Sanktionen seinen Worten nach schon dafür genügt hat, dass
zumindest die großen deutschen Unternehmen sofort einen Rückzieher gemacht
haben.

Das heißt, besonders viel Vertrauen in den Sanktionsschutz durch die
deutsche Bundesregierung scheint es da ja nicht zu geben. Wie erklärt sich
das die Bundesregierung?

Eichler: Ich würde sagen: Das sind wirtschaftliche Entscheidungen, die ja
auch die Unternehmen treffen. Das können wir hier nicht kommentieren. Das
ist Sache der Unternehmen.

Zusatzfrage: Aber es sagt ja etwas darüber aus, was den Vertrauensvorschuss
in Bezug auf entsprechende Maßnahmen der Bundesregierung angeht, dass
deutsche Unternehmen anscheinend kein Vertrauen darin haben, dass sie von
der Bundesregierung entsprechend geschützt werden könnten. Dazu wollte ich
einfach noch ein Statement haben.

StS Seibert: Sie haben gehört, was ich als Zitat der Bundeskanzlerin von
vor ein paar Wochen hier genannt habe. Gleichzeitig sind wir davon
überzeugt, dass wir das, was in Europa auf europäischem Recht basierend
weiterhin legale Geschäftsverbindungen mit dem Iran sind, ermöglichen
sollten, und darüber stehen wir mit den Partnern in Europa und darüber
hinaus im Austausch.

Frage: An das Bundeslandwirtschaftsministerium: Es heißt, dass das Verbot
der betäubungslosen Ferkelkastration um zwei Jahre verschoben wurde. Können
Sie das zum einen bestätigen?

Zum anderen: Es gab ja schon eine fünf Jahre lange Übergangsfrist. Was will
das Ministerium tun, um sicherzustellen, dass die Bauern dann innerhalb
dieser zwei Jahre eine Methode gefunden haben werden?

Dritte Frage: Das ist ja eine Umsetzung einer EU-Verordnung. Welche
Sanktionen könnten da drohen?

Brandt: Zuerst einmal wissen Sie ja, dass der Koalitionsausschuss am 2.
Oktober beschlossen hat, die Übergangsfrist um zwei Jahre zu verlängern.
Wir haben an dieser Stelle, aber auch in Presseinformationen schon häufiger
bekannt gegeben, dass wir diese verlängerte Übergangsfrist als Ministerium
begrüßen. Der Grund ist, dass es einfach nicht genug verfügbare
Alternativen gibt, die praxisgerecht wären.

Durch diese längere Übergangsfrist sollen alternative Methoden entwickelt
werden, die betäubungslose Ferkelkastration nicht mehr möglich machen, dass
die Tiere also nicht mehr Schmerzen leiden müssen. Das Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft erarbeitet gerade eine Verordnung, damit
die Landwirte das Narkosemittel Isofluran anwenden dürfen. Dazu müssen die
Landwirte einen Sachkundenachweis in Bezug darauf erbringen, dass sie
sachkundig mit dem Narkosemittel und dem Betäubungsgerät umgehen können.

Zusatzfrage: Wie verhält es sich mit der Umsetzung der EU-Verordnung? Sieht
die vor, dass man das noch einmal um zwei Jahre verlängert? Welche
Sanktionen könnten da drohen?

Brandt: Meinen Sie, noch einmal zwei Jahre länger als die zweijährige
Verlängerung, die jetzt beschlossen wird?

Zusatzfrage: Nein. Es gab ja eine fünfjährige Übergangsfrist; die war ja
schon in der EU-Verordnung enthalten. Jetzt wird sie halt um zwei Jahre
verlängert. Sah das auch schon die EU-Verordnung vor, oder bewegt sich das
jetzt außerhalb der EU-Verordnung? Drohen damit Sanktionen?

Brandt: Soweit ich weiß, bewegt sich das außerhalb der EU-Verantwortung
oder der Regelung. Aber ich kann Ihnen zu Sanktionen im Moment nichts
sagen. Ich kann schauen, ob wir dazu Informationen haben, und das dann
gerne nachliefern.

Frage: Haben Sie die Verlängerung denn schon verfassungsmäßig geprüft? Es
gibt ja Aussagen von Verfassungsrechtlern, die sagen, dass, da der
Tierschutz als ein von der Verfassung geschütztes Gut angesehen wird, diese
Verlängerung mangels ausreichender Alternativen verfassungswidrig wäre.

Brandt: Wir gehen davon aus, dass das verfassungsgemäß ist. Der
parlamentarische Gesetzgeber kann auf Problemlagen reagieren und Änderungen
an einem bereits gesetzlich geregelten Tierschutzkonzept vornehmen. Deshalb
sind wir eben der Meinung, dass das verfassungsgemäß ist.

Zusatz: Aber die Problemlage ist ja von den Bauern selbst geschaffen
worden. Das ist ja deren Problem.

Brandt: Was soll ich Ihnen jetzt dazu sagen?

Vorsitzende Maier: Was ist die Frage?

Zusatz: Ja.

Vorsitzende Maier: Dann vielleicht der Kollege in der achten Reihe!

Frage: Sie sagten, dass Sie dafür sorgen wollten, dass das Mittel Isofluran
künftig eingesetzt werden kann. Meines Wissens hat das keine
arzneimittelrechtliche Zulassung. Wie wollen Sie den Hersteller dazu
bewegen, dass er die in Deutschland beantragt?

Brandt: Wir gehen davon aus, dass die Genehmigung in Kürze vorliegen wird.

Zusatz: Bisher ist das gar nicht beantragt. Der Hersteller hat das ja gar
nicht beantragt!

Brandt: Zu dem Antrag kann ich nichts sagen. Wir gehen davon aus, dass das
demnächst vorliegen wird.

Zusatzfrage: Die Beantragung des Herstellers, dass man das nutzen darf?

Brandt: Zu dem Hersteller kann ich Ihnen nichts sagen, sondern ich sage,
dass die Genehmigung demnächst vorliegen wird.

Zusatzfrage: Welche Genehmigung?

Brandt: Dafür, dass die Landwirte Isofluran anwenden können.

Zusatz: Das Mittel ist in Deutschland bisher gar nicht zugelassen!

Brandt: Genau. Wir warten jetzt auf die Zulassung, und wir arbeiten
parallel an der Verordnung, damit die Landwirte Isofluran nach einem
Sachkundenachweis anwenden können.

Frage: Frau Brandt, dann muss ich doch noch einmal nachfragen. Reden Sie
jetzt von einer Verlängerung der Übergangsfrist um zwei Jahre und sagen,
Ihr präferierter Weg sei jetzt, dass die Landwirte ein Mittel zur Betäubung
einsetzen, für das der Hersteller bislang keine Zulassung beantragt hat?

Brandt: Wir sagen nicht, dass das unser präferierter Weg ist. Wir sagen:
Die Landwirte sollen zwischen den Wegen wählen können. Aber wir bereiten
gerade diese Verordnung vor oder arbeiten an ihr.

Zusatzfrage: Aber sozusagen für ein Mittel, dessen Zulassung noch aussteht?

Brandt: Die Zulassung ist noch nicht da. Wir gehen davon aus - - -

Zusatzfrage: Mit welchem Zeithorizont rechnen Sie?

Brandt: Dazu kann ich Ihnen nichts sagen. Aber wir gehen davon aus, dass
das in Kürze vorliegen wird.

Frage: Eine parlamentarische Kleine Anfrage hat ergeben, dass die
Bundesregierung ca. 40 Millionen Euro in der Provinz Idlib investiert. Die
Provinz Idlib wird bekanntermaßen hauptsächlich von al-Nusra-nahen Milizen
dominiert. Mich würde interessieren: Sind diese Geldzahlungen an eine
Rebellenhochburg mit der syrischen Regierung abgesprochen und koordiniert?
Die Frage geht an das Auswärtige Amt und, wenn möglich, auch an das BMZ.

Burger: Das Auswärtige Amt unterstützt politische Prozesse in
Krisensituationen, um die Lösung von bewaffneten Konflikten zu fördern. In
Syrien bedeutet das für uns, durch ganz konkrete Förderung Verwaltungs- und
zivilgesellschaftliche Strukturen zu erhalten, damit in Abwesenheit des
syrischen Staats kein völliges Vakuum entsteht und eine Grundversorgung
gewährleistet ist. Das ist wichtig für die Menschen vor Ort, aber auch für
die Perspektive des Landes.

Unser Stabilisierungsengagement soll dazu beitragen, die Bedingungen für
einen politischen Prozess zur Lösung des Syrien-Konflikts zu verbessern.
Das heißt, wir befördern den politischen Prozess unter Führung der
Vereinten Nationen als einzig legitimem Referenzrahmen mit folgenden drei
Schwerpunkten: erstens mit der Unterstützung der Genfer Gespräche, zweitens
durch den Erhalt von Basisdienstleistungen in Oppositionsgebieten und in
Gebieten, die vom IS befreit worden sind, und drittens unterstützen wir
Initiativen zur Konfliktlösung und Vergangenheitsbewältigung.

Konkret liegt der Schwerpunkt unserer Unterstützung in der Region Idlib auf
dem Schutz der Zivilbevölkerung, der Aufrechterhaltung ihrer
Grundversorgung und der Stärkung unabhängiger ziviler Akteure. Dabei geht
es zum Beispiel um die Lieferung von Gesundheitsequipment an dieses
Krankenhaus, um Tafeln und Stifte für Schulen, um landwirtschaftliche
Geräte und um Verwaltungstrainings.

Dabei möchte ich hervorheben: Im Rahmen unserer Unterstützung für die
syrischen Oppositionsgebiete arbeiten wir mit lokalen
Nichtregierungsorganisationen und mit zivilen lokalen Verwaltungsstrukturen
zusammen. Die Bundesregierung unterstützt keine bewaffneten Gruppierungen,
und wir stellen über projektspezifische Sicherheitsvorkehrungen und
Monitoringsysteme auch sicher, dass bewaffnete Gruppierungen nicht indirekt
von unseren Programmen profitieren.

StS Seibert: Das gibt mir die wunderbare Gelegenheit, wenn ich darf, einmal
hervorzuheben - ich kann Ihnen die Materialien dafür dann auch gerne zur
Verfügung stellen, weil ich weiß, dass Sie das interessieren wird -, dass
Deutschland in dem sogenannten Krisenbogen Syrien der größte bilaterale
Geber ist. Mit "Krisenbogen Syrien" meinen wir Syrien, die Türkei, den
Libanon, Jordanien und den Irak. Zwischen 2012 und 2017 hat Deutschland
rund 5,7 Milliarden Euro für diesen Krisenbogen zur Verfügung gestellt,
davon 3,3 Milliarden Euro durch das Bundesministerium für
Entwicklungszusammenarbeit. Für 2018 stehen nach heutigem Planungsstand für
diesen Krisenbogen noch einmal 1,1 Milliarden Euro zur Verfügung.

Ich finde, das ist eine interessante Information, und daran kann man dann -
ich gebe Ihnen das gerne - genau sehen, wie wir die lokale Verwaltung
stärken, so zum Beispiel in Syrien die Wasserversorgung, die Abwasser- und
Abfallentsorgung, die Landwirtschaft, beschäftigungsfördernde Maßnahmen,
Gesundheit, Bildung, Stärkung der Zivilgesellschaft usw.

Zusatzfrage: Das sind ja alles sehr löbliche Projekte, aber wie sichert die
Bundesregierung in der Region Idlib, die selbst der US-Sondergesandte für
die Anti-IS-Koalition als größten Rückzugshafen von Al-Qaida seit 9/11
bezeichnet. Wie sichern Sie bei diesen enormen Geldsummen, dass dies nicht
in die Hände von al-Nusra-nahen Milizen kommt? Das ist ja eine Provinz, die
einheitlich, auch von westlichen Militäranalysten, als dominiert von 
al-Nusra-nahen Milizen bezeichnet wird, und die Bundesregierung pumpt da dann
über 40 Millionen Euro rein. Können Sie mir noch einmal darlegen, wie Sie
sicherstellen, dass dieses Geld nicht an entsprechende Milizen geht?

Die zweite Nachfrage, die mir Herr Burger noch nicht beantwortet hat -
zumindest nicht direkt -: Das heißt, diese ganzen Gelder werden nicht
koordiniert mit der legitimen syrischen Regierung, sondern man geht in ein
Bürgerkriegsland, lässt die Regierung außen vor und pumpt Millionen in eine
Rebellenhochburg? Können Sie das noch einmal näher präzisieren?

Burger: Ich glaube, Ihre Formulierung, wir würden Millionen irgendwo
reinpumpen, geht völlig an der Realität vorbei. Wir fördern ganz
spezifische Projekte ziviler Gruppen, die wir kennen, und wir überwachen
durch eigens dafür geschaffene Monitoringmechanismen und
Sicherheitsvorkehrungen, dass die sehr projektspezifischen Mittel, die wir
dort vergeben - wie gesagt für Dinge wie Getreidemühlen oder
Schulmaterialien -, nicht in die Hände von bewaffneten Gruppierungen
geraten. Denn wenn Sie sich so gut in dieser Region auskennen, dann wissen
Sie auch, dass dort eine Lage vorherrscht, in der sich von Dorf zu Dorf
sehr stark unterscheidet, welche Gruppierung wo tatsächlich die Kontrolle
ausübt.

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich gerne ausführen: Da sollte man vielleicht
auch in Rechnung stellen, dass die syrische Regierung über viele Jahre in
den von ihr nicht kontrollierten Gebieten Syriens jegliche humanitäre
Unterstützung, die über die Grenzen hinweg geleistet werden sollte,
untersagt hat, dem nicht zugestimmt hat, bis sie vom Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen dazu genötigt wurde, solche Cross-border-Lieferungen in
diese Gebiete zuzulassen. Da geht es um überlebensnotwendige
Lebensmittelhilfe, um Medikamente. Die syrische Regierung hat Lieferungen
in diese Gebiete solange nicht zugestimmt, bis der Sicherheitsrat sie dazu
genötigt hat. Das beantwortet vielleicht auch Ihre Frage nach der
Abstimmung mit dem syrischen Regime bei der lebensnotwendigen
Unterstützung, die wir in diesen Gebieten leisten.

Zuruf: (akustisch unverständlich)

Vorsitzende Maier: Entschuldigung, Ihr Mikrofon ist gerade zu. Ich habe das
auch deshalb gemacht, weil mir das hier jetzt ein bisschen zu - - - Es sind
ja auch noch andere Kollegen hier, die eine Frage haben.

Zuruf: Es gibt ja ein Recht auf Nachfragen.

Vorsitzende Maier: Ja, und das haben Sie ja auch weidlich genutzt, würde
ich einmal sagen, oder? - Dann ist jetzt der Kollege dran - bitte schön.

Frage: Ich würde gerne vom Bundesfinanzministerium eine kurze Einordnung
der Ergebnisse des Bankenstresstests in Europa und insbesondere des relativ
schwachen Ergebnisses der deutschen Institute haben.

Anknüpfend daran würde ich gerne wissen: Macht sich die Bundesregierung
insbesondere über die Position des marktführenden deutschen Instituts, der
Deutschen Bank, Sorgen? Das Ergebnis der Deutschen Bank wurde ja auch nicht
als so glänzend beurteilt.

Wogatzki: Wie Sie wissen, gehören die regelmäßigen Stresstests zum normalen
Handwerkszeug der modernen Bankaufsicht. Unser Eindruck ist, dass sich die
deutschen Banken insgesamt solide geschlagen haben. Ich bitte um
Verständnis, dass wir hier zu einzelnen Instituten keine Stellung nehmen
wollen.

Frage: Können Sie auch erläutern, warum sie solide Ergebnisse erzielt
haben?

Wogatzki: Weil die Zahlen nahelegen, dass die deutschen Institute ein
ausreichendes Polster aufweisen, um dem Stress bei Verschlechterungen der
Lage, wie sie in den Stresstests simuliert werden, gerecht zu werden.

Zusatzfrage: Gibt es noch andere Gründe für die Bewertung?

Wogatzki: Nein, das ist die Bewertung.

Frage: Ich hätte noch eine Verständnisfrage im Großkontext Syrien, und zwar
zur Causa der Weißhelme. Sowohl das Auswärtige Amt als auch das BMI haben
nach der Evakuierung offizielle Presseerklärungen herausgegeben, teilweise
eine Woche nach der Evakuierung, in denen sehr deutlich gesagt wurde: Die
Weißhelme wurden evakuiert und wir werden acht Weißhelme aufnehmen. Dann
gab es drei Monate lang erst einmal wenig Kommunikation, und dann hieß es
plötzlich: Ups, von den acht Weißhelmen haben es fünf nicht über die Grenze
geschafft. Wie erklärt das Auswärtige Amt und wie erklärt das BMI dieses
Kommunikationsloch zwischen der Rettung am 21. Juli, der Aussage am 24.
Juli "Jawohl, sie sind über die Grenze, sie sind gerettet, wir nehmen sie
auf", dann drei Monate nichts, - - -

Vorsitzende Maier: Die Frage ist, glaube ich, klar.

Frage: - und dann heißt es "Sie sind verschwunden"?

Burger: Ich glaube nicht, dass da ein Kommunikationsloch war. Ich glaube,
alle Fragen, die Sie dazu hatten, hat der Kollege vom BMI hier in der
letzten Woche beantwortet.

Zusatz: Meine Frage ging ja an das AA.

Burger: Trotzdem ist die Frage in der letzten Woche vom BMI beantwortet
worden.

Zusatz: Wurde sie nicht.

Vorsitzende Maier: Dann lassen Sie doch vielleicht den Sprecher des
Bundesinnenministeriums einmal antworten.

Schmidt: Ich kann das, was ich in der vergangenen Woche gesagt habe, gerne
wiederholen. Ich habe versucht, Ihnen zu erläutern, dass in der Tat in der
Krisenregion dort die Informationslage manchmal ein bisschen schwierig war.
Das heißt, auch zum Zeitpunkt dieser Evakuierung ist nicht immer klar, ob
die Informationen, die auch wir hier erhalten, vollständig und richtig
sind. Darüber hinaus haben wir das auch noch einmal nachgeschaut, und wir
haben zumindest hier in der Regierungspressekonferenz ganz bewusst darauf
hingewiesen, dass wir Ihnen keine Auskunft über den aktuellen
Aufenthaltsort der Weißhelme geben werden, um eben die
Evakuierungsoperation und auch die Personen nicht zu gefährden. Am Ende des
Ganzen stellt es sich jetzt in der Tat so dar, dass nicht alle der acht,
die ursprünglich für Deutschland vorgesehen waren, das Land verlassen
konnten.

Zusatzfrage: Dennoch eine Nachfrage: Die Bundesregierung hat ja auch
gegenüber Jordanien - zumindest ist das die jordanische Darlegung - eine
Sicherheitsgarantie gegeben, dass sie mehrere Weißhelme übernehmen wird.
Wenn diese fünf es jetzt nicht über die Grenze geschafft haben: Wieso
beschränkt sich die Bundesregierung auf die Übernahme von nur drei
Weißhelmen, wenn weit über 200 Weißhelme - das sind zumindest die Zahlen,
die mir vorliegen - gerettet worden sind? Das entspräche ja auch den
diplomatischen Gepflogenheiten. Man hat eine Garantieerklärung an die
Jordanier gegeben und auch insgesamt die Weißhelme entsprechend gewürdigt.
Wieso findet jetzt keine weitere Aufnahme von Weißhelmen - unter der
versprochenen Zahl von acht - statt?

Schmidt: Ich kann dazu vielleicht noch ergänzen, dass das die ursprüngliche
Verabredung war und sich diese auf ganz konkrete acht bezog. Dass das nicht
erreicht worden ist, führt also nicht zu einer Wiederauffüllung dieses
Kontingents. So war die ursprüngliche Vereinbarung, und so ist es auch
durchgeführt worden.

Frage: Herr Burger, wie bewertet die Bundesregierung die russischen
Propagandamaßnahmen gegenüber den Weißhelmen?

Burger: Wir haben hier immer wieder darauf hingewiesen, dass es vonseiten
des syrischen Regimes und auch vonseiten seiner Unterstützer
Desinformationskampagnen gibt, die die Arbeit der Weißhelme in Syrien
diskreditieren soll. Sie sind immer wieder als Terroristen oder als
Unterstützer von Terroristen bezeichnet worden und ihr unheimlich wichtiger
Hilfseinsatz zur Rettung von Menschenleben ist infrage gestellt worden. Das
ist aus unserer Sicht eine Desinformationskampagne, die dazu dient, eine
sehr verdienstvolle und wichtige Organisation in Misskredit zu bringen.

Montag, 5. November 2018
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Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 2. November 2018

Regierungspressekonferenz vom 2. November 2018



Themen: Termine der Bundeskanzlerin ("Publishers' Night" des
Verbands Deutscher Zeitschriftenverleger, Kabinettssitzung, Jahresgutachten
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung, Reise nach Helsinki, Zentrale Gedenkveranstaltung des
Zentralrats der Juden zum 80. Jahrestag der Reichspogromnacht,
Gedenkveranstaltung in Frankreich zum 100. Jahrestag des Endes des Ersten
Weltkrieges, Pariser Friedensforum), Reise der Bundesfamilienministerin
nach Chemnitz, Globaler Migrationspakt der Vereinten Nationen,
Zusammenarbeit zwischen der Bundespolizei und der Bayerischen Grenzpolizei,
Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, möglicher Dieselgipfel in der
Folgewoche, Digitalsteuer


Sprecher: SRS'in Demmer, Audretsch (BMFSFJ), Breul (AA), Schmidt
(BMI), Haufe (BMU), Friedrich (BMVI), Wogatzki (BMF)

Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Schönen guten Tag! Die Bundeskanzlerin wird am Montag, dem
5. November, an der "Publishers' Night" des Verbands Deutscher
Zeitschriftenverleger teilnehmen. Im Rahmen der Veranstaltung wird ihr
durch Königin Rania Al Abdullah von Jordanien die "Goldene Victoria" als
Ehrenpreis für ihre bisherige politische Gesamtleistung überreicht.
Preisträger der Ehren-Victoria in den vergangenen Jahren waren Helmut Kohl,
Henry Kissinger, Shimon Peres und Daniel Barenboim. Die Veranstaltung
findet in der Hauptstadtrepräsentanz der Deutschen Telekom in Berlin statt.

Am Mittwoch, dem 7. November, tagt um 9.30 Uhr wie immer das Kabinett unter
der Leitung der Bundeskanzlerin.

Ebenfalls am Mittwoch, um 11 Uhr, wird die Bundeskanzlerin das
Jahresgutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung entgegennehmen. Der Vorsitzende des
Sachverständigenrates, Prof. Christoph Schmidt, wird ihr das Gutachten im
Bundeskanzleramt überreichen. Es ist ein kurzer Bildtermin vorgesehen.

Am Abend reist die Bundeskanzlerin dann nach Helsinki. Sie trifft dort mit
dem finnischen Ministerpräsidenten Juha Sipilä zusammen. Im Mittelpunkt des
Gesprächs werden europapolitische, bilaterale, aber natürlich auch
außenpolitische Themen stehen. Nach dem Treffen sind gegen 20 Uhr
Pressestatements geplant.

Am Freitag wird die Bundeskanzlerin zunächst zusammen mit den anderen
Verfassungsorganen ab 9 Uhr an der Gedenkveranstaltung des Deutschen
Bundestags zum 9. November teilnehmen. Im Anschluss daran findet in der
Synagoge Rykestraße in Berlin die Zentrale Gedenkveranstaltung des
Zentralrats der Juden zum 80. Jahrestag der Reichspogromnacht statt. Die
Bundeskanzlerin wird dort eine Ansprache halten. Zweiter Hauptredner ist
der Präsident des Zentralrats der Juden in Deutschland, Josef Schuster. Die
Veranstaltung erinnert an die Pogrome gegen jüdische Bürgerinnen und Bürger
vor 80 Jahren in der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938.

Am Samstag, dem 10. November, reist die Bundeskanzlerin nach Frankreich.
Anlass ist der 100. Jahrestag des Endes des Ersten Weltkrieges.

Nach ihrer Ankunft wird sie am Flughafen von Präsident Macron begrüßt.
Danach werden beide nach Compiègne fahren und auf der Lichtung von
Rethondes an einer Gedenkveranstaltung teilnehmen. In einer Gedenkzeremonie
wird eine zweisprachige Gedenkplatte enthüllt.

Im Anschluss daran werden sich die Bundeskanzlerin und Präsident Macron im
sogenannten Waffenstillstandswaggon in das Goldene Buch eintragen. Am Abend
wird es auf Einladung des französischen Präsidenten einen Besuch des Musée
d'Orsay in Paris geben.

Am Sonntag, den 11. November, findet ab 11 Uhr eine internationale
Gedenkzeremonie mit militärischen Ehren am Triumphbogen statt, an der etwa
70 Staats- und Regierungschefs teilnehmen werden. Danach gibt es ein
Mittagessen im Élysée-Palast.

Am Nachmittag wird Präsident Macron das dreitägige Pariser Friedensforum
mit einem Grußwort eröffnen. Anschließend wird die Bundeskanzlerin dort
eine Rede halten; nach ihr spricht der Generalsekretär der Vereinten
Nationen, António Guterres. Im Mittelpunkt des Forums stehen die Stärkung
des Multilateralismus und ganz konkrete Initiativen, um die multilaterale
Zusammenarbeit zu stärken.

Audretsch: Ich würde Sie gerne darauf aufmerksam machen, dass
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey morgen nach Chemnitz fahren wird.
Sie erinnern sich sicher an den Besuch der Ministerin vor ungefähr zwei
Monaten. Als sie vor Ort war, hat sie versprochen, wiederzukommen und auch
das Engagement des Bundes bei der Förderung von Demokratie in Chemnitz zu
verstärken.

Morgen reist sie nun nach Chemnitz. Die Termine vor Ort beginnen um etwa
14.30 Uhr und ziehen sich bis in die Abendstunden. Sie wird sich mit
Opferberatungen treffen; außerdem wird sie sich mit Unternehmen und
Projektverantwortlichen vor Ort treffen. Sie wird beim Festival "Aufstand
der Geschichten" eine Rede halten, und sie wird in einer Pressekonferenz
gemeinsam mit der Oberbürgermeisterin von Chemnitz erläutern, welche
Maßnahmen vonseiten des Bundesfamilienministeriums und der Bundesregierung
zur Förderung der Demokratie vor Ort unternommen wurden.

Die konkreten Uhrzeiten für die Termine gehen Ihnen im Laufe des
Nachmittags zu. Hier wollte ich Sie aber schon darauf hinweisen und
herzlich einladen, morgen dabei zu sein.

Frage: Frau Demmer, ich habe zwei Fragen zu Paris. Dort findet ein Treffen
von Putin und Trump statt. Das Thema wird der INF-Vertrag sein. Was
erwartet man in Berlin von diesem Treffen?

Ist auch ein Treffen von Putin und Merkel, vielleicht in einem mehrseitigen
Format, geplant?

SRS'in Demmer: Über weitere bilaterale Treffen, die am Rande solcher
Veranstaltungen stattfinden können, kann ich Ihnen hier jetzt noch nichts
sagen. Wir haben schon gesagt, dass wir dieses Treffen zwischen Trump und
Putin begrüßen.

Zusatzfrage: Gibt es konkrete Erwartungen?

SRS'in Demmer: Jede Möglichkeit eines Dialogs der Vertragsparteien wird
begrüßt und unterstützt.

Frage: Eine Frage in Sachen UN-Migrationspakt hätte ich. Es ist zu lesen
und zu hören, das Auswärtige Amt wolle Falschmeldungen über diesen Pakt
gezielter entgegentreten als bisher. Welche Form soll diese
Informationskampagne, wenn es denn eine ist - ich verwende das Wort jetzt
mal -, haben? Planen Sie da Webseiten oder Ähnliches? Wie soll das
aussehen? Welche inhaltliche Zielrichtung soll sie haben?

Breul: Vielen Dank für die Frage. Das erlaubt mir, das vielleicht ein
bisschen klarzustellen. Wir fühlen uns da heute in der Presse vielleicht
etwas fehlinterpretiert. Auf eine Frage, was das Auswärtige Amt gegen
kursierende Fehlmeldungen und Kampagnen im Internet tue und was wir dagegen
konkret vorhaben, haben wir geantwortet: "Gegen Versuche, durch
Fehlinformationen und persönliche Diffamierung die öffentliche Diskussion
zu beeinflussen, setzt das Auswärtige Amt" - wie immer, füge ich hinzu -
"auf transparente Kommunikation und wahrheitsgemäße Informationen."

Von einer Kampagne und speziellen Aktion kann hier keine Rede sein, sondern
wir versuchen, hier unseren Beitrag zu leisten, auch in der BPK schon
zweimal, die Informationen so darzustellen, wie sie sind, Transparenz zu
schaffen, Informationen zur Verfügung zu stellen, nicht mehr und nicht
weniger.

Frage: Dazu hätte ich gleich eine Nachfrage: Einer der Vorwürfe, die unter
anderem von der AfD zum Migrationspakt erhoben werden, ist die Frage nach
dem Niederlassungsrecht, das weltweit eingeräumt würde und legalen
Migranten den vollen Zugang zu den Sozialsystemen einräume. Wie entgegnen
Sie diesen Vorwürfen auf einer inhaltlichen Ebene?

Breul: Ich glaube, jeder, der sich die Mühe macht, die Informationen, die
dazu in aller Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, auch anzuschauen, nicht
zuletzt den Pakt selbst, kann sehr schnell erkennen, dass hier auf Basis
einer politischen Erklärung Ängste geschürt werden, die so nicht zu
rechtfertigen sind.

Ich möchte noch einmal betonen: Der Pakt formuliert Ziele. Wie diese Ziele
umgesetzt werden, insbesondere dann, wenn es darum geht, zur Bekämpfung
illegaler Migration Möglichkeiten für legale Migration zu schaffen, das
bleibt den Mitgliedstaaten offen. Die Kriterien und die Höhe der
Zuwanderung bleiben souveräne Entscheidungen der Staaten.

Zusatzfrage: Wie besorgt sind Sie denn generell angesichts dieser
verbreiteten Falschinformationen, dass sich die Stimmung in Deutschland
möglicherweise dreht, dass auch in Deutschland eine völlige Anti-Stimmung
entsteht?

Breul: Das kann ich, ehrlich gesagt, nicht beurteilen. Ich bin ja kein
Meinungsforschungsinstitut. Ich glaube, die Bundesregierung hat ihre
Position klar und deutlich gemacht. Auch die die Bundesregierung tragenden
politischen Parteien haben dies getan. Ich habe gerade gesehen, dass die
CDU heute Morgen auch ein entsprechendes Papier verteilt hat, um diese
Argumente noch mal zu unterstreichen. Ich denke schon, dass wir es
schaffen, mit diesen sachlichen Informationen in den Argumenten
durchzudringen.

Frage: Sehen Sie denn eine Stimmungsmache oder Kampagne gegen den Pakt
vonseiten der AfD?

Breul: Das kann ich nicht beurteilen. Ich kann sagen, dass wir auch
Anfragen bekommen, auch über unsere Kanäle in den sozialen Medien. Auf
diese reagieren wir, und die beantworten wir. Wir versuchen, aufzuklären
und auf die Informationen hinzuweisen.

Das Verhalten einzelner politischer Parteien in Deutschland kann ich hier
nicht bewerten; das ist nicht meine Aufgabe.

Zusatzfrage: Soll denn der Pakt auch im Bundestag durch ein Gesetz
ratifiziert werden?

Breul: Ihre Frage basiert auf der Annahme, dass es sich hierbei um einen
völkerrechtlichen Vertrag handelt. Das ist es ausdrücklich nicht. Das ist
eine politische Willenserklärung, die - so ist das Ziel - im Kontext der
Vereinten Nationen im Konsens angenommen werden soll. Dementsprechend
erfolgt auch keine Unterschrift oder Ähnliches, was da zu lesen ist.
Dementsprechend erfolgt auch keine Ratifizierung im Bundestag. Es ist, wie
ich gerne noch mal wiederhole, kein völkerrechtlicher Vertrag. Der Pakt hat
keine Bindungswirkung. Es ist eine politische Willenserklärung der
Mitgliedstaaten.

Frage: Ich habe noch eine Frage an Frau Demmer: Wie besorgt ist denn die
Bundeskanzlerin angesichts dieser Falschinformationen bezüglich des
Uno-Migrationspakts?

SRS'in Demmer: Ich kann mich da Herrn Breul nur anschließen. Ich kann jetzt
die Lage so nicht beurteilen. Ich kann nur deutlich machen, dass es uns
wichtig ist, dass unsere Botschaften richtig verstanden werden. Deswegen
machen wir das hier; deswegen machen wir darüber hinausgehende
Öffentlichkeitsarbeit.

Ich kann mich Herrn Breul nur noch mal anschließen und sagen: Es geht in
diesem Compact darum, weltweite Migration zu ordnen und zu steuern,
illegale Migration zu reduzieren und stattdessen legale Migration zu
stärken. Dem dient dieser Pakt.

Frage: Die Kritiker sagen, der Pakt sei zwar kein rechtlich bindender
Vertrag, aber es würde politischer Druck erzeugt, wenn das erst einmal
gilt. Was sagen Sie dazu?

Breul: Politischer Druck? Das weiß ich jetzt nicht. Wenn man sich politisch
zu etwas verpflichtet oder politisch einen Willen bekundet, dann ist das
natürlich etwas, woran man sich messen lassen muss.

Aber ich wiederhole es gern noch mal: Das ist keine rechtliche Bindung. Man
kann in diesem Zusammenhang abenteuerliche Geschichten über die Entstehung
von Völkergewohnheitsrecht lesen. Auch das wird nicht eintreten, weil auch
das Völkergewohnheitsrecht nicht durch bloße Übung entsteht, sondern nur
durch Übung, die mit dem Willen verbunden ist, dadurch eine rechtliche
Bindung zu entfalten.

Ich erkläre es vielleicht an folgendem Beispiel: Wenn Sie jeden Tag mit dem
Fahrrad denselben Weg zur Arbeit nehmen, entsteht daraus keine rechtliche
Verpflichtung, diesen Weg auch in Zukunft immer einzuschlagen, sondern nur
dann, wenn Sie und alle anderen, die das auch tun, damit genau diesen Zweck
befolgen.

Zusatzfrage: Jetzt gibt es einige Länder - Österreich vor allem, aber auch
Tschechien und möglicherweise Polen -, die das möglicherweise nicht
verabschieden wollen. Sehen Sie überhaupt noch eine einheitliche
europäische Linie dabei?

Breul: Na ja, sobald einzelne Mitgliedstaaten eine andere Linie verfolgen,
kann man natürlich nicht mehr von einer einheitlichen Linie sprechen.
Nichtsdestotrotz gibt es immer noch über 180 Staaten weltweit, die diesen
Pakt unterstützen, also die ganz überwiegende Mehrheit der internationalen
Gemeinschaft.

Frage: Bedeutet die Unterschrift unter diesen völkerrechtlich nicht
bindenden Vertrag die Einschränkung staatlicher Souveränität?

Breul: Es gibt keine Unterschrift und es ist kein Vertrag. In Ihrer Frage
steckten schon wieder zwei Dinge, die jetzt verbreitet werden.

Zusatz: Pakt!

Breul: Es ist eine politische Willenserklärung, die nicht unterschrieben
wird und kein Vertrag ist.

Zusatzfrage: Dann müsste man eigentlich diesen Vorhalt der österreichischen
Regierung machen, die ja sagt, eine Unterstützung des Paktes sei eine
Einschränkung staatlicher Souveränität. Ist es das? Ist eine Unterstützung
des Paktes aus Ihrer Sicht eine Einschränkung staatlicher Souveränität?

Breul: Nein.

Frage: Es gibt verschiedene UN-Vereinbarungen, es gibt einen UN-Sozialpakt
usw. In welche Kategorie würden Sie diesen Pakt einordnen? Ist es etwas
ganz Neues, was es noch nicht gegeben hat? Rein rechtlich, wie ist das
vergleichbar?

Breul: Das habe ich gerade schon versucht zu erläutern. Es ist überhaupt
nichts Neues. Ich kann Ihnen jetzt keine Liste von Erklärungen
präsentieren, die in eine ähnliche Kategorie fallen, aber das kann ich
gerne nachreichen.

Es fällt sozusagen unter die Überschrift einer politischen
Willenserklärung; es ist eine nicht bindende politische Willenserklärung
der internationalen Gemeinschaft.

Frage: Eine Frage an das Bundesinnenministerium: Wir haben in der
vergangenen Sitzung bereits die Frage des Verhältnisses zwischen
grenzpolizeilichen Aufgaben, die zum einen im Bundespolizeigesetz und zum
anderen im neuen bayerischen Grenzpolizeigesetz niedergelegt sind,
behandelt. Herr Schmidt, da haben Sie gesagt, die Wahrnehmung der Aufgaben
durch die bayerische Grenzpolizei sei insofern mit dem Bundesgesetz
vereinbar, als es darüber ein schriftliches Memorandum of Understanding
zwischen bayerischen und Bundesbeamten gibt. Habe ich das richtig
verstanden?

Schmidt: Das ist etwas vereinfacht. Das ist nicht der Rechtsgrund, warum
das miteinander vereinbar ist, aber das ist ein Teil dessen. Insofern ist
es richtig.

Zusatzfrage: Inwiefern wird dadurch die Vorschrift des 2 des
Bundespolizeigesetzes erfüllt, das für eine solche Übertragung zwingend
vorsieht, dass die schriftliche Vereinbarung im Bundesanzeiger
veröffentlicht wird?

Schmidt: 2 des Bundespolizeigesetzes sieht zunächst einmal ein
Einvernehmen vor. So steht es im Gesetzeswortlaut. Das Einvernehmen ist,
wenn Sie es juristisch auslegen, die stärkste Form der Vereinbarung
zwischen zwei Behörden. Einvernehmen bedeutet: Beide Behörden, beide
Partner müssen vollständig der gleichen Meinung sein. Es gibt darunter noch
einige andere Stufen verwaltungsrechtlicher Zusammenarbeit; da gibt es so
etwas wie Benehmen oder Kenntnisnahme. Das Einvernehmen ist das stärkste.

Wie Sie das ausfüllen, ob das, wie es in den Vorschriften weiter heißt, zum
Beispiel durch eine richtige Verwaltungsvereinbarung geschieht, die dann
auch im Bundesanzeiger zu veröffentlichen ist, oder durch andere, niedriger
angesiedelte Varianten, ist zunächst einmal der Frage geschuldet: Was wird
damit konkret geregelt?

In diesem Fall der Zusammenarbeit zwischen der Bundespolizei und der
bayerischen Polizei haben wir uns dafür entschieden, eine ergänzende
Verfahrensabsprache zu treffen. Diese ergänzende Verfahrensabsprache - das
ist die vom Juli 2018 - führt dazu, dass die bayerische Polizei auf
Anforderung und mit Zustimmung der Bundespolizei auf Grundlage von - da
kommt eine zweite Norm ins Spiel; die kennen Sie auch schon - 64 BPolG
eigenständige Kontrollen auch an Landgrenzen durchführen kann.

Die Befugnisse richten sich dabei nach dem bayerischen
Polizeiaufgabengesetz. Grenzpolizeiliche Entscheidungen unterliegen
weiterhin der Verantwortung der für die Grenzkontrollen zuständigen
Bundespolizei. Das soll dazu dienen, dass wir eine saubere Trennung
zwischen den Aufgaben der Bundespolizei und den Aufgaben der bayerischen
Polizei und weiterhin die Hoheit über die grenzpolizeilichen Aufgaben in
der Hand der Bundespolizei haben. Diese Kriterien sind mit dieser
Konstruktion aus unserer Sicht erfüllt, zum Beispiel auch entgegen Annahmen
des Gutachtens.

Zusatzfrage: Der Schlüsselbegriff ist das Wort "Einvernehmen", wie Sie es
eben ausgeführt haben. Dazu sagt 2 BPolG nicht das, was Sie eben gesagt
haben, "zum Beispiel", sondern es heißt wörtlich: "Das Einvernehmen ... ist
in einer schriftlichen Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium des
Innern und dem beteiligten Land herzustellen, die im Bundesanzeiger bekannt
zu geben ist."

Das ist kein Beispiel, keine Kannvorschrift, sondern eine zwingende
Vorschrift für die Aufgabenübertragung nach den Kriterien, die jetzt die
bayerische Grenzpolizei anwenden soll. Inwiefern erfüllt Ihre
Verfahrensregelung diese Vorschrift?

Schmidt: Da sehe ich gar keinen Widerspruch. Denn Sie wissen: Es gibt
solche Vereinbarungen, auch im Bundesanzeiger veröffentlichte, schon. Sie
betreffen Fragen des grenzpolizeilichen Einzeldienstes, insbesondere im
Bereich des Suchverkehrs mit den Flughäfen.

Zusatz: Nur dort.

Schmidt: Ja, das ist richtig. Dazu gibt es jetzt eine ergänzende
Verfahrensabsprache.

Zusatzfrage: Das heißt, die Vorschrift des 2 zur Veröffentlichung im
Bundesanzeiger wird für die Grenzkontrollen an den Landesgrenzen nicht
erfüllt? Das haben Sie eben gerade bestätigt.

Schmidt: Juristisch würde ich diese Schlussfolgerung nicht teilen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Haufe vom Umweltministerium. Es geht um
die Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Es soll in dieser
Änderung ja auch darum gehen, die Dieselfahrzeuge mit Schadstoffklasse 6
von Fahrverboten auszunehmen. Mich würde interessieren, mit welcher
Begründung das erfolgen soll.

Haufe: Die Fahrzeuge mit der Abgasnorm Euro 6 sind auch bereits vom Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts ausgenommen worden. Das ist die zentrale
Grundlage. Wir haben bei den Euro-6-Fahrzeugen auch den Punkt zu sehen,
dass es eine gewisse Verhältnismäßigkeit geben muss, denn die Gruppe der
Fahrzeuge, die mengenmäßig die meisten Probleme aufwirft, sind die
Euro-5-Fahrzeuge. Es gibt natürlich auch bei Euro-6-Fahrzeugen
Emissionsüberschreitungen im NOx-, im Stickoxidbereich, aber die wichtigste
Kategorie von Fahrzeugen, die auch maßgeblich für die Luftbelastung
verantwortlich ist, ist die Fahrzeuggruppe Euro 5.

Zusatzfrage: Was bedeutet das denn für die Euro-6-Fahrzeuge, die mehr
Stickoxide ausstoßen als die 270 Mikrogramm, die für die Fahrverbotszonen
dann gelten sollen?

Haufe: Da kann ich jetzt keine allgemeine Aussage treffen. Es gibt ja
unterschiedliche Gründe dafür, warum ein Fahrzeug mit Euro-6-Abgasnorm die
gesetzliche Abgasnorm nicht erfüllt oder sie doch erfüllt.

Wir haben hier eine Abgasnorm, die sich zwar nicht gerade in der
Ausgestaltung befindet, aber die sowohl Fahrzeuge umfasst, die vor mehreren
Jahren die Typgenehmigung bekommen haben, als auch solche, die gerade erst
die Typgenehmigung bekommen haben, nämlich mit einer verschärften
Abgasnorm, das, was wir mit Euro 6d-TEMP bezeichnen. Das sind Fahrzeuge,
die als erste Fahrzeuge überhaupt einen Straßenverkehrstest durchlaufen
haben, deren Emissionen also auf der Straße getestet wurden. Dann gibt es
Fahrzeuge, die nach einem älteren Zulassungsverfahren zugelassen sind.

Dies alleine macht es schon schwieriger, Euro 6 so allgemein jetzt in diese
Kategorie aufzunehmen, weil wir hier eine viel komplexere Sachlage haben.

Frage: Das hieße also, im Fall der Fälle könnte ein Euro-6-Fahrzeug, das
mehr als 270 Mikrogramm ausstößt, von Fahrverboten nicht betroffen sein,
während ein Euro-5-Fahrzeug, das 270 Mikrogramm ausstößt, davon betroffen
sein kann?

Haufe: Die Regelung, wie sie jetzt vorgesehen ist und vom Bundeskabinett
zwar noch nicht beschlossen wurde, aber erst einmal in Eckpunkten steht,
betrifft Euro 4 und Euro 5.

Zusatzfrage: Das heißt, in dem Fall, den ich genannt habe, bin ich mit
meinem Euro-6-Fahrzeug unabhängig von dem Schadstoffausstoß, hätte ich
jetzt fast gesagt, besser dran als bei einem Euro-5-Fahrzeug?

Haufe: Diesen Schluss haben Sie so gezogen.

Frage: Eine Frage ans Verkehrsministerium: Ich frage noch einmal zu dem
Bericht der "Süddeutschen Zeitung" von gestern, wonach es kommende Woche
einen sogenannten Dieselgipfel geben soll. Sie haben sich dazu gestern
relativ nebulös geäußert. Sehen Sie heute schon klarer? Stimmt dieser
Bericht der "Süddeutschen Zeitung", oder stimmt er nicht?

Friedrich: Das Thema wurde ja schon in der letzten RegPK angesprochen. Es
wurde nachgefragt, und es gab dazu auch eine Antwort. Ich kann sie hier nur
noch mal wiederholen, wie gestern schon, nämlich dass wir zu internen
Gesprächen nichts sagen können. Dabei bleibt es auch heute.

Zusatzfrage: Was sind denn für das Ministerium "interne Gespräche"? Heißt
das, dass es nicht presseöffentlich ist? Was bedeutet "internes Gespräch"?
Für mich ist das, bei allem Respekt, eher eine Formulierung, um keine
Antwort geben zu müssen, ob dieser Gipfel nun stattfindet oder nicht. Was
sind interne Gespräche im Ministerium?

Friedrich: Ich denke, die Definition eines internen Gesprächs ergibt sich
allein schon aus dem Wort "intern", dass es eben nicht presseöffentlich ist
und ein Gespräch im BMVI ist.

Darüber hinaus kann ich Ihnen keine Details zu dem Gespräch nennen. Es tut
mir wirklich leid, aber da kann ich Ihnen nicht das liefern, was Sie gerne
möchten, nämlich Details zu dem Gespräch.

Frage: Eine Frage an das Finanzministerium: Der ECOFIN tagt kommende Woche
und hat das Thema Digitalsteuer auf der Tagesordnung. Da hätte ich nur gern
gewusst, ob es in Ihrem Haus einen neuen Stand gibt. Mein letzter Stand
ist, dass es zum Ende des Jahres einen Kompromissvorschlag geben soll. Dazu
müsste sich dann ja vielleicht die Bundesregierung beziehungsweise Herr
Scholz schon geäußert haben. Wie ist da der Stand?

Wogatzki: Es ist richtig, dass die Eurogruppe und die EU-Finanzminister
sich am Montag und Dienstag in Brüssel treffen, und das Thema Digitalsteuer
wird da sicherlich auch behandelt. Dem möchte ich nicht vorgreifen. Es gibt
von uns insoweit keinen neuen Stand.

Freitag, 2. November 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 2. November 2018

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/regierungspressekonferenz-vom-

2-november-2018-1545554

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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EUROPA/1567: EU-Mitgliedstaaten müssen Beitrittsverhandlungen mit der Türkei beenden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2018

LAMBSDORFF: EU-Mitgliedstaaten müssen Beitrittsverhandlungen mit
der Türkei beenden



Zur Forderung von EU-Erweiterungskommissar Hahn, die
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei zu beenden, erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Bundeskanzlerin Merkel muss dem Vorschlag der Kommission folgen und
im Europäischen Rat ein deutliches Zeichen setzen: Die
Mitgliedsstaaten müssen die sofortige Beendigung der
EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei beschließen. Die Beziehungen
zur Türkei brauchen eine neue Grundlage der sicherheits- und
wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit. Der konsequente Abbau der
Demokratie, des Rechtsstaats und der Menschen- und Bürgerrechte
zeigt, dass die Türkei nicht länger an einem EU-Beitritt interessiert
ist.

Anstatt an dem ohnehin gescheiterten Beitrittsprozess festzuhalten
und die Verhandlungen ohne Aussicht auf eine Lösung dauerhaft
einzufrieren, müssen die EU-Mitgliedsstaaten neue Formen der
Zusammenarbeit ausloten. Möglichkeiten gibt es genug: Die Erweiterung
der Zollunion, Kooperation in der NATO, der Wiederaufbau Syriens,
gesteuerte Migration oder Visumserleichterungen für bestimmte
Bevölkerungsgruppen. Voraussetzung für den Beginn konstruktiver
Gespräche ist allerdings eine erhebliche Verbesserung der politische
Lage, gerade bei Menschen- und Bürgerrechten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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EUROPA/1566: Europäische Armee gemeinsam mit Frankreich vorantreiben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2018

STRACK-ZIMMERMANN: Europäische Armee gemeinsam mit Frankreich
vorantreiben



Zur Forderung des französischen Präsidenten Macrons nach einer
europäischen Armee erklärt die verteidigungspolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann:

"Die Forderung des französischen Präsidenten Macron trifft in Zeiten
besonderer internationaler Herausforderungen und Krisen den Nagel auf
den Kopf. Deutschland und Europa müssen mehr Verantwortung für sich
selbst und ihre Partner in der Außen- und Sicherheitspolitik
übernehmen. Spätestens seit der Wahl Trumps zum US-Präsidenten ist
das offensichtlich. Dafür ist eine stärkere Zusammenarbeit auf
europäischer Ebene zwingend erforderlich. Deswegen fordert die
FDP-Fraktion die Bundesregierung nach Monaten des untätigen
Schweigens auf, endlich eine konstruktive deutsche Antwort auf die
Vorschläge von Präsident Macron zu finden. Im Zeichen der
deutsch-französischen Freundschaft sollte die Bildung einer
europäischen Armee gemeinsam mit seinen Partnern aktiv vorangetrieben
werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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FINANZEN/2191: Scholz muss Digitalsteuer abräumen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2018

DÜRR: Scholz muss Digitalsteuer abräumen



Zu den Beratungen der EU-Finanzminister über eine Digitalsteuer
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Beim Treffen der EU-Finanzminister darf Olaf Scholz bei der
Digitalsteuer keinen Kompromiss anbieten, sondern muss sie ganz
abräumen. Denn sie wäre Gift für den europäischen und deutschen
Wirtschaftsstandort. Die FDP-Fraktion setzt sich dafür ein, dass alle
Unternehmen gleich und fair besteuert werden. Ein international nicht
abgestimmter Alleingang der EU bei der Digitalsteuer widerspricht dem
klar und ist kontraproduktiv. Europa darf in seinen Grenzen den
digitalen Wandel nicht ausbremsen. Stattdessen muss
Bundesfinanzminister Scholz auf eine Lösung im Rahmen der OECD
drängen. Von erklärten 'roten Linien' der französischen Partner darf
er sich nicht beeindrucken lassen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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INNEN/4699: Instabilität der Bundesregierung mit Händen zu greifen


FDP-Pressemitteilung vom 5. November 2018

BEER: Instabilität der Bundesregierung mit Händen zu greifen



Zu den Klausurtagungen von CDU und SPD erklärt FDP-Generalsekretärin
Nicola Beer:

"Im Nachgang zu den beiden Klausurtagungen der Mitglieder der Großen
Koalition CDU und SPD kann man eigentlich nur sagen, dass die
Instabilität dieser Bundesregierung mit Händen zu greifen ist. Wer
heute diese Ergebnisse gesehen hat, kann zu keinem anderen Schluss
kommen, als dass es offenbar um ein Weiterwursteln geht.

Auf der einen Seite das Ergebnis bei der CDU: gestern noch quasi
euphorisch, der Austausch neuer Köpfe, der offenbar zumindest an der
Basis Kräfte freizusetzen scheint, und dann gleich im Anschluss die
Diskussion darüber, dass man aber unbedingt den aktuellen Kurs
beibehalten müsste. Dieser aktuelle Kurs, der offensichtlich weder
auf der konservativen Seite, noch auf der Seite linksgrün in
irgendeiner Weise als Original erkannt wird.

Und bei der Sozialdemokratie ein Unterhaken mit Pfeifen im Walde. Man
will Antworten geben, die man jetzt aber noch nicht hat. Für uns ist
vor allem entscheidend die Frage: Sind es denn die richtigen
Antworten für die Zukunft in Deutschland? Und das ist am Ende das,
was uns umtreiben muss.

Wir bemessen die Koalitionspartner nicht an der B-Note für den Stil,
sondern an der A-Note für die Inhalte, die sie jetzt endlich als
Regierung umsetzen müssten. Treiben wir die Soziale Marktwirtschaft
so voran, dass wir wieder Arbeitsplätze nicht nur sichern, sondern
ausbauen und dass wir innovativ, dass wir wettbewerbsfähig sind?
Bekommen wir ein soziales Sicherungssystem, gerade bei der Rente, das
generationengerecht ist und nicht permanent jungen Generationen mehr
auflastet? Haben wir ein innovatives Bildungssystem, das den
Anforderungen der nächsten Jahrzehnte gewachsen ist und Fragen der
Digitalisierung, neue Technologien entsprechend mit aufnimmt?

Summa summarum: wenig Anlass, nach diesen beiden Klausurtagungen zu
glauben, dass es hier einen entsprechenden Input auf die
Bundesregierung gibt. Eher die Gefahr, dass weiter gewurstelt wird,
dass es internes Misstrauen zwischen den Koalitionspartnern, aber
auch innerhalb der Unionsparteien gibt mit einer auch noch
linksseitigen Fracht. Von daher ist für uns nach wie vor der
Anspruch: Diese Regierung, sie muss endlich nach vorne heraus
handeln. Sie muss das Regieren übernehmen, und das wird sicherlich
nur dadurch möglich sein, dass wir auch entsprechendes Aufräumen im
Kabinett sehen.

Wie ein Mühlstein hängt Herr Seehofer dieser Koalition um den Hals.
Der Fall Maaßen ist schon mehr als eine Posse. Es ist wirklich zum
Fremdschämen. Herr Seehofer hat versucht, diesen Fall auszusitzen.
Aber meines Erachtens ist er gerade durch diese Handlungsunfähigkeit
dann insgesamt für die Bundesregierung untragbar geworden."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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INNEN/4698: Seehofer muss sich aus seinem Amt zurückziehen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. November 2018

THOMAE-Statement: Seehofer muss sich aus seinem Amt zurückziehen



Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae gab zum
Fall Maaßen das folgende Statement ab:

"[...] Der Innenminister hat mit seiner Entscheidung, Herrn Maaßen in
den einstweiligen Ruhestand zu versetzen, eine richtige Entscheidung
getroffen. Allerdings viel zu spät, diese Entscheidung hätte schon
viel früher fallen müssen. Mit seiner Zögerlichkeit, mit seiner
Unentschlossenheit hat Herr Seehofer die Koalition an den Rand des
Abgrunds geführt und dem Land über Wochen und Monate eine Diskussion
zugemutet. Herr Seehofer müsste jetzt die Konsequenzen aus seiner
Zögerlichkeit ziehen. Er wirkt überfordert in seinem Amt und es wäre
richtig, wenn er sich aus seinem Amt zurückziehen würde."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BAYERN/4968: SPD will Prioritäten für ein soziales Bayern setzen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 6. November 2018

SPD will Prioritäten für ein soziales Bayern setzen

SPD-Fraktionsvorsitzender Horst Arnold bei Wahl des Ministerpräsidenten: Koalitionsvertrag ist kein Dokument des Aufbruchs



Der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Horst Arnold hat in seiner Rede zur Wahl des Ministerpräsidenten gefordert, die Prioritäten für ein soziales Bayern zu setzen. Der schwarz-orange Koalitionsvertrag mache allerdings kaum einen Unterschied zur CSU-Alleinregierung. "Der Koalitionsvertrag ist kein Dokument des Aufbruchs, sondern zeugt von stabiler Perspektivlosigkeit - da ist sich die Öffentlichkeit einig", rief Arnold in der heutigen (6. November 2018) Plenarsitzung des Bayerischen Landtags.

Das Votum der Bayerinnen und Bayern sei auch ein Votum gegen die Amtsführung des Ministerpräsidenten gewesen. Populismus und Angstmacherei im Wahlkampf hätten sich nicht ausgezahlt, stellte Arnold fest. "Ich hoffe, Sie ziehen daraus die notwendigen Schlüsse. Es bringt nichts, am PAG herumzudoktern. Hören Sie auf Zehntausende, die auf die Straße gegangen sind. Nehmen Sie das PAG zurück."

Die Freien Wähler seien willige Assistenten der CSU und hätten etliche Wahlversprechen gebrochen: Im Koalitionsvertrag finde sich keine Stärkung der Kommunen durch einen höheren Anteil am Steueraufkommen. Bei der Energiewende hätten sich die Freien Wähler über den Tisch ziehen lassen: "Die von ihnen bekämpfte 10h-Regelung bleibt. Ich wünsche viel Erfolg dabei, die Energiewende ohne Windkraft voranzutreiben", erklärte Arnold in Richtung Freie Wähler.

Auch das zentrale Wahlversprechen der Freien Wähler, die kostenlose Kita, werde nicht erfüllt. 100 Euro Zuschuss soll es pauschal geben, 250 Euro für Eltern von ein- und zweijährigen Kindern. "Was nutzen mir in der Stadt 250 Euro Familiengeld, wenn ich 750 Euro für die Krippe zahle?", zitierte der neue SPD-Fraktionsvorsitzende Freie Wähler-Chef Aiwanger. "Ja, genau! Eine kostenlose Kita sieht anders aus", stellte Arnold fest.

Auf zentrale soziale Fragen gebe der Koalitionsvertrag keine Antworten: Gesamtkonzept für Bildung mit flächendeckenden Ganztagsschulen? Bezahlbare Wohnungen? Gerechte Löhne? Pflegenotstand? Um in diesen Fragen wirklich weiterzukommen, brauche es die SPD: "Wir sind das soziale Gewissen Bayerns. Diese Aufgabe werden wir kraftvoll angehen."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4538: Steuerschätzung - Geld ist da, aber der Senat kürzt weiter (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. November 2018

Steuerschätzung: Geld ist da, aber der Senat kürzt weiter



Weitere 784 Millionen Euro mehr als nach der bereits positiv ausgefallenen Mai-Steuerschätzung erwartet hat Hamburg zur Verfügung. Und diese heute präsentierten Mehreinnahmen sind bereits um eine Zuführung zur Konjunkturposition reduziert - insgesamt beträgt die positive Differenz sogar 1,06 Milliarden Euro. "Obwohl die Steuereinnahmen sprudeln wie nie, wird an vielen Stellen im Kernhaushalt gekürzt: Der Senatsentwurf zum neuen Doppelhaushalt 2019/2020 zeigt dies überdeutlich", kritisiert Norbert Hackbusch, finanz- und haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Stattdessen verweist der Senat auf die zusätzlichen Lasten durch die Rettung der HSH Nordbank - hier wird Steuergeld in Milliardengrößen versenkt!"

Dazu passt die heutige Veröffentlichung des Schwarzbuchs des Steuerzahlerbunds, so Hackbusch: "Auch hier wird dargelegt, dass die HSH-Rettung zum größten Verschwendungsfall Norddeutschlands geworden ist."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 6. November 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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RHEINLAND-PFALZ/4972: Rheinland-Pfalz macht sich für den Freifunk stark (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.11.2018

Rheinland-Pfalz macht sich für den Freifunk stark



Heute hat der Ministerrat beschlossen, dass Rheinland-Pfalz gemeinsam
mit anderen Bundesländern einen Gesetzesantrag in den Bundesrat
einbringen wird, um Freifunk-Initiativen finanziell zu entlasten.

Mit Freifunk-Netzen bieten Privatpersonen und ehrenamtliche
Initiativen anderen Menschen die Möglichkeit, kostenlos und
unbürokratisch WLAN mitzunutzen. Bislang galt die kostenfreie
Versorgung mit WLAN allein nicht als gemeinnütziger Zweck. Der heute
beschlossene Antrag sieht vor, dass den Freifunkern in der Rechtsform
einer Körperschaft die Gemeinnützigkeit zuerkannt wird. Damit würden
Spenden an diese Initiativen steuerlich begünstigt.

Dazu erklärt Pia Schellhammer, netzpolitische Sprecherin der GRÜNEN
Landtagsfraktion:

"In unserem digitalen Zeitalter ist der Zugang zum Internet ein
wichtiger Baustein gesellschaftlicher Teilhabe. Die Freifunk-
Initiativen leisten mit ihrem kostenfreien Angebot einen großen
Beitrag zur digitalen Selbstbestimmung der Bürgerinnen und Bürger.

Dass wir nichtgewerbliche Angebote für ein freies öffentliches WLAN
fördern wollen, haben die Ampelfraktionen bereits im Koalitionsvertrag
festgehalten. Wir GRÜNEN haben uns hierfür besonders stark gemacht.
Mit dem Gesetzesantrag soll das ehrenamtliche Engagement der
Freifunker nun endlich die Anerkennung bekommen, die es verdient."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4971: Krankenpflege - Wissen und Empathie sind entscheidend (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 2. November 2018

Wissen und Empathie sind entscheidend

Landtagspräsident empfängt beste Alten- und Krankenpflegeschülerin



Es ist eine Auszeichnung, die sie sich mit exzellentem Fachwissen und
großem Engagement verdient hat. Julia Bung, 22 Jahre alt aus
Trierweiler, ist die rheinland-pfälzische Landessiegerin des
Bundeswettbewerbs der Auszubildenden zur Alten- und Krankenpflegerin
im Jahr 2018. Vor diesem Hintergrund hat Landtagspräsident Hendrik
Hering gemeinsam mit Vizepräsidentin Astrid Schmitt und Vizepräsident
Hans-Josef Bracht die junge Frau in der Landtagsverwaltung empfangen.
Begleitet wurde Julia Bung von einer kleinen Delegation bestehend
unter anderen aus dem Präsidenten des Deutschen Vereins zur Förderung
der pflegerischen Qualität e.V., der den Bundeswettbewerb ausrichtet,
Vertretern der Krankenpflegeschule und ihres Arbeitgebers, dem
Klinikum Mutterhaus Trier.

Der Präsident des Vereins, Jens Frieß, erklärte, mit dem Wettbewerb
wolle man das Ansehen des Pflegeberufs in der Öffentlichkeit stärken.
Bundesweit hätten über 30.000 Schüler aus der Alten- und
Krankenpflege, Säuglings- und Kinderkrankenpflege teilgenommen. Beim
Wettbewerb komme es auf Fachwissen und empathisches Handeln an.


Wichtige und anspruchsvolle Tätigkeit

Julia Bung ist Kinderkrankenpflegerin im Klinikum Mutterhaus Trier.
Sie übe eine besonders wichtige, aber auch anspruchsvolle Tätigkeit
aus, verdeutlichte der Landtagspräsident. "Alle Berufe in der Pflege
verlangen Empathie und auch die Fähigkeit, die Bedürfnisse von
Menschen zu erkennen, die sich selbst nicht äußern können." Gerade bei
der Pflege von Kleinkindern sei dieses Talent entscheidend. Menschen
in diesen gesellschaftlich so bedeutenden Berufen beeindruckten ihn
sehr.


Mehr Wertschätzung und bessere Entlohnung

Der Pflegeberuf erfordere zugleich auch umfassende fachliche
Kenntnisse, deren Umfang und Bedeutung in den kommenden Jahren noch
zunehmen würden, betonte Hering. "Damit Pflegeberufe attraktiv
bleiben, ist eine noch höhere Wertschätzung durch Politik und
Gesellschaft notwendig." Wer seine Arbeitskraft in den Dienst anderer
Menschen stelle, verdiene Anerkennung. Das müsse sich endlich auch in
der Entlohnung zeigen.

Hering hat während seines Zivildienstes selbst in den Pflegeberuf
geschnuppert. Es freue ihn sehr, dass es so engagierte Menschen wie
Julia Bung gebe, die den Pflegeberuf mit Freude, Fachkenntnis und
Leidenschaft ausübten. Das sei nicht selbstverständlich, zumal die
Arbeitsbedingungen in Krankenhäusern mit Schichtbetrieb besonders
herausfordernd seien.

 * 
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SOZIALES/2732: Sozialstaat soll für jedes Alter und jede Lebenssituation gestärkt werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. November 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

SPD stärkt Sozialstaat für jedes Alter und jede Lebenssituation



Katja Mast, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;
Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Mit dem Rentenpakt und dem Teilhabechancengesetz verabschieden wir im Deutschen Bundestag zwei sozialdemokratische Kernanliegen. Wir garantieren Renten auf einem festen Niveau und halten die Beiträge stabil - das sind große Erfolge. Den Sozialen Arbeitsmarkt gibt es nur, weil die SPD in die Regierung eingetreten ist. Er lässt den drängenden Wunsch vieler Menschen auf würdevolle Arbeit Realität werden. Dass nun auch Tariflohn gefördert werden kann und nicht nur Beschäftigte mit Mindestlohn, ist unser Verhandlungserfolg.

"Wir wollen, dass sich die Menschen in unserem Land auf den Sozialstaat verlassen können - und zwar in jedem Alter und jeder Lebenssituation. Deshalb schaffen wir mit dem Rentenpakt einen Neustart für eine stabile Rente. Kern des Gesetzesentwurfs ist das völlig neue System der doppelten Haltelinien: Durch eine Beitragssatzgarantie begrenzen wir einerseits den Rentenversicherungsbeitrag auf höchstens 20 Prozent - vorerst bis zum Jahr 2025. Andererseits garantieren wir bis mindestens 2025 ein Rentenniveau von 48 Prozent und koppeln die Entwicklung der Renten damit wieder stärker an die Lohn- und Gehaltsentwicklung.

Für Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen vorzeitig in Rente gehen müssen, gelten ab 1. Januar 2019 zudem verbesserte Regelungen in der Erwerbsminderungsrente. Und auch die Mütterrente gestalten wir gerechter: Die SPD hat sich mit Erfolg dafür eingesetzt, dass die Verbesserungen für alle Eltern gelten und nicht nur für diejenigen, die mehr als zwei Kinder haben.

Mit dem Teilhabechancengesetz führen wir einen flächendeckenden Sozialen Arbeitsmarkt ein. Für uns ist klar: Wir wollen Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren - denn Arbeit bedeutet nicht nur Lohnerwerb, sondern auch soziale Teilhabe. Mit dem Sozialen Arbeitsmarkt schaffen wir für Langzeitarbeitslose neue und vor allem langfristige Chancen auf eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung - und damit auch das Dabeisein mitten in der Gesellschaft. Wir wenden uns Menschen und Familien zu, die sonst keine Chance auf Teilhabe hätten. Insgesamt vier Milliarden Euro zusätzlich nehmen wir für dieses neue Instrument in die Hand. Damit werden unter anderem ein beschäftigungsbegleitendes Coaching für Arbeitgeber und Teilnehmende sowie Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber ermöglicht.

Es ist ein großer Erfolg der SPD, dass sich dieser Lohnkostenzuschuss am Tariflohn orientieren kann. Damit gehen wir deutlich über den Koalitionsvertrag hinaus: Hier war nur der Mindestlohn vorgesehen. So machen wir den Sozialen Arbeitsmarkt gerade in Regionen nutzbar, in denen er dringend gebraucht wird. Denn finanzschwache und tarifgebundene Kommunen sind nicht in der Lage, die Lohnlücke aus eigener Kraft zu schließen.

Zudem haben wir die Zugangsvoraussetzungen abgemildert und Ausnahmeregelungen für Familien mit Kindern und Schwerbehinderte eingeführt. So kommt der Soziale Arbeitsmarkt den Menschen zugute, die ihn am dringendsten brauchen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/275: Bildungsgewerkschaft erhöht Druck auf Bundesregierung in Sachen Hochschulfinanzierung (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. November 2018

GEW: "Grundfinanzierung verbessern, Dauerstellen für Daueraufgaben!"

Bildungsgewerkschaft erhöht Druck auf Bundesregierung in Sachen
Hochschulfinanzierung



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU) aufgefordert, bei den
laufenden Verhandlungen über die Zukunft des Hochschulpakts und weiterer
Bund-Länder-Programme den Weg für eine bessere Grundfinanzierung frei zu
machen. "Deutschlands Hochschulen sind unterfinanziert: flächendeckender
Numerus clausus, katastrophale Betreuungsrelationen, Dozentinnen und
Dozenten mit Kurzzeitverträgen. Die Bundesregierung darf nicht länger
tatenlos zusehen, sondern muss endlich die Länder bei der Verbesserung der
Grundfinanzierung der Hochschulen unterstützen. Die Aufstockung und
Verstetigung des 2020 auslaufenden Hochschulpakts wären dafür ein
überfälliger erster Schritt", sagte Andreas Keller, stellvertretender
Vorsitzender und Vorstandsmitglied für Hochschule und Forschung der GEW,
mit Blick auf die heutige Mitgliederversammlung der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK). Zu der Tagung wird zum ersten Mal
Ministerin Karliczek erwartet. Keller nimmt als Gast an der Versammlung
teil.

Der GEW-Vize bot HRK-Präsident Peter-André Alt die Zusammenarbeit mit der
Bildungsgewerkschaft beim Engagement für eine bessere Hochschulfinanzierung
an. "Die GEW unterstützt die HRK in ihrer Forderung nach einer dynamischen
Finanzierungskomponente des Hochschulpakts, die nicht nur die künftige
Preis- und Tarifentwicklung absichert, sondern auch die
Betreuungsrelationen verbessert. Es kann nicht sein, dass an den
Universitäten auf eine Professorin oder einen Professor über 60, in manchen
Fachrichtungen sogar über 90 Studierende kommen. Rektorinnen und Rektoren,
Studierende und Hochschulbeschäftigte sollten ihre Kräfte bündeln und sich
gemeinsam für eine auskömmliche Finanzierung sowie gute Studien- und
Arbeitsbedingungen stark machen", sagte der GEW-Vize.

Kritisch bewertete Keller dagegen die Überlegungen der HRK zur künftigen
Ausgestaltung des Qualitätspakts Lehre. "Ein Ausbau des Qualitätspakts
Lehre zu einer 'Exzellenzinitiative für die Lehre' würde die berechtigte
Forderung der Hochschulen nach einer verlässlichen Grundfinanzierung
konterkarieren. Statt nach dem Vorbild der Exzellenzinitiative für die
Spitzenforschung nun auch noch Milliarden für exzellente Lehre an wenigen
Spitzenhochschulen auszugeben, brauchen wir ein qualitativ hochwertiges
Studium an allen Hochschulen. Hochschulpakt und Qualitätspakt müssen in der
Breite wirksam werden", mahnte der GEW-Hochschulexperte.

Voraussichtlich am 16. November wird die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz
von Bund und Ländern (GWK) die Weichen für die Zukunft der
Hochschulfinanzierung stellen. Im Vorfeld will die GEW den Druck für ein
größeres Engagement der Bundesregierung erhöhen. Am kommenden Donnerstag,
8. November, wird die Bildungsgewerkschaft auf ihrem 9. Follow-up-Kongress
zum "Templiner Manifest" mit Vertreterinnen und Vertretern des Bundes und
der Länder debattieren und die Anforderungen der GEW an einen neuen
Hochschulpakt ("Budenheimer Memorandum") zur Diskussion stellen.



"Ein neuer Hochschulpakt muss her!" - "Budenheimer Memorandum" der
Bildungsgewerkschaft GEW.

https://www.gew.de/fileadmin/media/publikationen/hv/Hochschule_und_Forschung/Broschueren_und_Ratgeber/Budenheimer_Memorandum.pdf
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HOCHSCHULE/2248: Zwölf Projekte für eine bessere Hochschullehre ausgezeichnet (idw)


Stifterverband - 05.11.2018

Zwölf Projekte für eine bessere Hochschullehre ausgezeichnet



Der Stifterverband und die DATEV-Stiftung Zukunft fördern zwölf
beispielgebende Konzepte, um die Qualität der Hochschullehre
weiterzuentwickeln und zu verbessern. Für das Programm Fellowships für
Innovationen in der Hochschullehre stellen sie insgesamt knapp 300.000
Euro bereit.

Berlin, 05.11.2018. Ob interaktives Lernen mithilfe künstlicher
Intelligenz oder durchdachte Konzepte für eine gute Praxisanbindung im
Studium: Gesucht wurden Ideen, wie die Hochschullehre innovativ gestaltet
und weiterentwickelt werden kann. Unter mehr als 100 eingereichten Ideen
aus ganz Deutschland hat eine Jury zwölf Konzepte prämiert und die
Fellowships bundesweit in drei Kategorien vergeben:

Vier Junior-Fellowships, mit je 15.000 Euro dotiert, verleiht der
Stifterverband an:

• Ralf Bausinger, Universität Konstanz, für das Projekt "Ownership of
Learning im Praktikum mit webbasierten, interaktiven Jupyter-Notebooks"

• Judit Klein-Wiele, Duale Hochschule Baden-Württemberg, für das
Projekt: "Integration von augmentierter und virtueller Realität in
Lehrveranstaltungen"

• Fabian Kruse, Technische Universität Berlin, für das Projekt
"science: Art - studentische Wissenschaftskommunikation mit künstlerischen
Mitteln"

• Hannes Saas, Johannes Gutenberg-Universität Mainz, für das Projekt:
"Entwicklung und Erprobung eines neuen videobasierten Lehr-Lern-Formats
zur praxisorientierten Förderung und Prüfung handlungsnaher
Instruktionskompetenzen des angehenden Aus- und Weiterbildungspersonals"

Zwei Senior-Fellowships wurden an Juniorprofessoren, habilitierte
Wissenschaftler und Professoren vergeben. Sie sind mit 25.000 Euro
dotiert.

Ein Senior-Fellowship vergibt die DATEV-Stiftung Zukunft an:

• Klaus Quibeldey-Cirkel, Technische Hochschule Mittelhessen, für das
Projekt "Digital gegen das Bulimie-Lernen: Quizzen im Hörsaal und zu
Hause, Podcasts für unterwegs"

Ein Senior-Fellowship des Stifterverbandes wird verliehen an:

• Gregor D. Wehinger, Technische Universität Clausthal, für das
Projekt "Mit Virtual Reality eintauchen ins forschende Lernen in der
Verfahrenstechnik"

Sechs Tandem-Fellowships werden mit jeweils 30.000 Euro vom Stifterverband
gefördert und gehen an:

• Jörg Desel und Uwe Elsholz von der FernUniversität in Hagen für das
Projekt "Durchlässigkeit zwischen Berufsausbildung und Studium durch
adaptierte Studiengestaltung"

• Christian Fritz-Hoffmann, Carl von Ossietzky Universität Oldenburg
und Axel Kuhn, Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, für das
Projekt "Reader Analytics als lernstrategisches Werkzeug der kritischen
Reflektion des eigenen Leseverhaltens im Studium"

• Traugott Haas und Angela Hartig von der Universität Vechta für das
Projekt "MoKuLab: Das mobile Kultur Labor als Vehikel zur
Professionalisierung von Lehramtsstudierenden an der Universität Vechta"

• Sebastian Hobert und Florian Berens von der Georg-August-Universität
Göttingen für das Projekt "Interactive Learning on Demand - Künstliche
Intelligenz als Tutor in Großveranstaltungen"

• Markus Linke und Tim Tiedemann von der Hochschule für Angewandte
Wissenschaften Hamburg für das Projekt "Individuelle online Lernwege in
der Technischen Mechanik mit Maschinellen Lernverhalten"

• Alexandra Schulz und Marc Otto, Technische Universität Berlin, für
das Projekt "Digital Making for everyone and everwhere! Forschen (lernen) im
mobilen Makerspace"

"Die ausgezeichneten Projekte sind vorbildlich in ihrer Weiterentwicklung
der Hochschullehre im digitalen Zeitalter", sagt Volker Meyer-Guckel,
stellvertretender Generealsekretär des Stifterverbandes. "Unsere
Fellowships ermutigen die Lehrenden, ihre Lehrkonzepte zu optimieren und
die Bedürfnisse der Studierenden im Blick zu behalten."

Eine Jury aus Lehrenden verschiedener Fachrichtungen sowie
Hochschuldidaktikern und Studierenden wählte die Fellows aus.
Ausschlaggebend für eine Förderung ist vor allem, dass das Vorhaben einen
deutlichen Mehrwert gegenüber dem Status quo darstellt und in das
Curriculum eingebunden werden kann.



Detaillierte Informationen zu den geförderten Projekten finden Sie unter:

www.stifterverband.de/lehrfellows2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:
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DEMOSKOPIE/774: Make Europe great again? Europäer sehen Vergangenheit positiver als Gegenwart (idw)


Bertelsmann Stiftung - 05.11.2018

Make Europe great again? Europäer sehen Vergangenheit positiver als
Gegenwart



Die Sehnsucht nach einer vermeintlich besseren Vergangenheit hat
Konjunktur: Donald Trump hat es mit seinem Versprechen, die USA zurück in
die Zukunft zu führen, bis ins Weiße Haus gebracht. Die Brexit-Befürworter
mobilisieren mit Erinnerungen an eine Zeit, in der Großbritannien die
Weltmeere beherrschte. Wie empfänglich die Europäer insgesamt für das
Hohelied auf die "gute alte Zeit" sind, hat die aktuelle Ausgabe der
eupinions untersucht.

Gütersloh, 5. November 2018. Zwei Drittel der Europäer (67 Prozent) sind
der Meinung, die Welt sei früher ein besserer Ort gewesen. Die Italiener
sind besonders nostalgisch (77 Prozent). In Polen stimmen dieser Meinung
mit 59 Prozent die Wenigsten zu. In Deutschland geben 61 Prozent der
Bevölkerung an, die Welt sei früher eine bessere gewesen. Auffallend ist:
Jene Europäer die nostalgisch eingestellt sind, verorten sich selbst
häufiger rechts der politischen Mitte als die Nicht-Nostalgiker. Sie sind
außerdem in der Regel deutlich kritischer gegenüber Einwanderung. Das sind
die Ergebnisse der aktuellen Ausgabe der Umfragereihe "eupinions", mit der
die Bertelsmann Stiftung regelmäßig, europaweit Bürger zu politischen und
gesellschaftlichen Themen befragt. Die Umfrage ist mit einer Stichprobe
von 10.855 Befragten repräsentativ für die EU und ihre fünf größten
Mitgliedsstaaten.

Die Umfrage zeigt: Je älter die Befragten, desto eher sind sie nostalgisch
eingestellt. Jugendliche unter 25 sind am wenigsten empfänglich für
nostalgische Gefühle (52 Prozent), während es bei den 56-65-Jährigen über
zwei Drittel der Befragten sind (70 Prozent). Unter den Jugendlichen sind
die Italiener ebenfalls Nostalgiespitzenreiter: 64 Prozent von ihnen sehen
die Vergangenheit in besserem Licht als die Gegenwart. Am positivsten
blicken die polnischen Jugendlichen auf die Gegenwart: Nur ein Drittel (35
Prozent) von ihnen ist nostalgisch eingestellt. Über alle Altersgruppen
hinweg sehen Frauen (47 Prozent) die Vergangenheit positiver als Männer
(53 Prozent). "Wenn wir unsere Vergangenheit im Laufe der Zeit altersmilde
betrachten, ist das vor allem menschlich. Doch wenn Parteien Ängste und
Unsicherheiten für ihre Wahlerfolge ausnutzen, um eine nie dagewesene
goldene Vergangenheit zu beschwören, ist das fahrlässig", so Aart De Geus,
Vorstandsvorsitzender der Bertelsmann Stiftung.

Nostalgie stabilisiert in Momenten der Verunsicherung

Die Bewertung der Vergangenheit fällt mit bestimmten politischen
Einstellungen zusammen. Nostalgiker verorten sich selbst eher rechts der
politischen Mitte. 53 Prozent der Europäer, die nostalgisch eingestellt
sind, sehen sich selbst eher rechts der Mitte, während 58 Prozent der
Nicht-Nostalgiker sich eher links verorten. Diese Unterschiede zwischen
den Lagern bei der politischen Selbstverortung sind in Deutschland am
stärksten ausgeprägt: Hier ist der Anteil der Nostalgiker die sich rechts
verorten (51 Prozent) um 20 Prozentpunkte höher als bei den 
Nicht-Nostalgikern (31 Prozent).

"Nostalgie ist auch ein Indiz für ein hohes Maß an Verunsicherung in der
Gesellschaft", so Isabell Hoffmann, Europaexpertin der Bertelsmann
Stiftung und Mitautorin der Studie. Doch der wohlwollende Blick in die
Vergangenheit, in der Öffentlichkeit oft negativ besetzt, habe durchaus
eine wichtige Funktion, denn er könne Stabilität und Halt bieten, so die
Autoren. Dies machen sich auch einzelne Parteien zunutze, die mit
Referenzen an die Vergangenheit Sicherheit und Ordnung versprechen, um
aktuelle Verunsicherungen in Wählerstimmen zu übersetzen: "Der Blick in
die USA und Großbritannien zeigt, dass interessanterweise gerade jene, die
eine Rückkehr zu alter Größe und Stabilität versprechen, bisher vor allem
Unruhe und Auseinandersetzungen ausgelöst haben", so Hoffmann.

Nostalgiker: Skepsis gegenüber Einwanderung, aber europafreundlich

Befragt zu ihren Einstellungen gegenüber einzelnen Sachthemen zeigen die
Ergebnisse, das Nostalgiker in der Regel etwas kritischer gegenüber der EU
und deutlich ablehnend gegenüber Einwanderung eingestellt sind. Eine
Mehrheit der Nostalgiker (53 Prozent) ist überzeugt, dass Einwanderer den
Einheimischen "Jobs wegnehmen" und nur 45 Prozent von Ihnen sind
überzeugt, dass "Einwanderung gut für die Wirtschaft ist. Über drei
Viertel der europäischen Nostalgiker (78 Prozent) stimmen sogar der
Aussage zu, dass "Einwanderer sich nicht in die Gesellschaft integrieren
möchten". Bei Nicht-Nostalgikern sind die Zahlenwerte genau umgekehrt: Nur
eine Minderheit (30 Prozent) geht davon aus, dass durch Einwanderung Jobs
für Einheimische verloren gehen und eine Mehrheit (63 Prozent) ist der
Meinung, dass Einwanderung grundsätzlich gut für die Wirtschaft ist.

Bezüglich der Europäischen Union sind die Einstellungen der beiden Lager
nicht weit voneinander entfernt. Eine deutliche Mehrheit, unabhängig von
Nostalgieneigungen, wünscht sich sowohl mehr politische und ökonomische
Integration, als auch eine aktivere Rolle der EU auf der Weltbühne. Am
stärksten unterscheiden sich die Werte für einen Verbleib des eignen
Landes in der EU: 82 Prozent der Nicht-Nostalgiker unterstützen die
EU-Mitgliedschaft ihres Landes. Bei den Nostalgikern sind es noch 67
Prozent.


Zusatzinformationen

"eupinions" ist das europäische Meinungsforschungs-Instrument der
Bertelsmann Stiftung, das zusammen mit Dalia Research entwickelt wurde.
Damit werden regelmäßig die Bürger aller 28 EU-Mitgliedstaaten zu
europäischen Themen befragt. Die aktuelle Befragung fand im Juni 2018
statt und ist mit 10.885 Befragten repräsentativ für die EU und die fünf
größten Mitgliedstaaten: Deutschland, Frankreich, Italien, Polen und
Spanien. Ausführliche Informationen zur Methodik der Umfrage finden Sie im
Methodenanhang auf Seite 19 der deutschen Ausgabe der Studie.

Die Studie und weitere europaweite Umfragedaten finden Sie unter

www.eupinions.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PROPAGANDA/1503: Sicherheit - übers Ziel hinaus ins Schwarze ... (SB)




Der nun endgültig von Bundesinnenminister Seehofer entlassene
Verfassungsschutzchef Maaßen tanzt der Politik nicht nur auf der Nase herum oder
steht im Mittelpunkt einer "absurden" Affäre, wie viele Kommentatoren behaupten. 
Er war lange vor der bis heute aufrechterhaltenen Behauptung, in Chemnitz habe 
keine Hetzjagd auf als Ausländer identifizierte Menschen stattgefunden und das
Video, das dies unter anderem dokumentiert, sei eine Fälschung, als Sachwalter
einer autoritären und nationalistischen Staatsräson bekannt. Als er 2012 an die
Spitze der zentralen Behörde zur Unterdrückung radikaler Oppositionsbewegungen
gesetzt wurde, war er längst als bekennender Feind eines liberalen Asylrechtes
bekannt. Mit seinem neuerlichen, zweifellos plaziert gesetzten Bekenntnis zur
extremen Rechten macht Maaßen vollends klar, daß er auf zahlreiche
SympathiesantInnen in den deutschen Staatsapparaten rechnen kann.

Von "linksradikalen Kräften in der SPD" zu schwadronieren ist so bizarr wie
Maaßens politischer Standpunkt am anderen Ende des ideologischen Spektrums
konkret. Wenn er in der vorliegenden Abschiedsrede, die er im vertrauten Kreis
vermutlich nicht viel anders gepolter GeheimdienstekollegInnen hielt, geradezu
genüßlich Salz in die Wunden rechtstaatlicher Fassadenpoliererei reibt, dann
führt er auch diejenigen PolitikerInnen vor, die sich nicht dazu durchringen
konnten, im Eklat um die Bewertung der Ereignisse von Chemnitz seine sofortige
Entlassung - und nicht Versetzung in ein besseres oder gleichwertiges Amt -
unter Einsatz all ihrer Möglichkeiten durchzusetzen. Maaßens Behauptung, es sei
Kreisen der SPD darum gegangen, anhand seiner Person einen Bruch der
Regierungskoalition zu erzwingen, erweist sich gerade dadurch, daß der kleinere
Koalitionspartner den Konflikt mit seinem Dienstherren Seehofer nicht auf die
Spitze getrieben hat, als blanke Verschwörungstheorie. Die SPD stände heute weit
besser da, wenn sie einmal aus prinzipiellen Gründen Rückgrat gezeigt hätte,
anstatt dem Machterhalt den Zuschlag zu geben.

Wenn der Präsident einer Behörde, deren undemokratische Observationsbefugnisse
einem institutionalisierten Ausnahmezustand gleichkommen und damit einer
Staatsräson entsprechen, die der Sicherung etablierter Herrschaft gegen die
Bevölkerung auch unter Widerlegung rechtstaatlicher Prinzipien verpflichtet ist,
behauptet, er habe "nie gedacht, dass die Angst vor mir und vor der Wahrheit
Teile der Politik und Medien in solche Panik und Hysterie versetzt, dass vier
Sätze von mir ausreichend sind, um eine Regierungskrise in Deutschland
auszulösen" [1], dann läßt das eine Verwechslung von Person und Amt erkennen,
die nur als gefährlich für alle davon betroffenen Menschen bezeichnet werden
kann.

Unter den Umständen eines die eigene Stellung nach außen aggressiv und nach
innen repressiv absichernden Krisenmanagements wird Staatsfunktionären wie
Maaßen ein Ausmaß an Handlungsfreiheit zugebilligt, dem eine politisch opportune
Auslegung und Überschreitung der Regeln, die ihrem Amt zugrundeliegen, inhärent
ist. Im Zweifelsfall gedeckt durch das Gebot der Geheimhaltung kann und soll,
wie etwa das gescheiterte Parteiverbotsverfahren der NPD oder die Aufarbeitung
der Anschläge des NSU gezeigt haben, mit manipulativen Winkelzügen in die
politische Willensbildung eingegriffen werden. Indem Maaßen die AfD beriet, wie
sie eine Beobachtung durch sein Amt verhindern könne, hat er den Auftrag,
mutmaßliche Feinde der Verfassung zwecks ihrer Abwehr durch die Exekutive
kenntlich zu machen, denn auch nur scheinbar unterlaufen.

Um Interessen zu befördern, die nicht die des Gros der Bevölkerung sind, zeigen
die Geheimdienste und Polizeiorgane der Bundesrepublik immer unverhohlener, wo
sie stehen und wes Lied sie singen. Wäre dies nicht politisch gedeckt, könnten
sich Spitzenbeamte wie Maaßen nicht erlauben, was unter anderen ideologischen
Vorzeichen schlichtweg undenkbar wäre. So hätte die Behauptung, die
polizeilichen Ermittlungsergebnisse bei den G20-Protesten beruhten auf Videos,
die fälschlicherweise zu Lasten der Demonstrierenden interpretiert wurden, oder
die Forderung nach Aufhebung des PKK-Verbotes die Amtszeit eines
Verfassungschefs weit schneller beendet als die diversen Handreichungen 
Maaßens an die extreme Rechte. Seine nun erfolgte Entlassung ist Ausdruck einer
Schadensbegrenzung durch Gleichgesinnte, die weiterhin in Amt und Würden
bleiben. 


Fußnote:

[1] https://www.tagesschau.de/inland/maassen-261.html
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REPRESSION/1624: AfD - um den Schein zu wahren ... (SB)




Wir stehen ohne jede Einschränkung und Relativierung zum
Gewaltmonopol des Staates und lehnen Gewalt gegen Menschen wie gegen
Sachen als Mittel der politischen Auseinandersetzung vollständig ab.
Schon diese klaren einleitenden Festlegungen werfen die nur zu
begründete Frage auf, warum man eigentlich eine solche Partei unter
Verfassungschutzbeobachtung zu stellen erwägt.

Jörg Meuthen (Co-Parteivorsitzender der AfD) [1]

Spekulationen, die AfD habe den Zenit ihres Aufstiegs bereits
überschritten und werde bald in der öffentlichen Wahrnehmung auf ihre
reale Größe einer kleineren Protestpartei mit Hochburgen im Osten
schrumpfen, könnten blauäugiger bis irreführender nicht sein. Wenn
Kommentator Marco Bertolaso im Deutschlandfunk [2] in seiner Prognose
für Entwarnung plädiert, weil die Politik alles tun werde, um in
Zeiten der Globalisierung das Versprechen sozialer Gerechtigkeit neu
einzulösen, erinnert diese Verkennung der multiplen Krisen und der
akuten Gefahr einer repressiven Formierung der Gesellschaft an fatale
Fehleinschätzungen an einschneidenden Wegmarken deutscher Geschichte.
Sein Fazit, Wissenschaftler würden in einigen Jahren davon sprechen,
daß diese Partei eine Weile als Bedrohung für die deutsche Demokratie
wahrgenommen wurde, letztlich aber ein Übergangsphänomen in der
Transformationskrise zu Beginn des 21. Jahrhunderts gewesen sei, ebnet
die sich zuspitzenden gesellschaftlichen und globalen Mangellagen und
Auseinandersetzungen zu einem Szenario bloßer Verunsicherung in
stürmischen Zeiten des Umbruchs ein. Die Verwerfungen der
Globalisierung machten die Menschen ängstlich und wütend, vielen gehe
es gerade nicht mehr um rechts oder links, sondern um Identität und
Sicherheit, verabschiedet sich der Kommentator von einer Erfassung
gesellschaftlicher Widersprüche und einer politischen Einschätzung der
AfD.

Womit begründet er seinen Optimismus, die AfD als das erfolgreichste
Parteiprojekt in der Bundesrepublik seit den Grünen auszuweisen, ihr
aber ungeachtet des Einzugs in alle Parlamente zugleich das Ende ihres
Zuwachses vorherzusagen? Das Ziel der "Merkel muss weg"-Bewegung sei
fast erreicht, die Kanzlerin habe ihren Rückzug eingeleitet. Der
Eindruck bleierner Alternativlosigkeit schwinde, es gebe neue
Gesichter und neuen demokratischen Streit: "Wir stehen vor einer
aufregenden Phase im politischen Leben unseres Landes." Das Experiment
der CSU, die AfD durch Nachahmung einzuhegen, sei grandios
gescheitert, die Parteien lernten allmählich, daß sie die
Alltagsprobleme der Menschen in den Mittelpunkt stellen müßten. Hier
könne Politik das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit einer liberalen
Demokratie stärken, hier könne sie die wirtschaftlichen Erfolge von
morgen vorbereiten. "Wenn es gut läuft, dann werden wir demnächst eine
lebendigere Bundespolitik bekommen, die sich um die Anliegen der
Mehrheit kümmert."

Den durch massive Stimmenverluste der CDU erzwungenen Wechsel des
Führungspersonals samt der drohenden Wiederkehr eines Friedrich Merz
mit einem demokratischen Aufbruch zu verwechseln, gleicht einer
Kapitulation vor der AfD auf ganzer Linie. Diese treibt die politische
Konkurrenz höchst erfolgreich vor sich her, hat Bernd Lucke und Frauke
Petry entsorgt, sich zunehmend radikalisiert und für die extreme
Rechte geöffnet. Daß sie bei Bedarf auch Kreide fressen kann, sofern
das taktische Kalkül es gebietet, ändert nicht das Geringste an ihrer
Strategie, sich mit völkischen und rassistischen Positionen als die
einzige Rettung der von Abstiegsängsten heimgesuchten Schichten zu
präsentieren. Hans-Georg Maaßen hielt als Präsident des
Verfassungsschutzes seine schützende Hand über sie, um sie von einer
Beobachtung durch seine Behörde freizuhalten. Er lehnte dies ab,
obgleich ihn 2017 und 2018 verschiedene Landesämter aufgefordert haben
sollen, eine Materialsammlung über die AfD anzulegen.
Bundesinnenminister Horst Seehofer attestierte ihm bei der Vorstellung
des Verfassungsschutzberichts 2017, in dem die AfD im Kapitel
"Rechtsextremismus" mit keiner Silbe erwähnt wurde, vorzügliche
Arbeit.

Dabei sind deren Kontakte zu rechtsextremen Strukturen wie der
identitären Bewegung oder der Ein-Prozent-Initiative und anderen
hinlänglich bekannt. Björn Höcke ist weiterhin Parteimitglied,
Alexander Gauland hat Hitler und die Nazis als einen "Vogelschiss in
über tausend Jahren erfolgreicher deutscher Geschichte" bezeichnet.
Nach dem rechten Aufmarsch in Chemnitz und Maaßens Offensive kann der
Bundesverfassungsschutz nicht umhin, ebenso wie die
Verfassungsschutzämter der Länder der Frage nachzugehen, ob die AfD
eine Gefahr für die freiheitlich-demokratische Grundordnung darstellt
und deswegen observiert werden sollte. Eine Entscheidung soll bis Ende
des Jahres fallen. Das nötigt der Parteiführung einige Manöver ab, die
allein dem Zweck dienen, den Schein zu wahren und eine Beobachtung
durch den Verfassungsschutz abzuwenden.

Sie beauftragte als Rechtsgutachter den emeritierten Freiburger
Staatsrechtler Dietrich Murswiek, was sich insofern als Eigentor
erwies, als dessen Zeugnis verheerend ausfiel. Murswiek führt Dutzende
Beispiele an, die eine Beobachtung durch den Verfassungsschutz
rechtfertigen würden, angefangen von den Pauschalurteilen über die
"Altparteien" und die "herrschende politische Klasse", bis hin zum
Blick auf die Medien und den nur zu gern verwendeten Begriff der
"Lügenpresse". In den abschließenden Empfehlungen heißt es
unmißverständlich: "Unbedingt notwendig ist es, Äußerungen und
Verhaltensweisen zu unterlassen wie: pauschale Diffamierungen oder
Herabwürdigungen von Ausländern/Immigranten/Flüchtlingen und
Muslimen." Außerdem sollten "extremistische Reizwörter" wie
"Umvolkung", "Überfremdung", "Volkstod" oder "Umerziehung" fortan
nicht mehr verwendet werden.

Roland Hartwig, Vize der AfD-Bundestagsfraktion, nahm die Vorlage
sofort auf und erklärte: "Es geht einzig und allein darum eine Grenze
zu ziehen, zwischen verfassungsfeindlichen Positionen und
verfassungsmäßen Positionen, für die wir als Partei stehen." Da das
Gutachten nur allgemeine Empfehlungen gebe, sollte die Partei konkrete
Handlungsempfehlungen erarbeiten, wie man den schmalen Grat zwischen
gewünschter politischer Provokation und der Nichtbeobachtung durch den
Verfassungsschutz erreichen könne. "Da werden unsere Handreichungen in
die Richtung gehen, dass die Partei schnell und konsequent
Einzelfälle, wenn sie denn bei uns auftauchen, aufnimmt und
korrigieren bis hin zu Parteiauschlussverfahren", so Hartwig.
Inzwischen habe die AfD die Bewegung "Pro Chemnitz" auf ihre
Unvereinbarkeitsliste gesetzt.

Für den rechten Flügel der AfD gilt Hartwig jedoch bereits als
Großinquisitor, und in dem "Stuttgarter Aufruf" lehnten mehr als
tausend Parteimitglieder jegliche Denk- und Sprechverbote wie auch
Parteiordnungs- und Ausschlußverfahren ab. Der jüngst mit knapp über
80 Prozent wiedergewählte thüringische Landeschef Björn Höcke warnte
seine Partei vor einer Panikmache und bezeichnet die Angst vor der
Beobachtung durch den Verfassungsschutz als "politische Bettnässerei".
[3] Während Höcke die AfD auf die rechtsextreme Seite zieht, ist die
Parteiführung um Alexander Gauland und Jörg Meuthen darauf bedacht,
die Gesamtpartei von einer Beobachtung freizuhalten, um mögliche
Nachteile abzuwenden. So zog vor der konstituierenden Sitzung des
Bayerischen Landtags der unter Beobachtung des Verfassungsschutzes
stehende AfD-Abgeordnete Uli Henkel seine Kandidatur für das Amt des
Vizepräsidenten zurück. Stattdessen nominierte die Fraktion Raimund
Swoboda, der aber lediglich 27 Stimmen erhielt, während 153
Abgeordnete gegen ihn stimmten. Wenngleich es zu keinem Eklat kam und
die Partei in einer der nächsten Sitzungen Swoboda wieder oder einen
anderen Kandidaten vorschlagen kann, sind negative Reaktionen in
moderateren Teilen der Wählerschaft nicht auszuschließen. [4]

Auf einer Pressekonferenz verwahrte sich Jörg Meuthen gegen
Überlegungen zur Beobachtung seiner Partei durch den
Verfassungsschutz. Die AfD sei durch und durch eine Rechtsstaatspartei
und die Forderung nach einer Beobachtung speise sich nicht aus
rechtlichen Erwägungen, sondern sei eine rein politisch motivierte
Vorgehensweise der Konkurrenz. Idealerweise gelinge es, Mitglieder,
die nicht auf dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grundordnung
stehen, dazu zu bringen, die AfD aus freien Stücken zu verlassen. Das
sei in den letzten Wochen auch bei einigen gelungen. Wo das nicht
möglich sei, müsse man ein Parteiausschlußverfahren anstrengen. Die
AfD werde sich aber nicht in eine Welle von Ausschlußverfahren
hineindrängen lassen. In der Summe sei fehlende Gesetzestreue kein
Problem der AfD, sondern bei den Altparteien zu suchen. In Chemnitz
hätten sich "einige rechtsextremistische Vollidioten" und "komplett
indiskutable Zeitgenossen" einem Protest der Partei angeschlossen. Das
zu kritisieren sei richtig, doch blieben die Medien stumm, wenn sich
Linke und Grüne mit Angreifern verbrüderten, die gegen AfD-Mitglieder,
deren Autos und Häuser gewalttätig würden. [5]

Roland Hartwig leitet die vom AfD-Bundesvorstand eingesetzte
"Arbeitsgruppe Verfassungsschutz", die Verhaltensregeln aufstellen
soll, um die Partei von einer Beobachtung durch den Verfassungsschutz
freizuhalten. Relativierungen des Nationalsozialismus,
Geschichtsrevisionismus und das Schüren von Ängsten vor Folgen von
Masseneinwanderung sollen bis auf weiteres allenfalls gedacht, aber
nicht mehr öffentlich geäußert werden. Die AfD-Nachwuchsorganisation
Junge Alternative hat ihren Landesverband Niedersachsen aufgelöst. Der
frühere JA-Landeschef Lars Steinke war im August abgesetzt worden,
weil er den Hitler-Attentäter Claus Schenk Graf von Stauffenberg in
einem nicht öffentlich einsehbaren Facebook-Eintrag als Verräter
bezeichnet hatte. [6]

Die Parteispitze will weder bürgerlich-konservative Wähler verprellen
noch ihren bislang so erfolgreichen Kurs nach rechts beenden. Also ist
ein Spagat gefragt, um die Hetzer im Zaum zu halten, ohne
einflußreiche Mitglieder zu sanktionieren. So bezeichnete Alexander
Gauland die jüngsten Äußerungen Björn Höckes als "falsch" und "in
keiner Weise zielführend", einen Anlaß für ein Ausschlußverfahren
sieht er in dieser Äußerung aber nicht.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/beobachtung-durch-verfassungsschutz-afd-geht-zum.1783.de.html

[2] www.deutschlandfunk.de/alternative-fuer-deutschland-hat-die-afd-ihren-zenit.720.de.html

[3] www.deutschlandfunk.de/gutachten-zu-verfassungsschutz-staatsrechtler-stellt-afd.1773.de.html

[4] www.sueddeutsche.de/bayern/politik-bayern-landtag-afd-1.4197380

[5] www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-und-der-verfassungsschutz-joerg-meuthen-sieht-politische-motivation-a-1236781.html

[6] www.tagesschau.de/inland/afd-verfassungsschutz-137.html
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STANDPUNKT/806: Resolution der Konferenz "Ostsee - Meer des Friedens" (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) - 5. November
2018

Resolution der Konferenz "Ostsee - Meer des Friedens"



Auf Einladung der Deutschen kommunistischen Partei (DKP) nahmen
VertreterInnen kommunistischer Parteien aus Ostseeanrainer-Staaten am
vergangenen Wochenende in Kiel an den Aktivitäten zur Erinnerung an die
Novemberrevolution vor 100 Jahren teil. Dazu gehörte auch eine Konferenz
von DKP und SDAJ auf der folgende Resolution verabschiedet wurde:

Wir, fünf Kommunistische Parteien aus Polen, Schweden, Dänemark und
Deutschland, setzen mit unserer Teilnahme an der Konferenz "Ostsee - Meer
des Friedens", zu der auch die Kommunistischen Parteien aus der Russischen
Föderation und Finnland Textbeiträge zugesandt haben, ein Zeichen für
Frieden und Völkerverständigung. Die Ostsee ist ein Meer, das dem Austausch
und dem Handel zwischen den verschiedenen Nationen dient, seit Menschen an
der Ostsee leben. Dieses Meer darf nicht zum Schauplatz militärischer
Aggression und von Militärübungen werden.

Wir verurteilen die Manöver der NATO "Trident Juncture" - vor wenigen Tagen
in der Nordsee - und "Northern Coast 2018", welches bald in der Ostsee
stattfinden wird. Die nicht der NATO angehörenden Staaten Schweden und
Finnland sollen durch ihre Einbindung in militärische Übungen schrittweise
immer weiter an die NATO herangeführt werden. Wir solidarisieren uns mit
dem Kampf der Kommunistischen Parteien Schwedens und Finnlands und mit der
Friedensbewegung dieser Länder gegen eine NATO-Mitgliedschaft.

Die Übungen der Seestreitkräfte stehen in einer Linie mit der seit Jahren
stattfindenden Osterweiterung der NATO in die baltischen Staaten sowie den
Großteil Osteuropas. Die Russische Föderation, deren Militärhaushalt nur
etwa ein Siebzehntel des Rüstungshaushalts der NATO-Staaten ausmacht, ist
der Feind - offenbar unabhängig von ihrem Gesellschaftssystem. Sie soll
unter Druck gesetzt und zu einem neuen Rüstungswettlauf gedrängt werden.
Für dieses Land, das im Rahmen der UdSSR 1941 bis 1945 den Hauptanteil der
Last bei der Zurückschlagung des Faschismus trug und dem die europäischen
Völker ihre Freiheit vom Faschismus verdankten, ist diese Bedrohung real.

Die Europäische Union beteiligt sich an den Kriegsvorbereitungen, indem sie
2017 die "Ständige Strukturierte Zusammenarbeit" (PESCO) vereinbarte, der
25 der 28 EU-Mitglieder und bis auf Dänemark alle EU-Ostseeanrainerstaaten
angehören und die der militärischen Eingreiffähigkeit der Europäischen
Union dient.

Die NATO- und EU-Aggression geht einher mit der Beseitigung von
Widerstandspotential in den Nachbarländern der Russischen Föderation, wo
Kommunistische Parteien verboten sind oder verboten werden sollen. Wir
wenden uns gegen Nationalismus und das Aufkommen eines neuen Faschismus,
sowie gegen die Neuschreibung der Geschichte des Sozialismus!

Als Kommunistische Parteien der Ostseeanrainerstaaten fordern wir:


	Schluss mit der Aggression gegen die Russische Föderation!

	Stopp der NATO-Manöver in Nord- und Ostsee - Für eine Ostsee des Friedens!

	Wiederherstellung der politischen Rechte der Kommunistinnen und Kommunisten in Polen, der Ukraine und den baltischen Staaten!



Kiel, 3.11.2018

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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STANDPUNKT/805: Wegtreten, NATO! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Wegtreten, NATO!

Die Entsorgung des transatlantischen Kriegsbündnisses ist 
überfällig 

Von Jürgen Rose, Rubikon, 29. Oktober 2018



Die Heiligste Kuh im Stall der Außen- und Sicherheitspolitik der
Bundesrepublik Deutschland ist die Mitgliedschaft im Atlantischen
Bündnis. Dabei war die NATO schon immer ein höchst dubioses
Unternehmen, das immer mehr seinen wahren Charakter im Dienste von
Amerikas Kriegslust zeigte. Woche für Woche genehmigte
Friedensnobelpreisträger Obama ohne Prüfung durch die Legislative und
die Gerichte und unsichtbar für die Öffentlichkeit Morde. Die Debatte
über die Schuld oder Unschuld der Kandidaten auf der Todesliste fand
hinter verschlossenen Türen statt. All dies unter dem
gebetsmühlenartig wiederholten Vorwand der weltweiten
Terrorismusbekämpfung. Völkerrechtlich definiert das Römische Statut
des Internationalen Strafgerichtshofs eine derartige Handlungsweise
als Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Der Fortbestand des
Bündnisses mit den USA im Rahmen der NATO ist demnach weder im
deutschen noch im europäischen Interesse noch mit den Werten unseres
Grundgesetzes vereinbar.

"Die Folgen der US-Politik stürzen den Mittleren Osten ins Chaos
und gefährden die Existenz Europas" (1).

Als Heiligste Kuh im Stall der Außen- und Sicherheitspolitik der
Bundesrepublik Deutschland gilt nach wie vor die Mitgliedschaft im
Atlantischen Bündnis. Sie besitzt den Status der Unantastbarkeit und
genießt quasi religiöse Sakralität - im gültigen Koalitionsvertrag der
amtierenden Regierungsparteien heißt es dazu wortwörtlich: "Wir
bekennen uns zur NATO und zu ihrem neuen strategischen Konzept" (2).
Indes werden Bekenntnisse gemeinhin in der Kirche abgelegt, was im
vorliegenden Fall wohl bedeuten soll: "Es lebe die Heilige Atlantische
Allianz!"

Dabei war die NATO schon immer ein höchst dubioses Unternehmen, wie
schon der von 1952 bis 1957 als ihr erster Generalsekretär amtierende
Lord Hastings Lionel Ismay wusste, als er mit britischer
Unverblümtheit deren eigentlichen Zweck mit den Worten umschrieb: "to
keep the Americans in, to keep the Russians out, and to keep the
Germans down" (3). Die wahren Motive, aus denen heraus die
unumschränkte Führungsmacht des Atlantischen Bündnisses, kaum dass der
Zweite Weltkrieg vorbei war, postwendend einen essentiellen Konflikt
gegen die Sowjetunion als einen ihrer Hauptverbündeten im Krieg gegen
die Nazi-Diktatur angezettelt hatte, gab im Jahr 1948 unumwunden
"Amerikas führender Stratege in den Anfangsjahren des Kalten Krieges"
(4), George F. Kennan, in einer Denkschrift zu Protokoll:

"Mit 50 Prozent des Reichtums auf der Welt, aber nur 6,3 Prozent
ihrer Bevölkerung (...) sind wir unweigerlich das Objekt von Neid und
Missgunst. Unsere eigentliche Aufgabe (...) besteht darin, ein Muster
für (internationale) Beziehungen zu entwickeln, das es uns erlaubt,
diese Position der Ungleichheit aufrechtzuerhalten. (...) Dazu müssen
wir uns von allen Sentimentalitäten und Tagträumen verabschieden.
(...) Wir müssen aufhören, über vage und (...) unrealistische Ziele
wie Menschenrechte, die Erhöhung von Lebensstandards und
Demokratisierung zu reden. (...) Wir müssen mit offenen Machtkonzepten
vorgehen. Je weniger uns idealistische Slogans behindern, desto
besser" (5).

Richtig brisant wurde die Lage, als die NATO im Jahr 1999 erstmals
gemeinsam Krieg im Bündnis führte, einen flagranten Angriffskrieg
zumal, und die Alliierten 78 Tage lang die Bundesrepublik Jugoslawien
bombardierten. Der nicht eben als Friedenstaube bekannte Henry
Kissinger sah sich daraufhin zu einer dramatischen Warnung veranlasst.
Unter dem Titel "Die erschreckende Revolution in der NATO"
konstatierte er:

"Das Bündnis hat seine historische Selbstdefinition einer streng
defensiven Koalition aufgegeben. Dieser abrupte Abschied vom Konzept
der nationalen Souveränität, verbunden mit der Beschwörung
universeller moralistischer Slogans, markierte einen neuen
außenpolitischen Stil. ... Sollte sich die NATO-Doktrin der
'universellen Intervention' verbreiten und sollten konkurrierende
Wahrheiten erneut in einen offenen Wettstreit treten, droht uns eine
Welt, in der die Tugend Amok läuft" (6).

Wie wahr. Einige Jahre danach thematisierte Egon Bahr,
sicherheitspolitischer Vorzeigeexperte der SPD und ehemaliger Direktor
des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der
Universität Hamburg, die hegemoniale Rolle der USA in der Allianz:

"Zur Sache selbst stellt sich als entscheidende Frage, ob die NATO
ein Instrument der Erweiterung und Sicherung der amerikanischen
Weltvorherrschaft ist. ... das ist ja gerade ein Grund, weshalb die
NATO kein global handlungsfähiges Instrument werden darf, das weltweit
faktisch im Interesse der USA eingesetzt werden kann" (7).

In dieselbe Kerbe schlug Lothar Rühl, bekannt als in der Wolle
gefärbter Atlantiker und ehemals Staatssekretär im Bundesministerium
der Verteidigung, als er monierte, die NATO sei auf dem Weg, zu einem
"immer weniger integrierten, interalliierten militärischen
Dienstleistungsbetrieb bei amerikanischem Bedarf" (8) zu degenerieren.
Analog kritisierte Willy Wimmer, ausgewiesener Christkonservativer und
ebenfalls vormals Staatssekretär im Bundesministerium der
Verteidigung, die bündnispolitische Asymmetrie:

"Es kann nicht sein, für eine verfehlte Politik jetzt das westliche
Bündnis wie eine Art Fremdenlegion in Anspruch zu nehmen. Damit würde
jene verhängnisvolle Politik fortgesetzt, wie sie mit dem NATO-Gipfel
des Jahres 1998 in Lissabon eingeleitet wurde, als der
Nordatlantikpakt als Verteidigungsbündnis quasi aufgebrochen und mit
einem globalen Interventionsauftrag ausgestattet wurde. Ich hielt das
immer für einen Kurs, der weder mit dem NATO-Statut noch mit der
UN-Charta vereinbar ist" (9).

Als jemand, der anstelle einer parteipolitischen Sollbruchstelle im
Rückgrat noch den Mut besitzt, sich seines eigenen Verstandes zu
bedienen, wetzte der damals noch aktive CDU-Bundestagsabgeordnete
darüber hinaus freilich nichts weniger als das Schlachtermesser für
die Heiligste Kuh bundesdeutscher Sicherheitspolitik, als er
unmißverständlich forderte:

"Unter diesen Umständen bleibt uns letztlich nichts weiter übrig,
als aus der militärischen Integration der NATO auszusteigen, wenn wir
nicht völlig die Maßstäbe einer rationalen und von den Interessen der
Bundesrepublik Deutschland bestimmten Sicherheitspolitik aus dem Auge
verlieren wollen" (10).

Angesichts dessen hat Deutschlands hochgeschätzter
Gesellschaftsphilosoph Jürgen Habermas vor geraumer Zeit schon auf den
Punkt gebracht, warum das nur vermeintlich "alte" Europa nun endlich
seine "Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik" sowie seine
"Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik" in den Stand der
Funktionstüchtigkeit bringen sollte. Im transatlantischen Frontblatt
dieser Republik gab er zu Protokoll:

"Der erklärte Unilateralismus der USA hat seit der Verkündung der
Bush-Doktrin im Herbst 2002 die Glaubwürdigkeit der normativen
Grundlagen westlicher Politik zerstört. Als Katalysator einer neuen
Weltunordnung hat er auf allen Seiten eine sozialdarwinistische
Enthemmung von Gewaltpotenzialen und rücksichtslose Verfolgung
nationaler Interessen ausgelöst" (11).

Dass sich an der mit einem unverhohlenen Anspruch auf globale
Hegemonie gepaarten Arroganz militärischer Machtentfaltung der USA
auch unter dem in Oslo zum Friedensfürsten gekürten Präsidenten Barack
Hussein Obama nicht das geringste geändert hat, demonstriert schlagend
der aus fernab des Kriegsschauplatzes in den USA gelegenen,
unangreifbaren Gefechtsständen gesteuerte, feige (12) und verheerende
Drohnenkrieg (13), den der US-Präsident vornehmlich durch die "Special
Activities Division" seines Geheimdiensts CIA sowie das in Tampa,
Florida gelegene "United States Special Operations Command", SOCOM
(14), mit hoher Intensität fortführen lässt (15) und dem unbeteiligte
Zivilisten zu Hunderten, wenn nicht gar zu Tausenden zum Opfer fallen
(16).

Der US-Präsident maßt sich hierdurch als Ermittler, Ankläger,
Geschworener, Richter und Henker in einer Person das Recht an, ohne
rechtskonformen Prozess nicht nur Staatsangehörige ausländischer
Nationen, sondern auch US-amerikanische BürgerInnen - sogar
minderjährige(!) - durch Schergen der Geheimdienste oder des Militärs
mittels geheimer Kommandoaktionen oder Kampfdrohnen auch schon auf
bloßen Verdacht, sogenannte "signature strikes", hin zur sogenannten
gezielten Tötung, "targeted killing", freizugeben, das heißt ermorden
zu lassen.

Der US-amerikanische Professor Michael Boyle, der an der in
Pennsylvania gelegenen La Salle University in Philadelphia lehrt und
während Obamas Wahlkampf ehemals Berater in der Expertengruppe für
Terrorabwehr war, bringt den hochgradig kriminellen Charakter von
dessen Mordprogramm mit den Worten auf den Punkt:

"Mit der Aufstellung von Todeslisten und der Ausweitung der
Drohnenangriffe 'bricht Präsident Obama sein Versprechen, die
Antiterrorpolitik mit der US-Verfassung in Einklang zu bringen' (...).
Obama ha(t) 'vom Oval Office aus die außergerichtliche Tötung zur
Routine und zu einem normalen Vorgang gemacht, indem er Amerikas
einstweiligen Vorsprung in der Drohnentechnologie dazu nutzt, in
Afghanistan, Pakistan, im Jemen und in Somalia Schattenkriege zu
führen. Ohne eine Prüfung durch die Legislative und die Gerichte und
unsichtbar für die Öffentlichkeit genehmigt Obama Woche für Woche
Morde, wobei die Debatte über die Schuld und Unschuld der Kandidaten
für die 'Todesliste' hinter verschlossenen Türen geführt wird'"
(17).

Diese Erkenntnis ist mittlerweile durchaus auch in Deutschland
angelangt, wie ein Leitartikel des FAZ-Herausgebers Berthold Kohler in
seinem gewöhnlich jedweder anti-amerikanischer Umtriebe unverdächtigen
Intelligenzblatt belegt. Am 3. Juli 2014 schrieb er dort:

"Der Friedensnobelpreisträger hat gelernt, die Drohne zu lieben. Er
ist vom Vorkämpfer für weltweite nukleare Abrüstung zum Feldherrn
eines weltumspannenden Drohnenkriegs geworden. Dieser Feldzug ist
Obamas Antwort auf die asymmetrische Kriegsführung des islamistischen
Terrorismus. Die Drohne ist die Waffe, mit der er die Terroristen
terrorisiert. Und ohne Gerichtsverfahren exekutiert. Unschuldige
Dritte, die diesen 'chirurgischen' Schlägen zum Opfer fallen, werden
als 'Kollateralschäden' bagatellisiert" (18).

Indes löst keineswegs nur die "Ermordung von Zivilisten ohne
Gerichtsverfahren im Drohnenkrieg" (19) Zweifel an der Fortexistenz
der seitens der transatlantischen Pseudo-Elite hierzulande
gebetsmühlenhaft beschworenen Wertegemeinschaft aus. Weitere
Positionen auf der Liste habitueller US-amerikanischer
Menschenrechtsverbrechen umfassen:


	die Todesstrafe,

	die zeitlich unbegrenzte Gefangennahme ohne Anklage in Lagern wie Guantánamo,

	die Aburteilung von Personen vor nicht rechtsstaatlichen Sondergerichten ('military commissions'),

	die Verschleppung von Personen in Folterstaaten,

	die Verhängung von Flugverboten und Finanzsperren oder

	die Aufnahme in Verdachtslisten ohne gerichtliche Genehmigung und Überprüfungsmöglichkeit (20)



Um überhaupt erfassen zu können, auf welche Weise und in welchem
Ausmaß die USA zu einem wahrhaftigen Imperium der Barbarei degeneriert
sind, das jeder Beschreibung spottet, ist die Lektüre des im Jahr 2013
erschienenen, von dem US-amerikanischen Journalisten Jeremy Scahill in
jahrelanger Arbeit akribisch recherchierten Werkes "Schmutzige Kriege.
Amerikas geheime Kommandoaktionen", im Original "Dirty Wars: The World
is a Battlefield", absolut unabdingbar. Stichwortartig seien
nachfolgend nur einige der wesentlichsten Fakten aufgeführt:


	Am 14. September 2001 hat der US-Kongress ein Ermächtigungsgesetz, AUMF - "Authorization for Use of Military Force", verabschiedet, das dem US-Präsidenten unbeschränkte Befugnisse zur weltweiten Kriegführung unter dem Vorwand der Terrorismusbekämpfung einräumt.




	Unter dem Rubrum "Global War on Terror" maßen sich die USA an, jederzeit, an jedem beliebigen Ort der Welt, in beliebiger Weise, zum Beispiel mittels Killerkommandos des JSOC oder Kampfdrohnen, jeden beliebigen Menschen zu ermorden, zu verstümmeln oder in weltweit über den Globus verstreute Geheimgefängnisse, Konzentrationslager wie in Guantánamo oder Schiffe der U.S. Navy zu verschleppen und dort mit ausgeklügelten Methoden zu foltern, wenn er oder sie auch nur im Verdacht terroristischer Handlungen steht.




	In Gestalt des vom Kongress verabschiedeten USA PATRIOT ACTs werden unter dem Vorwand der Terrorismusbekämpfung fundamentale Bürgerrechte in ihrem Wesensgehalt dauerhaft eingeschränkt respektive außer Kraft gesetzt.




	Mittels geheimer Präsidialerlasse wurde das JSOC ermächtigt, auf US-amerikanischem Boden Terrorbekämpfungsoperationen durchzuführen, was gegen den "Posse Comitatus Act" verstößt, der den Einsatz von US-Streitkräften zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben im Inneren verbietet.



Den alles überragenden, weil für die Frage Rechts- oder Unrechtsstaat
schlechthin entscheidenden Topos jedoch markiert die Außerkraftsetzung
des Habeas-Corpus-Prinzips in den USA im Jahre 2006. Die Europäische
Menschenrechtskonvention stuft dieses Recht auf Schutz vor
willkürlicher Inhaftierung in Artikel 5 als Menschenrecht ein. In
Deutschland werden die Habeas-Corpus-Rechte durch Art. 104 des
Grundgesetzes (21) geschützt.

Ungeachtet des Umstandes, dass der Supreme Court die Regelung am 12.
Juni 2008 für verfassungswidrig erklärt hatte, unterzeichnete
US-Präsident Obama am 31. Dezember 2011 das Nationale
Verteidigungsbevollmächtigungsgesetz, das die Festnahme von Personen
unter Terrorverdacht durch das Militär und eine Haft unbegrenzter
Dauer in Militärgefängnissen ohne Gerichtsverfahren, Rechtsbeistand
oder Berufungsmöglichkeit erlaubt. Eine Verbringung ins Ausland oder
die Übergabe an ausländische Rechtsträger ist möglich. Festnahmen auf
dem Boden der USA sowie von US-amerikanischen Bürgern sollen durch
nicht-militärische Kräfte erfolgen (22).

In der Konsequenz bedeutet dies, dass sich die US-Regierung das Recht
anmaßt, jeden beliebigen Menschen unter dem Vorwand des Terrorismus
ohne richterliche Verfügung auf unbestimmte Zeit an irgendeinem Ort
der Welt einzukerkern - ganz so wie dies weltweit in ordinären
faschistoiden respektive faschistischen Schurkenstaaten Usus ist (23).
Völkerrechtlich definiert das Römische Statut des Internationalen
Strafgerichtshofs eine derartige Handlungsweise als Verbrechen gegen
die Menschlichkeit.

Der bis 2013 amtierende demokratische US-Kongressabgeordnete Dennis
Kucinich gab zum Zustand seines Landes folgendes zu Protokoll:

"Wir reißen hier die Pfeiler unserer demokratischen Traditionen
ein. Das Recht auf einen fairen Prozess? Gestrichen. Das Recht,
denjenigen gegenüberzutreten, die einen anklagen? Gestrichen. All
diese Grundpfeiler werden gerade umgestürzt ... Die Aushöhlung der
Glaubwürdigkeit, die Aushöhlung der demokratischen Werte, die
Aushöhlung der wohlwollenden Absicht - all das lässt befürchten, dass
in diesem Land die Grundrechte der eigenen Bürger nicht mehr gelten.
Sie sind Freiwild für den Killer" (24).

Der texanische(!) Republikaner Ron Paul äußert sich ganz ähnlich:

"Wenn das amerikanische Volk es blindlings und lässig hinnimmt,
dass der Präsident ohne weiteres Leute, die er für schlechte Menschen
hält, hinrichten lassen darf, dann halte ich das für traurig"
(25).

Der Verfassungsrechtler und Journalist Glenn Greenwald merkt hierzu
an:

"Zu sagen, der Präsident habe das Recht, Bürger ohne ordentliches
Gerichtsverfahren töten zu lassen, bedeutet nichts anderes, als die
Verfassung in möglichst kleine Stücke zu reißen, sie anzuzünden und
schließlich mit Füßen zu treten" (26).

Jeremy Scahill schließlich fasst
den Status quo des regierungskriminellen Mordsystems zusammen:

"Heute fallen Entscheidungen über Leben und Tod von Menschen im
Namen der Nationalen Sicherheit Amerikas im Geheimen, Gesetze werden
vom Präsidenten und seinen Beratern hinter verschlossenen Türen
ausgelegt, und kein Ziel ist tabu, nicht einmal der amerikanische
Staatsbürger" (27).

Die Verkommenheit der selbsternannten "indispensable nation"
formulierte wohl am pointiertesten der Religions- und Kirchenkritiker
Karlheinz Deschner, als er notierte:

"Die USA, die, seit es sie gibt, allen anderen Moral predigen, um
ihre eigenen Gräuel zu kaschieren, entstanden selbst auf dem Boden
nackter Gewalt - durch Ausmordung der Roten und Versklavung der
Schwarzen - die Basis ihrer ganzen Freiheit und Demokratie: blutige
'Realpolitik' und bigottes Geschwätz" (28).

Letzteres gilt deckungsgleich für die vermeintliche transatlantische
Wertegemeinschaft: leeres Geschwätz.

Bleibt noch die Frage nach der ebenso häufig beschworenen
transatlantischen Interessengemeinschaft zu klären, auf die
selbstredend das fundamentale Axiom des englischen Außen- und
Premierministers Lord Palmerston Anwendung zu finden hat, dass Staaten
weder ewige Verbündete noch permanente Feinde haben, sondern lediglich
konstante Interessen (29).

Zu diesem Behufe empfiehlt es sich, bevor europäische
"Überzeugungstäter" wie Helmut Schmidt, Egon Bahr oder Jürgen Habermas
zu Worte kommen, zunächst einen Blick auf wichtige US-amerikanische
Protagonisten zu werfen - nicht zuletzt, um dem wohlfeilen Anwurf des
Anti-Amerikanismus entgegenzuwirken.

Die mehr als einhundertzwanzigjährige außenpolitische Praxis der USA
legt der pulitzerpreisgekrönte US-Journalist Stephen Kinzer in seinem
Buch "Overthrow: America's Century of Regime Change from Hawaii to
Iraq", auf Deutsch erschienen unter dem Titel "Putsch! Zur Geschichte
des amerikanischen Imperialismus", umfassend dar. Das Paradigma des
Regimewechsels beschreibt der Autor so:

"Die Vereinigten Staaten bedienen sich einer ganzen Reihe von
Methoden, um sich andere Länder gefügig zu machen. In vielen Fällen
greifen sie auf altehrwürdige diplomatische Taktiken zurück, indem sie
Regierungen, die Amerika unterstützen, Belohnungen in Aussicht
stellen, und denen, die das nicht tun, mit Vergeltung drohen.

Manchmal verteidigen sie befreundete Regime gegen den Zorn oder
Aufruhr des jeweiligen Volks. In einer Vielzahl von Fällen haben sie
stillschweigend Staatsstreiche oder Revolutionen unterstützt, die von
anderen angezettelt wurden. Zweimal, im Zusammenhang mit den beiden
Weltkriegen, haben sie mitgeholfen Herrschaftssysteme zu stürzen und
neue an die Macht zu bringen. ... Das erwies sich als musterbildend
für künftiges Verhalten.

Durch das ganze zwanzigste Jahrhundert und bis in den Anfang des
einundzwanzigsten hinein haben die Vereinigten Staaten immer wieder
die Macht ihrer Streitkräfte und ihrer Geheimdienste eingesetzt, um
Regierungen zu stürzen, die den amerikanischen Interessen ihren Schutz
verweigerten. Jedesmal bemäntelten sie ihre Einmischung mit dem
schönfärberischen Hinweis auf Sicherheitsbedürfnisse der Nation und
den Kampf für die Freiheit.

In den meisten Fällen indes lagen ihren Aktionen hauptsächlich
ökonomische Motive zugrunde - vor allem der Anspruch, amerikanische
Geschäftsinteressen rund um die Welt zu untermauern, zu befördern und
zu verteidigen und jede Störung von ihnen fernzuhalten" (30).

Als Kronzeuge für die empirische Stichhaltigkeit jenes ungeschminkten
Befundes, der persönlich an herausragender Stelle daran beteiligt war,
diejenige Politik, die Kinzer analytisch beschreibt, ganz praktisch in
die Tat umzusetzen, vermag Smedley Darlington Butler zu dienen, der
1931 als General Major des United States Marine Corps' seinen Dienst
quittierte. Im Laufe seiner Karriere war er zweimal mit der Medal of
Honor ausgezeichnet und später von General Douglas McArthur als einer
der wirklich großen Generäle der amerikanischen Geschichte bezeichnet
worden (31).

1935, nach seinem Abschied aus dem Militär, verfasste er ein Buch mit
dem Titel "War is a Racket" - "Krieg ist ein schmutziges Geschäft"
(32), in dem er seine eigene Rolle und die des Militärs wie folgt
beschreibt:

"Krieg ist nichts als ein schmutziges Geschäft. Ein schmutziges
Geschäft lässt sich, glaube ich, als etwas beschreiben, das nicht das
ist, wofür es die Mehrheit der Bevölkerung hält. Nur eine kleine
Gruppe Eingeweihter weiß, worum es sich handelt. Es wird betrieben zum
Nutzen ganz Weniger auf Kosten der Massen. ... Der Haken an Amerika
besteht darin, dass wenn der Dollar hierzulande nur sechs Prozent
verdient, er unruhig wird und nach Übersee geht, um einhundert Prozent
zu kriegen. Anschließend folgt die Flagge dem Dollar und die Soldaten
folgen der Flagge.

Ich würde nie wieder in den Krieg ziehen, um irgendwelche lausigen
Investitionen von Bankern zu schützen. ... Es gibt keinen Trick im
Arsenal schmutziger Geschäftemacherei, den die militärische Bande
nicht auf Lager hat. Sie hat ihre 'Spitzel', die auf die Feinde
hinweisen, sie hat ihre 'Muskelmänner' zur Vernichtung der Feinde, sie
hat ihre 'Planer', welche die Kriegsvorbereitungen treffen, und einen
'Big Boss', den supernationalistischen Kapitalismus. Es mag merkwürdig
anmuten, dass ausgerechnet ich als Angehöriger des Militärs einen
solchen Vergleich wage. Aber die Wahrhaftigkeit zwingt mich dazu. Ich
habe dreiunddreißig Jahre und vier Monate als Mitglied der
beweglichsten Militärmacht dieses Landes, der Marine-Infanterie, im
aktiven Dienst verbracht.

Ich habe in allen Rängen gedient, vom Leutnant bis zum
Generalmajor. Und währenddessen verbrachte ich den Großteil meiner
Zeit als erstklassiger Muskelprotz für das Big Business, für die Wall
Street und die Banker. Kurzum, ich war ein Gauner, ein Gangster für
den Kapitalismus. Damals ahnte ich, dass ich nichts weiter als ein
Teil des schmutzigen Geschäfts war. Jetzt weiß ich es.

Wie alle Angehörigen des Militärdienstes machte ich mir niemals
eigene Gedanken, bis ich den Dienst quittierte. Meine geistigen
Fähigkeiten verblieben im Zustand des Scheintodes, während ich die
Befehle der Vorgesetzten befolgte. Das ist typisch für jedermann im
Militärdienst.

Ich habe 1914 mitgeholfen, Mexiko und insbesondere Tampico für die
wichtigen amerikanischen Ölinteressen abzusichern. Ich habe geholfen,
Haiti und Kuba für die Jungs von der National City Bank zu einem
angenehmen Ort, um ihre Erträge abzuschöpfen, zu machen. Ich half bei
der Ausplünderung eines halben Dutzends mittelamerikanischer
Republiken zum Nutzen der Wall Street. Die Liste schmutziger
Geschäftemacherei ist lang. Von 1909 bis 1912 war ich an der Säuberung
Nicaraguas für das internationale Bankhaus Brown Brothers beteiligt
(...).

1916 habe ich den amerikanischen Zuckerinteressen in der
Dominikanischen Republik den Weg bereitet. (1903 half ich, Honduras
für die amerikanischen Obsthandelsfirmen zuzurichten.) In China half
ich, dafür zu sorgen, dass Standard Oil ungestört seinen Geschäften
nachgehen konnte. In all diesen Jahren hatte ich, wie die Jungs in den
Hinterzimmern sagen würden, ein dickes Ding am Laufen. Rückblickend
glaube ich, dass ich Al Capone ein paar Tipps hätte geben können. Er
betrieb seine schmutzigen Geschäfte bestenfalls in drei Bezirken. Ich
operierte auf drei Kontinenten" (33).

Mittlerweile unterhält das US-amerikanische Imperium der Barbarei ein
Netz aus mehr als 800 Militärbasen, das sich um den gesamten Globus
erstreckt und die Hardware für die ökonomische Kolonisierung des
Planeten mit militärischen Gewaltmitteln, vulgo Globalisierung,
bereitstellt.

Das extrem ausgeklügelte und zugleich äußerst perfide Funktionsprinzip
dieser Kombination von Außenwirtschafts- und Militärgewaltpolitik
beschreibt einer der Insider, der diesem System jahrelang zu Diensten
war, nämlich der US-Amerikaner John C. Perkins in seinem Bericht
"Bekenntnisse eines Economic Hit Man. Unterwegs im Dienste der
Wirtschaftsmafia". Darin charakterisiert er den Wirkungsmechanismus,
der dem US-imperialistischen Herrschaftsmodell zugrundeliegt, als ein
Drei-Stufen-System aus "Wirtschaftskillern", EHM, "Geheimdienst-
Schakalen" und Militär:

"Die Raffinesse, mit der dieses moderne Reich aufgebaut wird,
stellt die römischen Zenturionen, die spanischen Konquistadoren und
die europäischen Kolonialmächte des 18. und 19. Jahrhunderts bei
weitem in den Schatten. Wir EHM sind schlau, wir haben aus der
Geschichte gelernt. Wir tragen keine Schwerter mehr. Wir tragen keine
Rüstung oder Kleidung, die uns verraten könnte.

In Ländern wie Ecuador, Nigeria oder Indonesien kleiden wir uns wie
Schullehrer und Ladenbesitzer. In Washington und Paris sehen wir wie
Regierungsbeamte oder Banker aus. Wir wirken bescheiden und normal.
Wir besuchen Projekte und schlendern durch verarmte Dörfer. Wir
bekunden Altruismus und sprechen mit den Lokalzeitungen über die
wunderbaren humanitären Leistungen, die wir vollbringen. Wir bedecken
die Konferenztische von Regierungsausschüssen mit Tabellen und
finanziellen Hochrechnungen und halten an der Harvard Business School
Vorlesungen über die Wunder der Makroökonomie. Wir sind stets präsent
und agieren ganz offen. Oder zumindest stellen wir uns so dar und
werden so akzeptiert. So funktioniert das System. Wir greifen selten
zu illegalen Mitteln, weil das System auf Täuschung basiert, und das
System ist von der Definition her legal.

Aber (und das ist ein sehr starkes 'Aber') wenn wir scheitern,
greift eine ganz besonders finstere Truppe ein, die wir EHM als
Schakale bezeichnen, Männer, die die direkten Erben dieser frühen
Weltreiche sind.

Die Schakale sind immer da, sie lauern im Schatten. Wenn sie
auftauchen, werden Staatschefs gestürzt oder sterben bei 'Unfällen'.
Und wenn die Schakale versagen sollten, wie zum Beispiel in
Afghanistan oder im Irak, dann muss doch wieder das alte Modell
herhalten. Dann werden junge Amerikaner in den Krieg geschickt, um zu
töten und zu sterben. ... Economic Hit Man, Schakale und Soldaten
werden eingesetzt werden, so lange man nachweisen kann, dass durch
ihre Aktivitäten wirtschaftliches Wachstum erzeugt oder gefördert wird
- und Wachstum ist fast immer die Folge ihrer Machenschaften"
(34).

Wobei festzuhalten bleibt, dass die Profiteure des Wachstums in den
USA und allenfalls noch in deren alliierten Vasallenstaaten sitzen,
während die betroffenen Ökonomien in den unterworfenen Regionen in der
neoliberalen Schuldenfalle landen. Auf diese Weise schafft man sich
willige Vasallen in der Schuldknechtschaft, die sich - Pustekuchen
Freiheit, Demokratie, Menschenrechte und soziale Marktwirtschaft -
nach Belieben auf dem Schachbrett der Geoökonomie und -strategie hin-
und herschieben lassen.

Die horrenden Effekte für die von solcherart skrupelloser Macht-,
Ausplünderungs- und Gewaltpolitik westlicher Provenienz unter
Rädelsführerschaft der USA betroffenen Länder rund um den Globus
brachte der Literaturnobelpreisträger Harold Pinter in seiner - von
den westlichen Konzernmedien symptomatischerweise weitgehend
totgeschwiegenen - Preisrede vom 7. Dezember 2005 glasklar auf den
Punkt, als er sagte:

"In diesen Ländern hat es Hunderttausende von Toten gegeben. Hat es
sie wirklich gegeben? Und sind sie wirklich alle der US-Außenpolitik
zuzuschreiben? Die Antwort lautet ja, es hat sie gegeben, und sie sind
der amerikanischen Außenpolitik zuzuschreiben. Aber davon weiß man
natürlich nichts. Es ist nie passiert. Nichts ist jemals passiert.
Sogar als es passierte, passierte es nicht. Es spielte keine Rolle. Es
interessierte niemand.

Die Verbrechen der Vereinigten Staaten waren systematisch,
konstant, infam, unbarmherzig, aber nur sehr wenige Menschen haben
wirklich darüber gesprochen. Das muss man Amerika lassen. Es hat
weltweit eine ziemlich kühl operierende Machtmanipulation betrieben,
und sich dabei als Streiter für das universelle Gute gebärdet. Ein
glänzender, sogar geistreicher, äußerst erfolgreicher Hypnoseakt. Ich
behaupte, die Vereinigten Staaten ziehen die größte Show der Welt ab,
ganz ohne Zweifel. Brutal, gleichgültig, verächtlich und skrupellos,
aber auch ausgesprochen clever" (35).

Drängen sich vielleicht bereits an dieser Stelle erste Zweifel an
einer vorgeblich den Atlantik überspannenden Interessengemeinschaft
auf, so verdichten sich diese sicherlich angesichts der Analyse, die
der einflussreiche Geostratege und Politikberater Zbigniew Brzezinski,
dereinst Nationaler Sicherheitsberater des US-Präsidenten Jimmy Carter
und von Barack Obama, lieferte. Die für das Atlantische Bündnis
maßgebliche Interessenlage der USA bringt Brzezinski wie folgt auf den
Punkt:

"Die Nordatlantische Allianz, die unter dem Kürzel NATO firmiert,
bindet die produktivsten und einflußreichsten Staaten Europas an
Amerika und verleiht den Vereinigten Staaten selbst in
innereuropäischen Angelegenheiten eine wichtige Stimme. ... Vor allen
Dingen aber ist Europa Amerikas unverzichtbarer geopolitischer
Brückenkopf auf dem europäischen Kontinent. Die alte Welt ist für die
USA von enormem geostrategischen Interesse. ... (D)as Atlantische
Bündnis (verankert) den politischen Einfluss und die militärische
Macht Amerikas unmittelbar auf dem eurasischen Festland.

Beim derzeitigen Stand der amerikanisch-europäischen Beziehungen,
da die verbündeten europäischen Nationen immer noch stark auf den
Sicherheitsschild der USA angewiesen sind, erweitert sich mit jeder
Ausdehnung des europäischen Geltungsbereichs automatisch auch die
direkte Einflusssphäre der Vereinigten Staaten. Umgekehrt wäre ohne
diese engen transatlantischen Bindungen Amerikas Vormachtstellung in
Eurasien schnell dahin.

Seine Kontrolle über den Atlantischen Ozean und die Fähigkeit,
Einfluss und Macht tiefer in den eurasischen Raum hinein geltend zu
machen, wären dann äußerst begrenzt. ... Tatsache ist schlicht und
einfach, dass Westeuropa und zunehmend auch Mitteleuropa weitgehend
ein amerikanisches Protektorat bleiben, dessen alliierte Staaten an
Vasallen und Tributpflichtige von einst erinnern. ... Bedient man sich
einer Terminologie, die an das brutalere Zeitalter der alten
Weltreiche gemahnt, so lauten die drei großen Imperative imperialer
Geostrategie: Absprachen zwischen den Vasallen zu verhindern und ihre
Abhängigkeit in Fragen der Sicherheit zu bewahren, die
tributpflichtigen Staaten fügsam zu halten und zu schützen und dafür
zu sorgen, dass die 'Barbaren'-Völker sich nicht zusammenschließen"
(36).

Ganz als Fleisch vom Fleische Brzezinskis erweist sich der Gründer des
US-Think Tanks STRATFOR und äußerst einflussreiche
sicherheitspolitische Lobbyist George Friedman, der in seiner
aufschlussreichen Analyse zur Ukraine-Krise, die unter dem Titel "U.S.
Defense Policy in the Wake of the Ukrainian Affair" das Licht der Welt
erblickte, schreibt:

"Die nationale Strategie der USA muss auf der Seeherrschaft
gründen. Die Ozeane schützen die Vereinigten Staaten vor allem, außer
vor Terrorismus und Atomraketen. Die größte Herausforderung für die US-
amerikanische Seeherrschaft bilden feindliche Flotten. Die beste
Gegenmaßnahme ist die Verhinderung des feindlichen Flottenbaus. Und
die bewirkt man am besten durch die Aufrechterhaltung des
Gleichgewichts der Kräfte in Eurasien.

Hierfür wiederum ist es ideal, für anhaltende Spannungen innerhalb
Eurasiens zu sorgen, so dass dort die Ressourcen statt für den
Flottenbau zur Verteidigung gegen Bedrohungen zulande eingesetzt
werden. In Anbetracht der inhärenten Spannungen in Eurasien brauchen
die Vereinigten Staaten meistens gar nichts zu tun. Manchmal müssen
sie einer oder beiden Seiten militärische oder wirtschaftliche Hilfe
schicken, in anderen Fällen lediglich Ratschläge erteilen ... Damit
diese von den Briten ererbte Strategie aufgeht, benötigen die
Vereinigten Staaten eine effektive und zielführende
Bündnisstruktur.

Die Strategie des Gleichgewichts der Kräfte geht davon aus, dass es
zentrale Bündnispartner gibt, die ein Interesse daran haben, sich mit
den Vereinigten Staaten in Reih und Glied gegen regionale Gegner zu
stellen" (37).

Mit dieser hundertprozentig zutreffenden Analyse knüpft Friedman
unmittelbar an zentrale Axiome US-amerikanischen geostrategischen
Denkens, wie Halford Mackinder's "Heartland Theory" (38) und Alfred
Thayer Mahan's "Influence of Sea Power Upon History" (39), an. Seine
allgemeinen geostrategischen Konklusionen verdichtet Friedman sodann
speziell im Hinblick auf das Verhältnis zwischen Deutschland und
Russland, wenn er ebenfalls völlig akkurat konstatiert:

"Das Hauptinteresse der US-Außenpolitik während des letzten
Jahrhunderts, im Ersten und Zweiten Weltkrieg und im Kalten Krieg
waren die Beziehungen zwischen Deutschland und Russland (...). Seit
einem Jahrhundert ist es für die Vereinigten Staaten das Hauptziel,
die einzigartige Kombination zwischen deutschem Kapital, deutscher
Technologie und russischen Rohstoff-Ressourcen, russischer
Arbeitskraft zu verhindern" (40).

Angesichts dieser skrupellos vor aller Augen klargelegten
geostrategischen Interessenlage des Imperium Americanum muss es
nachgerade unfassbar erscheinen, dass es hierzulande und auch bei
unseren europäischen Nachbarn immer noch ganze Geschwader
(geo)politischer Blindgänger gibt, die der Überzeugung anhängen, bei
der jeweils amtierenden US-Administration handele es sich um Freunde
der Europäer, die ganz und gar uneigennützig, aus altruistischen und
philanthropischen Motiven heraus zum Wohle Europas Weltpolitik
betrieben.

Wie man daher unter Berücksichtigung der vorstehend skizzierten
Faktenlage auch nur ansatzweise auf die Schnapsidee kommen kann, sich
mit einem derartigen Schurkenstaat, der mittlerweile
protofaschistische Züge (41) aufweist, mit der hohlen Phrase einer
vorgeblichen "Interessen- und Wertegemeinschaft" ins gründlich
versiffte Bett eines Militärbündnisses legen zu wollen, muss völlig
schleierhaft erscheinen.

Allerdings scheint es in deutschen Landen jede Menge Zeitgenossen zu
geben, denen es vor gar nichts graut. Zugleich ist denen, die nun
immer noch nicht begreifen wollen oder können, dass ein Fortbestand
des Bündnisses mit den USA im Rahmen der NATO in der momentan
gegebenen Form weder im deutschen noch im europäischen Interesse liegt
noch mit dem Wertenexus unseres Grundgesetzes vereinbar ist, in der
Tat nicht mehr zu helfen!

Diesbezügliche Illusionen hatte sich Deutschlands hochgeschätzter und
jüngst verstorbener Alt-Bundeskanzler Helmut Schmidt, dem nun
wahrhaftig nicht der Ruf vorauseilte, ein fanatischer Anti-Amerikaner
zu sein, längst schon abgeschminkt. Von ähnlichen Erkenntnissen mag er
dazu inspiriert worden sein, im Jahre 2014 auf dem Podium der Münchner
(Un-)Sicherheitskonferenz Moderator Josef Joffe, den habituellen
Statthalter US-amerikanischer Interessen beim Frontblatt eines
überkommenen Transatlantizismus', der ZEIT, auf dessen Frage nach der
Zukunft der NATO mit der knochentrockenen Bemerkung abzukanzeln:

"Mir ist das ziemlich gleichgültig, ob sie in zehn Jahren noch
existiert" (42).

Bereits ein Jahrzehnt zuvor hatte er zur US-amerikanischen
Geostrategie angemerkt:

"(Ich bin) überzeugt ..., dass wir Europäer uns nicht zu
Instrumenten amerikanischer hegemonialer Macht machen lassen dürfen.
Die Europäer müssen versuchen, im Sinne ihrer Sicht und ihrer
Interessen Einfluss zu nehmen. Solange aber die supermächtigen USA
darauf beharren sollten, unilateral, das heißt allein zu entscheiden
und unilateral militärisch zu handeln, so müssen wir das in gelassener
Würde ertragen" (43).

Und ein Jahr später sah er sich gar veranlasst, wortwörtlich "die
gegenwärtige imperialistische Einstellung der USA" (44) zu monieren.

Nimmt man die Annotationen des "Elder Statesman's" Schmidt sowie die
zuvor entwickelte Analyse ernst, so ergibt sich die zwingende
Konklusion, dass es im existentiellen Interesse Europas liegt, eine
tragfähige sicherheitspolitische Alternative gegen die
US-amerikanische Form von Amok-Politik zu entwickeln, ganz so wie dies
Deutschlands altkonservativer Renommierhistoriker Heinrich August
Winkler schon vor vielen Jahren postuliert hatte, als er anmerkte:

"Die Mitglieder der EU werden mehr für ihre gemeinsame äußere
Sicherheit tun und diese arbeitsteilig organisieren müssen, wenn sie
ihre einseitige Abhängigkeit von den USA verringern wollen.
Andernfalls werden die Proteste gegen den amerikanischen
Unilateralismus nur Ausdruck europäischer Ohnmacht bleiben" (45).

Mit der Wahl von Donald Trump zum US-Präsidenten hat diese Frage
jüngst ungeheuer an Brisanz gewonnen, hat dieser doch die NATO
unumwunden als "obsolete" erklärt (46). Als hauptsächliche Gründe für
sein Verdikt nannte Trump, dass die Europäer sich nicht an das beim
NATO-Gipfel 2014 in Wales vereinbarte Ziel hielten, mindestens zwei
Prozent des Bruttoinlandsproduktes in ihre Militärhaushalte zu stecken
und dass die NATO nicht hinreichend für den Kampf gegen des
internationalen Terrorismus tauge.

Grundsätzlicher wurde der ehemalige US-Botschafter in Deutschland,
John C. Kornblum, als am Abend nach der Münchner Sicherheitskonferenz
in der Talkshow von Anne Will die Frage diskutiert wurde, ob Trumps
USA noch ein verlässlicher Partner wären (47). In Bezug auf die Rolle
und Funktion des Atlantischen Bündnisses merkte er an, dass die NATO
schon seit Jahren nicht mehr als Planungs- und Konsultationsforum
diente, weil die Europäer im Rahmen der Europäischen Union alles
selber machten - ohne die USA zu fragen.

Ziemlich klar ist angesichts dessen, woher der Wind pfeift: Obwohl die
militärische Dimension der EU bis dato lediglich rudimentär ausgeprägt
ist, fühlt sich die atlantische Hegemonialmacht bereits durch den
aktuell erreichten Stand der Integration herausgefordert, wohl nicht
zuletzt dadurch, dass ihre europäischen Vasallen im Gegensatz zu den
goldenen Zeiten des Kalten Krieges kaum mehr auf dem US-Rüstungsmarkt
einkaufen, sondern ihre Rüstungsproduktion vornehmlich auf eigene Füße
gestellt haben - aus US-amerikanischer Sicht handelt es sich bei der
NATO also längst schon um alles andere als ein einträgliches Geschäft.

Die europäischen NATO-Alliierten reagierten auf die Vorwürfe aus dem
Oval Office im ersten Moment konsterniert bis hysterisch. Selbst der
Doyen der Münchner Sicherheitskonferenz, Wolfgang Ischinger, ehemals
Staatssekretär im Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutschland sowie
Botschafter in Washington D.C. und in London, also ein ohne jeden
Zweifel in der Wolle gefärbter Transatlantiker, verlor seine
diplomatische Contenance und bezeichnete die NATO als das, was sie
ist, nämlich "bei Lichte betrachtet ... ein amerikanisches
Herrschaftsinstrument ... für einen ganz wesentlichen Teil der Welt,
den man möglichst nicht anderen überlassen sollte und möchte" (48).

Ischingers Kommentar markiert ein sich immer stärker veränderndes
sicherheitspolitisches Selbstverständnis im, wie US-Kriegsminister
Donald Rumsfeld vor dem Irak-Desaster selbstgerecht gehöhnt hatte,
"Alten Europa", das sich angesichts der Attitüden der militärischen
"Hypermacht" USA immer drängender die Frage stellt, ob es weiterhin
unter einer globalen "Pax Americana" zu leben gewillt ist.

Für eine Europäische Union, die sich vom Vasallenstatus gegenüber der
atlantischen Hegemonialmacht befreien will, folgt daraus, dass der
Königsweg zur Unabhängigkeit mitnichten darin bestehen kann, nun
ihrerseits Status und Potenz einer globalen Militärmacht anzustreben,
sondern vielmehr im klugen Gebrauch von Diplomatie und
wirtschaftlicher Stärke im Rahmen einer eigenen geoökonomisch
fundierten Globalstrategie. Darüber hinaus erscheint speziell aus
deutscher Sicht nach Jahrzehnten der uneingeschränkten
"Luftherrschaft" der "Atlantiker" über den Domänen der strategischen
Debatte die Zeit endgültig reif für eine "neo-gaullistische" Wende.



Dieser Beitrag von Jürgen Rose wurde von Rubikon unter Creative
Commons-Lizenz (Namensnennung - Nicht kommerziell - Keine Bearbeitungen 4.0
International) übernommen.

https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de

URL des Textes bei Rubikon:

https://www.rubikon.news/artikel/wegtreten-nato


Über den Autor

Jürgen Rose, Jahrgang 1958, ist Oberstleutnant a. D. der Bundeswehr
und Publizist. 2007 verweigerte er als erster deutscher Soldat aus
Gewissensgründen seine Beteiligung an der Unterstützung des
Tornado-Einsatzes in Afghanistan. In zahlreichen Publikationen legt er
seine kritische Sicht der Sicherheits-, Verteidigungs- und
Außenpolitik dar. Er ist Vorstandsmitglied des der Friedensbewegung
nahestehenden Arbeitskreises Darmstädter Signal.

http://www.darmstaedter-signal.de/


Quellen und Anmerkungen:


(1) Lau, Jörg: Möge die Macht mit dir sein! in: Die Zeit, Nr. 2, 7.
Januar 2016, S. 8.

(2) CDU Deutschlands/CSU-Landesleitung/SPD (Hrsg.): Deutschlands
Zukunft gestalten. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD,
Berlin, 16. Dezember 2013, S. 117;

https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitionsvertrag.pdf.

(3) Zit. n. Sommer, Theo: Aus dem Bollwerk in die Zukunft. Amerikaner
drin, Russen draußen, die Deutschen kleine - bleibt dies der Endzweck
der Nato?, in: Die Zeit, Nr. 23, 2. Juni 1989, S. 1; 

http://www.zeit.de/1989/23/aus-dem-bollwerk-in-die-zukunft/komplettansicht.

(4) Stone, Oliver/Kzunick, Peter: Amerikas ungeschriebene Geschichte.
Die Schattenseite der Weltmacht, Berlin 2015, S. 244.

(5) Zit. n. Stone, Oliver/Kzunick, Peter: a. a. O., S. 244; im
Original: "Furthermore, we have about 50% of the world's wealth but
only 6.3% of its population. This disparity is particularly great as
between ourselves and the peoples of Asia. In this situation, we
cannot fail to be the object of envy and resentment. Our real task in
the coming period is to devise a pattern of relationships which will
permit us to maintain this position of disparity without positive
detriment to our national security. To do so, we will have to dispense
with all sentimentality and daydreaming; and our attention will have
to be concentrated everywhere on our immediate national objectives. We
need not deceive ourselves that we can afford today the luxury of
altruism and world-benefaction", in: Kennan, George F.: PPS/23: Review
of Current Trends in U.S. Foreign Policy, Washington, February 24,
1948, in: Foreign Relations of the United States, 1948, Volume I, pp.
509-529; 

https://www.milestonedocuments.com/documents/view/george-f-kennans-pps23-review-of-current-trends-in-us-foreign-policy/text.

(6) Kissinger, Henry: Die erschreckende Revolution in der NATO, in:
Welt am Sonntag, 15. August 1999.

(7) Brie, André (Interviewer): Ein festes und ruhiges Nein. Im
Gespräch. Der SPD-Sicherheitsexperte Egon Bahr über den NATO-Gipfel in
Riga, die Bundeswehr in Südafghanistan und den Anfang vom Ende einer
übersteigerten Unipolarität der USA, in: Der Freitag vom 24. November
2006, S. 3; 

https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/ein-festes-und-ruhiges-nein.

(8) Rühl, Lothar: Ein Dienstleistungsbetrieb bei amerikanischem
Bedarf, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 20. November 2002, S.
6.

(9) Herden, Lutz (Interviewer): Nicht nur die Amerikaner brauchen eine
Exit-Strategie. Im Gespräch. Der Sicherheitspolitiker Willy Wimmer
(MdB/CDU) über Frontbegradigungen nach den US-Kongresswahlen und einen
deutschen Austritt aus der militärischen Integration der NATO, in: Der
Freitag vom 17. November 2006, S. 9; 

https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/nicht-nur-die-amerikaner-brauchen-eine-exit-strategie.

(10) Ibid..

(11) Habermas, Jürgen: Erste Hilfe für Europa. Die europäischen
Regierungen müssen über ihren Schatten springen - und den eigenen
Bürgern endlich die Chance geben, über die Zukunft der Union zu
entscheiden, in: Die Zeit, Nr. 49, 29. November 2007, S. 6.

(12) Zur Risikolosigkeit des Tötens per Joystick liefert der
Politikwissenschaftler Herfried Münkler, ausgewiesener Transatlantiker
und Bellizist, unter dem Rubrum "Verlust des Heroischen" eine
bemerkenswerte Charakterisierung: "Das Fluggerät, das er bedient, ist
Hunderte, wenn nicht Tausende von Kilometern vom Steuerungszentrum
entfernt, so dass die von ihm Angegriffenen nicht die mindeste Chance
haben, den Urheber des Angriffs zu bekämpfen. Sie sind ihm wehrlos
ausgeliefert. Mögen sie sonst noch so sehr zum Kampf entschlossen
sein, gegenüber den von der Kampfdrohne abgefeuerten Raketen sind sie
bloße Opfer. Der Angriff auf sie erfolgt aus heiterem Himmel, und wir
können uns vorstellen, dass der Feuerleitoffizier der den Angriff von
seinem klimatisierten Steuerungsraum aus befohlen hat, danach zu
seiner Cola greift und sich entspannt. Anschließend wird er zu
Protokoll geben, was er nach seinen Beobachtungen erreicht hat."
Münkler, Herfried: Vom Kämpfer zum Spieler? Der Wandel des
Soldatentums im Zeitalter der Hightech-Waffen, in: Rotary Magazin, Nr.
6/2013, S. 40-43.

(13) Vgl. International Human Rights and Conflict Resolution Clinic
(Stanford Law School) and Global Justice Clinic (NYU School Of Law)
(eds.): Living Under Drones: Death, Injury, and Trauma to Civilians
From US Drone Practices in Pakistan, Stanford/New York, September,
2012, http://livingunderdrones.org/, Smith, Clive Stafford: Drones:
the west's new terror campaign. The CIA's Predator drones are bringing
to Pakistan the same horror that Hitler's doodlebugs inflicted on
London, in: The Guardian, 25 September 2012, 

http://www.guardian.co.uk/commentisfree/2012/sep/25/drones-wests-terror-weapons-doodlebugs-1, 

United Nations, General Assembly, Human Rights Council (ed.): Report
of the Special Rapporteur on extrajudicial, summary or arbitrary
executions, Christof Heyns, A/HRC/20/22/Add.3, 30 March 2012.

(14) Vgl. Anonymous: United States Special Operations Command, 

http://www.socom.mil/default.aspx 

sowie 

http://en.wikipedia.org/wiki/United_States_Special_Operations_Command.

(15) Siehe Becker, Jo/Shane, Scott: Secret 'Kill List' Proves a Test
of Obama's Principles and Will, in: The New York Times, May 29, 2012,


http://www.nytimes.com/2012/05/29/world/obamas-leadership-in-war-on-al-qaeda.html,

Ege, Konrad: Der Präsident bittet zum "Terror-Dienstag". USA. In
wöchentlichen Meetings entscheidet Barack Obama, welche
Al-Qaida-Mitglieder auf die Todesliste kommen, in: der Freitag vom 6.
Juni 2012, Nr. 23, S. 9, 

http://www.freitag.de/autoren/der-freitag/der-white-house-terminator,

Rüb, Matthias: Lizenz zum Töten. Amerikas Präsident hat den Kampf mit
Drohnen nicht nur von seinem Amtsvorgänger übernommen. Er hat ihn
ausgeweitet. Aus dem Friedensnobelpreisträger ist ein Krieger
geworden, in: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vom 4. August
2012, 

http://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/obamas-drohnenkrieg-lizenz-zum-toeten-11843805.html.

(16) Siehe International Human Rights and Conflict Resolution Clinic
(Stanford Law School) and Global Justice Clinic (NYU School Of Law)
(eds.): a. a. O..

(17) Scahill, Jeremy: Schmutzige Kriege. Amerikas geheime
Kommandoaktionen, München 2013, S. 594. Titel der Originalausgabe:
Dirty Wars. The World is a Battlefield, New York 2013.

(18) Kohler, Berthold: Angst und Schrecken, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung, Nr. 151 vom 3. Juli 2014, S. 1.

(19) Breyer, Patrick: War da was? Als hätte es den NSA-Skandal nicht
gegeben: Die EU will den USA jetzt ganz freiwillig Bürgerdaten
liefern. Ein Gastbeitrag von Patrick Breyer, in: Die Zeit, Nr. 19, 3.
Mai 2014; 

http://www.zeit.de/2014/19/datenschutzabkommenueberwachungnsa/komplettansicht.

(20) Vgl. Breyer, Patrick: a.a.O.

(21) Art 104 GG lautet: (1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund
eines förmlichen Gesetzes und nur unter Beachtung der darin
vorgeschriebenen Formen beschränkt werden. Festgehaltene Personen
dürfen weder seelisch noch körperlich mißhandelt werden. (2) Über die
Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der
Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung
beruhenden Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche
Entscheidung herbeizuführen. Die Polizei darf aus eigener
Machtvollkommenheit niemanden länger als bis zum Ende des Tages nach
dem Ergreifen in eigenem Gewahrsam halten. Das Nähere ist gesetzlich
zu regeln. (3) Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung
vorläufig Festgenommene ist spätestens am Tage nach der Festnahme dem
Richter vorzuführen, der ihm die Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn
zu vernehmen und ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. Der
Richter hat unverzüglich entweder einen mit Gründen versehenen
schriftlichen Haftbefehl zu erlassen oder die Freilassung anzuordnen.
(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder
Fortdauer einer Freiheitsentziehung ist unverzüglich ein Angehöriger
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Elsässer, Jürgen: Die Putschisten. Die sogenannten Neokonservativen
betreiben die Faschisierung der US-amerikanischen Gesellschaft, in:
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Faschismus im Namen der Nationalen Sicherheit?, 3. Juli 2013; 
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Demokratie. Das 10-Punkte-Programm, in: Deutschlandfunk - Andruck -
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Faschismus-Vorwurf: "Der Übergang zum Faschismus erfolgt in Form
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Institutionen eingeschüchtert, entwickeln sich die Ereignisse auf
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Rückkehr zu den bisherigen Ereignissen kaum noch möglich ist." 

Inhaltlich in dieselbe Richtung zielt auch John Dean, ehemaliger
Berater des US-Präsidenten Richard Nixon, heute ein bekannter
liberaler Publizist, der diesbezüglich zu Protokoll gibt: "Ich bin
besorgt, weil ein proto-faschistisches Verhalten zu erkennen ist, ein
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bewegt, dort freiwillig Rechte aufzugeben, wo wir vielleicht einmal
sagen werden: 'Hätten wir das doch nie getan.'" (Beide Zitate aus
Blum, Daniel: a. a. O.).
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of the Central Intelligence Agency's Detention and Interrogation
Program, Washington D. C., December 3, 2014; 
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Rights. War for any other reason is simply a racket. There isn't a
trick in the racketeering bag that the military gang is blind to. It
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Street. The record of racketeering is long. I helped purify Nicaragua
for the international banking house of Brown Brothers in 1909-1912
(where have I heard that name before?). I brought light to the
Dominican Republic for American sugar interests in 1916. [I helped
make Honduras right for the American fruit companies in 1903.] In
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on the control of the sea. The oceans protect the United States from
everything but terrorism and nuclear missiles. The greatest challenge
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STANDPUNKT/804: Wenn sich plötzlich alle einig sind... (Wir Frauen)


WIR FRAUEN - Das feministische Blatt 3/2018

Wenn sich plötzlich alle einig sind...

Von Isolde Aigner



Die Debatten um Flucht und Sicherheitspolitik zeigen auf drastische
Weise, dass inzwischen Aussagen sagbar sind, die vor einigen Jahren
noch undenkbar zu sein schienen. Gleichzeitig gerät das Eintreten für
Menschen und ihre Rechte immer mehr in die Defensive. Umso wichtiger
ist es, jetzt nicht nachzugeben und sich mutig und unnachgiebig
einfachen Wahrheiten und menschenverachtenden Taten zu widersetzen -
ob im Alltag oder auf der Straße.


Menschenrechte über Bord

"Oder soll man es lassen? Private Helfer retten Flüchtlinge und
Migranten im Mittelmeer aus Seenot. Ist das legitim? Ein Pro und
Contra" - so der Aufmacher in DIE ZEIT vom 12. Juli 2018: Die Rettung
von Menschen aus dem Mittelmeer oder ihr Sterbenlassen - verhandelt in
einem der großen Leitmedien des Landes. Menschenrechte und
Menschenleben scheinen verhandelbar geworden zu sein. Menschenrechte
sollen über Bord geworfen werden.

Der Artikel ist der unerträgliche Höhepunkt einer sich immer weiter
zuspitzenden Debatte seit dem Sommer 2015: Flucht wird denormalisiert,
als Gefahr dargestellt - eine Flut, die Deutschland überschwemmt bis
an die Belastungsgrenze einer Nation. Damit wird eine restriktive
Asylpolitik begründet, beispielsweise in Form von geplanten
deutschlandweiten Ankerzentren: Lager, in denen Geflüchtete während
des gesamten Asylverfahrens bleiben müssen. In einigen Ankerzentren in
Bayern gibt es z.B. weder eine unabhängige Asylverfahrensberatung,
noch Möglichkeiten zur Schule zu gehen oder einer Arbeit nachzugehen
- staatlich verordnete Isolation Geflüchteter.

Das passiert in einem der reichsten Länder der Welt, in dem Missstände
wie Pflegenotstand, die anhaltende Gewalt an Frauen sowie Kinderarmut
zum ganz normalen Alltag gehören und kaum einen Aufruhr auslösen
- genauso wenig wie der Sprechchor auf einer Pegida-Demo: "Absaufen"!

Margret Jäger und Regina Wamper beschreiben in ihrer Studie "Von der
Willkommenskultur zur Notstandsstimmung" (zur Berichterstattung um
Flucht, 2015) eine Verschiebung "von der Betonung der Not der
Geflüchteten hin zur Konstatierung der Not der Staaten wegen der
Geflüchteten, von der Notwendigkeit des Schutzes der Geflüchteten hin
zum Schutz vor den Geflüchteten, von der Willkommenskultur hin zur
Abschiebekultur, von der Verurteilung des Rassismus hin zu seiner
Indienstnahme, von dem Lob der Helfenden hin zu ihrer Diskreditierung
als "Gutmenschen" oder aber als "kriminelle Aufwiegler". Kritische
Positionen gegen Ressentiments und Abschottungspolitik geraten immer
weiter in die Defensive, so die Forscherinnen.

Diese Verschiebung macht auch vor Alltagsgesprächen keinen Halt - und
das weit in linke Kreise hinein. Unaufgeregt und pragmatisch wird
Abschottung (und somit das in Kauf nehmen von z.B. massenhaftem
Sterben von Menschen auf dem Mittelmeer) als alternativlos verhandelt.
Das in die Defensive geratene Gegenhalten und Eintreten für
Menschlichkeit wird zum wackeligen Drahtseilakt: Während sich die
anderen nur an den allzu einfachen Wahrheiten festzuhalten und
anschmiegen brauchen, ist man selbst permanent damit beschäftigt,
irgendwie die Balance zu halten, um sich bloß nicht in den
Fallstricken einer Logik zu verheddern, die eine Haltung gegen
Abschottung als absurd und vollkommen unhaltbar erscheinen lässt.
Permanent gilt es Sprüche abzuwehren, die es fast unmöglich machen,
selber den Ton anzugeben. Der Klassiker: "Du kannst ja wohl nicht
ernsthaft wollen, dass alle zu uns kommen" - ein konstruiertes "Wir",
das Geflüchtete als Problem, vielleicht sogar als Gefahr markiert und
viel mehr über die Ängste des Sprechenden als über die Realitäten
sagt.

Doch auch ohne den Ton anzugeben: Allein das unnachgiebige
Dagegenhalten ist und bleibt von zentraler Bedeutung, um das umkämpfte
Feld des Sagbaren nicht und niemals allein den anderen zu überlassen.


Abschottung nach Außen, autoritäre Zustände im Inneren: Zwei
Seiten derselben Medaille

Auf die Abschottung nach Außen folgt nur allzu logisch die Repression
im Inneren. Die Debatte um vermeintliche Kontrollverluste der Nation
ist außer Kontrolle geraten. Regelrecht angeschwollen ist der
sicherheitspolitische Diskurs insbesondere seit der Debatte um
Silvester 2015, in der Frauenrechte rassistisch instrumentalisiert
wurden. Wie selbstverständlich wird Sicherheitspolitik (statt z.B.
Sozial- und Wohnungspolitik) zum Top-Thema im s.g. Superwahljahr. Nach
der langwierigen Regierungsbildung nimmt die Sicherheitspolitik aber
so richtig Fahrt auf. Es ist vor allem die CSU, die hier den Ton
angibt und fast jeden Tag ein neues Thema setzt - schließlich
verabschiedete die Landesregierung in Bayern im Mai das
Polizeiaufgabengesetz, das als Vorbild für andere Bundesländer gelten
soll. Das Gesetz verschafft der Polizei weitreichende Befugnisse,
deren Auswirkungen heute noch gar nicht absehbar sind. Aufgenommen
wurde der Begriff der "drohenden Gefahr": "Präventive" Maßnahmen sind
möglich, wenn eine zukünftige Straftat vermutet wird, so z.B.
Präventivhaft (bis zu drei Monaten) oder die Überwachung des
Schriftverkehrs. Da der Begriff der "drohenden Gefahr" recht schwammig
ist, ist die willkürliche Anwendung durch die Polizei fast schon
vorprogrammiert. Auch die Landesregierung in NRW wollte mit einem
ähnlichen Gesetz anknüpfen. Massive Kritik und Proteste konnten das
erst einmal verhindern - denn während es inzwischen eine Kontinuität
an politischer Repression gibt, formiert sich auch eine erste,
zaghafte Kontinuität an zivilgesellschaftlichem Widerstand.


Autoritäre Zustände erfordern unseren Mut

Es ist anstrengend, es ist kraftaufreibend und ermüdend: "Nicht schon
wieder...", mögen manche denken.

Aber jetzt, wo es eng wird, dürfen wir erst Recht nicht aufgeben.
Unnachgiebiges Dagegenhalten bedeutet, nicht denen das Feld zu
überlassen, die Menschenrechte über Bord werfen wollen, uns Kontrollen
aufzwingen und unsere Selbstbestimmung einschränken wollen - und die
nur darauf warten, dass wir vor dem Argument der "Alternativlosigkeit"
in die Knie gehen. Auch wenn es sich im Alltag und aufgrund immer
wieder auflodernder sicherheitspolitischer und rassistischer Debatten
und Politiken so anfühlt: Wir sind mit unserer Meinung nicht allein
- nur noch nicht alle zusammen. Zahlreiche aktuelle Demonstrationen,
mobilisiert innerhalb kürzester Zeit, wie zum Polizeiaufgabengesetz in
München und Düsseldorf, zur Initiative Seebrücke und zu "Ausgehetzt"
zeigen, dass ganz unterschiedliche Menschen und Organisationen endlich
zusammenkommen, um sich Hetze, Zynismus und Grundrechtsverletzungen in
der Sicherheits- und Asylpolitik zu widersetzen und sie in politische
und globale Zusammenhänge einzuordnen.

Und vielleicht ist auch genau das der Schlüssel, der im "Sommer der
Willkommenskultur" (2015) gefehlt hat: Flucht- und Sicherheitspolitik
politisch verorten und sich gemeinsam mutig für andere Verhältnisse
stark machen. Es ist Zeit. Denn es hat sich "ausgehetzt"!

 * 
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FORSCHUNG/924: Hans-Böckler-Stiftung - Einkommen in Deutschland, Verfestigung an den Rändern (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 05.11.2018

Neuer Verteilungsbericht des WSI - Einkommen in Deutschland: Verfestigung
an den Rändern



Die Einkommen in Deutschland haben sich in den vergangenen Jahren
polarisiert, und das gleich auf zwei Ebenen: Zum einen ist die Gruppe der
mittleren Einkommen geschrumpft, weil der Anteil der Haushalte unter der
Armutsgrenze deutlich und der über der statistischen Reichtumsgrenze etwas
zugenommen hat. Zum zweiten haben sich Armut und Reichtum verfestigt. Das
lässt sich daran ablesen, dass mehr Haushalte über mindestens fünf Jahre
hinweg einkommensarm beziehungsweise einkommensreich sind, wobei die
Tendenz bei armen Haushalten erneut deutlich ausgeprägter ist.

Zudem zeigen sich wesentliche Unterschiede nach Geschlecht und Region:
Dauerhafte Armut kommt in Ostdeutschland etwa sechs Mal so häufig vor wie
in den alten Bundesländern. Westdeutsche Männer haben am häufigsten ein
dauerhaft hohes Einkommen: Etwa zwei Drittel der Wohlhabenden sind
männlich, insgesamt leben 95 Prozent der Einkommensreichen in den alten
Bundesländern. Bildung und Vollzeiterwerbstätigkeit sind wesentliche
Faktoren, um Armut zu vermeiden und ein höheres Einkommen zu erzielen.
Daher müssen soziale Hürden beim Bildungszugang abgebaut und die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie weiter verbessert werden. Zu diesem
Ergebnis kommt der neue Verteilungsbericht des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung.*

Die Stabilität der Gesellschaft habe ihr Fundament im
"Gründungsversprechen der deutschen Demokratie, dass sich jede und jeder
Kraft eigener Leistung, flankiert von sozial- und bildungspolitischen
Maßnahmen, einen Platz in der Mitte der Gesellschaft sichern kann",
schreibt WSI-Verteilungsexpertin Dr. Dorothee Spannagel in ihrer Studie,
die heute auf einer Pressekonferenz in Berlin vorgestellt wird. Doch die
Realität sehe anders aus, warnt die Forscherin. "Nicht nur geht die
Einkommensschere auf, auch die Lebenswelten von Armen, Mittelschicht und
Reichen fallen immer weiter auseinander." Dieser Prozess beschleunige
sich, wenn die soziale Mobilität weiter sinke, weil auf die Dauer
beispielsweise die soziale Mischung von Wohnvierteln abnehme. "Nur, wenn
es gelingt, verfestigte Armut aufzubrechen und zu verhindern, dass sich
die Reichen von der Gesellschaft absetzen, gelingt es auch, jene gut
integrierte gesellschaftliche Mitte zu erhalten und zu stärken, auf der
die Stabilität unserer Demokratie beruht", betont die WSI-Expertin.

Der Verteilungsbericht nutzt die neuesten verfügbaren Daten aus dem
Sozio-oekonomischen Panel (SOEP), die sich auf das Jahr 2015 beziehen. In
der Widerholungsbefragung SOEP machen jährlich 11.000 Haushalte unter
anderem Angaben zu ihren Einkommen. Basis der Analyse ist das reale
verfügbare Haushaltseinkommen, also das Einkommen nach Abzug von Steuern
und Sozialbeiträgen, inklusive aller Sozialtransfers wie beispielsweise
Kinder- oder Arbeitslosengeld. Über ein Gewichtungsverfahren sind
Haushalte unterschiedlicher Größe direkt vergleichbar. Bei der Abgrenzung
von einkommensarmen und einkommensreichen Haushalten folgt die
WSI-Expertin den gängigen Regeln, die etwa auch im Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregierung angewandt werden: Als arm gilt ein
Haushalt, der weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens zur
Verfügung hat. 2015 lag die Armutsgrenze bei einem Netto-Jahreseinkommen
von weniger als 12.192 Euro für einen Singlehaushalt. Als reich werden
Haushalte bezeichnet, die mindestens das doppelte des mittleren Einkommens
erzielen. Das galt etwa für einen Alleinstehenden, der im Jahr mindestens
über 40.639 Euro netto verfügen konnte.

Damit sei die gängige Reichtumsgrenze vergleichsweise niedrig, zumal
extrem hohe Einkommen im SOEP untererfasst sind, betont Forscherin
Spannagel. Außerdem fehlen seit der Aussetzung der Vermögensteuer
verlässliche Daten zu den Vermögen, die in Deutschland noch deutlich
ungleicher verteilt sind als die Einkommen und gerade für den gut
abgesicherten Status sehr reicher Haushalte eine große Rolle spielen.
Gleichwohl sei das 200-Prozent-Kriterium bei den Einkommen geeignet, um
nicht die Spitze, wohl aber die "Breite des Reichtums" abzubilden:
Lediglich acht Prozent der Bevölkerung leben oberhalb dieser Grenze.

Markanter Anstieg der Armutsquote

Im Langzeitvergleich seit den 1990er Jahren zeigt sich nach Spannagels
Analyse vor allem bei der Armut ein markanter, weitgehend kontinuierlicher
Anstieg: Waren damals rund 11 Prozent aller Menschen in Deutschland
einkommensarm, stieg die Quote bis auf knapp 16,8 Prozent im aktuellsten
Jahr 2015 (siehe auch Abbildung 1 in der pdf-Version dieser PM; Link
unten). In den letzten Jahren ging der Anstieg vor allem auf Flüchtlinge
zurück, die Armutsquote unter in Deutschland Geborenen blieb stabil.
Allerdings ergibt sich auch unter ihnen eine höhere Armutsbelastung als in
den 1990er Jahren. Der Anteil der Bevölkerung in einkommensreichen
Haushalten variiert über die Jahre etwas stärker, der langfristige Trend
ist aber ebenfalls klar aufsteigend: Von 5,59 Prozent Anfang und gut sechs
Prozent Ende der 1990er Jahre erreichte die Quote der Einkommensreichen
ihren bisherigen Höchststand von fast 8,3 Prozent im Jahr 2014. 2015 lag
sie bei 7,46 Prozent.

Weniger schaffen es, in 5 Jahren aus der Armut zu kommen

Besonders problematisch ist nach Analyse der Forscherin, dass sich
parallel zu den Anstiegen sowohl die Einkommensarmut als auch der
Einkommensreichtum verfestigt haben. Dabei war die Entwicklung bei armen
Haushalten erneut deutlich stärker als bei reichen. Das zeigt der
Vergleich von drei 5-Jahres-Zeiträumen. So hatten 3,1 Prozent der
Bevölkerung zwischen 1991 und 1995 in jedem dieser Jahre nur ein Einkommen
unter der Armutsgrenze zur Verfügung. Dagegen waren es im Zeitraum von
2001 bis 2005 bereits knapp 5,2 Prozent, die sich auch über fünf Jahre
nicht aus der Armut lösen konnten. Trotz guter wirtschaftlicher
Entwicklung stieg der Anteil in den fünf Jahren von 2011 bis 2015 noch
einmal leicht auf nunmehr 5,4 Prozent (siehe auch Abbildung 2 in der
pdf-Version). Knapp die Hälfte davon, 2,4 Prozent, haben nicht einmal 50
Prozent des mittleren Einkommens zur Verfügung. Das entspricht fast zwei
Millionen Menschen, die dauerhaft in so genannter "strenger Armut" leben
müssen. In Ostdeutschland ist die Quote der dauerhaft Armen mit knapp 6,4
Prozent Anteil an der dortigen Bevölkerung noch einmal spürbar höher als
im bundesweiten Durchschnitt (Abbildung 3).

Bei den Einkommensreichen ist die dauerhafte Verfestigung weniger
ausgeprägt. Der Anteil der Menschen, die über fünf Jahre mehr als das
Doppelte des mittleren Einkommens verdienen, stieg in Westdeutschland in
den drei Vergleichszeiträumen von rund 2,3 über 2,7 auf gut 3,4 Prozent
(Abbildung 4). In Ostdeutschland ist stabiler Einkommensreichtum zwar auch
etwas angestiegen, aber weitaus seltener als im Westen: Erzielten in den
Jahren von 2001 bis 2005 knapp 1,7 Prozent ein Einkommen von mehr als 200
Prozent des Medians, waren es zwischen 2011 und 2015 gut 2,1 Prozent. Für
die 1990er Jahre lässt sich nichts sagen, weil die Fallzahlen im SOEP zu
gering waren. Da die große Mehrheit der Menschen mit einem dauerhaft hohen
Einkommen im Westen lebt, liegt der gesamtdeutsche Wert nah am
westdeutschen. Lediglich in den 1990er Jahren weicht er aufgrund eines
statistischen Sondereffekts, ausgelöst durch die Wiedervereinigung, ab. An
der Spitze der Gruppe der Einkommensreichen stehen diejenigen Personen,
die mindestens das Dreifache des mittleren Einkommens zur Verfügung haben.
Sie machen laut SOEP seit den 2000er Jahren stabil 0,6 Prozent der
Bevölkerung aus.

Klare Schere zwischen West und Ost, Frauen und Männern

Als dritten Faktor, der die Entwicklung besorgniserregend erscheinen
lässt, nennt Studienautorin Spannagel, dass sich dauerhafte Armut und
dauerhafter Reichtum in bestimmten Regionen und Bevölkerungsgruppen
konzentrieren und aktuelle Trends am Arbeitsmarkt die Verfestigung weiter
begünstigen dürften, wenn nicht gegengesteuert wird:

• West-Ost: 95 Prozent der dauerhaft Einkommensreichen in der
Bundesrepublik leben in West-, nur fünf Prozent in Ostdeutschland.
Hingegen leben knapp 62 Prozent der dauerhaft Armen leben in den neuen
Ländern, obwohl dort nur ein Fünftel der Gesamtbevölkerung ansässig ist.

• Mann-Frau: Etwa drei Viertel der dauerhaft Einkommensreichen
sind Männer. Unter den dauerhaft Armen stellen dagegen Frauen die
Mehrheit. Allerdings ist der Unterschied hier nicht so groß: 54 Prozent
weiblich, 46 Prozent männlich.

• Bildung: Je höher die Bildung, desto höher ist die
Wahrscheinlichkeit, ein hohes Einkommen zu erzielen. Dauerhafte Armut
droht hingegen besonders häufig Menschen mit niedrigen Abschlüssen. Das
ist nicht überraschend, betont Spannagel, aufgrund der sozialen
Segregation, die im deutschen Bildungswesen besonders ausgeprägt ist, aber
ein großes Problem: "Aus der Bildungsforschung wissen wir ja auch, dass
Kinder aus Haushalten mit hohen Einkommen mit einem klaren Vorteil auf
ihren Bildungsweg gehen. Hier schließt sich also der Kreis, Armut und
Reichtum werden vererbt."

• Vollzeit-Teilzeit: Erwerbstätigkeit in Vollzeit schützt nach
den SOEP-Daten klar vor dauerhafter Armut. Selbständige, Angestellte und
Beamte, die Vollzeit arbeiten, haben zugleich die höchsten Chancen auf
dauerhaften Einkommensreichtum. Für Teilzeitbeschäftigte oder Menschen mit
Minijobs bestehen hingegen kaum Aussichten auf ein hohes Einkommen. Dabei
hat vor allem Teilzeit in den vergangenen Jahrzehnten stark zugenommen.

• Zwei Einkommen vs. eines: Alleinerziehende und Singles
tragen das höchste Risiko, dauerhaft arm zu bleiben. Dagegen erzielen
Doppelverdiener ohne Kinder am häufigsten dauerhaft hohe Einkommen: Knapp
55 Prozent der dauerhaft Einkommensreichen sind Paare ohne Nachwuchs im
Haushalt.


Aus ihren Befunden leitet WSI-Expertin Spannagel vier zentrale
Handlungsfelder ab, um weiterer Polarisierung entgegen zu wirken:

• Lohnungleichheiten zwischen Ost- und Westdeutschland
verringern: Aktuell liegt das mittlere Bruttoarbeitseinkommen für
versicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte in Westdeutschland bei 3.339
Euro im Monat. In Ostdeutschland sind es lediglich 2.600 Euro. Diese
Diskrepanz gelte es zu verringern. Dabei spielten nicht nur Unterschiede
in der Wirtschaftsstruktur eine große Rolle, die im Osten stärker von
Kleinbetrieben geprägt ist. Ein wichtiger Faktor seien auch Tarifverträge,
die in den alten Ländern für deutlich mehr Beschäftigte gelten als in den
neuen.

• Bildungsungleichheit reduzieren: Hier anzusetzen sei
zentral, wenn man soziale Mobilität stärken will. Von frühester Kindheit
an müssten Kinder aus benachteiligten Familien gezielt gefördert werden,
um ihnen einen Bildungsabschluss zu ermöglichen, der tatsächlich auch
ihren Begabungen entspricht.

• Langzeitarbeitslosigkeit abbauen: Eine dauerhaft gesicherte,
gut bezahlte sozialversicherungspflichte Beschäftigung ist ein wirksamer
Schutz vor dauerhafter Armut. Geeignete Instrumente zum Abbau von
Langzeitarbeitslosigkeit setzten vor allem bei der gezielten individuellen
Förderung der Langzeitarbeitslosen an. Das umfasse intensive Beratung,
etwa im Fall von Überschuldung oder gesundheitlichen Problemen sowie
umfangreiche qualifikationsadäquate Weiterbildungsangebote, schreibt die
Forscherin. Personen, die keine Chancen haben, dauerhaft auf dem ersten
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, müsse der Zugang zu öffentlich geförderter
Beschäftigung ermöglicht werden.

• Mehrverdienerhaushalte fördern: Leben in einem Haushalt mehr
als ein Verdiener, sinkt das Risiko, dass dieser Haushalte dauerhaft von
Armut betroffen ist, zeigt die WSI-Analyse. Daher bleibe eine bessere
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein Top-Thema, damit Männer wie Frauen
in Haushalten mit Kindern erwerbstätig sein können. Die Forscherin
empfiehlt einen weiteren Ausbau und möglichst auch den kostenlosen Zugang
zu Kinderbetreuung ebenso wie flexiblere Arbeitszeitmodelle für
erwerbstätige Eltern. Solche Maßnahmen kämen insbesondere auch
Alleinerziehenden zugute - einer Bevölkerungsgruppe, die
überdurchschnittlich häufig in dauerhafter Armut lebt.


Originalpublikation:

(*) Dorothee Spannagel:

Dauerhafte Armut und verfestigter Reichtum. 

WSI Verteilungsbericht 2018. WSI Report Nr.43, November 2018. 
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Die PM mit Grafiken (pdf):

http://www.boeckler.de/pdf/pm_wsi_2018_11_05.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





INTERNATIONAL/361: Sanktionskrieg um Iran (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. November 2018

german-foreign-policy.com

Sanktionskrieg um Iran



BERLIN/TEHERAN - Die neuen US-Sanktionen gegen Iran sind ohne jeden
Erfolg Berlins und der EU bei ihrer lauthals angekündigten Opposition gegen
die Mittelostpolitik der Vereinigten Staaten in Kraft getreten. Die
Bundesregierung hatte beteuert, alles daran setzen zu wollen, Geschäfte
Irans mit Unternehmen aus der EU, insbesondere aus Deutschland, abzusichern
und damit den Fortbestand des Atomabkommens ebenso zu gewährleisten wie
eine Stärkung der Stellung der deutsch-europäischen Industrie in Iran.
Letzteres ist vollständig misslungen; deutsche Wirtschaftsvertreter warnen,
das deutsche Irangeschäft laufe "Gefahr, gänzlich zum Erliegen zu kommen".
Hält die Entwicklung an, dann wird China, das bereits während der ersten
Sanktionsrunde zum wichtigsten Handelspartner Irans aufsteigen konnte,
seine Position in Teheran noch weiter ausbauen können - nicht zuletzt dank
fortgesetzter Öleinkäufe in Teheran. Die Trump-Administration ist mit ihrer
Ankündigung, Irans Ölexporte auf Null zu bringen, gescheitert; das Land
verkauft sogar mehr Öl als während der letzten Sanktionsrunde.

Irans Ölexporte

Ihre Ziele bei den neuen Sanktionen hat die Trump-Administration bislang
allenfalls zum Teil realisieren können. Deutlich ist dies insbesondere auf
dem Erdöl- und Erdgassektor. Hatte Trump stets darauf beharrt, Irans
Ölexporte, die im Frühjahr zeitweise bei 2,8 Millionen Barrel pro Tag
lagen, auf Null zu reduzieren, so beliefen sie sich gestern Berichten
zufolge immer noch auf rund 1,8 Millionen Barrel. Das ist deutlich mehr,
als Iran während der letzten Sanktionen ausführen konnte, als in Washington
noch Barack Obama regierte: Im Jahr 2013 lag der Durchschnitt bei 1,1
Millionen Barrel pro Tag. Ein wenig abfedern kann Iran seine Verluste zudem
aufgrund des seit dem Frühjahr gestiegenen Ölpreises. Teherans Lage ist
schlimm, aber noch nicht so tödlich, wie Trump es sich erhofft hatte. Hinzu
kommt, dass Washington gezwungen war, acht Staaten Ausnahmegenehmigungen
für weiteren Erdölimport aus Iran zu erteilen, darunter sechs der sieben
größten Abnehmer iranischen Öls.[1] Das ist zunächst für sechs Monate
geschehen - offiziell unter der Bedingung, die Einfuhren kontinuierlich zu
reduzieren. Zumindest im Fall Chinas, aber auch Indiens gilt es als nicht
unbedingt wahrscheinlich, dass die Bedingung erfüllt wird. Trumps
Strategie, im Machtkampf gegen Teheran die unter Obama gebräuchliche
Bündnispolitik durch ein vollständig unverhülltes Dominanzgehabe zu
ersetzen, ist gegenüber Iran aus US-Sicht bislang nicht aufgegangen.

Globale Strafmaßnahmen

Washington sucht seine Ziele nun mit einer Ausweitung seiner ohnehin schon
exzessiven globalen Drohpolitik zu erreichen. Die gestern in Kraft
getretenen Sanktionen umfassen neben der gesamten Erdölbranche auch Irans
Transport- und Finanzsektor; zudem sollen sogenannte sekundäre Sanktionen
gegen sämtliche Unternehmen weltweit verhängt werden, die sich den
US-Strafmaßnahmen nicht anschließen und mit betroffenen iranischen Firmen
weiter Geschäfte machen. Faktisch ist damit auch humanitäre Hilfe für Iran
nicht mehr möglich: Während Washington offiziell behauptet, dafür
Ausnahmegenehmigungen zu erteilen, berichten Insider, dies sei in der
Praxis nicht zu erkennen.[2] Kern des Sanktionsregimes ist der
Finanzsektor: Weil international tätige Banken durchweg auf Geschäfte mit
dem US-Dollar angewiesen sind, verfügt die Trump-Administration über einen
Hebel, um sie auf Linie zu zwingen. Die EU hat zwar angekündigt, eine
Zweckgesellschaft in etwa nach Art einer Tauschbörse gründen zu wollen, um
Irans Außenhandel ohne Rückgriff auf den US-Dollar abwickeln zu können.
Tatsächlich kommt das Vorhaben jedoch nicht voran. Hieß es zuerst, man
wolle das Finanzvehikel am Tag vor dem Inkrafttreten der US-Sanktionen
gründen, also am vergangenen Sonntag, so heißt es nun in Brüssel, man
benötige dafür noch unbestimmte Zeit.

"Flucht aus Iran"

Die Bemühungen Berlins und der EU, sich mit ihrem Festhalten am
Nuklearabkommen mit Iran punktuell als weltpolitische Alternative zu den
Vereinigten Staaten zu profilieren, sind bislang auch sonst gescheitert. Es
sei "unser Ziel", "europäische Wirtschaftsakteure zu schützen, die in
legitimen Geschäftsbeziehungen mit Iran stehen", heißt es in einer
Gemeinsamen Erklärung, die die zuständigen Minister aus Deutschland,
Frankreich und Großbritannien sowie die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini am Freitag unterzeichneten.[3] Aus diesem Ziel ist bislang nichts
geworden. Zwar hat die EU es Unternehmen aus ihren Mitgliedstaaten explizit
untersagt, Sanktionen eines fremden Staates - in diesem Falle US-Sanktionen
- einzuhalten; tatsächlich aber haben europäische Konzerne Iran inzwischen
weitgehend verlassen: Ihr US-Geschäft, das sie mit Iran-Geschäften aufs
Spiel setzen würden, ist ungleich mehr wert.[4] Dies gilt insbesondere für
deutsche Firmen, deren bedeutendster Absatzmarkt und Investitionsstandort
die Vereinigten Staaten sind (german-foreign-policy.com berichtete [5]).
Mit dem Rückzug haben vor allem deutsche Unternehmen, darunter etwa
Siemens, Daimler und der teilweise in Deutschland ansässige Airbus-Konzern,
Milliardengeschäfte verloren. Aus Washington sind nun triumphierende
Äußerungen zu hören. So wird Außenminister Mike Pompeo mit der Formulierung
zitiert, "europäische Unternehmen" seien "in großer Zahl aus Iran
geflohen".[6] Washingtons Iran-Sondergesandter Brian Hook erklärt
sarkastisch, im Rückzug von EU-Unternehmen aus dem Land sehe man
"überwältigende Unterstützung" für Washingtons Iranpolitik.[7]

Treuhandkonten

Tatsächlich schwindet mit dem Rückzug von Konzernen aus der EU der Einfluss
des Westens in Iran weiter. Bereits während der vorigen Sanktionsrunde war
es China gelungen, zum mit Abstand bedeutendsten Wirtschaftspartner des
Landes aufzusteigen. Diese Entwicklung dürfte sich nun verstärken, weil die
Volksrepublik die US-Sanktionen nicht einzuhalten gedenkt. Während der
Präsident des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK), Eric
Schweitzer, warnt, das deutsche Irangeschäft laufe "Gefahr, gänzlich zum
Erliegen zu kommen" [8], bauen Firmen aus China ihre Aktivitäten in dem
Golfstaat weiter aus. Laut Berichten haben Teheran und Beijing vereinbart,
ihren Handel künftig über dollarlose Treuhandkonten bei chinesischen Banken
abzuwickeln; demnach könnte Iran für den Wert seiner Öllieferungen an
China, der auf den Treuhandkonten verrechnet wird, in der Volksrepublik
Waren kaufen, allerdings auch nur dort.[9] Das Land geriete damit noch
stärker in Abhängigkeit von der Volksrepublik. Treffen die Berichte zu,
dann ähnelt der chinesisch-iranische Verrechnungsmechanismus demjenigen,
den die EU mit ihrer Zweckgesellschaft anvisiert. Allerdings scheint China
schon jetzt in der Lage zu sein, den Mechanismus in Betrieb zu nehmen; die
EU ist es nicht.

Golfkrieg gegen China

Den Einflussverlust des Westens könnte nach dem Rückzug europäischer
Konzerne aus Iran lediglich die bedingungslose Kapitulation der iranischen
Eliten stoppen, die Washington fordert. Weil diese aber sehr
unwahrscheinlich ist, hat ein deutscher USA-Experte bereits im Sommer in
einer Analyse der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP)
gewarnt, die Vereinigten Staaten könnten Iran letzten Endes militärisch
angreifen - denn nur "ein Krieg" könne es im Falle eines Scheiterns der
US-Sanktionspolitik "dem Rivalen China erschweren", in Teheran "weiteren
Einfluss zu gewinnen": "Politische und wirtschaftliche Entscheidungsträger
in Deutschland und Europa sollten sich darauf einstellen, dass notfalls
militärische Präventivschläge [!] gegen den Iran unter anderem auch
verhindern können, dass China einmal mehr Nutznießer westlicher Sanktionen
ist".[10] Der Autor der Analyse warnt in einer aktuellen Stellungnahme
erneut, "die USA könnten, nachdem sie das Nuklearabkommen mit dem Iran
aufgekündigt und die Sanktionen verschärft haben, alsbald weitere
Konsequenzen folgen lassen", etwa einen Krieg ("Präventivschläge"). Das
notwendige "Kriegskabinett" habe US-Präsident Trump mit antiiranischen
Hardlinern wie dem Nationalen Sicherheitsberater John Bolton und
Außenminister Mike Pompeo beisammen.[11]


Anmerkungen:

[1] Ausgenommen sind China, Indien, Japan, Südkorea, die Türkei, Taiwan,
Italien und Griechenland. Hinzu kommt der Irak, der weiterhin iranisches
Erdgas importieren darf.

[2] Julian Borger: Trump administration unveils full extent of US sanctions
on Iran. theguardian.com 05.11.2018.

[3] Gemeinsame Erklärung der EU/E3 zu Iran / JCPoA. 2. November 2018.

[4] S. dazu Golfkrieg gegen China

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7690/

[5] S. dazu Transatlantische Ambivalenzen

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7741/

[6] Pompeo defends Trump plan to send to troops to southern border.
cbsnews.com 04.11.2018.

[7] Pompeo: Iran wird normal, oder es zerkrümelt. Frankfurter Allgemeine
Zeitung 06.11.2018.

[8] Iran bereitet sich auf massive US-Sanktionen vor. handelsblatt.com
04.11.2018.

[9] Josh Rogin: China is reaping the rewards of undermining Trump's Iran
strategy. washingtonpost.com 05.11.2018.

[10] Josef Braml: Russland auf Partnersuche im Osten: US-Sanktionen
verfehlen ihr Ziel. DGAPkompakt Nr. 13. Juli 2018. 

S. auch Golfkrieg gegen China.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7690/

[11] Josef Braml: Gerät Trump unter Druck, steigt die Kriegsgefahr.
focus.de 02.11.2018.
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MELDUNG/581: Opferstudie zu rechtswidriger Polizeigewalt startet mit Online-Befragung (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 05.11.2018

Opferstudie zu rechtswidriger Polizeigewalt startet mit Online-Befragung



Bislang gibt es kaum empirische Daten über Körperverletzung im Amt durch
Polizeibeamte. Das soll sich durch eine Studie der Ruhr-Universität Bochum
(RUB) ändern: Am 8. November 2018 starten die Forscherinnen und Forscher
eine Online-Befragung von Betroffenen. Sie können anonym in deutscher,
arabischer, englischer und französischer Sprache online unter
http://www.kviapol.rub.de über ihre Erfahrungen berichten. Opfer von
rechtswidriger Polizeigewalt können sich außerdem per E-Mail an
kviapol@rub.de melden.

Wer wann Opfer wird

Das Forscherteam unter Leitung von Prof. Dr. Tobias Singelnstein
untersucht in dem auf zwei Jahre angelegten Projekt [1], welche
Personen in welchen Situationen Opfer von rechtswidriger Polizeigewalt
werden und welche Faktoren eine Rolle dabei spielen, ob sie Anzeige
erstatten oder nicht.

Das Dunkelfeld beleuchten

"Unser Ziel ist es, empirisch fundierte Aussagen über mögliches
Fehlverhalten bei polizeilicher Gewaltausübung zu tätigen und das
Dunkelfeld des Deliktbereichs zu beleuchten", sagt Tobias Singelnstein.
"Je mehr betroffene Personen an der Befragung teilnehmen, desto größer ist
die Aussagekraft."

Sicherheit für Teilnehmer

Das Projekt garantiert unabhängige Forschung und den Schutz der Anonymität
der Teilnehmenden durch vom Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik zertifizierte Server, die den Datenschutz- und
Sicherheitsanforderungen nach ISO 27001 entsprechen.

Im Anschluss an die Befragung werden die Forscher die Ergebnisse durch
Interviews mit Expertinnen und Experten aus verschiedenen
gesellschaftlichen Bereichen ergänzen.


Förderung

Das Projekt wird durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft finanziert.


Anmerkung:

[1] http://news.rub.de/presseinformationen/wissenschaft/2018-02-28-kriminologie-opferstudie-zu-rechtswidriger-polizeigewalt-startet

Weitere Informationen unter:

Webseite des Projekts:

http://www.kviapol.rub.de

Twitterkanal des Projekts:

http://twitter.com/kviapol

Facebookseite des Projekts:

http://fb.com/projektkviapol

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06738: Bonjour Tristesse (SB)


Was tun, wenn man in der letzten Turnierrunde unbedingt einen vollen
Punkt verbuchen muß, um unter die Preisträger zu kommen, und das
ausgerechnet gegen einen Kontrahenten, der in der Punktewertung mit
einem halben Zähler vor einem liegt? Keine Frage, daß der andere vom
ersten Zug an auf Remispfaden wandeln wird. In dieser Misere befand
sich 1982 beim Schachfestival von Baden-Baden Ludek Pachman. Zu allem
Überfluß mußte er auch noch mit den schwarzen Steinen spielen. Bonjour
Tristesse? Aber nein, sein Kontrahent, der jugoslawische Großmeister
Klaric, war in der Sommerhitze jener Tage ein wenig matt und zerstreut
zum Spiel erschienen und traf bereits beim achten Zug eine mißliche
Zugwahl, mit der Folge, daß er in die schlechtere Position geriet. Das
allein macht natürlich noch keinen Sieg, aber die Anlagen waren
vorhanden und den Rest besorgte ein an Kampfgeist an jenem Tag
überberstender Ludek Pachman. Weiß hatte zuletzt 1.Sd2-c4 gespielt, um
die Mattdrohung auf b2 zu entkräften. Nun, ganz so einfach ließ sich
der schwarze Angriff im heutigen Rätsel der Sphinx indes nicht
abwehren, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06738: Bonjour Tristesse (SB)]



Klaric - Pachman

Baden-Baden 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach 1.Le5-c3? setzte Alexander Aljechin mit 1...Da4-b5!
verblüffenderweise das gesamte weiße Spiel lahm. Max Euwe spielte in
seiner Not 2.Lc3-d4, was sonst? Bei 2.h3-h4 wäre er nach 2...Db5-b6!
3.g2-g3 Db6-d6! 4.Kc1-b2 Dd6-b8+! 5.Kb2-a2 Lh6xd2 6.Tc2xd2 Db8xg3
nicht minder schlagfertig besiegt worden. So spielte Aljechin nach
2.Lc3-d4 Db5-e2! seinen letzten Trumpf aus: 3.g2-g4 De2-e1+ 4.Kc1-b2
Lh6xd2 5.Tc2-c8 - hatte der in Amsterdam enthronte Weltmeister dies
übersehen, nach 5...g6-g5? 6.Tc8-h8+ Kh7-g6 7.Tc8-g8+ Kg6-h6 erzwingt
Weiß Dauerschach - 5...Ld2-c1+! und Weiß gab auf, denn nach 6.Tc8xc1
De1-d2+ war das Endspiel kinderleicht zu gewinnen.



Erstveröffentlichung am 7. November 2005

6. November 2018
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/862: Münster - "Sporteln am Wochenende" am 11. November 2018


Sporteln am Wochenende

Familienturnen startet am 11. November / Neue Angebote für Eltern mit
1 bis 4-jährigen Kindern



Münster (SMS) Auch in diesem Jahr findet das Eltern-Kind-Angebot
"Sporteln am Wochenende" wieder jeden Sonntagvormittag in der dunklen
Jahreszeit statt. Hier kann sich die ganze Familie nach Herzenslust in
einer gestalteten Bewegungslandschaft austoben und spielen. Die
phantasievoll gestalteten Aufbauten in der Turnhalle bieten den
Kindern einen hohen Aufforderungscharakter und sollen die ganze
Familie zu mehr gemeinsamer Bewegung am Sonntag motivieren.

Neu in diesem Jahr sind altersspezifische Angebote für Kinder von 1
bis 4 und von 4 bis 8 Jahren. Viele Vereine wollen so auch der
Nachfrage für die ganz Kleinen gerecht werden, ohne den Bewegungsdrang
der größeren Kinder einzuschränken. Bei Vereinen, die für das beliebte
Familiensportprojekt keine Altersangaben machen, liegt der Schwerpunkt
weiterhin bei Kindern von 2 bis 6 Jahren. Die Übungsleiter stellen die
Aufbauten zusammen, für die Kinder sind die Eltern verantwortlich.

"Sporteln am Wochenende" findet immer sonntags von 10 bis 13 Uhr
statt. Am Totensonntag (25. November) fällt das Sporteln aus. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich. Das Angebot ist offen für jede
Familie und nicht an eine Vereinsmitgliedschaft gebunden. Kinder und
Erwachsene zahlen jeweils 2 Euro. Familien ab drei Personen zahlen 5
Euro. Es gibt auch Dauerkarten für Einzelpersonen (25 Euro) und für
Familien (60 Euro).

An folgenden Standorten bietet das Sportamt in Kooperation mit den
beteiligten Sportvereinen das "Sporteln am Wochenende" an:

Turnhalle Overbergschule Hansaviertel (ImpulsWerk Münster e.V.), 1 - 4
Jahre; Turnhalle Bodelschwinghschule Mauritzviertel (ImpulsWerk
Münster e.V.), 4 - 8 Jahre; Sporthalle Lotharingerstraße (Turngemeinde
Münster e.V.), 1 - 4 Jahre und 4 - 8 Jahre; Turnhalle
Schillergymnasium (GW Marathon Münster e.V.), 1 - 4 Jahre und 4 - 8
Jahre; Turnhalle Josefsschule Südviertel (ImpulsWerk Münster e.V.), ab
2 Jahre; Turnhalle Gottfried-von-Cappenberg-Schule Geist (SV Blau-Weiß
Aasee e.V.), ab 2 Jahre; Turnhalle Peter-Wust-Schule Mecklenbeck (DJK
Wacker Mecklenbeck e.V.), ab 2 Jahre; Turnhalle Ludgerusschule Hiltrup
(TuS Hiltrup e.V.), 1 - 4 Jahre und 4 - 8 Jahre; Turnhalle
Davertschule Amelsbüren (DJK Grün-Weiß Amelsbüren e.V.), 1 - 4 Jahre
und 4 - 8 Jahre; Turnhalle Nikolaischule Wolbeck (TV Wolbeck e.V.),
ab 2 Jahre; Turnhalle Middelfeld Handorf (TSV Handorf e.V.), 1 - 4
Jahre und 4 - 8 Jahre; Turnhalle Thomas-Morus-Schule Rumphorst
(ImpulsWerk Münster e.V.), ab 2 Jahre; Turnhalle Nobert-Grundschule
Coerde (SV Teutonia Coerde e.V.), 1 - 4 Jahre und 4 - 8 Jahre;
Turnhalle Grundschule Kinderhaus-West (SC Westfalia Kinderhaus e.V.),
ab 2 Jahre; Turnhalle Mosaikschule Gievenbeck (TSC Münster Gievenbeck
e.V.), ab 2 Jahre; Sporthalle Schulzentrum Roxel (BSV Roxel e.V.), 1 -
4 Jahre und 4 - 8 Jahre; Sporthalle Albachten (SV Concordia
Albachten e.V.), 1 - 4 Jahre und 4 - 8 Jahre

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. November 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/244: FAUST Theaterpreis 2018 für den Tänzer Ramon A. John (Hessisches Staatstheater Wiesbaden)


Hessisches Staatstheater Wiesbaden - Pressemitteilung: 05.11.2018

Tänzer Ramon A. John erhält den Deutschen Theaterpreis »DER FAUST« 2018



Das Hessische Staatstheater Wiesbaden und das Staatstheater Darmstadt
freuen sich sehr über die Auszeichnung von Tänzer Ramon A. John in der
Kategorie »Darstellerin/Darsteller Tanz« für seine Partie des
Wanderers in der Ballettproduktion »Eine Winterreise« von Tim Plegge.
»Johns Tanz und Bewegungen erzählen uns alles, was wir über die Figur
wissen müssen, die er mit großer Präsenz auf die Bühne bringt. Er
bewegt sich immer mehrdimensional in alle Richtungen gleichzeitig und
in jedem Augenblick im Bezug zum Raum.« heißt es in der Begründung der
Jury.

»Für uns ist Ramon John ein besonderer, unverwechselbarer Tänzer. Dass
er für seinen geheimnisvollen, brennend intensiven Wanderer den
Faust-Preis bekommt, freut uns sehr! Drei Nominierungen und ein
Faust-Preis in drei aufeinanderfolgenden Spielzeiten - was für ein
Erfolg für unser Hessisches Staatsballett! Glückwunsch!« freuen sich
Uwe Eric Laufenberg, Intendant des Hessischen Staatstheaters
Wiesbaden, und Karsten Wiegand, Intendant des Staatstheaters
Darmstadt.

»Im dritten Jahr, in dem das Hessische Staatsballett mitnominiert war,
freut es mich natürlich ganz besonders, dass Ramon A. John nun diese
Auszeichnung erhält. Ramon ist ohne Frage ein Ausnahmetänzer, der sich
nur schwer in herkömmliche Kategorien stecken lässt - voller Charisma
und darüber hinaus auch in der Zusammenarbeit ein außergewöhnlicher
Mensch«, freut sich Tim Plegge, Ballettdirektor und Chefchoreograf des
Hessischen Staatsballetts.

Am Samstag, den 3. November 2018 wurde im Theater Regensburg der
Deutsche Theaterpreis »DER FAUST« verliehen. Ausgezeichnet wurden
Künstlerinnen und Künstler, deren Arbeit wegweisend für das deutsche
Theater ist. »DER FAUST« ist ein nationaler, undotierter Theaterpreis,
der auf die Leistungskraft und künstlerische Ausstrahlung der Theater
aufmerksam macht und diese würdigt.

Der Deutsche Theaterpreis »DER FAUST 2018« wird gefördert durch das
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, die Stadt
Regensburg, die Kulturstiftung der Länder, die Deutsche Akademie der
Darstellenden Künste und den Deutschen Bühnenverein. Ein weiterer
Kooperationspartner ist 2018 der Deutsche Bühnenverein Landesverband
Bayern.

Ramon A. John ist aktuell in der Ballettproduktion »Sadeh21« von Ohad
Naharin in Wiesbaden und Darmstadt zu erleben. Er tanzt außerdem in
»Liliom«, ein Ballett von Tim Plegge, das am 22. Februar 2019 in
Darmstadt und am 30. März 2019 in Wiesbaden Premiere feiert. Er ist
außerdem ab dem 3. Mai 2019 in Darmstadt und dem 22. Juni 2019 in
Wiesbaden auch in der Wiederaufnahme des Balletts »Ein
Sommernachtstraum« in der Partie des Oberon zu erleben.

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/243: FAUST Theaterpreis 2018 für Regisseur Thorleifur Örn Arnarsson (Schauspiel Hannover)


Schauspiel Hannover - Pressemitteilung: 4. November 2018

FAUST Theaterpreis für Thorleifur Örn Arnarsson

Regisseur gewinnt für seine Inszenierung der Edda



Der isländische Regisseur Thorleifur Örn Arnarsson hat mit seiner
Inszenierung der Edda den deutschen Theaterpreis DER FAUST in der
Kategorie Regie Schauspiel gewonnen. Die feierliche Preisverleihung
fand am gestrigen Samstag, 3. November im Theater Regensburg statt.
Die fünfköpfige Jury begründete wie folgt: "Thorleifur Örn Arnarssons
Inszenierung der Edda am Staatsschauspiel Hannover macht das Theater
zum Erfahrungsraum einer fremden Welt. In einem unglaublich weit
gespannten Erzählbogen vom Schöpfungsmythos zum persönlich erfahrenen
Weltuntergang bindet er zwei Enden von existenzieller Welterfahrung
zusammen. Hier werden elementare Fragen unserer Herkunft und unseres
Schicksals verhandelt und in eine persönliche Biografie überführt.
Herausragend ist auch die Ensembleleistung unter Arnarssons Führung
sowie die Sprachbehandlung bei der Umsetzung dieses großen Stoffes. Er
erzählt mit großen theatralischen Mitteln von einer fremden Welt,
setzt diese in Reihung zu unserer heutigen und macht sie so für uns
erfahrbar."

Schauspiel-Intendant Lars-Ole Walburg: "Ich bin stolz, dass das
Schauspiel Hannover gleich in zwei Kategorien für den FAUST
Theaterpreis nominiert wurde und nun mit dem Preis in der Kategorie
Regie Schauspiel in der Königsklasse gewonnen hat. Hier kann man
deutlich sehen, dass sich außergewöhnliche Anstrengungen wie die
besonders lange Probenzeit für Thorleifur Örn Arnarssons monumentale
Inszenierung der Edda auszahlen. Auch über die Nominierung für Jo
Schramms Medea-Bühnenbild freue ich mich sehr, da sich schon durch die
Nominierung der extreme Einsatz von Konstruktion, Werkstätten und
Technik in diesem Fall mehr als gelohnt hat."

Die Edda ist weiterhin am Schauspiel Hannover zu sehen. Nächste
Vorstellungen sind am 17.11. (inkl. Nachgespräch mit Co-Autor Mikael
Torfason) sowie am 22.12. (als 2:1-Vorstellung), Beginn ist jeweils um
18:30 Uhr im Schauspielhaus.

Karten 21-41 Euro unter Tel. 0511 9999 1111, im Internet unter
www.schauspielhannover.de und an den Kassen der Staatstheater

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 4. November 2018

Schauspiel Hannover

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Nds. Staatstheater Hannover GmbH

Prinzenstr. 9, 30159 Hannover

Tel. +49(0)511 9999 2081

Internet: www.schauspielhannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / REPORT





BERICHT/099: Zum Beispiel Schach ... (SB)




Diese besondere Liebe oder Neugier für gefährdete Menschen hat mich
übrigens mein ganzes Leben begleitet... (aus: Stefan Zweig, Die
Welt von Gestern)

Als Stefan Zweig am 22. Februar, einen Tag vor seinem Freitod im Jahr
1942, sein letztes Manuskript auf den Postweg brachte, hatte er
lediglich 250 Exemplare für den Druck geordert.

Der Schriftsteller, in jenen Jahren einer der meistgelesenen Autoren
deutschsprachiger Literatur und international bekannt als Protagonist
europäischer Kultur, glaubte nicht an den Erfolg seines neuen Werkes.
Vielleicht auch, weil Die Schachnovelle nur vordergründig vom
Schach, in ihrem dramatischen Kern aber von Haft, Isolation und Folter
handelt.




[image: Titelblatt der Erstausgabe - Foto: Andreas Bohnenstengel [CC BY-SA 3.0 de (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)], via Wikimedia Commons]

Die Erstausgabe der Schachnovelle von Stefan Zweig [1]

Foto: Andreas Bohnenstengel [CC BY-SA 3.0 de (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)], via Wikimedia Commons



Auf einem Schiff treffen der Schachweltmeister Mirko Czentovic, dessen
einzige Begabung aus einem tumben slawischen Dorfburschen einen
geldgierigen Idioten gemacht hat, der erfolgreiche schottische
Tiefbauingenieur McConnor, dessen Leidenschaft weniger der Kunst des
königlichen Spiels als der des Gewinnens um jeden Preis gilt und Dr.
B., eine seltsam blasse Erscheinung mit kantigen Gesichtszügen, den
das Schachspiel in der Isolationshaft der Gestapo vor dem Wahnsinn
rettete, um ihn später genau dort hinzutreiben, um das Brett mit den
64 Feldern aufeinander.

"Die Rezeption von Stefan Zweig", schrieb die NZZ 2013, "hat
unterschiedliche Phasen durchlaufen. Vor dem Zweiten Weltkrieg einer
der grossen Erfolgsschriftsteller deutscher Sprache, wurde er nach
1945 aus ästhetischen Gründen mit Missachtung gestraft." [2] Erst im
21. Jahrhundert, als Dekonstruktion und selbstbespiegelnde
Sprachspiele ihren Reiz verloren hatten und das Erzählerische wieder
mehr in den Mittelpunkt rückte, erlebte er eine Renaissance. Und die
Lektüre zeigt, wie aktuell er ist.

Die Schachnovelle, die heute als das bekannteste Werk des
Dichters gilt und durch Generationen von Schülern und Wissenschaftlern
zahllose Interpretationen erlebt und erlitten hat, die 1960 mit Curd
Jürgens, Hans Jörg Felmy, Mario Adorf u.a. verfilmt wurde, als Oper
2013 im Kieler Opernhaus zur Uraufführung kam und auch als
Theaterstück den Weg auf die Bühne fand, war am Abend des 29. Oktober
2018 Gegenstand einer Lesung im Theater der Komödianten in Kiel. Mit
Stenzel liest hat sich - in Zusammenarbeit mit der Volksbühne
Kiel e.V. - seit Jahren ein Format etabliert, das jeweils am
letzten Montag im Monat eine zwar überschaubare, aber sehr aufmerksame
Zuhörerschaft um den Schauspieler Horst Stenzel im Zimmertheater an
der Wilhelminenstraße versammelt.




[image: Der Schauspieler Horst Stenzel hinter dem Lesetisch - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Stenzel liest ...

Foto: © 2018 by Schattenblick



Als der Ich-Erzähler erfährt, daß der Schachweltmeister Mirko
Czentovic mit an Bord eines Überseedampfers reisen wird, der
Passagiere von New York nach Buenos Aires bringt, läßt er sich einiges
einfallen, um dessen Bekanntschaft machen zu können. Der beste Köder,
so schlußendlich sein Plan, dürfte das Schachspiel selbst sein. Aber
der Meister beißt nicht an. Erst der Einsatz einer nicht unerheblichen
Summe von 250 Dollar durch den schwerreichen Ingenieur McConnor vermag
Czentovic zum Spiel zu reizen. Obwohl der Weltmeister gegen eine ganze
Gruppe antritt, gewinnt er mit Leichtigkeit die Partie. Revanche!

Auch das zweite Spiel scheint für die Herausforderer in einer
Niederlage zu enden. Da mischt sich im entscheidenden Moment ein
unauffälliger, merkwürdig blasser Passagier ein. Obwohl der Fremde
vorgibt, seit 25 Jahren kein Schachbrett mehr berührt zu haben,
gelingt mit seiner Hilfe zumindest ein Remi. Jetzt ist der Meister auf
den Plan gerufen - verlangt ein neues Spiel am nächsten Tag, diesmal
allerdings zwischen ihm und diesem Dr. B. allein. Die Partie endet
mit einer Niederlage des Weltmeisters, eine weitere allerdings mündet
in eine emotionale Katastrophe des Dr. B.. Der Ich-Erzähler, dem er
tags zuvor an Deck des Schiffes seine Geschichte erzählt hat, kann
Schlimmeres verhindern.

Als Rechtsanwalt war Dr. B. in der österreichischen Kanzlei seines
Vaters, später allein, mit der Verwaltung kirchlicher und auch
kaiserlicher Güter betraut. Die Kanzlei operierte im Stillen, konnte
aber nicht verhindern, daß sich auch bei ihr ein Spitzel der Nazis
einschlich. So kam es, daß Dr. B. bereits einen Tag, bevor Hitler in
Wien einzog, von der SS verhaftet wurde. Statt ins Gefängnis
allerdings sperrt man ihn in ein Hotelzimmer. Was zunächst als die
harmlosere Haftvariante und scheinbar bevorzugt erscheint, erweist
sich als die Hölle.

Auge, Ohr, alle Sinne bekamen von morgens bis nachts und von nachts
 bis morgens nicht die geringste Nahrung, man blieb mit sich, mit
 seinem Körper und den vier oder fünf stummen Gegenständen Tisch,
 Bett, Fenster, Waschschüssel rettungslos allein; man lebte wie ein
 Taucher unter der Glasglocke im schwarzen Ozean dieses Schweigens
 und wie ein Taucher sogar, der schon ahnt, daß das Seil nach der
 Außenwelt abgerissen ist und er nie zurückgeholt werden wird aus
 der lautlosen Tiefe. Es gab nichts zu tun, nichts zu hören, nichts
 zu sehen, überall und ununterbrochen war um einen das Nichts, die
 völlige raumlose Leere. [3]



Und das über viele Monate. Kurz, bevor er dem Wahnsinn erliegt und
alles zuzugeben bereit ist, was man von ihm hören will, gelingt es Dr.
B., während eines der zahllosen Verhöre, ein Buch zu stehlen: ein Werk
mit 150 berühmten Schachpartien. Zunächst über den Inhalt tief
enttäuscht, stürzt er sich bald darauf, lernt alle Partien auswendig,
spielt anfangs mit Brotkrümeln auf dem karierten Bettuch, später
'blind'. Als sich diese Strategie der Beschäftigung nach weiteren
Monaten der Haft erschöpft, fängt er an, im Kopf gegen sich selbst zu
spielen; aber was ihn zu retten schien, treibt ihn nun neuerlich in
den Wahnsinn. Die Folge ist der vollständige Zusammenbruch. Durch die
Hilfe eines zugewandten Arztes wird er entlassen, allerdings mit der
Auflage, das Land binnen 14 Tagen zu verlassen. So kommt er auf das
Schiff.

Auf äußerst eindringliche und fesselnde Weise, erzählerisch reich,
aber nie ausschweifend, beschreibt Stefan Zweig, was mit einem
Menschen geschieht, der von allen Sinneseindrücken und jeglicher
Kommunikation abgeschnitten ist.

Seit Menschengedenken wird die weiße Folter, so benannt, weil sie
keine äußerlich sichtbaren Spuren hinterläßt, angewandt, ist nicht nur
ein Mittel zur Erzwingung von Geständnissen, sondern auch probates
Werkzeug der Erniedrigung und Entmenschlichung von Gefangenen und
gleichermaßen und folgerichtig Gegenstand der Erforschung von
Machbarkeit und Grenzen der Manipulation von Menschen.

Das Gefühl, es explodiert einem der Kopf, ... das Gefühl, das
 Gehirn schrumpelte einem allmählich zusammen, wie Backobst z.B.,
 das Gefühl, man stünde ununterbrochen, unmerklich, unter Strom, man
 würde ferngesteuert - das Gefühl, die Assoziationen würden einem
 weggehackt - das Gefühl, man pißte sich die Seele aus dem Leib, als
 wenn man das Wasser nicht halten kann ... Man kann nicht klären, ob
 man vor Fieber oder vor Kälte zittert - man kann nicht klären,
 warum man zittert - man friert ... Das Gefühl, man verstummt - man
 kann die Bedeutung von Worten nicht mehr identifizieren, nur noch
 raten ... Kopfschmerzen - flashs - Satzbau, Grammatik, Syntax -
 nicht mehr zu kontrollieren ... Das Gefühl, innerlich
 auszubrennen ... Rasende Aggressivität, für die es kein Ventil
 gibt. Das ist das Schlimmste. Klares Bewußtsein, daß man keine
 Überlebenschance hat ... Das Gefühl, es sei einem die Haut
 abgezogen worden. [4]



Diese Zeilen sind keine Literatur. Sie stammen von Ulrike Meinhof,
geschrieben zwischen dem 16. Juni 1972 und dem 9. Februar 1973 aus der
Zeit ihrer Isolation in der Vollzugsanstalt Köln-Ossendorf, in der sie
für acht Monate, so lange, wie kein Häftling zuvor, visuell und
akustisch vollständig von der Außenwelt abgeschnitten war.

Die Empörung über diesen Umgang mit Gefangenen, der nicht nur
unmenschlich, sondern auch eines Rechtsstaates unwürdig ist,
beschränkte sich damals auf einige wenige, Familie, Freunde,
Weggefährten, der Mehrheit der Gesellschaft war für die Mitglieder der
Roten Armee Fraktion keine Strafe hart genug.

Mehr öffentliche Aufmerksamkeit erregten in späteren Jahren Bilder aus
Guantanamo oder Abu-Ghuraib, die das Ansehen Amerikas in der Welt
zumindest zeitweise schwer beschädigten, zumal die Perversion weißer
Folter keine Grenzen zu kennen schien. Geändert hat sich seitdem -
nichts.
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Stefan Zweig um 1912

Foto: By s/a [CC-BY-SA-3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia Commons



Es ist nicht schwer anzunehmen, daß Stefan Zweig mit der Darstellung
des Dr. B. auch ein Stück seiner eigenen Geschichte erzählt. Geboren
1881 in Wien als Sohn wohlhabender Eltern studiert er Philosophie,
Germanistik und Romanistik in Wien und Berlin, promoviert bereits 1904
zum Dr. phil.. Er schreibt viel und reist gern und weit. 1933 werden
auch seine Bücher verbrannt, er selbst ins Exil getrieben,
abgeschnitten und isoliert von Freunden, Familie, von eigener Kultur
und Sprache.

Konzentriert und die Hörer trotz eines gehörigen Tempos mitnehmend,
das Gelesene mit gezielten Gesten lebendig veranschaulicht, zieht
Horst Stenzel, selbst leidenschaftlicher Leser und Vorleser und Freund
des gedruckten Buches auf Papier, wie er in einem Gespräch mit dem
Schattenblick bekennt, das Publikum über eine Stunde in den Bann
dieser Erzählung. Bei der sprachlichen Dichte sei es nicht günstig,
eine Pause zu machen, kommentiert er eingangs, auch die notwendige
Kürzung auf das Format eines Leseabends sei schwierig gewesen.
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Horst Stenzel im Gespräch mit dem Schattenblick

Foto: © 2018 by Schattenblick



Auf unsere Frage, was ihn an dieser Novelle am meisten berührt habe,
antwortet der Schauspieler: "Die Figur des Dr. B., das, was wir heute
als Isolationsfolter bezeichnen würden. Dann der Versuch, sich über
dieses Buch zu retten, irgendetwas, an das man sich halten kann. Das
gelingt ja letztendlich nicht, weil er sich so in die Schachpartien
wirft, daß er darüber den Verstand verliert."

Die Schachnovelle ist eine erschreckend aktuelle Erzählung
darüber, was Isolation und Folter bedeuten, man kann sie aber auch
lesen als ein gelungenes Stück Literatur über Schach mit
zeitkritischen Anklängen. Am Abend des 29. Oktober stand, das zeigte
das abschließende Gespräch mit dem Publikum, in dem sich auch der
Vorlesende als begeisterter und kundiger Spieler zu erkennen gab,
wenngleich er - eine Wortschöpfung Zweigs aufgreifend - Schach nicht
"ernstet", mehr das Spiel im Vordergrund als die Folter.

Mag sein, daß alles andere zu sehr an und unter die Haut ginge.
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Anmerkungen:


[1] Die aufgeschlagene Erstausgabe der Schachnovelle von Stefan Zweig.
Sie ist Bestandteil der Bibliothek der verbrannten Bücher von Georg P.
Salzmann (1929 bis 2013), die seit 2009 in der Augsburger
Universitätsbibliothek beheimatet ist.

[2] https://www.nzz.ch/gerechtigkeit-fuer-stefan-zweig-1.18130252

[3] Stefan Zweig, Die Schachnovelle, Buenos Aires 1941, zitiert aus:
234. Hamburger Leseheft, Hamburger Lesehefte Verlag, S. 27

[4] Ulrike Meinhof, Briefe aus dem Toten Trakt, aus: Ausgewählte
Dokumente der Zeitgeschichte: Bundesrepublik Deutschland (BRD) - Rote
Armee Fraktion (RAF), GNN Verlagsgesellschaft Politische Berichte, 1.
Auflage, Köln Oktober 1987, Nr. 8, S. 90f
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INSZENIERUNG/101: Witten und Herdecke - Gerhart Hauptmanns "Friedensfest", 8., 16., 17. und 18.11.


Theater der Universität Witten/Herdecke spielt Gerhart Hauptmanns
"Friedensfest"

Aufführungen finden in Herdecke und Witten statt



Das Theater der Universität Witten/Herdecke (UW/H) spielt in diesem
Semester unter der Regie von Blanche Kommerell ein Stück in Anlehnung
an Gerhart Hauptmanns "Friedensfest". Frieden ist jedoch weit und
breit nirgends zu entdecken.

Im Zentrum des Stücks stehen eine gutbürgerliche, altmodische Familie
in einem großen Haus mit Personal. Ein Ehepaar, das sich seit Jahren
nicht gesehen hat. Ein Sohn, der in nichts Sinn findet. Eine Tochter,
die um jeden Preis geliebt werden möchte. Ein weiterer Sohn, der
voller Scham und Angst ist. Dazu Weltverbesserer voller Naivität und
Leichtsinn und eine abgebrühte Dienerschaft.

Ein Weihnachtsmärchen ist es also nicht. Aber auch keine "einfache"
Familientragödie. Tatsächlich handelt es sich eher um ein Stück, das
politische und gesellschaftliche Themen aufgreift. Wer übernimmt
Verantwortung für vergangene Fehler? Wer handelt in der Gegenwart? Wo
gibt es Hoffnung? Und wie wird man eigentlich wirklich frei?

Thematisch schließt Blanche Kommerell damit an die erfolgreichen
vorherigen Produktionen an. Auf der Bühne stehen alte und neue
Darstellerinnen und Darsteller gemeinsam. Sie entdecken die
Vielschichtigkeit der von Gerhart Hauptmann so knapp beschriebenen
Figuren und ihre Gefühle.

Termine:

8. November, 18 Uhr, Roter Saal des Gemeinschaftskrankenhauses
Herdecke

16. November, 20 Uhr, Universität Witten/Herdecke

17. November, 20 Uhr, Universität Witten/Herdecke

18. November, 20 Uhr, Universität Witten/Herdecke

Eintritt: 10 Euro, ermäßigt 5 Euro

Reservierungen an theater.friedensfest@gmail.com




Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

 * 

Quelle:

Private Universität Witten/Herdecke gGmbH

Alfred-Herrhausen-Straße 50

D - 58448 Witten

Internet: http://www.uni-wh.de
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INSZENIERUNG/100: Hamburg - Doppelvorstellung der Stücke "Weltenbrand" und "Revolution!?", 8.11.2018


Theaterabend mit dem Hamburger axensprung / Theater

Doppelvorstellung der Stücke "Weltenbrand" und "Revolution!?"

am Donnerstag, dem 8. November 2018, 18 bis 22 Uhr

im Innenhof des Museums für Hamburgische Geschichte



Die Produktionen des Hamburger axensprung / Theater setzen sich auf
besondere Weise mit historischen Themen auseinander: Aus biografischem
Material und zeitgenössischer Musik entstehen lebensnahe Arrangements,
die an ungewöhnlichen Orten in Theater verwandelt werden.

Im Rahmen der aktuellen Sonderausstellung des Museums für Hamburgische
Geschichte zur Novemberevolution in Hamburg gibt es am Donnerstag, dem
8. November 2018 die einmalige Gelegenheit, in einer Doppelvorstellung
die beiden Theaterstücke "Weltenbrand" und "Revolution!?" zu erleben.
Das erste Stück ist eine Collage aus Text-, Musik- und Bildelementen,
die mit Passagen des expressionistischen Romans "Heeresbericht" von
Edlef Köppen, mit der Lyrik August Stramms, Briefen von Soldaten,
Alltagssituationen und Fragmenten offizieller Militärkommunique's
kontrastiert werden.

Das Bühnenbild besteht aus Projektionen wechselnder Motive, die sich
aus zeitgenössischen Fotos, Feldpostkarten und Bildern von
kriegsteilnehmenden Malern zusammensetzen. Live gespielte Musik und
vorproduzierte Kompositionen und Sounds geben dem Programm eine
zusätzliche akustische Dimension. Das Stück "Revolution!?"hat seinen
Ausgangspunkt in den tatsächlichen historischen Ereignissen der Monate
Oktober 1918 bis Sommer 1919. Im Mittelpunkt stehen fünf
Protagonisten: Ein Kieler Matrose, eine Hamburger Fabrikarbeiterin,
ein Freikorpsmann, Reichswehrminister Noske und der Hamburger
Bürgermeister Werner von Melle. Einige der Protagonisten sind fiktiv,
andere existierten real. In der Theateranordnung begegnen sie sich und
liefern mit ihren Geschichten und Loyalitätskonflikten einen Spiegel
dieser wirren Zeiten.

Die Doppelvorstellung der beiden Theaterstücke findet im frisch
sanierten Innenhof des Museums für Hamburgische Geschichte statt.
Zwischen den jeweils ca. anderthalb stündigen Stücken findet einen
Pause statt. Warme Kleidung wird empfohlen.

Eintritt: 28 Euro / Ermäßigt: 18 Euro / Kinder und Jugendliche: 10
Euro

"Weltenbrand" beginnt um 18 Uhr, Dauer: 80 Minuten

"Revolution!?" beginnt um 20 Uhr, Dauer: 90 Minuten

Kartenreservierung über: 040 4281310 oder info@museumsdienst-hamburg.de

Weitere Informationen zu den beiden Theaterstücken finden Sie unter:
www.weltenbrand14.de bzw. www.revolution1918.de .

 * 

Quelle:

Ida Ehre Kulturverein e.V.

Postfach 201555

D-20205 Hamburg
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KLEINKUNST/887: Hanau - Comedy nur für Frauen - "Mädelsabend" mit Bibi Maaß am 16.11.


Botox ist auch keine Lösung!

Comedy nur für Frauen: "Mädelsabend" mit Bibi Maaß



"Was hat mein Mann mit meiner weinroten Unterhose gemeinsam?" oder
"Kann man eigentlich auch mit Falten noch Sex haben?", diese Fragen
stellt sich Bibi Maaß in ihrem Comedy-Programm "Botox ist auch keine
Lösung!". Die Entertainerin aus dem hohen Norden gastiert am Freitag,
16. November, auf Einladung des Frauenbüros der Stadt Hanau im
Kulturforum Hanau.

Unter der Überschrift "Mädelsabend" sind zu ihrer Show der ironischen
Selbstbetrachtungen nur Frauen zugelassen - Männer müssen draußen
bleiben. Maaß: "Wir Frauen sind erst hundert Jahre wahlberechtigt, da
können wir die Männer auch mal einen Abend lang diskriminieren..."

Mädels sind also unter sich, Mädels, die wissen, was aufsteigende
Hitze ist und beim Blick in den Spiegel auch schon mal festgestellt
haben: "Hilfe, ich werde meiner Mutter immer ähnlicher!".

Bibi Maaß hat Germanistik, Politik und Philosophie studiert, ist
Journalistin, schreibt Glossen, leitet eine Theatergruppe, schreibt
Theaterstücke und Kolumnen. Kurzum -sie macht alles, wozu Kreativität,
Phantasie und eine Portion Humor benötigt werden.

Am 16. November will Maaß die Hanauerinnen mit ihrem hintersinnigen
Humor zum Lachen bringen. Ihr Auftritt beginnt um 19.30 Uhr im
Kulturforum (Freiheitsplatz 18a). Die Karten kosten 12 Euro und sind
direkt im Frauenbüro sowie im Buchladen am Freiheitsplatz erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. November 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/149: Oldenburg - Musiktheaterstück "Alias Alice", 17. und 18.11.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Wieder auf der Bühne: Alias Alice



Oldenburg. Noch einmal geht es ins Wunderland und an andere
überraschende Orte: Aufgrund des großen Erfolgs bringt das Institut
für Musik der Universität Oldenburg das Musiktheaterstück "Alias
Alice" wieder auf die Bühne der Universitäts-Aula (Campus Haarentor,
Gebäude A11, Ammerländer Heerstraße 69). Am Samstag, 17. November, ab
20.00 Uhr und am Sonntag, 18. November, ab 16.00 Uhr präsentieren 20
Masterstudierende unter Leitung des Musikdozenten Volker Schindel ihr
Stück, das Lewis Carrolls Romanfiguren im Kontext unserer modernen
Gesellschaft zeigt. Zwei Semester lang haben die Studierenden das
Skript und Bühnenbild zu "Alias Alice" erarbeitet und Musik mit einer
großen stilistischen Bandbreite zusammengestellt und choreographiert.
Neben selbst arrangierten Band-Titeln ist auch Vokalmusik vom
klassischen Chorsatz bis zum Sprechchor zu hören.

Der Kartenvorverkauf für die Veranstaltung startet am 5. November.
Interessierte erhalten Tickets für 12 Euro (ermäßigt 6 Euro) im
Vorverkauf bei der erhalten Tickets für 12 Euro (ermäßigt 6 Euro) im
Vorverkauf bei der CvO Unibuchhandlung oder jeweils eine Stunde vor
Beginn der Vorstellung an der Abendkasse. Reservierungen sind ab
sofort möglich unter aliasalice@uni-oldenburg.de. Der Einlass beginnt
jeweils 30 Minuten vor Vorstellungsbeginn. Bis zu dieser Zeit müssen
auch reservierte Karten abgeholt werden. Die Platzwahl ist frei.

Weblinks

uol.de/musik

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 362/18 vom 2. November 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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MUSIKTHEATER - OPER/794: Theater Kiel - »Falscher Verrat«, Matrosenaufstand 1918, Termine bis 20.04.2019


Theater Kiel

»Falscher Verrat«

Eine Oper über den Matrosenaufstand in Kiel 1918



Richard Wagner spräche mit Blick auf den November 1918 wahrscheinlich
von »Weltenbrand«. Auf jeden Fall veränderte sich in diesem November
die Welt, denn innerhalb weniger Tage wurde aus der Kieler
Matrosenrevolte eine Massenbewegung, die sich in ganz Deutschland
ausbreitete und zu der Revolution wurde, die zur Abdankung des
Kaisers, zur (gleich zweifachen) Ausrufung der deutschen Republik und
zum lang ersehnten Frieden führte.

Wir beauftragten den berühmten italienischen Komponisten Marco Tutino
damit, eine Oper über den Kieler Matrosenaufstand zu schreiben. Seine
Oper »Falscher Verrat« verbindet die historischen Ereignisse mit dem
klassischen (und erfundenen) Operndreieck »Tenor, in diesem Fall ein
Matrose, und Bariton, in diesem Fall ein Marineoffizier, lieben
denselben Sopran, in diesem Fall eine zur Hure gewordene
Jugendfreundin des Matrosen«.

»Falscher Verrat« ist die frei erfundene Geschichte um den Matrosen
Gabriel, den Korvettenkapitän Arno von Stahl und Gabriels
Jugendfreundin Henriette, der er als Prostituierte Lola
wiederbegegnet. Politische Überzeugungen und Absichten werden von
privaten Gefühlen überschattet und schließlich gesteuert:

Der Offizier Arno will den Aufstand unterstützen, wird aber aus
Eifersucht von dem Matrosen Gabriel verraten. Am Ende gehen zwar beide
Männer zugrunde, doch der Aufstand lässt sich nicht mehr bremsen.
Lola, die Frau zwischen den beiden Männern, überlebt. Premiere: 3.
November 2018

Der Mailänder Marco Tutino, geboren 1954, studierte in seiner
Heimatstadt Flöte und Komposition. 1976 debütierte er als Komponist
und wird seitdem in Opernhäusern und Konzertsälen der ganzen Welt
aufgeführt und gespielt.

Tutino ist einer der erfolgreichsten und meistgespielten italienischen
Komponisten unserer Zeit. Erst im Februar 2018 erlebte seine erste
komische Oper »Miseria e Nobiltà« in Genua ihre Uraufführung und seine
Oper »La Ciociara (Two women)« war ein Auftragswerk für die Oper San
Francisco, womit Tutino der zweite italienische Komponist nach Giacomo
Puccini wurde, der mit einem neuen Werk für ein amerikanisches
Opernhaus beauftragt wurde. Nun hat Marco Tutino für Kiel seine erste
deutschsprachige Oper geschrieben.

Die Vorstellungen

03. November | 19.30 Uhr

09. November | 19.30 Uhr

21. November | 19.30 Uhr

13. Dezember | 19.30 Uhr

06. Januar | 19.00 Uhr

10. Januar | 19.30 Uhr

02. März | 19.30 Uhr

16. März | 19.30 Uhr

02. April | 19.30 Uhr

07. April | 18.00 Uhr

20. April | 19.30 Uhr

 * 

Quelle:

Theater Kiel

Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR)

Rathausplatz 4, 24103 Kiel

E-Mail: info@theater-kiel.de

Internet: www.theater-kiel.de
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ATOM/1296: Konzept der Atommüll-Zwischenlagerung gescheitert (Umweltinstitut München)


Umweltinstitut München e. V. - 6. November 2018

Konzept der Atommüll-Zwischenlagerung ist gescheitert



70 Anti-Atom-Initiativen und Umweltverbände positionieren sich
gemeinsam zur Zukunft der Zwischenlagerung hoch radioaktiver Abfälle:
Die Einlagerung hoch radioaktiver Abfälle in tiefengeologische Lager
oder andere mögliche Alternativen wird auch nach dem ambitioniertesten
Zeitplan noch nicht beginnen können, geschweige denn abgeschlossen
sein, wenn die Genehmigungen für die Zwischenlager auslaufen werden.
Damit ist das bisher in Deutschland verfolgte Konzept der
Zwischenlagerung hoch radioaktiven Mülls, das für 40 Jahre vorgesehen
war, gescheitert.

Neue Konzepte für eine längerfristige Zwischenlagerung sind dringend
erforderlich. Angesichts der Dauer und Tragweite dieser
Zwischenlagerung ist die Gesellschaft frühzeitig an der Diskussion und
der Entwicklung dieser neuen Konzepte zu beteiligen. Dies ist eine der
zentralen Aussagen eines gemeinsamen Positionspapiers zur
Zwischenlagerung von hoch radioaktivem Atommüll, auf das sich nach
einem etwa zweijährigen intensiven Diskussionsprozess 70 
Anti-Atom-Initiativen und Umweltverbände verständigt haben. Es wird 
der Öffentlichkeit heute bei Pressekonferenzen in Düsseldorf und 
München vorgestellt. Beteiligt sind auch Initiativen von 15 
Zwischenlager-Standorten in Deutschland.

Das gemeinsame Positionspapier finden Sie hier (*).

Hintergrund:

Das Positionspapier 'Zwischenlagerung hoch radioaktiver Abfälle' ist
im Rahmen der Atommüllkonferenz, einem regelmäßigen bundesweiten
Treffen von Initiativen, Umweltverbänden und kritischen
Wissenschaftler*innen, entstanden. Das Papier ist kein Plädoyer für
eine dauerhafte Oberflächenlagerung hoch radioaktiver Abfälle. Auch
bis zur Beendigung der Oberflächenlagerung müssen die Abfälle jedoch
so sicher wie möglich gelagert werden.

Die bestehenden Zwischenlager entsprechen nicht den notwendigen
Sicherheitsanforderungen. Exemplarisch dafür steht das Zwischenlager
Brunsbüttel. Diesem wurde gerichtlich die Genehmigung wegen
erheblicher "Ermittlungs- und Bewertungsdefizite" entzogen. Von
behördlicher Seite wurde den Transport- und Lagerbehältern eine
Sicherheit über 40 Jahre zugebilligt. Bereits für diese Lagerdauer und
erst recht für die unausweichliche Verlängerung um mehrere Jahrzehnte
gibt es keine zuverlässigen Sicherheitsnachweise. Diese müssen
dringend nachgereicht werden.

Der laxe Umgang der Aufsichtsbehörden mit geltendem Recht ist so alt
wie die Nutzung der Atomenergie in Deutschland. Seit 2013 lagern so
auch 152 Castorbehälter im AVR-Behälterlager Jülich allein aufgrund
einer staatlichen Anordnung. Der damalige Betreiber, das
Forschungszentrum Jülich, hatte die Betriebsgenehmigung einfach
auslaufen lassen.

Auch die atomrechtliche Aufsichtsbehörde, das Wirtschaftsministerium
Nordrhein-Westfalen, griff nicht entschieden ein. Die neuen
Verantwortlichen - die BGZ, das EWN und das Bundesamt für
kerntechnische Entsorgungssicherheit BfE müssen sich vor dem Auslaufen
von Betriebsgenehmigungen um Alternativen kümmern, statt die Probleme
auszusitzen.

Atomtransporte mit hoch radioaktivem Atommüll in Transport- und
Lagerbehältern stellen gerade auch angesichts der Terrorgefahren ein
großes Sicherheitsrisiko dar, weil hier nur der Behälter Schutz
bietet. Ein Integritätsverlust eines Behälters während des Transports
durch einen Unfall oder Terrorangriff würde massive Strahlendosen in
der Umgebung verursachen. Insbesondere deshalb müssen Atomtransporte
vermieden werden.

Derzeit lagern mehr als 1.000 Castor-Behälter mit hoch radioaktiven
Abfällen in den zentralen Zwischenlagern in Ahaus, Gorleben und Lubmin
sowie in den dezentralen Zwischenlagern in Jülich und an 12
AKW-Standorten. Die Anzahl der Castor-Behälter wird sogar noch auf
etwa 1.900 anwachsen.



(*) http://icm-tracking.meltwater.com/link.php?DynEngagement=true&H=3ZUQjNycMu7D%2Fe%2Bm%2FOmi3Qi1eTNrfRb0HcFplK3KYerw%2B6SfjwwI9mi5n0OxhEU5F8g7L4wPGUrxbnBme4HlICArySvsJ%2BnFj4EOrjgXSiydSQYqyUaCDvkSG99aXAPv&G=0&R=http%3A%2F%2Fwww.atommuellkonferenz.de%2Fwp-content%2Fuploads%2FPositionspapier_Zwischenlagerung_hoch_radioaktiver_Abfaelle.pdf&I=20181106101531.0000001aa785%40mail6-53-ussnn1&X=MHwxMDQ2NzU4OjViZTE1MzVlNjRkMTgwOWYyODA2YTk5Yzs%3D&S=utERZ178YC6wZrLfNEm50kSP62ZkJiDFryqh2_DLriM

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.11.2018

Herausgeber:

Umweltinstitut München e.V.

Landwehrstraße 64a, 80336 München

Tel.: 0 89 / 30 77 49 - 0

E-Mail: info@umweltinstitut.org

Internet: www.umweltinstitut.org
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ENTSORGUNG/149: Altmedikamente - Rückgabe über die Apotheke oder die Restmülltonne? (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1135 vom 19. Okt. 2018, 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)


Altmedikamente: Rückgabe über die Apotheke oder die Restmülltonne?



Altmedikamente gehören nicht in die Kloschüssel. Die
Länderumweltministerien sprechen sich in Flyern zur richtigen
Entsorgung von Altmedikamenten dafür aus, die Altmedikamente in die
Restmülltonne zu stecken. Konträr zu diesen Hinweisen, sind die
Entsorgungsempfehlungen auf den "Beipackzetteln" der Medikamente. Dort
steht in der Regel, dass die Altmedikamente weder über den
Abwasserpfad noch über den Abfallpfad entsorgt werden sollten.
"Entsorgen Sie Arzneimittel nicht im Abwasser oder Haushaltsabfall.
Fragen Sie Ihren Apotheker, wie das Arzneimittel zu entsorgen ist,
wenn Sie es nicht mehr verwenden. Sie tragen damit zum Schutz der
Umwelt bei." Nicht wenige Akteure favorisieren nach wie vor das früher
übliche Rücknahmesystem über die Apotheken. Mit der Etablierung des
"Grünen Punktes" für die Verpackungen von Medikamenten ist das
apothekenbasierte Rücknahmesystem vor Jahren ausgelaufen (s. RUNDBR.:
845/2-3). Ob eine Rückgabe von Altmedikamenten in Apotheken
tatsächlich dazu führt, dass weniger Medikamente über die Kloschüssel
oder die Küchenspüle entsorgt werden, ist allerdings noch nicht
empirisch nachgewiesen worden.

Der irritierende Hinweis auf den Beipackzetteln wird damit begründet,
dass die Medikamente auch in Österreich verkauft werden. Und in
Österreich würde eine andere Entsorgungsstrategie als bei uns
verfolgt. Der Hinweis auf den Beipackzetteln kann gleichwohl zur
Verwirrung hierzulande sorgen. Das Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM) will jetzt mal checken, "ob im Rahmen des
aktuellen rechtlichen Rahmens eine Eindeutigkeit hergestellt werden
kann".

Ebenfalls irritierend: Altmedikamente in "MBA-Landkreisen"

Auch in deutschen Landkreisen, in denen der Müll über eine
mechanisch-biologische Abfallbehandlungsanlage (MBA) entsorgt wird,
gilt die Aufforderung, nicht mehr benötige Medikamente keinesfalls
über den Hausmüll zu entsorgen - beispielsweise im Landkreis Neuwied.
Für Menschen, die von einem Landkreis mit Müllverbrennung in einen
"MBA-Landkreis" umziehen (oder umgekehrt) dürfte die Verwirrung wohl
nicht gerade gering sein.

 * 
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ABFALL/046: Himmel und Hölle - Planet Plastik (WWF Magazin)


WWF Magazin, Ausgabe 4/2018

WWF Deutschland - World Wide Fund For Nature

Himmel und Hölle

von Dr. Bernhard Bauske, WWF



Vom Segen zur Plage: Die Flut an Kunststoffen sorgt heute für ein
riesiges weltweites Müllproblem. Längst landet Plastik überall dort,
wo es nicht hingehört: in Flüssen und Meeren, in Fischen, Vögeln und
Meeressäugern und letzten Endes auch in uns Menschen. Höchste Zeit zu
handeln.


STOPP DIE PLASTIKFLUT

Leuchtende Korallenbänke und gigantische Fischschwärme, mächtige
Mantarochen und zahllose Meeresschnecken: Die Unterwasserwelt des
indopazifischen Korallendreiecks ist beeindruckend artenreich. Das
Meeresgebiet zwischen den Philippinen, Indonesien und den Salomonen
ist fast 17-mal so groß wie Deutschland und Heimat für mehr als 3000
Fischarten, 600 Korallenspezies und sechs von sieben
Meeresschildkrötenarten.

Doch die bunten Unterwasserwelten sind massiv gestört: Auf
Korallenriffen und an Stränden liegen Unmengen von Plastikmüll. Bunte
Plastikfolien, Becher, Taue und kleine Plastikbruchstücke zeigen, dass
selbst im Korallendreieck die Natur nicht mehr unberührt ist.

Das Plastik-Zeitalter

Längst ist Plastik nahezu überall zu finden - in tropischen und
arktischen Meeren genauso wie im Magen von Seevögeln und Schildkröten.
Wie konnte es so weit kommen?

Plastik ist aus unserer heutigen Zeit nicht mehr wegzudenken. Vom
Spielzeug bis zur Prothese, von der Kleidung bis zum Wasserrohr: In
fast allen Lebensbereichen kommen Kunststoffe zum Einsatz, weil sie so
viele praktische Eigenschaften haben. Sie sind zum Beispiel stabil,
dabei ganz leicht, beliebig formbar und lange haltbar. Allein seit
1964 hat sich die weltweite Produktion von Plastik verzwanzigfacht,
derzeit sind es 335 Millionen Tonnen pro Jahr. Wenn nichts geschieht,
wird sich diese Menge in den nächsten 20 Jahren noch einmal
verdoppeln.

Ein großer Anteil der Plastikproduktion, rund 36 Prozent, wird allein
für Verpackungen verwendet - und jedes Jahr werden es etwa 4,8 Prozent
mehr. Dabei wird vor allem die lange Haltbarkeit von Plastik zum
Problem. Kunststoffe zersetzen sich nicht oder nur extrem langsam.
Daher verbleiben Plastikteile vermutlich etliche Hundert Jahre in der
Umwelt.

Wenn Plastik einfach liegen bleibt

Weil zugleich Plastikverpackungen nur unzureichend entsorgt werden,
hat sich die Lage in vielen Regionen der Welt dramatisch zugespitzt.
Rund ein Drittel dieses Verpackungsmülls gelangt heute unkontrolliert
in die Umwelt und damit in die Meere - vor allem in Südostasien. Zur
Plastikflut tragen auch Schiffsbesatzungen bei, wenn sie ihren Müll
über die Reling werfen, statt ihn im Hafen zu entsorgen. Ebenso gehen
häufig Netze von Fischerbooten verloren und treiben als "Geisternetze"
davon. Rund ein Fünftel des Plastikmülls in den Ozeanen stammt aus
Schifffahrt und Fischerei. Allein in der Ostsee landen jährlich 5.500
bis 10.000 Geisternetze. Das meiste Plastik sinkt früher oder später
auf den Meeresgrund. Dort haben sich bis heute weltweit bereits
geschätzte 86 bis 120 Millionen Tonnen Plastikmüll angesammelt. Jedes
Jahr kommen 4,8 bis 12,7 Millionen Tonnen hinzu, so haben es Fachleute
der University of California und der University of Georgia errechnet.
Das entspricht einer Lastwagenladung pro Minute.

Die unsichtbare Gefahr

Neben diesen sichtbaren Abfällen hat sich auch winziges, fast
unsichtbares Mikroplastik in Böden und Gewässern ausgebreitet. Diese
Kunststoffpartikel sind kleiner als fünf Millimeter. Sie stammen zum
Teil aus Kosmetikartikeln, denen sie beigemengt wurden - in Peelings
zum Beispiel als Schleifmittel oder in Cremes für mehr
Geschmeidigkeit. Über die Kanalisation gelangen die Mikropartikel in
Flüsse und Meere.

Verpackungsmüll und Einwegprodukte vermeiden



Viele Gebrauchsgegenstände unseres Alltags werden nur einmal kurz
 benutzt und landen dann im Müll, wie Plastikbesteck oder
 Strohhalme. Achten Sie darauf, Einmalplastik beim Einkauf zu
 vermeiden. In vielen Städten gibt es inzwischen Läden, die
 unverpackte Ware anbieten.



Der Hauptanteil des Mikroplastiks entsteht jedoch durch Abrieb und
Zersetzung von Kunststoffprodukten. So zerbrechen mit der Zeit große
im Wasser treibende Kunststoffteile in kleinere Partikel. Beim Waschen
synthetischer Kleidung wie zum Beispiel Fleecepullis lösen sich
winzige Kunststofffasern. Durch die Gummisohlen unserer Schuhe gelangt
Plastik über die Straße in den Wasserkreislauf. Das meiste
Mikroplastik jedoch entsteht durch den Abrieb von Autoreifen. Denn sie
enthalten auch synthetisches Gummi.

Folgen für Tiere und Umwelt

All dieses Plastik hat fatale Folgen für die Natur. Geisternetze und
-taue zum Beispiel werden jedes Jahr zu tödlichen Fallen für
mindestens 136.000 Wale und Robben sowie unzählige andere Meerestiere.
Meeresschildkröten verwechseln Plastiktüten mit Quallen, von denen sie
sich sonst ernähren, und gehen daran zugrunde. Seevögel, die Plastik
fressen, verhungern, weil sie sich mit den Fremdstoffen im Magen satt
fühlen. Geht die Plastikflut so weiter, werden bis 2050 nahezu alle
Meeresvögel Plastikteile im Magen haben.

Mikroplastik wurde bereits in vielen Fischen und anderen
Meeresorganismen gefunden. Diese Partikel können Schadstoffe enthalten
und sie sogar wie ein Magnet anziehen und somit anreichern. Ob diese
durch den Verzehr von Fischen und Meerestieren auch dem Menschen
schaden können, ist noch ungewiss.

Auch ganze Lebensräume wie Korallenriffe werden durch abgelagerten
Plastikmüll großflächig geschädigt. Dieser Müll kann zudem wie ein
Transporter Organismen in fremde Lebensräume schleppen, wo sie Arten
verdrängen können. Durch Plastikmüll in den Meeren entstehen auch
wirtschaftliche Schäden. Schiffsschrauben können sich in Tauen
verfangen, Müll in den Netzen kann den Fischfang beeinträchtigen.
Urlauber wenden sich von Orten ab, deren Küsten vermüllt sind. Allein
im Touristiksektor der Region Asien-Pazifik werden die jährlichen
Schäden auf 622 Millionen Euro geschätzt. Weltweit entstehen durch
Meeresmüll jedes Jahr Kosten von schätzungsweise rund 13 Milliarden
Euro.

Lösungen für ein großes Problem

Für die Lösung des Plastikproblems werden viele Ansätze diskutiert:
etwa Netze, die Plastikmüll abfischen, oder Initiativen, die
Reinigungsaktionen an Stränden durchführen. Um diese Aktivitäten zu
ergänzen, sieht der WWF vor allem ein Ziel als entscheidend an: die
Plastikflut an der Quelle zu stoppen. Also dafür zu sorgen, dass kein
Plastikmüll mehr in die Umwelt gelangt.

Müll sammeln und trennen



Grundsätzlich gilt: Den eigenen Plastikmüll sauber von anderem Müll
 trennen. Recycling lohnt sich immer, weil Rohstoffe wie Plastik
 mehrfach genutzt werden können. Krempeln Sie die Ärmel hoch und
 sammeln Sie auch Müll, der nicht von ihnen stammt, zum Beispiel bei
 Müllsammel-Aktionen.



Etwa 80 Prozent des Plastikmülls stammen vom Festland. Zum einen wird
in vielen Ländern Müll in Flüsse geworfen. Zum anderen werden in der
Landschaft herumliegende Müllhaufen bei Starkregen fortgeschwemmt. Bei
Deponien an Küsten genügt oft eine große Welle und der Müll landet im
Meer. Fakt ist: Der Abfall von mindestens drei Milliarden Menschen auf
der Erde, unter ihnen die Bewohner im südostasiatischen
Korallendreieck, wird nicht ordnungsgemäß entsorgt.

Um dieses globale Problem zu lösen, bedarf es zunächst eines
internationalen Abkommens. Hier begleitet der WWF die derzeit
laufenden Verhandlungsrunden der UN-Umweltversammlung (UNEA), um eine
möglichst wirkungsvolle Vereinbarung zu erreichen. So könnten sich
alle Länder beispielsweise darauf einigen, dass von ihnen kein
Plastikmüll mehr in die Meere gelangen darf. Dazu leisten
WWF-Mitarbeiter außerdem in vielen Ländern bei den jeweiligen
Regierungen Überzeugungsarbeit.

Verantwortung übernehmen

Eine gut funktionierende Abfallwirtschaft braucht Geld, um das
Einsammeln, Sortieren, Verwerten und Recyceln von Müll zu finanzieren.
Auch in Deutschland gab es bis Ende der Achtzigerjahre Probleme mit
überquellenden Mülldeponien und freigesetzten Giftstoffen aus
Müllverbrennungsanlagen - der "Müllnotstand" war in aller Munde.
Daraufhin beschloss die Bundesregierung 1991 die
Verpackungsverordnung: Sie verpflichtete Unternehmen, die verpackte
Waren in Verkehr bringen, die Verantwortung für das Einsammeln,
Sortieren und Recycling zu übernehmen. Seitdem haben wir die dualen
Systeme. Auf Verpackungen wird eine gestaffelte Lizenzgebühr erhoben,
mit der Verwertung und Recycling von Verpackungsabfällen bezahlt
werden.

In vielen Ländern übernehmen Unternehmen jedoch bislang keine
Verantwortung für die Verwertung des Verpackungsmülls. Darum fehlt den
Regierungen dort das Geld, Verpackungsmüll gezielt einzusammeln.

Neue Strukturen und Wege

Das muss sich grundlegend ändern. Deshalb wird der WWF in einigen
Ländern Arbeitsgruppen aus Nichtregierungsorganisationen,
Regierungsvertretern und Unternehmen ins Leben rufen. Gemeinsam sollen
Strukturen entwickelt werden, mit denen die Abfallwirtschaft
verbessert und dauerhaft finanziert werden kann.

Die Flut an der Quelle stoppen

Dabei geht der WWF dorthin, wo es am dringlichsten ist. In einigen
Regionen konnten wir bereits Projekte voranbringen - wie auf den
Galapagosinseln: Ursprünglich wurde dort Müll von Touristenschiffen
ins Meer gekippt. Plastikteile wehten von ungesicherten Müllhaufen in
den Ozean.

Um diesen Zustand zu beenden, hat der WWF zusammen mit der lokalen
Regierung die Abfallwirtschaft auf der Hauptinsel Santa Cruz
umgekrempelt. An alle 7500 Haushalte wurden jeweils drei
verschiedenfarbige Behälter für die Mülltrennung verteilt. Zugleich
verbesserten Experten die Recycling- und Kompostieranlagen. Außerdem
werden jetzt Abfälle von den Touristenbooten regelmäßig eingesammelt.
Das Konzept ist erfolgreich: Die Abfallmenge pro Kopf wurde um 35
Prozent reduziert und das Recycling von Müll um 260 Prozent
gesteigert. Ein ähnliches Projekt wurde kürzlich im Mekongdelta in
Vietnam gestartet. Dort wird der Müll zwar ordentlich vor die Tür
gestellt und regelmäßig von Entsorgungsbetrieben abgeholt. Gelagert
wird er jedoch auf wilden Deponien - mit der Gefahr, dass er bei
Überflutung in die Flüsse gespült und in die Meere getragen wird.

Plastik verwerten und vermeiden

Um das zu ändern, muss in einem ersten Schritt dafür gesorgt werden,
dass der Müll von Beginn an sauber getrennt und verwertet wird, um
Biomüll zu kompostieren und Plastik zu recyceln. Dazu wird der WWF in
der Stadt Tân An im Mekongdelta demnächst ein System aufbauen, um
ausreichende Mengen an hochwertigem Kompost und Plastik zu sammeln,
die weiterverwertet werden können.

Auf der vietnamesischen Touristeninsel Phu Quoc' im Golf von Thailand
werden wir die Reinigung eines Korallenriffs gezielt unterstützen, das
unter Müllmassen zu ersticken droht. Zugleich kümmern wir uns darum,
dass immer größere Abfallberge der Touristen endlich vermieden oder so
entsorgt werden, dass die Natur nicht geschädigt wird. Sie können uns
dabei helfen. Einwegplastik zu vermeiden wiederum, ist das Ziel von
Kampagnen, die der WWF in vielen Ländern durchführt - zum Beispiel mit
der Aktion "SayNo2Plastic" im Korallendreieck.

Unrühmliche Spitze

Doch auch vor der eigenen Haustür gilt es zu kehren. Die Menge der zu
entsorgenden Verpackungsabfälle in Deutschland ist von 15,1 Millionen
Tonnen im Jahr 2009 auf 18,2 Millionen Tonnen im Jahr 2016
angestiegen. Jeder Deutsche produziert rund 220 Kilogramm
Verpackungsmüll pro Jahr - das ist der Spitzenplatz in der EU. Die
Ursachen sind unter anderem: wachsender Internethandel, mehr Essen und
Trinken "unterwegs" sowie der Trend zu kleineren Portionsverpackungen.
Vor allem immer mehr Einwegartikel - vom Becher bis zum Besteck -
vergrößern die Plastikmüllberge.

Hinzu kommt: Etwa die Hälfte der über die gelben Säcke und Tonnen
entsorgten Verpackungen wird auch heute noch nicht recycelt, sondern
verbrannt. Denn oft erschweren verschiedene zusammengeklebte
Materialien oder beigemengte Farbstoffe und Chemikalien die Sortierung
und das Recycling.

Außerdem gelangt verhältnismäßig viel Plastikmüll von Schifffahrt und
Fischerei vor der deutschen Küste ins Meer. So enthalten fast alle
Nester von Basstölpeln, die auf Helgoland brüten, Plastikteile - vor
allem von Fischernetzen. Und das ist nur der sichtbare Teil des
Plastikbergs: Auf jedem Quadratkilometer Meeresboden in der südlichen
Nordsee liegen im Schnitt bereits elf Kilogramm Plastikmüll. Was das
unter den Bodenbewohnern anrichtet, wissen wir noch gar nicht.

Pakt gegen Problemplastik

Auch hier in Deutschland haben wir also noch jede Menge zu tun, um das
Plastikproblem in den Griff zu kriegen. Geisternetze etwa müssen
geborgen werden. Seit einigen Jahren holt der WWF herumtreibende
Fischernetze aus der Ostsee und arbeitet an Lösungen, wie die Netze
künftig besser entdeckt und geborgen werden können. Zugleich wirbt der
WWF dafür, dass es attraktiver gemacht wird, Schiffsmüll legal im
Hafen zu entsorgen.

Not to go



Convenience-Food und schnelle Snacks lassen die Abfallflut
 beträchtlich anschwellen. Zum Essen und Trinken einkehren und sich
 etwas Zeit zu nehmen, entspannt und ist gut für die Umwelt.



Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, dass im Handel
Plastikverpackungen eingespart und möglichst viele Produkte unverpackt
angeboten werden, die Recyclingfähigkeit von Verpackungen verbessert
und die Beimengung von Mikroplastik in Kosmetika und technischen
Produkten verboten wird.

Die gute Nachricht ist: Immer mehr Menschen verstehen, dass
Plastikmüll zum globalen Problem geworden ist. Und immer mehr sind
bereit, etwas dagegen zu unternehmen. Eine weltweite Bewegung - "Stopp
die Plastikflut" - ist in Gang gekommen. Daher ist die Chance groß,
endlich auch etwas zu erreichen. Deshalb wollen wir jetzt alle Hebel
gegen Plastikmüll in Bewegung setzen - sei es durch bessere
Abfallwirtschaft in den Ländern des Korallendreiecks, Riffrettung wie
in Vietnam, weltweite Kampagnen gegen Einwegartikel oder durch das
Handeln jedes Einzelnen von uns als bewusstem Verbraucher. Denn nur
viele Maßnahmen gleichzeitig führen zum Ziel.


DIE WELT IN PLASTIK

Allein seit 1964 hat sich die weltweite Produktion von Plastik
verzwanzigfacht, derzeit sind es 335 Millionen Tonnen pro Jahr. Rund
36 Prozent davon werden für Verpackungen verwendet. Die wiederum
werden nur unzureichend entsorgt. So gelangt ein Drittel des
Verpackungsmülls ungehindert in die Umwelt - und so in die Weltmeere.

USA

Die US-Amerikaner werfen 100 Milliarden Plastiktüten im Jahr weg.

EUROPA

Der Kontinent ist für ein Viertel des weltweiten Plastikverbrauchs
verantwortlich.

DEUTSCHLAND

Im angeblich so umweltbewussten Deutschland werden jedes Jahr mehr
Verpackungen weggeworfen. 2016 waren es 18,2 Millionen Tonnen - 21
Prozent mehr als 2009.

AFRIKA

Einige afrikanische Länder gehören zu den Vorreitern im Kampf gegen
Plastikmüll. In Kenia wird die Nutzung von Plastiktüten mit Gefängnis
bestraft.

GALAPAGOS

Die Inseln mit den weltberühmten Echsen waren die Müllkippen für
Touristenschiffe. Der WWF hat dort ein Abfallsystem eingeführt. Nun
gibt es weniger Müll und mehr Recycling.

OSTSEE

Allein in der Ostsee landen jedes Jahr bis zu 10.000 Geisternetze, die
Meerestiere strangulieren und den Schiffsverkehr behindern.

ASIEN-PAZIFIK-REGION

Plastikmüll verursacht enorme Schäden. In der asiatischen
Pazifikregion wurden durch ausbleibende Touristen schätzungsweise mehr
als 600 Millionen Euro eingebüßt.

SÜDOSTASIEN

Hier ist die Situation besonders dramatisch. Über Flüsse und wilde
Müllkippen gelangt Plastikmüll vielerorts unkontrolliert ins Meer.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Tod in Tüten - Auch für Tiere an Land, insbesondere für Arten,
die am und vom Fluss leben, wird Plastik zum Albtraum.

Weltweites Verhängnis - Plastikmüll bedeutet für immer mehr
Arten Leid, schleichende Vergiftung oder sogar Tod.

Atemnot ist Alltag - Unser Autor vor einem brennenden
Plastikmüllberg im Mekongdelta in Vietnam.
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MELDUNG/355: Schulze legt Plan für Glyphosat-Ausstieg vor (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 6. November 2018

Schulze legt Plan für Glyphosat-Ausstieg vor

Neue Zulassungspraxis für Pflanzenschutzmittel soll Ausstieg ergänzen



Das Bundesumweltministerium hat einen Plan für einen schrittweisen
Ausstieg aus der Nutzung des Breitband-Herbizids Glyphosat vorgelegt.
Dazu soll die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung geändert werden.
Zudem wird das Umweltbundesamt, das als Fachbehörde am
Zulassungsverfahren beteiligt ist, die Zulassung
biodiversitätsschädigender Produkte an einen Anwendungsvorbehalt
knüpfen. Landwirte, die solche Mittel nutzen wollen, müssen auf ihren
Ackerflächen einen Mindestanteil an pestizidfreien Ackerlebensräumen
für Tier- und Pflanzenarten garantieren. Dieser Anwendungsvorbehalt
gilt nicht nur für Glyphosat, sondern künftig für alle
Pflanzenschutzmittel, die die Artenvielfalt nachweislich schädigen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Diese Koalition hat sich
darauf verständigt, den Einsatz von Glyphosat grundsätzlich zu
beenden. Der einfachste Weg, ein Verbot des Wirkstoffs auf EU-Ebene,
ist bis Ende 2022 verbaut, weil der frühere
Bundeslandwirtschaftsminister in Brüssel für eine erneute Genehmigung
des Wirkstoffes gestimmt hat - entgegen der Abmachung der damaligen
Bundesregierung. Jetzt müssen wir alle rechtlichen Hebel nutzen, die
uns auf nationaler Ebene für einen Glyphosat-Ausstieg zur Verfügung
stehen. Glyphosat bedroht nachweislich die Artenvielfalt in unserer
Agrarlandschaft. Die große Mehrheit der Bevölkerung wünscht sich eine
naturverträgliche Landwirtschaft ohne Glyphosat. Aber wir dürfen an
diesem Punkt nicht stehen bleiben und müssen den massenhaften Einsatz
von Pestiziden insgesamt drastisch reduzieren. Wenn statt Glyphosat
nur andere, vielleicht noch schädlichere Pflanzenschutzmittel
eingesetzt werden, ist für die Umwelt nichts gewonnen. Darum werden
wir im Rahmen des Zulassungsverfahrens für jedes Pflanzenschutzmittel,
das die Biodiversität schädigt, neue Naturschutzauflagen einfordern."

UBA-Präsidentin Maria Krautzberger: "Solange Glyphosat in der EU
zugelassen ist, ist es rechtlich nicht möglich, seinen Einsatz im
Rahmen des Zulassungsverfahrens ganz zu verhindern. Gleichwohl müssen
wir jede Möglichkeit nutzen, um die schlimmsten Auswirkungen auf die
biologische Vielfalt abzuwenden, indem wir neue und wirksame Auflagen
vorschreiben. Daher müssen Landwirte künftig einen Teil ihrer
Ackerfläche als Biodiversitätsfläche vorhalten. Dort sollen Wildtiere
wie Feldlerche, Rebhuhn, Wildbienen und Schmetterlinge wieder
ausreichend Nahrung finden. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit muss diese Anwendungsbestimmungen nun in die
Zulassung übernehmen, sonst sind die Produkte nicht zulassungsfähig.
Damit tragen wir deutlich zu mehr Schutz der Biodiversität bei als
bislang."

Glyphosat hat wie viele andere Pflanzenschutz-Wirkstoffe gravierende
Folgen für die biologische Vielfalt in der Agrarlandschaft. Als
Totalherbizid vernichtet es ohne Unterschiede alle Pflanzen und
zerstört damit die Nahrungs- und Lebensgrundlage für viele Insekten-
und Vogelarten wie Schmetterlinge und Feldlerche. Dies wurde mehrfach
wissenschaftlich belegt.

Die Bundesregierung hat sich aus diesen und anderen Gründen im
Koalitionsvertrag dazu bekannt, den Einsatz von Glyphosat
grundsätzlich zu beenden. Der Ausstieg aus Glyphosat ist ein
schrittweiser Prozess, den das Bundesumweltministerium mit dem
federführenden Bundeslandwirtschaftsministerium gemeinsam gehen will.
Ein Verbot des Mittels u.a. in Privatgärten und Parks hat das
Bundeslandwirtschaftsministerium bereits vorgeschlagen.

Aus Sicht des Bundesumweltministeriums ist es zudem möglich und
erforderlich, folgende Beschränkungen in die
Pflanzenschutzmittel-Anwendungsverordnung aufzunehmen:


	ein Verbot des Glyphosateinsatzes in ökologisch sensiblen Gebieten und in Wasser-schutzgebieten,

	ein Verbot für die Vorsaat- und Stoppelbehandlung und die Sikkation im Ackerbau sowie bei Sonderkulturen; diese Teilverbote dürfen durch pauschale Rückausnahmen nicht leerlaufen,

	die Festlegung eines generellen Gewässerabstandes in Anlehnung an die Regelungen zu den Gewässerrandstreifen



Durch ein solches Maßnahmenbündel ließe sich der Glyphosateinsatz
zeitnah in einem EU-konformen Rahmen minimieren. Darüber hinaus will
das BMU in der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung eine Regelung
festschreiben, die den Glyphosateinsatz mit Ablauf der
Wirkstoffzulassung auf EU-Ebene und der vorgeschriebenen Übergansfrist
Ende 2023 verbindlich und umfassend beendet.

Parallel dazu wird das Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel
künftig an Auflagen zum Schutz der Artenvielfalt geknüpft und zwar für
alle Mittel, die die Artenvielfalt nachweislich schädigen. Demnach
müssen Landwirte, die diese Pflanzenschutzmittel einsetzen, ab dem 1.
Januar 2020 einen Teil ihrer Ackerfläche als "Biodiversitätsfläche"
vorhalten. Auf diesen Flächen dürfen dann keine Pflanzenschutzmittel
mehr gespritzt werden. Als Biodiversitätsflächen werden vom UBA unter
anderem Blühflächen und Brachen anerkannt, sowie Getreideäcker mit
geringer Saatdichte. Diese Flächen fehlen heute vielerorts in der
Agrarlandschaft, was gravierende Folgen für die Artenvielfalt hat. Im
Schnitt soll der Anteil dieser Flächen bei 10 Prozent liegen, je nach
ökologischer Wertigkeit. Dieser Wert wird von Fachleuten als
Mindest-Rückzugsraum für Insekten, Vögel oder Säugetiere empfohlen.

Das Umweltbundesamt hat dem Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) heute die ersten Bescheide übermittelt,
die diese neuen Auflagen für die Zulassung glyphosathaltiger
Pflanzenschutzmittel enthalten. Die Genehmigung dieser Mittel muss in
diesem Jahr verlängert werden. Die Zulassung erfolgt durch das BVL im
Geschäftsbereich des Bundeslandwirtschaftsministeriums. Sie muss im
Einvernehmen mit dem UBA erteilt werden, dass die Auswirkungen auf die
biologische Vielfalt bewertet.

Das EU-Recht schreibt ausdrücklich vor, dass Pflanzenschutzmittel nur
zugelassen werden dürfen, wenn sie keine unannehmbaren Auswirkungen
auf die Umwelt, unter besonderer Berücksichtigung der biologischen
Vielfalt, haben.




Weitere Informationen

Fragen und Antworten zu den Konzepten finden Sie hier:

https://www.bmu.de/WS5084

Die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung:

http://www.gesetze-im-internet.de/pflschanwv_1992/

Umweltbundesamt-Studie: "Biodiversitätsflächen zur Minderung der
Umweltauswirkungen von Pflanzenschutzmitteln - Anforderungen an
Kompensationsmaßnahmen im Risikoma-nagement"

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/biodiversitaetsflaechen-zur-minderung-der

Umweltbundesamt: 5-Punkte-Programm für einen nachhaltigen
Pflanzenschutz

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/5-punkte-programm-fuer-einen-nachhaltigen-0

 * 
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LAIRE/284: Antarktis - wo bleibt Trump ... (SB)




Anfang November wurde ein von Deutschland ausgearbeiteter Vorschlag,
im Weddellmeer der Antarktis das größte Meeresschutzgebiet der Welt
einzurichten, in der Antarktiskommission von Rußland und China
abgelehnt. Auch Norwegen hat den Vorschlag in Teilen zurückgewiesen.
In einem Jahr wird erneut darüber verhandelt. [1]

Im Oktober hatte die Kommission zur Erhaltung der lebenden
Meeresschätze der Antarktis (CCAMLR) in Hobart, der Hauptstadt der zu
Australien zählenden Insel Tasmanien, getagt und dort unter anderem
beraten, wie die 2002 begonnene Initiative zum Aufbau eines Netzwerks
mariner Schutzgebiete (MPA) im Südpolarmeer fortgesetzt werden kann.
Verhandelt wurden in diesem Jahr auch Vorschläge zur Ausweisung von
drei neuen Schutzgebieten, wobei von diesen das Schutzgebiet
Weddellmeer mit 1,8 Mio. km² die mit Abstand größte Ausdehnung
haben sollte.

Es ist nicht so, daß sich Rußland grundsätzlich der Idee verschließt,
große Teile der antarktischen Randmeere unter Schutz zu stellen.
Beispielsweise hat es 2016 zugestimmt, das Rossmeer als Schutzgebiet
auszuweisen, was im Jahr darauf vollzogen wurde [2]. Zudem beruht die
aktuelle Initiative zum Weddellmeer unter anderem auf Daten, die
Rußland im Jahreswechsel 2013/14, also während des Südsommers, im
östlichen Weddellmeer erstellt hat [3]. Auch in der Arktis hat
Rußland gemeinsam mit westlichen Staaten Meeresschutzgebiete
eingerichtet. Rund acht Prozent der weltweiten Meeresfläche
unterliegen einem Schutzstatus. Bis 2030 sollen 30 Prozent unter
Schutz gestellt werden, wünschen sich zivilgesellschaftliche
Organisationen.

Da alle Entscheidungen der CCAMLR einstimmig getroffen werden müssen,
kann einer der 24 Mitgliedstaaten und als 25. Vollmitglied die
Europäische Union solche Initiativen torpedieren. Das
Einstimmigkeitsprinzip ist jedoch wichtig, weil ansonsten vermutlich
entweder erst gar kein Antarktisvertrag zustande gekommen oder dieser
längst gebrochen worden wäre. So aber kann ihm jedes Land zustimmen,
weil es weiß, daß keine Einzelentscheidungen getroffen werden, die
seinem Interesse in einem nicht hinnehmbaren Ausmaß entgegenlaufen.

Das Alfred-Wegener-Institut für Meeresforschung (AWI), das den
Schutzgebietsvorschlag Deutschlands ausgearbeitet hat, nennt "acht
gute Gründe", warum das Weddellmeer geschützt werden sollte [4]:

- Die weitgehende Unberührtheit des Gebiets erlaubt einzigartige
Forschungen einer Meeresumwelt, die nur einem sehr geringen
menschlichen Einfluß unterliegt.

- In und unter dem die längste Zeit des Jahres eisbedeckten
Weddellmeer leben Bakterien und andere Mikroorganismen, die die Basis
der Nahrungskette bilden.

- Die extremen Lebensbedingungen haben einzigartige Verhaltensweisen
und Fähigkeiten der Tierwelt hervorgebracht.

- Eine Artenvielfalt wie im tropischen Korallenriff. Im Weddellmeer
leben ca. 14.000 Tierarten.

- Rückzugsort für kälteliebende Arten auch in kommenden Zeiten der
globalen Erwärmung.

- Heimat der Kaiserpinguine und Antarktischen Sturmvögel.

- Tummelplatz für Meeressäuger.

- Heimat des Antarktischen Silberfischs (Pleuragramma antarctica),
der ein unverzichtbarer Bestandteil der Nahrungskette ist.

"Dies war eine historische Gelegenheit, das größte Schutzgebiet der
Erde in der Antarktis zu schaffen: Um die Tierwelt zu schützen, den
Klimawandel zu bekämpfen und die Gesundheit unserer globalen Ozeane
zu verbessern", erklärte Frida Bengtsson von der Umweltorganisation
Greenpeace. [5]

So begreiflich die Enttäuschung darüber auch ist, daß es versäumt
wurde, den Schutz der Meere ein gutes Stück voranzubringen, genügt es
nicht, Rußland und China (das seit einigen Jahren weltweit größte
Krillfangnation ist) mangelndes Interesse am Schutz der Meeresgebiete
zu unterstellen. Hier kollidieren andere Interessen, die nichts mit
Naturschutz, sondern mit hegemonialen Ansprüchen zu tun haben, und
daran sind Staaten, die sich vielleicht im Meeresschutz hervortun, in
keinem geringeren Ausmaß beteiligt als Rußland.

Wenn das Land nun sein "Njet" zur Weddellmeerinitiative ausspricht,
ist das sicherlich äußerst bedauerlich, handelt es sich doch um eines
der artenreichsten Meeresgebiete weltweit, doch läßt sich die
Ablehnung nicht nachvollziehen, wollte man überkommene (oder
inzwischen wieder mit Nachdruck bediente) Feindbilder aufrufen. Es
geht hier viel weniger um die Frage, ob Meeresgebiete geschützt
werden sollten oder nicht, sondern um Geopolitik. Rußland sieht sich
militärisch von den NATO-Staaten bedrängt, US-Militärs drohen offen
mit einem atomaren Erstschlag. Der INF-Vertrag über die Entwicklung
und Stationierung von Mittelstreckenraketen wurde vor kurzem von
US-Präsident Donald Trump aufgekündigt. Der Kalte Krieg setzt sich in
der Antarktis fort, auch wenn dort vordergründig über den Schutz von
einzigartigen Ökosystemen verhandelt wird.

Im Unterschied beispielsweise zu Deutschland und den USA betreiben
Rußland und China sehr viel mehr Fischerei in den zirkumantarktischen
Randmeeren. Auch wenn sie vielleicht keine Einbußen hinsichtlich
vorgegebener Fangquoten zu befürchten haben, würde die verfügbare
Fläche, um die angestrebte Fangmenge zu erreichen, schrumpfen.
Rußland und Chinas ökonomischer Schaden wäre jedenfalls deutlich
größer, sollten eines Tages die Schutzgebietsvorschläge angenommen
werden, als der einer Reihe anderer Staaten.

In den nächsten Jahren und Jahrzehnten dürften die Antarktis und ihre
Randmeere als Hort bislang kaum genutzten Ressourcen (Fische und
andere Meerestiere, mineralische Rohstoffe, Süßwasserreservoir) mehr
und mehr in die Aufmerksamkeit der Ausbeutung rücken. So wie
US-Präsident Donald Trump eine Reihe von multilateralen Verträgen neu
verhandelt, könnte er auch eines Tages den Antarktisvertrag auf den
Prüfstand stellen. (Theoretisch könnte das natürlich jeder andere
Staat ebenfalls tun, allerdings haben die USA wie kaum ein anderer
die militärischen Gewaltmittel, um ihren Hegemonialanspruch
gegebenenfalls mit aller Macht durchzusetzen.)

In so einem Fall hätte Rußland jahrelang Zugeständnisse gemacht, die
seinem Interesse an Ressourcennachschub eigentlich zuwiderlaufen, und
bekäme am Ende noch die Quittung in Form internationaler Ausgrenzung.
Sind die hegemonialen Ansprüche aber erst einmal preisgegeben, würde
es hinterher viel schwieriger, sie wiederzuerlangen, als wenn man von
vornherein auf sie bestanden hätte.

Donald Trump hat nicht mit am Verhandlungstisch in Hobart gesessen,
und doch dürfte sein Einfluß zu spüren gewesen sein. Wenn die USA den
Eindruck haben und das auch so vermitteln, daß ihnen die
Weltführerschaft zusteht, dann werden es sich alle anderen Staaten,
die mit den USA irgend etwas auszuhandeln haben, dreimal überlegen,
ob sie zu Zugeständnissen bereit sind. Dabei müssen die negativen
Folgen der eigenen Entscheidungen noch nicht einmal absehbar sein, es
genügt schon das bloße Unbehagen, die Konsequenzen nicht richtig
abschätzen zu können. So hatte Rußland bereits Bedenken bei der
Einrichtung eines Schutzgebiets im Rossmeer. Unter anderem wurde der
Einwand vorgebracht, daß solche Schutzgebiete einen Einfluß auf die
territoriale Einteilung der Antarktis haben könnten, wie Claire
Christian 2016 in den Länderanalysen (Nr. 190) für das Center for
Security Studies in Zürich schreibt. [6]

Doch auch ohne geopolitische Erwägungen bestehen unterschiedliche
Auffassungen darüber, welche Aufgabe die Antarktiskonvention hat. Die
"Bewahrung der lebenden Ressourcen" kann man nämlich auch so
interpretieren, daß der Fischfang nachhaltig betrieben werden soll.
Das heißt, die Gebiete würden nicht unberührt bleiben, sondern man
würde immer nur so viel Fisch herausnehmen, wie er nachwächst. Der
"höchstmöglicher Dauerertrag" (MSY - maximum sustainable yield) ist
eine stehende Größe im Fischereimanagement. Je näher man dem MSY
kommt, desto nachhaltiger.

Das Problem einer solchen Interpretation der Antarktiskonvention
besteht allerdings darin, daß nur ein Bruchteil der Tierarten im
Weddellmeer überhaupt kommerziell nutzbar ist, aber der größte Teil
vom Fischfang betroffen wäre. Eine nachhaltige Befischung
beispielsweise des Krills oder der Antarktischen Silberfische könnte
also allen anderen Meeresbewohnern schweren Schaden zufügen.


Fußnoten:

[1] https://www.ccamlr.org/en/news/2018/meeting-antarctic-experts-comes-close

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umre-185.html

[3] https://www.ccamlr.org/en/wg-emm-14/23

[4] tinyurl.com/y73pznc3

[5] http://www.spacedaily.com/reports/Plans_for_worlds_largest_ocean_sanctuary_in_Antarctic_blocked_999.html

[6] http://www.css.ethz.ch/content/dam/ethz/special-interest/gess/cis/center-for-securities-studies/pdfs/RAD190.pdf
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STELLUNGNAHME/514: NABU begrüßt Pläne zum Einstieg in den Ausstieg von Glyphosat (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. November
2018

NABU begrüßt Pläne zum Einstieg in den Ausstieg von Glyphosat

Miller: Glyphosat hat keine Zukunft - Bundeslandwirtschaftsministerin
Klöckner ist gefordert



Berlin - Der NABU begrüßt, dass Bundesumweltministerin Schulze das
Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag beim Wort nimmt, innerhalb der
laufenden Legislaturperiode den Glyphosat-Ausstieg dingfest zu machen.
Hierfür hat die Bundesregierung aus rechtlicher Sicht nur die
Möglichkeit, den Glyphosat-Einsatz über Anwendungsbeschränkungen
einzelner glyphosathaltiger Produkte bis 2023 schrittweise
einzudämmen.

Laut Bundesumweltministerium sollen dabei so genannte
biodiversitätsfreundliche Kompensationsflächen eine entscheidende
Rolle spielen, die im Acker- und Gemüseanbau auf zehn Prozent der
Flächen verpflichtend umgesetzt werden müssen, wenn dort Glyphosat zum
Einsatz kommt. Darüber hinaus soll in den neuen Anwendungsauflagen
festgeschrieben werden, dass sensible Gebiete vom Einsatz zwingend
verschont und bei Gewässern ein Mindestabstand von 20 Metern
eingehalten werden muss.

Aus NABU-Sicht müssen die vorgesehenen Kompensationsflächen einen
naturschutzfachlichen Mehrwert haben und zusätzlich zu den bereits
verpflichtenden Ökologischen Vorrangflächen umgesetzt werden. Aus
Naturschutzsicht bieten sich hierfür mehrjährige und genügend breite
Blühstreifen oder dauerhaft angelegte Brachflächen an.

Miller: "Nun liegt es an Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner, den
Vorschlägen der Bundesumweltministerin zur schrittweisen Reduktion des
Glyphosat-Einsatzes zuzustimmen. Da Frau Klöckner keine Gelegenheit
verpasst, ihren Willen zum Schutz der biologischen Vielfalt zu
betonen, sollte sie diese Chance nutzen. Ansonsten droht ihr ein
empfindlicher Glaubwürdigkeitsverlust."

Es sei ein wichtiger Schritt, dass sich das Bundesumweltministerium
für einen nachhaltigeren Umgang mit Pestiziden einsetzen will. Die
Bundesregierung muss sich national für strengere Anwendungsauflagen
für sämtliche Pestizid-Produkte und auf EU-Ebene für ein
Zulassungsverfahren einsetzen, dass den Schutz der biologischen
Vielfalt umfassend berücksichtigt. "Die Fehler, die bei der Zulassung
von Wirkstoffen wie Glyphosat und Neonicotinoiden gemacht wurden,
dürfen sich nicht wiederholen", so Miller.

Angesichts des alarmierenden Insekten- und Vogelsterbens müsse der
Einsatz von Pestiziden deutlich reduziert werden. "Das kann nur durch
eine grundlegende EU-Agrarreform gelingen - zu der die Bundesregierung
immer noch keine klare Position hat. Nur dann erhalten Landwirte
Anreize und Investitionshilfen zur Umstellung auf pestizidfreie oder 
-arme Bewirtschaftung", so Miller.

Mehr Informationen:

www.NABU.de/glyphosat

www.nabu.de/agrarreform2021

 * 
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STELLUNGNAHME/513: Neues Gesetz zur Planbeschleunigung ermöglicht, Umweltschäden zu vertuschen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. November
2018

NABU: Neues Gesetz zur Planbeschleunigung macht es möglich,
Umweltschäden zu vertuschen

Miller: Gesetz ist ungeeignet, große Bauvorhaben naturverträglich und
hochwertig zu planen



Berlin - Das Gesetz zur Planbeschleunigung, das am 9. November den
Bundestag passieren soll, ist nach Einschätzung des NABU völlig
ungeeignet, das Ziel einer schnelleren, qualitativ hochwertigen
Planung zu erreichen. Weil die schlechte Planung großer Vorhaben
rechtlich angreifbar ist, verbuchen Umweltverbände in
Verwaltungsgerichtsverfahren oft Erfolge. "Logisch und konsequent wäre
es, die Planung so zu verbessern, dass langwierige Verfahren vermieden
werden. Stattdessen soll nun ein Gesetz verabschiedet werden, das
hilft, Umweltschäden zu vertuschen. Es ist nicht hinnehmbar, dass
Versäumnisse bei der Planung nun auch noch gesetzlich legitimiert
werden", sagt Leif Miller, Bundesgeschäftsführer des NABU.

Gleichzeitig würden Umweltverbände durch das Gesetz daran gehindert,
eine unzureichende Planungspraxis wirkungsvoll rechtlich überprüfen zu
lassen. Dabei ist mit der Aarhus-Konvention der Vereinten Nationen der
ungehinderte Zugang zu Gerichten sowie eine adäquate Information und
Beteiligung der Öffentlichkeit in umweltrelevanten Angelegenheiten
auch von Deutschland völkerrechtlich anerkannt worden. "Das Gesetz ist
der maximale Rückschritt für die Verbandsbeteiligung", so Miller.

Dass zudem diskutiert wird, im Gesetzestext mit der Fehmarnbeltquerung
ein konkretes Projekt zu benennen, zeige, wie Vorhaben zukünftig
möglichst störungsfrei abgewickelt werden sollen, obwohl sie
ökologisch höchst umstritten sind. "So ein Vorgehen kennt man
allenfalls aus politischen Systemen, deren Ansprüche an Demokratie,
Transparenz und Beteiligung weniger ausgeprägt sind", so Malte
Siegert, Fehmarnbelt-Experte des NABU.

Der NABU fordert ein besseres Planfeststellungsrecht. Dieses
beinhaltet eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der
Umweltverbände, unabhängige Planfeststellungsinstanzen und Gutachter
sowie eine ernsthafte Prüfung möglicher Alternativen. Siegert:
"Andernfalls bleibt der Schutz von Natur, Umwelt und Bevölkerung nur
ein politisches Lippenbekenntnis."



Weitere Informationen zu den Hintergrundmaterialien des NABU zur
geplanten Gesetzesnovelle:

www.nabu.de/planungsbeschleunigung

 * 
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BILDUNG/3288: Multivisionsshow "Die Elbtalauen - Leben am Fluss", 15.11. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 5. November 2018

Multivisionshow: "Die Elbtalauen - Leben am Fluss"

Vorstellung am 15.11. beim NABU Hamburg



Der NABU Hamburg lädt am Donnerstag, 15.11.2018 um 19 Uhr in seiner
Geschäftsstelle zur Multivisionsshow "Die Elbtalauen - Leben am Fluss"
ein. Die beiden Naturfotografen Thomas Lerch und Oliver Ulmer
präsentieren beeindruckende Aufnahmen von den vielfältigen
Landschaftsformen, der faszinierenden Tierwelt bis hin zu den
Menschen, die in der einmaligen Flusslandschaft Elbe leben.

Das mehrjährige Fotoprojekt entstand in Zusammenarbeit mit den
Schutzgebietsverwaltungen des länderübergreifenden 
UNESCO-Biosphärenreservates Flusslandschaft Elbe. Die 
Multivisionsshow dauert rund 75 Minuten und nimmt das Publikum mit 
zu den Elbebibern, zum Storchendorf Rühstädt und weiteren 
Highlights in der Elbtalaue, wo sich auch der NABU Hamburg bereits 
seit über vier Jahrzehnten engagiert.

Die Veranstaltung findet statt am 15.11.2018 um 19 Uhr in der
Landesgeschäftsstelle des NABU Hamburg, Klaus-Groth-Straße 21, 20535
Hamburg. Der Eintritt ist frei, um eine Spende wird gebeten.

 * 

Quelle:
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MASSNAHMEN/204: Bauer oder Kläranlage - Woher kommen die bioverfügbaren Phosphate? (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1135 vom 19. Okt. 2018, 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Bauer oder Kläranlage: Woher kommen die bioverfügbaren Phosphate?




Die Stuttgarter Zeitung hatte im August 2018 eine lange schwelende
Kontroverse zwischen Baden-Württemberg und Hessen an den Tag gebracht.
Kernpunkt der zunächst nur insgeheim geführten Auseinandersetzung ist
die Frage, wer eigentlich die »Schuld« am übermäßigen Algenwachstum
(Eutrophierung) in unseren Fließgewässern trägt. Nicht nur in
Baden-Württemberg hat man bisher die Landwirtschaft als den
wesentlichen Verursacher der Phosphatbelastung der Fließgewässer
eingestuft. In vielen Umweltländerministerien und selbst im
Umweltbundesamt wird dabei auf die Ergebnisse von "MONERIS" gepocht.
"MONERIS" ist ein Modellierungsinstrument, das zunächst geschaffen
worden war, um die Nitrateinträge in die Gewässer und insbesondere in
die Küstenmeere zu simulieren. Späterhin wurden auch die Einträge an
Phosphaten simuliert. Aber inzwischen scheint es aufgrund hessischer
Untersuchungen so, dass "MONERIS" bei der Modellierung der
Phosphateinträge systembedingt total daneben liegt. So wird der Anteil
der Phosphatfrachten aus den kommunalen Kläranlagen systematisch
unterschätzt, der Anteil aus der Landwirtschaft entsprechend
überschätzt. Nach dem Motto "Die Erde ist eine Scheibe" war man in
Ba.-Wü. nicht gewillt, von liebgewonnenen Irrtümern Abschied zu nehmen
- und das obwohl sich am Neckar am besten verdeutlichen lässt, dass
bei "MONERIS" nur Murks herauskommen kann. Zwischen den gemessenen
Frachten und den modellierten Frachten liegt ein himmelweiter
Unterschied.



Warum sich die Algen am partikulär gebundenen Phosphor die
 Zähne ausbeißen.





Letzter Rettungsanker für die MONERIS-Verteidiger ist der Hinweis,
 dass auch die partikulär gebundene Phosphat-Fraktion irgendwann
 wieder bioverfügbar wird. Aber selbst im Labor bekommt man größere
 Mengen des partikulär gebundenen Phosphor nur mit "Königswasser" in
 Lösung. Beim Königswasseraufschluss arbeitet man mit einer äußerst
 aggressiven Mischung aus konzentrierter Salzsäure und konzentrierter
 Salpetersäure. Dass das Inlösunggehen des partikulär gebundenen
 Phosphors geologische Zeiträume benötigt, ist auch an den großen
 voralpinen und alpinen Seen zu erkennen: In diese Seen werden aus
 der Verwitterung der Alpen gigantische Mengen von Apatit
 eingetragen. Apatite sind phosphathaltige Mineralien, die u.a. auch
 in unseren Knochen enthalten sind. Aber obwohl jedes Jahr viele
 Tonnen Apatit in die Alpenseen eingeschwemmt werden, zeigen die
 Algen keinerlei Reaktion. Im Gegensatz zu ortho-Phosphat und
 organisch gebundenem Phosphat kommen die Algen an die
 Apatit-Phosphate einfach nicht ran. Schließlich steht den Algen
 kein "Königswasser" zur Verfügung.



Die Sache ist kompliziert: Bei den Phosphaten gibt es ganz vereinfacht
gesagt zwei "Fraktionen": Die gut löslichen ortho-Phosphate und die
schwer löslichen, partikulär gebundenen Phosphate. Zum Mästen der
Algen und Wasserpflanzen taugt nur das ortho-Phosphat - und
ortho-Phosphate stammen größtenteils aus kommunalen Kläranlagen. Die
partikulär-gebundenen Phosphate werden mit der Erosion (beispielsweise
von Ackerflächen) in die Gewässer geschwemmt. Mit
partikulär-gebundenen Phosphaten können Algen und Wasserpflanzen aber
nicht viel anfangen (siehe obenstehenden Kasten). Wenn man also die
Eutrophierung von langsam fließenden Bächen und stauregulierten
Flüssen in Süd- und Westdeutschland verhindern will, muss man die
Entfernung von Phosphaten ("Phosphat-Eliminierung") in den Kläranlagen
noch weiter verbessern - so die These aus der hessischen
Umweltverwaltung. In Nord- und Ostdeutschland ist die Situation etwas
anders, weil dort bioverfügbares ortho-Phosphat in großen Mengen auch
aus degradierten Moorflächen in die Fließgewässer ausgeschwemmt wird.

Phosphor-Eliminierung: Vorwärts in die Vergangenheit

Im WASSER-RUNDBRIEF ist in der Ausgabe 935 vom 18.12.2009 ausführlich
darauf hingewiesen worden, dass es unabdingbar ist, zur Erreichung des
"guten ökologischen Zustandes" in unseren Fließgewässern die
Phosphoreliminierung in den Kläranlagen zu optimieren. Unter der
Überschrift "Politikziel: Das Phosphorproblem bis 2027 zwischenlagern"
hatten wir vor neun Jahren kommentiert:

"Um die übermäßige Phosphorbelastung schon zum Ende der ersten
Bewirtschaftungsrunde im Jahr 2015 größtenteils in den Griff zu
bekommen, gibt es nach Ansicht von Abwasserexperten auch ohne weitere
Prüfungen eine auf der Hand liegende Vorgehensweise:

Erstens müssen auch Kläranlagen unter 10.000 Einwohnerwerten (EW) mit
einer Phosphorfällung ausgestattet werden. Die Auswahl erfolgt
sinnvollerweise nach Flussgebieten. Dort, wo es in den Unterläufen
Probleme gibt (z.B. Lahn, Neckar, Main, Mosel, Weser), müssen alle
Kläranlagen über 1000 EW mit Phosphoreliminierungsstufen ausgestattet
werden.

Und zweitens muss bei den größeren Kläranlagen der Wirkungsgrad der
bislang betriebenen Phosphorfällung deutlich verbessert werden. Dies
kann bei den mittelgroßen Kläranlagen durch die so genannte
"Zweipunktfällung" in Kombination mit einer erhöhten Fällmittelmenge
erfolgen. Auch bei den großen Kläranlagen gibt es noch
Optimierungsbedarf, um Werte von 0,3 bis 0,4 mg/l zu erreichen. Für
noch niedrigere Werte (0,1 mg/l) bedarf es einer Flockungsfiltration.
Entsprechende Verfahren werden im Bodensee-Einzugsgebiet und in der
Schweiz seit zwei Jahrzehnten und mit moderaten Mehrkosten erfolgreich
praktiziert. Hessen und die anderen Bundesländer überlassen es jedoch
der Einsicht der kommunalen Kläranlagenbetreiber, ihre Kläranlagen
freiwillig aufzurüsten. 

In aller Regel werden die Kläranlagenbetreiber auf freiwilliger Basis
aber keinen müden Euro investieren. Erst durch verbindliche
Verwaltungsvorschriften werden sich die Kommunen veranlasst sehen,
tatsächlich ihre Abwasserreinigungsanlagen zu optimieren. Vor der
Verabschiedung einer entsprechenden Verordnung schrecken Bund und
Länder aber zurück. Man lässt es darauf ankommen, dass auch die Fische
im Untermain und in den anderen staugeregelten Flüssen vor den
eutrophierungsbedingten Sauerstofflöchern zurückschrecken. Wenn die
Fische allerdings so dumm sein sollten, in den Sauerstofflöchern zu
verrecken, muss man eben eine weitere Studie in Auftrag geben und die
Umweltziele tieferhängen - oder zumindest die Fristen zur Abschaffung
der "Sauerstofflöcher" über 2015 und 2021 hinaus in die dritte
Bewirtschaftungsrunde bis 2027 verschieben."

In hessischen Flüssen ist Schmalhans Küchenmeister

Engagierten Gewässerschützern in der hessischen Umweltverwaltung ist
es zu verdanken, dass man dort gegen alle Widerstände in der zweiten
Bewirtschaftungsperiode 2009-2015 doch noch rechtzeitig umgesteuert
hat. Nach der zuvor beschriebenen Vorgehensweise hat man die dortigen
Kläranlagen so aufgerüstet, dass die Algen in den hessischen Flüssen
auf Magerkost gesetzt worden sind. Die Kieselalgen als der wesentliche
Eutrophierungsanzeiger sind inzwischen völlig »abgemagert«. Selbst in
Fließgewässern mit überproportional hohem landwirtschaftlichem
Einfluss steht jetzt bezüglich der Phosphatbelastung dem "guten
ökologischen Zustand" à la Wasserrahmenrichtlinie nichts mehr im Wege.

Dass man sich in den oberen Rängen der baden-württembergischen
Wasserwirtschaftsverwaltung gegen die hessischen Erfahrungen mit
Händen und Füßen gewehrt hat, ist verwunderlich. Denn im
baden-württembergischen Bodensee-Einzugsgebiet ist es mit der
Optimierung der Kläranlagen gelungen, den Bodensee von seinem hohen
Eutrophierungsniveau in den 60er und 70er Jahren in einen
nährstoffarmen Zustand zurückzuführen. Mittlerweile sind die
Phosphatkonzentrationen im Bodensee so gering, dass seit Jahren die
Berufsfischer rebellieren.

Für den Rest von Ba.-Wü. - sowie in vielen anderen Bundesländern in
Süd- und in Westdeutschland - ist es jetzt leider so, dass die längst
fällige Aufrüstung der Kläranlagen mit einer Zweipunktfällung
bestenfalls im dritten Bewirtschaftungszyklus erfolgen wird. Dem
investigativen Journalismus der STUTTGARTER ZEITUNG ist es zu
verdanken, dass die Debatte um "MONERIS" inzwischen weite Kreise
zieht. Auch im Stuttgarter Umweltministerium hat man begonnen,
zurückzurudern: Man will sich noch mal Gedanken machen, ob bei der
baden-württembergischen Version von "MONERIS" alles mit rechten Dingen
zu geht. Für alle, die den Disput im Detail nachvollziehen wollen,
hier die Hinweise zum Auffinden derQuellen: Für die Berichterstattung
in der STUTTGARTER ZEITUNG im Aug. und Sept. 2018 einfach "Stuttgarter
Zeitung Phosphor" in eine Suchmaschine eingeben. Für die inzwischen
zur MONERIS-Affäre veröffentlichten Landtags-Drucksachen "Landtag
Baden-Württemberg Moneris" eintippen.

 * 
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INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1240: Mönchengladbach - "Advent, Advent - Mit Schokolade und Konfekt" am 13.11.


Advent, Advent - Mit Schokolade und Konfekt



24 kleine Köstlichkeiten machen die Adventskalender-Türchen zu einer
ganz besonderen Überraschung. Die Teilnehmer stellen die 24
Überraschungen her und können ihren eigenen Kalender befüllen oder
einen im Workshop für 13,50 Euro kaufen.

13.11.2018, 18:00 - 21:45 Uhr

Volksverein MG, Geistenbecker Straße 107

Kurs-Nr.: 182F4680F

Kosten: 38 Euro, inkl. 18 Euro Zutatenumlage

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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